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I. Einleitung 

1. Ausgangsüberlegungen und Zielsetzung 

In der Berufsbildungs- und Erwachsenenbildungsforschung mangelt es an Histo-
riographien zur beruflichen Weiterbildung. Die thematischen Schwerpunkte in 
der Geschichtsschreibung dieser beiden erziehungswissenschaftlichen Teildis-
ziplinen konzentrieren sich auf Institutionen, Strukturen, Personen, Theorien 
und Praktiken ihrer tradierten Forschungsfelder: berufliche Erstausbildung, und 
hier insbesondere die berufsschulische Bildung, in der historischen Berufsbil-
dungsforschung und außerschulische und -berufliche Bildung Erwachsener in 
der historischen Erwachsenenbildungsforschung.  

Mit der vorliegenden Arbeit, die im Schnittbereich von Berufsbildungs- und 
Erwachsenenbildungsforschung anzusiedeln ist, soll ein Beitrag zur Geschichts-
schreibung beruflicher Weiterbildung geleistet werden. Es wird versucht, zwei 
Teilbereiche des beruflichen Weiterbildungssektors historisch zu beleuchten: 
Weiterbildung für Arbeitslose und Weiterbildung für Beschäftigte der Industrie 
in der Zeit der Weimarer Republik.  

Ausgangspunkt der Arbeit ist die Annahme, dass Weiterbildung für Arbeitslose 
und betriebliche Weiterbildung in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg deutliche 
Konturen erhalten und sich weiter ausdifferenziert haben. Es wird danach ge-
fragt, welche sozioökonomischen Hintergründe, arbeitsmarkt- und beschäfti-
gungspolitischen Kontexte Auslöser für die Ausgestaltungsprozesse darstellten 
und welche pädagogischen Leitbilder und weiterbildungspolitischen Überlegun-
gen sie begleiteten und ihnen legitimatorischen Rückhalt gaben. Zudem wird 
versucht, ein Bild von der Praxis der Arbeitslosenbildung und der betrieblichen 
Weiterbildung zu zeichnen, von den Angeboten, Zielen, Entwicklungstendenzen 
sowie Interdependenzen im Untersuchungszeitraum.  

Die historische Untersuchung von „Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im 
Betrieb – 1919-1933“ nimmt ihre Anstöße aus der Gegenwart. Folgende Ent-
wicklungs- und Strukturmerkmale dieser beiden Teilbereiche, wie sie in der 
jüngeren Vergangenheit bis heute deutlich werden, begründen in dieser Arbeit 
ihre historische Rekonstruktion und vergleichende Zusammenschau:  

Gleichzeitigkeit der gesellschaftlich-ökonomischen Relevanz und der Ausdiffe-

renzierung von Weiterbildung für Arbeitslose und betriebliche Weiterbildung im 

20. Jahrhundert:  

Bei den beiden Weiterbildungsbereichen handelt es sich im Hinblick auf Teil-
nehmerzahlen und Kostenaufwand um quantitativ bedeutende Segmente auf 
dem beruflichen Weiterbildungsmarkt (vgl. BMBF 2010; Büchter 2008). Gehört 
die Weiterbildung von Arbeitslosen – trotz permanenter gesetzlicher Reformu-
lierungen und finanzieller Einschnitte seit Bestehen des Arbeitsförderungsgeset-



 2

zes (AFG) von 1969 (vgl. Dobischat 1998; Kuhlenkamp 2001; Expertenkom-
mission 2002) – nach wie vor „zu einem der wichtigsten Aufgabenfelder der 
Erwachsenenbildung“ (Brödel 1999, S. 637), hat die betriebliche Weiterbildung 
– ebenfalls trotz Kostendruck auf die Unternehmen (vgl. Grüne-
wald/Moraal/Schönfeld 2003, S. 104) – den unterschiedlichen statistischen Er-
hebungen (vgl. Bellmann 2002), der theoretischen Berufsbildungs- und Erwach-
senenbildungsdiskussion (vgl. Faulstich 1998; Schiersmann/Iller/Remmele 
2002; Gonon 2002) und den bildungspolitischen Proklamationen zufolge wäh-
rend der letzten Jahrzehnte stetig an Bedeutung gewonnen.1 Weiterbildung für 
Arbeitslose und betriebliche Weiterbildung gelten als unverzichtbare Momente 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritts.  

Zwischen der bundesdeutschen Nachkriegszeit und heute wurden beiden Wei-
terbildungsbereichen – und zwar jeweils parallel – vor allem in zwei ökono-
misch und sozialpolitisch krisenhaften Zeitphasen seitens der politischen und 
wissenschaftlichen Diskussion jeweils eine zunehmende Relevanz und quantita-
tive Expansion attestiert. Beide Male standen Weiterbildungsforderungen in en-
gem Zusammenhang mit der Erörterung von Konfliktlagen im Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem und deren Lösungsmöglichkeiten: Mitte der 1980er Jahre 
im Kontext der von Arbeitgebern und konservativ-liberaler Regierung ins Leben 
gerufenen „Qualifizierungsoffensive“ und gut fünfzehn Jahre zuvor – Ende der 
1960er Jahre – unter dem Eindruck der Bildungsexpansion und der wirtschaftli-
chen Rezession.  

Die Protagonisten der „Qualifizierungsoffensive“ gingen davon aus, dass falsch 
qualifizierte Arbeitslose ein entscheidendes Hindernis bei der Beseitigung des 
„Facharbeitermangels“, bei der „Beschäftigungsförderung“ und schließlich für 
das Wirtschaftswachstum wären. Weiterbildung für Arbeitslose, so die Bot-
schaft, müsste intensiviert werden, und zwar indem sie von den Betrieben selber 
durchgeführt würde. Durch die Nähe von Qualifizierungsprozessen am betrieb-
lichen Bedarf und an der Praxis würde die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit 
erhöht. Dem hohen publizistischen Aufwand, mit dem die „Qualifizierungsof-
fensive“ damals propagiert wurde, standen massive Kritiken – zumal von ge-
werkschaftlicher Seite – gegenüber. Der Tenor dabei war, dass die „Qualifizie-
rungsoffensive“ zu einem „nationalen Problem“ hochstilisiert würde, um unter 
dem „Deckmantel von Gemeinwohl“ einen beträchtlichen Teil der Kosten der 
betrieblichen Weiterbildung durch staatliche Mittel abdecken zu lassen (vgl. 
Görs 1986, S. 223).  

                                                
1  Zu konzedieren ist, dass der Eindruck von einer Ausdehnung betrieblicher Weiterbildung 

nicht zuletzt deshalb zustande kommt, weil sich seit Anfang der 1990er Jahre die Berech-
nungsgrundlage aufgrund eines veränderten Weiterbildungsbegriffs zugunsten bislang 
nicht berücksichtigter Weiterbildungsformen verschoben hat. Gleichzeitig sind die niedri-
gen Rücklaufquoten einiger Betriebserhebungen zu berücksichtigen (vgl. Bellmann 2003).  
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Ende der 1960er Jahre avancierte Weiterbildung in der bildungspolitischen Dis-
kussion zu einer „große[n] Bildungsaufgabe der Zukunft“ (Picht 1972) und wur-
de in den unterschiedlichen Bereichen zum Kernbegriff, so auch im Zuge der 
Verabschiedung des AFG mit seinem Programm „aktiver Arbeitsmarktpolitik“ 
und gleichzeitig in unternehmerischen Bildungs- und Personalführungspro-
grammatiken (vgl. Schmitz 1978; Wittwer 1982). Arbeitslosenbildung und be-
triebliche Weiterbildung erfuhren von nun an eine bis dahin nicht gekannte öf-
fentliche Aufmerksamkeit. Insbesondere die betriebliche Weiterbildung bekam 
dadurch Auftrieb, dass Mitte der 1970er Jahre die arbeitgeberischen, ebenso wie 
arbeitsmarkt- und bildungsökonomischen Überlegungen (vgl. Loeber 1982) da-
hin gingen, die Qualifikationen der Arbeitskräfte wieder verstärkt den Marktme-
chanismen zu überlassen und Möglichkeiten zu schaffen, um kurzfristig, flexibel 
und bedarfsgerecht auf ökonomische Veränderungen reagieren zu können. Auch 
damals gerieten solche Vorschläge zum Einsatz von Weiterbildung unter ideo-
logiekritischen Aspekt, wobei die Arbeitslosenbildung primär in der Funktion 
sozialpolitischer Sicherung außerhalb der Betriebe (vgl. Lenhardt 1974) und die 
betriebliche Weiterbildung als kapitalistisches Herrschaftsinstrument (vgl. Ax-
macher 1974) gedeutet wurden.  

Seit den 1970er Jahren ist eine Reihe an Publikationen zur Weiterbildung für 
Arbeitslose und weit mehr noch zur betrieblichen Weiterbildung vorgelegt wor-
den. Die vom Institut zur Erforschung Sozialer Chancen (ISO) erstellte „Litera-
turdokumentation“ (Bolder 1987), das vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) (1990) in Auftrag gegebene Gutachten zu Forschungs-
stand und Forschungsperspektiven in der betrieblichen Weiterbildung und die 
unterschiedlichen inzwischen existierenden Literaturdatenbanken (vgl. z.B. 
BIBB 2002) spiegeln den stetig anwachsenden Literaturbestand wider. Gemein-
samer Nenner der inzwischen vorliegenden unterschiedlichen statistischen Er-
hebungsbefunde, der Ergebnisse aus kleineren qualitativen Studien, der unzähli-
gen Diskussionsbeiträge, der konzeptionellen und anwendungsbezogenen Be-
richte ist die Annahme von der Unverzichtbarkeit und ökonomischen und gesell-
schaftlichen Relevanz von Weiterbildung. Diesbezüglich besteht auch Konsens 
im erziehungswissenschaftlichen Diskurs, wobei hier deutlich wird, dass Ausei-
nandersetzungen mit der betrieblichen Weiterbildung eine weit höhere Attrakti-
vität genießen als die mit der Weiterbildung für Arbeitslose.  

Die also erst seit den 1970er Jahren zunehmende öffentliche und wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit der Arbeitslosenbildung und der betrieblichen Wei-
terbildung förderte den Eindruck, als wäre dies der Zeitpunkt der eigentlichen 
systematischen Anfänge von Weiterbildung auf dem Arbeitsmarkt und im Be-
trieb gewesen.  

Auf dem zeitlichen Kontinuum des 20. Jahrhunderts lässt sich eine frühere Pha-
se in den 1920er Jahren markieren, in der bereits beide Weiterbildungsbereiche 
an Bedeutung zugenommen haben, jedoch hier weniger theoretische als prakti-
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sche. Dies zu belegen ist ein Ziel dieser Arbeit. Es soll also gezeigt werden, dass 
bereits nach dem Ersten Weltkrieg eine parallel laufende Ausdifferenzierung 
von Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb stattgefunden hat. Die 
sozioökonomische Entwicklung in der Zeit der Weimarer Republik, die zuneh-
mende Arbeitslosigkeit, der sektorale Strukturwandel, Umstrukturierungen in 
der betrieblichen Rationalisierungs- und Beschäftigungspolitik einerseits, der 
Ausbau sozialpolitischer Maßnahmen auf den unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Gebieten, die Suche nach krisenüberwindenden, die „Volksgemeinschaft“ 
stabilisierenden Instrumenten, die gesellschaftliche Tendenz zu einer „Hypertro-
phie“ von Erziehung und Bildung, einer „Hypostasierung“ ihrer Möglichkeiten 
gegenüber anderen Möglichkeiten der Verbesserung von sozialen Verhältnissen 
(vgl. Tenorth 1985, S. 63) und der Ausbau von Jugend- und Erwachsenenbil-
dung andererseits waren wesentliche Hintergründe, vor denen die Konturen von 
Weiterbildung für Arbeitslose und betrieblicher Weiterbildung schärfer wurden. 
Unmittelbare Anstöße für die Arbeitslosenbildung kamen von dem Ausbau ar-
beitsmarktpolitischer Instrumentarien, zu denen auch Anpassungsqualifizierun-
gen und Maßnahmen des „Umlernens“ gehörten, und schließlich hat die Verab-
schiedung des „Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung“ (AVAVG) im Jahre 1927, mit dem die Finanzierung von „Fortbildung“ 
und „Umschulung“ reguliert wurde, ihre Bedeutung auch in der öffentlichen 
Wahrnehmung aufkommen lassen. Für den einsetzenden Prozess der Intensivie-
rung und Institutionalisierung betrieblicher Weiterbildung waren die weitere 
Auffächerung betrieblicher Qualifikationsstruktur auf dem Kontinuum zwischen 
ungelernter und gelernter Arbeit, der Bedarf an betriebsspezifischen Qualifikati-
onen, die insgesamt nur zögerliche Intensivierung der industriellen Lehrlings-
ausbildung, die durch betriebs- und arbeitsplatzspezifische Qualifizierungsmaß-
nahmen ergänzt oder ersetzt wurde, die Politik betriebsinterner Arbeitsmärkte 
mit der Strategie der Abschirmung betrieblicher Arbeitskräftepolitik von exter-
nen arbeits(markt)politischen Forderungen sowie die betriebliche Sozialpolitik 
und die Werksgemeinschaftsbewegung ausschlaggebend.  

Segmentation und Arbeitsteilung im Verhältnis zwischen Weiterbildung für Ar-

beitslose und betrieblicher Weiterbildung: 

Trotz der Bedeutung von Arbeitslosenbildung und betrieblicher Weiterbildung 
und der arbeitsmarkt- und berufsbildungspolitischen Forderung nach ihrer Ver-
zahnung gehören Segmentation und „Arbeitsteilung“, „derzufolge die Betriebe 
in erster Linie ihr qualifiziertes Stammpersonal weiterqualifizieren und die 
AFG-Weiterbildung primär Arbeitslose mit dem Ziel der Reintegration fördert“ 
(Dobischat 1998, S. 27), zu den chronischen Strukturmerkmalen des Zusam-
menhangs dieser beiden Weiterbildungsbereiche. Schon in der Kritik an der 
„Qualifizierungsoffensive“ Mitte der 1980er wurde Zweifel daran geäußert, dass 
Bemühungen um die betriebsnahe Ausrichtung von Arbeitslosenqualifizierung 
etwas an der Desintegration dieser Weiterbildungsbereiche bzw. daran, dass die 
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berufliche Weiterbildung dazu tendiere, sich „auseinanderzuentwickeln“, „in ein 
öffentlich finanziertes Instrument der Reintegration von Arbeitslosen in das Be-
schäftigungssystem und zum anderen in ein primär privat finanziertes System 
des sozialen Aufstiegs für Arbeitsplatzinhaber“ (Sauter 1986, S. 37) ändern 
könnten. Nach Georg (1998) lässt „die Abschottung betrieblicher Weiterbildung 
gegen den Zugang von Betriebsexternen die Reste öffentlicher und öffentlich 
geförderter Weiterbildung als eine Art Reparaturinstanz für die als ‚Problem-
gruppen’ des Arbeitsmarktes etikettierten Teilnehmer zurück“ (S. 193). Ähnlich 
spricht Sauter (1989) von einem „Recyclingmodell“ (S. 5), da die von den Be-
trieben nicht länger Beschäftigten durch Qualifizierungsmaßnahmen wieder an-
passungsfähig gemacht würden, und Friebel (1993) von einer „Aufbereitung“ 
der Arbeitslosen für den Arbeitsmarkt: „Diese serielle Prozessierung von Ar-
beitsvermögen verweist bereits auf die Konsequenzen des gespaltenen Weiter-
bildungsangebotes für die Betroffenen“ (S. 19). Ein Austausch zwischen den 
Weiterbildungsmarktsegmenten finde allenfalls punktuell und sozial-selektiv, 
unter besonderer Berücksichtigung besser qualifizierter Personengruppen, die 
nach Abschluss einer erfolgreichen Teilnahme der Arbeitslosenbildung noch am 
ehesten Eingang in Beschäftigung finden könnten (vgl. Sengenberger/Mendius 
1984; BMBW 1990; Dobischat/Seifert/Ahlene 2002; Faulstich 2003), statt. 

Obwohl bereits der Deutsche Bildungsrat (1970) mit seinen Zielvorstellungen 
nahelegte, „Weiterbildung als Gesamtbereich im Bildungssystem“ (S. 200) an-
zusehen und zu behandeln und forderte, dass hierzu „staatliche, kommunale und 
private Träger zur Verbreitung und Verbesserung des Bildungsangebotes zu-
sammenwirken“ (ebd.) sollen, war bereits in den 1970er Jahren die „Aufspal-
tung“ (Sass/Sengenberger/Weltz 1974, S. 117) in einen betrieblichen und öffent-
lich geförderten Weiterbildungsbereich offensichtlich, ebenso wie das betriebli-
che Interesse daran, „Einflüsse des öffentlichen Weiterbildungsangebots, wie 
auch der öffentlichen Förderungsprogramme (etwa AFG) auf ihre Arbeitskräfte-
politik weitgehend zu neutralisieren bzw. sich nutzbar zu machen“ (ebd.). In den 
damaligen überwiegend soziologischen Untersuchungen zur Weiterbildung hat 
das die Frage aufgeworfen, „ob dies nicht zu öffentlichen Interventionen führen 
müsste“ (ebd.).  

Die bislang zumindest für die letzten drei Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts nach-
gewiesene Desintegration resultiert wesentlich daraus, dass sich beide Weiter-
bildungsbereiche aus jeweils unterschiedlichen Systemzusammenhängen ausdif-
ferenziert haben (vgl. Harney 1997, S. 98). Weiterbildung für Arbeitslose und 
betriebliche Weiterbildung haben sich nicht aus dem Erziehungs- und Bildungs-
system heraus entwickelt und ihre Träger, die Arbeitsverwaltungen und Betrie-
be, sind keine eigentlichen, sondern „implizite“ Weiterbildungsanbieter (vgl. 
Friebel 1993, S. 14), die nicht-originäre Weiterbildungsziele verfolgen. Arbeits-
losenbildung und betriebliche Weiterbildung haben ihre primären Bezugspunkte 
nicht in der Bildungspolitik, sondern in der Arbeitsmarktpolitik und der betrieb-
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lichen Beschäftigungspolitik, haben entsprechend differente Aufgaben- und 
Zielverständnisse, unterschiedliche juristisch-administrative sowie ressourcen-
strukturelle Voraussetzungen und eine unterschiedliche Klientel, die nach ge-
schlossenen Modi rekrutiert wird. Bezüge zum Erziehungs- und Bildungssystem 
ergeben sich zunächst nur insofern, als für unterschiedliche Angebote bestimmte 
formalisierte Bildungsabschlüsse vorausgesetzt werden und weil die dort kursie-
renden pädagogischen und didaktischen Leitbilder auch hier kommuniziert und 
mehr oder weniger praktisch umgesetzt werden.  

Die besonderen strukturellen Eigenschaften der jeweiligen Weiterbildungsberei-
che, die Segmentation und spezifische Arbeitsteilung in ihrem Verhältnis sind – 
zwar auch, aber – eben nicht nur Folge gegenwärtiger Arbeitsmarkt- und Be-
triebspolitik, sondern auch historisch tradiert: Die historische Rekonstruktion 
von Weiterbildung für Arbeitslose und betrieblicher Weiterbildung soll nicht nur 
zeigen, dass beide Weiterbildungsbereiche Ergebnisse von Entwicklungen ihrer 
jeweiligen Systemzusammenhänge (Arbeitsmarkt- und Betriebspolitik) sind, 
sondern auch, dass die Desintegration, Arbeitsteilung und die betrieblichen 
Schließungstendenzen von beschäftigungs- und qualifizierungspolitischen An-
gelegenheiten nach außen, die die Abstimmungsprozesse zwischen beiden Wei-
terbildungsbereichen erschwer(t)en, bereits im Prozess ihrer Ausdifferenzierun-
gen angelegt waren.  

Integrationsversuche, Reproduktion der Desintegration und die Rolle der Wei-

terbildungspolitik  

Seit den 1970er Jahren gehört die Verzahnung von Weiterbildung für Arbeitslo-
se und im Betrieb zu den arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Idealvorstellungen 
(vgl. Lenhardt 1974, S. 169-192). Durch eine intensivierte Abstimmung dieser 
Weiterbildungsbereiche, so die arbeitsmarktpolitische Zielvorstellung, sollte 
einmal der Übergang von der Arbeitslosenbildung in Beschäftigung bzw. in be-
triebliche Weiterbildung erleichtert, zum anderen die Orientierung betrieblicher 
Weiterbildungsgestaltung auch am Qualifizierungsbedarf und den Qualifizie-
rungsmöglichkeiten für Arbeitslose gewährleistet werden. Im Sinne der Erhö-
hung von Mobilität der Beschäftigten sollte zudem eine stärkere Ausrichtung 
betrieblicher Weiterbildung an den Bedingungen des externen Arbeitsmarktes 
garantiert und hierdurch ihre Reduktion auf den betriebsbezogenen Gebrauchs-
wert zugunsten der Ausrichtung auf den arbeitsmarktbezogenen Tauschwert 
vermieden werden (vgl. Sass/Sengenberger/Weltz 1974, S. 117; Hans-Böckler-
Stiftung 1986; Sengenberger 1987, S. 57; BMBW 1990, S. 122ff.; Arbeitskreis 
Arbeitsmarktpolitik 2000, S. 9; Icking 2002).  

Die Bemühungen um die Integration der beiden Weiterbildungsmarktsegmente 
werden einmal durch den losen Zusammenhang ihrer jeweiligen Referenzsyste-
me, Arbeitsmarktpolitik und betriebliche Beschäftigungspolitik, deren Aus-
tauschdefizite besonders in Zeiten von wirtschaftlichen Krisen und Arbeitslosig-
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keit auffällig werden (vgl. Lutz 1984), erschwert. Hinzu kommt die fehlende 
Anbindung von betriebsexternen Qualifizierungsprozessen an betriebliche Qua-
lifikationsprognosen und Qualifizierungsstrategien. Zudem reproduzieren die 
Weiterbildungspolitik und -theorie selber diese Divergenz. Aus historischen und 
demokratietheoretischen Gründen ist der gesamte Weiterbildungsbereich plura-
listisch, dezentralisiert, partial reguliert und von einer staatlichen Gesamtsteue-
rung weitgehend unabhängig. An das Schul- und Ausbildungssystem ist Weiter-
bildung nur lose bzw. teilweise gekoppelt und bildet insgesamt keinen festen 
integralen Bestandteil des Bildungswesens.  

In jüngerer Zeit ist die bildungspolitische und teilweise auch -theoretische Dis-
kussion um ordnungspolitische Rahmenbedingungen zwischen den Extremen 
staatlicher Regulierung und marktförmiger Deregulierung intensiviert worden, 
auch sind arbeitsmarkt- und tarifrechtliche Regulierungen für eine verbesserte 
Verknüpfung von Arbeitslosenbildung und betrieblicher Weiterbildung vorge-
schlagen worden. Während die Berufs- und Wirtschafspädagogik nach Mög-
lichkeiten der Verbindung von berufschulischer und betrieblicher Aus- und Wei-
terbildung fragt und sich vor allem auf die formalisierte Fortbildung nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) und auf das arbeitsplatznahe Lernen als Bestand-
teil der betrieblichen Weiterbildung konzentriert, zieht die Erwachsenenbildung 
überwiegend noch eine strikte Grenze zwischen der beruflichen Erstausbildung 
und Weiterbildung und zwischen dem Schulsystem und der Weiterbildung, so 
dass hier ein Ausloten von Anschlussstellen für die Verzahnung von Weiterbil-
dung im (Berufs)Bildungssystem selten stattfindet.  

Die überwiegend erziehungswissenschaftliche Zurückhaltung in Fragen berufli-
cher Weiterbildungspolitik hat historische Gründe und geht auf die Phase der 
Herausbildung der Fachdiskussionen in der Weimarer Republik zurück. Es soll 
in dieser Arbeit gezeigt werden, dass sowohl die Berufsbildungstheorie als auch 
die Erwachsenenbildungsdiskussion durch ihre Schwerpunktsetzungen und Inte-
ressen die Intransparenz und Divergenz in der beruflichen Weiterbildung 
(mit)reproduziert haben: Während sich die berufliche Weiterbildung in unter-
schiedlicher Trägerschaft entwickelte hat, hat die Berufsbildungstheorie gerade-
zu gänzlich von beruflichen Weiterbildungsfragen abstrahiert. Auch die damali-
ge erwachsenenpädagogische Fachdiskussion hat kaum Bezug zur beruflichen 
Weiterbildung genommen und gleichzeitig mit ihrem Plädoyer für ein unver-
bindliches Verhältnis zwischen Erwachsenenbildung und Staat, für unverbindli-
che Formen der Institutionalisierung und für eine relative Unabhängigkeit von 
Erwachsenenbildung im Bildungswesen dazu beigetragen, dass der beruflichen 
Weiterbildung ein hohes Maß an Freiräumen blieb, die dann jedoch für unter-
schiedliche politische Interessen der Weiterbildungsträger genutzt werden konn-
ten.  



 8

2. Forschungsüberblick  

Die Geschichte der Arbeitslosenbildung ist abgesehen von einigen wenigen Ar-
beiten in der Berufspädagogik (vgl. Reinisch 1985, 1986; Kipp/Biermann 1989; 
Schütte 1992) und in der Erwachsenenpädagogik (vgl. Brödel 1984; van Cleve 
1990; Zeuner 2002) kaum historisch rekonstruiert worden. Eine umfassendere 
Studie hat Sabine Reh (1995) über die Hamburger Arbeitslosenbildung in der 
Zeit zwischen 1914 und 1933 vorgelegt. Trotz ihrer gesellschaftlichen Bedeu-
tung und historischen Kontinuität ist Arbeitslosenbildung insgesamt nach wie 
vor „kein geschlossener Gegenstandsbereich historischer Forschung“ (S. 6).  

Auch in der betrieblichen Weiterbildung mangelt es an historischer Forschung 
(vgl. Faulstich 1998; Gonon 2002). Bislang liegen nur sehr wenige und zeitlich 
eingegrenzte Arbeiten vor, die sich mit der Geschichte betrieblicher Weiterbil-
dung befassen (Kipp 1984; Müglich 1996; Büchter 2002; Büchter 2003; Büch-
ter/Kipp 2003). Trotzdem steht dort, wo über Forschungsdesiderate und –bedarf 
in der betrieblichen Weiterbildung nachgedacht wird (vgl. BMBW 1990; 
Schiersmann/Iller/Remmele 2001), die Intensivierung historischer betrieblicher 
Weiterbildungsforschung nicht auf dem Programm. Immerhin stellt der Auto-
renkreis des „Memorandums zur historischen Erwachsenenbildungsforschung“ 
(Ciupke/ Gierke/Hof/Jelich/Seitter/Tietgens/ Zeuner 2002) heraus: „Die histori-
sche Untersuchung betrieblicher und beruflicher Bildungsarbeit öffentlicher 
Träger oder Betriebe ist als defizitär einzuschätzen“ (S. 21).  

Sinn und Nutzen historischer Berufsbildungs- und Weiterbildungsforschung sol-
len hier nicht ausführlich dargelegt werden. Für die Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogik (vgl. Stratmann 1970; Harney 1993; Kipp 2000), die Erwachsenenpä-
dagogik (vgl. Dräger 1985; Tietgens 1985) und für die betriebliche Weiterbil-
dung (vgl. Gonon 2002, Büchter 1999) ist dies an anderen Stellen geschehen. 

Für die erziehungswissenschaftliche Verspätung in der historischen beruflichen 
Weiterbildungsforschung lassen sich unterschiedliche Gründe nennen, die mit 
dem Verhältnis der jeweiligen Teildisziplinen zur beruflichen Weiterbildung 
insgesamt zu tun haben. Berufliche Weiterbildung ist nicht nur in der Theorie 
der Berufs- und Wirtschaftspädagogik, sondern auch in der Erwachsenenbildung 
ein relativ junges Diskussions- und Untersuchungsfeld. Die eigentliche publizis-
tische Hinwendung zur beruflichen Weiterbildung erfolgte in beiden Teildiszip-
linen erst in den 1970er Jahren.  

In der berufs- und wirtschaftspädagogischen Forschung war der gesamte Wei-
terbildungsbereich bis dahin marginalisiert. Die ersten ausführlicheren Ausei-
nandersetzungen sind in den im Juni 1975 und Oktober 1977 erschienenen 
Schwerpunktheften „Berufliche Weiterbildung“ der Zeitschrift für Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik (ZBW) dokumentiert. In dem vom damaligen Bundesmi-
nisterium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) herausgegebenen Gutachten 
(1990) heißt es noch: „Die Erforschung beruflicher insbesondere betrieblicher 
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Weiterbildung hat die Berufspädagogik nie zu ihren Aufgaben gezählt" (S. 206). 
Vielmehr hat sie sich seit der Etablierung der akademischen Berufsschulleh-
rerausbildung in ihren Forschungsinteressen auf die berufliche Erstausbildung, 
und hier auf den schulischen Teil, konzentriert. Betriebliche Bildung insgesamt 
und in historischer Perspektive im Besonderen gehörte lange Zeit zu den unter-
belichteten Berufsbildungsbereichen. Dort, wo sie dann ausführlich historisch 
dokumentiert wurde (vgl. z.B. Pätzold 1980; Schlüter/Stratmann 1985; Pätzold 
1991), fand die Geschichte betrieblicher Weiterbildung explizit keine Erwäh-
nung. 

Ferner sind es die Weiterbildung unmittelbar auslösenden Bezugsmomente, die 
die Berufs- und Wirtschaftspädagogik erst spät in ihrer Dynamik, Komplexität, 
Politikoffenheit und damit in ihrer weiterbildungsinduzierenden Funktion beg-
riffen hat: Erstens versperrte die fast bis in die 1970er Jahre hinein dominierende 
ständisch-statische Berufsauffassung den Blick für die Dynamik von Beruflich-
keit von Arbeit und für Weiterbildungsbedarf. Zweitens hat die Trennung der 
Berufsbildung von den Qualifikationen konstruierenden Prozessen auf dem be-
triebsexterner und dem -internen Arbeitsmarkt dazu geführt, dass die Wider-
sprüchlichkeit und Komplexität der Qualifikationsstruktur, die nicht zuletzt 
durch Weiterbildung (re-)produziert wird, kaum hinterfragt wurde. Drittens war 
die Vorstellung vom Jugendalter als separater und abschließender beruflicher 
Entwicklungsphase lange vorherrschend.  

Als sich die Erwachsenenbildungswissenschaft in den 1970/80er Jahren stärker 
Fragen der beruflichen Weiterbildung zuwandte, ging es zunächst in erster Linie 
um die Weiterbildung in öffentlichen Erwachsenenbildungseinrichtungen, dabei 
dann auch um die Arbeitslosenbildung. Der Betrieb kam als Stätte der Weiter-
bildung nicht in Betracht. Mitte der 1970er Jahre schreibt Axmacher (1977): 
„Kaum strittig ist [...], daß die akademische Zunft der Erwachsenenpädagogik 
um die Erforschung der in den Betrieben stattfindenden Lernprozesse Erwach-
sener einen weiten Bogen macht“ (S. 86). Bis zur „realistischen Wende“ in der 
Erwachsenenbildungstheorie wurde Erwachsenenbildung vorzugsweise als 
„zweckfreie“ Bildung gesehen und berufliche Weiterbildung nur bedingt akzep-
tiert.  

Bis zu dieser Zeit haben Berufs-, Wirtschafts- und Erwachsenenpädagogik die 
Auseinandersetzung mit der Arbeitslosenbildung von sich aus dezent intensiviert 
und die Erforschung betrieblicher Weiterbildung anderen Disziplinen und ihren 
Forschungseinrichtungen überlassen, der Wirtschaftswissenschaft, und hier der 
Personalwirtschaftslehre (vgl. z.B. Fassbender 1966; Klusen 1975; 
Kirsch/Bruder/Gabele 1978), und der Industrie-, Bildungs- und Organisations-
soziologie (vgl. z.B. Sass/Sengenberger/Weltz 1974; Lenhardt 1974; Schmitz 
1979; Hesseler/Weert-Frerick 1982).  
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Die dann in den 1990er Jahren erfolgte Beschäftigung mit der betrieblichen 
Weiterbildung folgte, zumal in der Erwachsenenbildung, eher dem Kurs im An-
schluß an die "realistische Wende" in der Erziehungswissenschaft und hatte sich 
einer überwiegenden Pragmatismusorientierung verschrieben, die die betriebli-
che Weiterbildung weitgehend instrumentalisierte und gleichzeitig ahistorisierte. 

3. Eingrenzung von Untersuchungsbereich und Begrifflichkeit 

Zeitlich ist die Arbeit auf die Jahre zwischen 1919 und 1933 eingegrenzt. Be-
gründet wurde die Wahl des Zeitraums weiter oben mit der Annahme von der 
Ausdifferenzierung von Weiterbildung für Arbeitslose und betrieblicher Weiter-
bildung vor dem Hintergrund soziokönomischer, arbeitsmarkt- und beschäfti-
gungspolitischer Entwicklungen einerseits und der zunehmenden gesellschaftli-
chen Relevanz von Erziehung und Bildung als Möglichkeiten der Kriseninter-
vention andererseits.  

Zudem ist die Weimarer Republik – „kaum eine Epoche der deutschen Ge-
schichte ist so gut erforscht“ (Peukert 1987, S. 9) wie diese – für historische Be-
rufsbildungs- und Erwachsenenbildungsforschung durchaus attraktiv. Dies mag 
einmal daran liegen, dass es sich hierbei um eine politisch höchst dynamische, 
wirtschaftlich äußerst turbulente und kulturell spannende Phase zwischen Auf-
bruch in eine neue Freiheit und Sehnsucht nach Reintegration, Ganzheit und 
Gemeinschaft handelte. Zugleich finden sich in dieser Vielfalt und Beweglich-
keit sowie der Suche nach Übersicht und neuer Ordnung auch Ähnlichkeiten zu 
Heute. In den 1920er Jahren „entdecken wir [...] mit den Zügen der klassischen 
Moderne das Heraufkommen unserer eigenen Lebenswelt. Wir betrachten eine 
Gesellschaft an der Scheidelinie zwischen gegenwärtig Vertrautem und befrem-
dend Vergangenem – eine Gesellschaft, die unsere Ängste und Hoffnungen teil-
te und deren eigene Phantasien und Phobien uns doch ein irritierendes Zerrbild 
unserer Alltagsnormalität entgegenhalten“ (S. 272).  

Für die Berufs- und Wirtschaftspädagogik war die Zeit der Weimarer Republik 
eine Art Aufbauphase: Während die Lehrerbildungsgänge an Handelshochschu-
len und berufspädagogischen Instituten weiter ausgestaltet wurden, begann die 
berufs- und wirtschaftspädagogische Disziplin sich zu konstituieren. Die 
Reichsschulkonferenz mit ihrem Vorschlag für den Entwurf eines Reichsgeset-
zes über die Berufsschulpflicht, die Abkehr von der Fortbildungsschule hin zur 
„neuen“ Berufschule, die sich durchsetzende Auffassung von der Berufsschule 
als die Ausbildung ergänzenden Institution, die Arbeiten am Entwurf eines Be-
rufsausbildungsgesetzes, die allmähliche Intensivierung der industriellen Lehr-
lingsausbildung und mit ihr die quantitative Zunahme der Lehrwerkstätten und 
Werkschulen waren weitere berufspädagogisch relevante Entwicklungsschritte – 
auch wenn nicht alle Gesetzesentwürfe und berufschulische Konzeptionen reali-
siert wurden (vgl. Abel 1963; Muth 1985; Stratmann 1990; Schütte 1992; Gei-
nert 1998).  
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Auch für die Erwachsenenbildung war die Zeit der Weimarer Republik äußerst 
ereignisreich. Der Staat setzte sich mit dem Art. 148 der Reichsverfassung für 
die Förderung der Volksbildung ein, die Freie Volksbildung war auf der Reichs-
schulkonferenz mit einem eigenen Ausschuss vertreten, unterschiedliche Rich-
tungen der Volksbildungsbewegung (konservative, liberal-demokratische und 
sozialistische) bildeten sich weiter aus, der Streit zwischen der „Alten“ (extensi-
ven und Volksbildung verbreitenden Richtung) und der „Neuen“ (intensiven und 
Volksbildung gestaltenden) Richtung setzte sich – zugunsten letzterer – weiter 
fort, der „Hohenrodter Bund“ wurde gegründet sowie die „Deutsche Schule für 
Volksforschung und Erwachsenenbildung“, die erwachsenenpädagogische 
Fachdiskussion etablierte sich, die Professionalisierungsfrage der Mitarbeiter 
wurde angegangen und die „Prerower Formel“ verabschiedet (vgl. Henningsen 
1960; Dikau 1968; Pöggeler 1976; Scheibe 1976; Flitner 1979; 
Keim/Olbrich/Siebert 1979; Laack 1985; Langewiesche 1989); Wolgast 1996; 
Seitter 1997; Tietgens 2001). 

Jenseits dieser Ereignisse und von den Diskussionen dieser Disziplinen und Ar-
beitsbereiche weitgehend abgeschnitten entwickelte sich die bereits im 19. Jahr-
hundert nachweisbare berufliche Weiterbildung in unterschiedlicher Träger-
schaft und mit den unterschiedlichen Aufgabenverständnissen und Zielsetzun-
gen weiter fort. Von der im Zentrum dieser Arbeit stehenden Weiterbildung für 
den Arbeitsmarkt und Weiterbildung im Betrieb sollen die jeweiligen Entwick-
lungslinien aus den jeweiligen inneren Systemzusammenhängen, Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik, die Politikstrategie, in die beide Weiterbildungsbe-
reiche eingebunden waren, Strukturen, Formen und Funktionen einzelner Ange-
botsschwerpunkte vorgestellt werden.  

Bei der Darstellung der Arbeitslosenbildung erfolgt die Differenzierung zwi-
schen den einzelnen Formen auf der Basis zeitgenössischer Systematisierungs-
versuche. Die Unterscheidung zwischen Formen betrieblicher Weiterbildung 
erfolgt auf der Grundlage der in den Quellen und Dokumenten am häufigsten 
thematisieren Formen. Unter den Begriff Arbeitslosenbildung werden hier sol-
che Maßnahmen subsumiert, die explizit an Jugendliche und Erwachsene ohne 
bezahlte Erwerbsarbeit gerichtet waren, ausdrücklich als Arbeitslosenkurse be-
zeichnet wurden und unter die Regelung der Erwerbslosenfürsorge bzw. des 
AVAVG fielen. Zur betrieblichen Weiterbildung in der Weimarer Republik 
werden diejenigen Maßnahmen gezählt, die von den Betrieben bzw. ihren Per-
sonal- und Bildungsabteilungen ausnahmslos für die betrieblichen Beschäftigten 
angeboten wurden.  

Auch wenn in dieser Arbeit von Weiterbildung die Rede ist, muss darauf hinge-
wiesen werden, dass dieser Begriff in der Zeit der Weimarer Republik längst 
nicht die Verbreitung hatte, wie im Anschluss an seine offizielle Einführung 
durch den Strukturplan des Deutschen Bildungsrates (1970), die auch dazu bei-
getragen hat, dass er von nun an Eingang in Konzepte von Betrieben und ihren 



 12 

Vertretern fand. Mit dem Gebrauch des Weiterbildungsbegriffs in dieser Arbeit 
wird Historisches im zeitlichen Modus der Gegenwart präsentiert und in eine 
neue Sprache übertragen. Beides läuft Gefahr, die „historische Wirklichkeit“ zu 
verzerren und zu konstruieren. Andererseits handelt sich bei der Geschichts-
schreibung immer um einen subjektiven, re-„konstruktiven“ und relativierenden 
Akt. Quellensuche, -sondierung, -interpretation, Arrangement der Daten und 
Aufbau der Darstellung der Ergebnisse erfolgen vom Standpunkt des Betrach-
ters und aus gegenwärtiger Perspektive. Die Ergebnisse sind interpretations- und 
revisionsoffen, fordern damit zu (Nach-)Forschungen, Gegendarstellungen und 
Ergänzungen auf, was zur Anregung weiterer historiographischer Untersuchun-
gen in der beruflichen Weiterbildung beitragen könnte. Zu einer möglichst 
nachvollziehbaren Geschichtsdarstellung soll das Arbeiten mit Daten, die „in der 
Geschichte“ (Lange 2002, S. 75) gewonnen sind, eine möglichst große Quellen-
nähe bei der Rekonstruktion des Gewesenen, die Wahrung von Kontexten bei 
der Wiedergabe von Aussagen, beispielsweise durch längere Zitate aus den Pri-
märquellen, führen.  

Der hier verwandte Weiterbildungsbegriff bietet in erster Linie einen Deutungs-
rahmen bei der Sichtung, Interpretation und Präsentation des historischen Mate-
rials, der die Vergleichbarkeit von Vergangenem mit Gegenwärtigem ermögli-
chen soll. Er orientiert sich an gegenwärtigen Definitionen und grenzt sich 
gleichzeitig von ihnen ab. Die in der aktuellen Literatur zu findenden Begriffs-
fassungen zur beruflichen/betrieblichen Weiterbildung sind, obwohl sie inzwi-
schen nicht-formalisiertes und informelles Lernen miteinbeziehen, im Hinblick 
auf die zeitlich Fixierung auf dem berufsbildungsbiographischen Kontinuum der 
Teilnehmer zu eng. Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) berufene „Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens“ 
definiert in ihrem Zwischenbericht (2002) Weiterbildung als „die Fortsetzung 
oder Wiederaufnahme von formalem, nicht-formalem und/oder informellem 
Lernen allgemeiner oder beruflicher Inhalte nach Abschluss einer ersten berufs-
qualifizierenden Ausbildung“ (S. 56). Auch Arnold (1999) datiert den Beginn 
betrieblicher Weiterbildung auf die Zeit „im Anschluss an die Erstausbildung" 
(S. 139). Mit einem solchen Begriffsverständnis werden aber all jene, die keine 
berufliche Ausbildung absolviert haben, ausgeschlossen. Es zeigt sich jedoch, 
dass auch Arbeitslose und Beschäftigte ohne eine formale Ausbildung (Un- und 
Angelernte) – wenn auch mit geringem betrieblichen Aufwand – an Weiterbil-
dung im Betrieb partizipiert haben und noch partizipieren. 

Demgegenüber hatte der Deutsche Bildungsrat (1970) bereits ein von der Erst-
ausbildung unabhängiges Verständnis. Gemäß seiner Definition schließt Weiter-
bildung an eine „unterschiedlich ausgedehnte erste Bildungsphase“ (S. 197) an: 
„Das Ende der ersten Bildungsphase und damit der Beginn möglicher Weiterbil-
dung ist in der Regel durch den Eintritt in die volle Erwerbstätigkeit gekenn-
zeichnet. [...] Die Grenze zwischen erster Bildungsphase und Weiterbildung 
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bleibt fließend, ein Mindestzeitraum der Erwerbstätigkeit als Voraussetzung für 
die Weiterbildung lässt sich nicht angeben“ (ebd.). Die Formulierung, „Eintritt 
in die volle Erwerbstätigkeit“ durch „Eintritt in den Arbeitsmarkt“ ersetzt eignet 
sich diese Definition für die historische berufliche Weiterbildungsforschung in-
sofern, als auch Schulabgänger, Un- und Angelernte als Teilnehmer in der Wei-
terbildung für Arbeitslose und in der betrieblichen Weiterbildung berücksichtigt 
werden können.  

Explizit aus seiner Definition ausgegrenzt hatte der Bildungsrat das „kurzfristige 
Anlernen und Einarbeiten am Arbeitsplatz“ (ebd.). Angesichts dessen, dass in-
zwischen auch das nicht-formelle und informelle Lernen am Arbeitsplatz zur 
Weiterbildung gezählt wird, hat diese Einschränkung kaum noch Gültigkeit. 
Auch in dieser Arbeit wird die Anlernung mitberücksichtigt. In den Quellen und 
Dokumenten, die für die Rekonstruktion von Arbeitslosenbildung und betriebli-
cher Weiterbildung herangezogen wurden, findet die Anlernung, als nicht-
formalisierte, systematische Qualifizierungsform Erwähnung, die, wenn sie kon-
tinuierlich und aufbauend erfolgte und mit Arbeitserfahrungen kombiniert wur-
de, durchaus zum „Aufstieg“ auf eine facharbeiterähnliche Ebene führen konnte.  

4. Untersuchungsansatz und Quellenlage 

Diese Arbeit berührt zwei historiographische Aspekte: Einerseits handelt es sich 
um eine sozialhistorische Rekonstruktion, deren Anspruch in der Erziehungs-
wissenschaft darin besteht, insbesondere unter Rückgriff auf sozialwissenschaft-
liches Datenmaterial, strukturelle, soziale und politische Bedingungen, Bezie-
hungen, Interessen und ihre Auswirkungen auf Erziehung und Bildung innerhalb 
einer definierten Zeit darzustellen, um dabei „zu zeigen, wie in der gesellschaft-
lichen Realität Erziehung und Bildung zu eigener Form gerinnt“ (Tenorth 2002, 
S. 127). Der sich seit den 1960/70er Jahren in den Erziehungswissenschaften 
durchsetzende sozialhistorische Ansatz in der Geschichtsschreibung (vgl. Strze-
lewicz 1970; Hermann 1974; Greinert 1975; Stratmann 1975; Lange 1986) dis-
tanzierte sich insofern von rein ideenhistorischen Rekonstruktionen, als nun his-
torische pädagogische Phänomene nicht mehr als bestimmten Ideen entsprun-
gen, sondern als Ergebnis eines kumulativen sozialhistorischen Prozesses gese-
hen werden sollten. Aus der Perspektive des gesellschaftlich historischen Ge-
wordenseins, so die Vorstellung, könnte die „gesellschaftliche Wirklichkeit“ in 
ihrer Wandlungs-, Veränder- und Aushandelbarkeit begriffen werden.  

Zum sozialhistorischen Kontext, der hier berücksichtig wird, um den Generie-
rungszusammenhang von Weiterbildung für Arbeitslose und betrieblicher Wei-
terbildung nachvollziehen zu können, zählen die sozioökonomische Entwick-
lung (Kap. II), von der aus wesentliche Impulse für die berufliche Weiterbildung 
kamen, die Entwicklung des beruflichen Weiterbildungssektors, in die die hier 
untersuchten Weiterbildungsbereiche (Kap. VI) eingebunden waren und die 
Entwicklung der Systemzusammenhänge Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspo-
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litik (vgl. Kap. VI, VII, VIII), aus denen heraus sich die Weiterbildungssegmen-
te gebildet haben.  

Eine Beschränkung auf eine sozialhistorische Rekonstruktion und der Verzicht 
auf eine Auseinandersetzung mit dem „pädagogischen Denken“ (Kap. III) und 
den Gedanken derjenigen, die sich in der Weimarer Republik mit der Gestaltung 
und Institutionalisierung von „Volksbildung“, ihrem Verhältnis zum Staat und 
ihrer Verortung im Bildungswesen auseinandergesetzt haben, würde Wesentli-
ches offen lassen: die Frage nach dem Zusammenhang zwischen den Leitbildern 
und Begründungen für Erziehung und Bildung der pädagogischen Theorie einer-
seits und der Praxis andererseits, nach dem spezifischen Verhältnis zwischen der 
Berufsbildungs- und Volksbildungstheorie und den hier untersuchten Gegens-
tänden und den Einflüssen der damaligen Volksbildungsdiskussion auf die hier 
untersuchten Weiterbildungsbereiche. Deshalb wird hier die sozialhistorische 
Rekonstruktion durch eine ideenhistorische, bei der die Rekonstruktion von ge-
sellschaftlichen bzw. pädagogischen Leitvorstellungen im Vordergrund steht 
(vgl. Büchter/Kipp 2003), ergänzt. Dieser Ansatz ist methodisch umstritten, da 
hierbei nicht auf Daten und Fakten, sondern interpretationsbedürftige Aussagen 
zurückgegriffen wird. Eine möglichst große Quellennähe soll die Möglichkeit 
des Nachvollzugs eröffnen.  

Angesichts der Defizite in der historischen beruflichen Weiterbildungsforschung 
wird in dieser Arbeit bei der Rekonstruktion überwiegend mit Primärquellen 
gearbeitet. Die sozioökonomische Analyse beruht vor allem auf Datenmaterial 
des Statistischen Reichsamtes, zeitgenössischer sozial- und wirtschaftswissen-
schaftlicher Zeitschriften, aus historischen Beiträgen zur Berufsbildung sowie 
aus aktuelleren Beiträgen der historiographischen Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften.  

Die Analyse der Arbeitslosenbildung erfolgt insbesondere auf der Basis von Be-
richten aus historischen Zeitschriften für Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, von 
Materialien des „Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise“, der „Reichsarbeits-
blätter“, von Dokumenten des „Reichsarbeitsministeriums und der Reichsar-
beitsverwaltung“ und „Berichten der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung“.  

Ein für historische Forschung schwer zugänglicher Bereich ist die betriebliche 
Weiterbildung. Bis in die 1970er Jahre hinein wurde sie statistisch nicht erfasst 
(vgl. Axmacher 1974, S. 184; Wittwer 1982, S. 56). Schwerdtfeger/Andräß 
(1966) kamen in ihrer Untersuchung zu dem Befund: „Die Erfassung der Er-
wachsenenbildungs-Aktivitäten der Industriebetriebe erwies sich als so kompli-
ziert, daß bei künftigen Erhebungen über die Gewinnung von Informationen in 
diesem außerordentlich wichtigen Bereich gesonderte Überlegungen angestellt 
werden müssen" (S. 15). Betriebe verfügen nur selten über Material, das die tat-
sächlichen Weiterbildungsaktivitäten in der Vergangenheit explizit dokumen-
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tiert. Hinweise zur Geschichte betrieblicher Weiterbildung finden sich in den 
Quellen und Dokumenten auch weniger unter Schlagworten wie Weiterbildung 
und Erwachsenenbildung, sondern eher unter Ausbildung, Fortbildung, Perso-
nalwesen oder Sozialpolitik. Angesichts der in der sozioökonomischen Analyse 
deutlich werdenden arbeits-, ausbildungs- und sozialpolitischen Relevanz der 
Großindustrie, und hier der Kernsektoren: Metall-, Maschinenbau und Elektro-
industrie, konzentriert sich die Analyse betrieblicher Weiterbildungspraxis auf 
Firmen dieser Branchen, die durch Beispiele aus den Branchen Chemie und 
Feinmechanik ergänzt werden. Als wenig ergiebig gestaltete sich die Suche in 
den Werksarchiven. Einerseits schränkte die „durch Kriegseinwirkungen her-
vorgerufene Dezimierung der einschlägigen Bestände [...] den Gebrauchswert 
der Werksarchive erheblich ein und erschwerte [...] die Untersuchung der be-
trieblichen Ausbildungspraxis“ (Schütte 1992, S. 15). Andererseits verfügen 
Werksarchive zwar durchaus, manchmal sogar kistenweise, über Material aus 
dem Untersuchungszeitraum, das aber nicht vollständig registriert und signiert 
und somit für den öffentlichen Gebrauch (noch) nicht zugänglich ist.  

Als besonders ergiebig haben sich die Werkzeitungen erwiesen, über die bereits 
in der Weimarer Republik nahezu jeder Konzern bzw. große Industriebetrieb 
(vgl. Michel 1997; Büchter/Kipp 2002) verfügte. Hier finden sich theoretische 
und konzeptionelle Überlegungen zur betrieblichen Bildung, Programmankün-
digungen, Erfahrungsberichte, konzeptionelle Vorschläge, Mitteilungen der Per-
sonal- und Bildungsabteilungen sowie Wesentliches aus den Firmen-
Jahresberichten. Hilfreich bei der Darstellung waren historische wirtschaftsnahe 
Verbandszeitschriften, betriebs-, arbeitswissenschaftliche und arbeitspädagogi-
sche Texte sowie nicht zuletzt sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Histo-
riographien zur betrieblichen Sozial-, Personal- und Qualifizierungspolitik.  

5. Aufbau der Arbeit 

Im zweiten Kapitel (Kap. II) dieser Arbeit geht es um die sozioökonomischen 
Voraussetzungen für die Entwicklung von Weiterbildung für Arbeitslose und 
betrieblicher Weiterbildung im Untersuchungszeitraum: die demographische 
Entwicklung, der sektorale Wandel, Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, die 
Positions- und Qualifikationsdifferenzierungen im Beschäftigungssystem sowie 
die industrielle Ausbildungspolitik und ihre Ergänzungsbedürftigkeit durch Wei-
terbildung. Gleichzeitig wird hier belegt, dass der industrielle Sektor, der insbe-
sondere in der Auseinandersetzung mit betrieblicher Weiterbildung eine zentrale 
Rolle spielen wird, der beschäftigungsintensivste und zugleich derjenige war, 
der die höchste Erwerbslosenzahl verzeichnen konnte, und ferner dass die Grup-
pe der Arbeiter, auf die im Folgenden besonders fokussiert wird, die stärkste 
sowohl unter den in der Industrie Beschäftigten und unter den Arbeitslosen war.  

Bei dem dritten Kapitel (Kap. III) handelt es sich um eine ideenhistoriographi-
sche Abhandlung. Hier geht es um die Rekonstruktion des „pädagogischen Den-
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kens“ in der Weimarer Republik, welches auf die Konzeptionen und Begrün-
dungen von Weiterbildung für Arbeitslose und betrieblicher Weiterbildung Ein-
fluss hatte und Deutungen lieferte, anhand derer die Praxis der beiden Weiter-
bildungsbereiche legitimiert werden konnte – das aber auch durch die Weiterbil-
dungspraxis reproduziert wurde. Die Analyse erfolgt unter Rekurs auf einschlä-
gige berufsbildungs- und volksbildungstheoretische Überlegungen, aber auch 
auf diejenigen von Nachbardisziplinen, insbesondere der Arbeits- und Industrie-
pädagogik. Die Darstellung wird anhand folgender Analyseaspekte, die sich so-
wohl bei und nach der Lektüre dieser Theorien und der Auswertung der Quellen 
und Dokumente für die beiden Hauptkapitel herauskristallisiert haben, durchge-
führt: „Erziehung und Bildung zur Krisenbewältigung“, „Individuum und Ge-
meinschaft in der pädagogischen Theorie“, „Bildungsexpansion und Gegenstra-
tegie“, „Zuteilung von Bildung und Stabilisierung sozialer Ordnung“ und „Ar-
beit als Ausgangspunkt von Erziehung und Bildung“. Die im pädagogischen 
Denken auffällige Präferenz für Gemeinschaftsbildung, die Tendenz zu einer 
Reduktion von „Bildungsvermassung“ und die Forderungen, Arbeit zum Zent-
rum von Erziehung und Bildung zu etablieren, gaben der Praxis von Arbeitslo-
senbildung und betrieblicher Weiterbildung einen Rückhalt.  

Im vierten Kapitel (Kap. IV) soll anhand der Rekonstruktion der damaligen 
(einzigen intensiveren) Fachdiskussion um die Gestaltung der „Volksbildung“, 
wie sie von Vertretern des Hohenrodter Bundes geführt wurde, gezeigt werden, 
dass diese selbst mit dazu beigetragen hat, dass berufliche Weiterbildung ihre 
gewachsene historische Kontinuität nicht nur beliebig fortsetzen, sondern dabei 
auch weiterhin sich selbst überlassen bleiben konnte, und zwar indem sie auf 
diese Bereiche kaum eingingen. Vielmehr stärkten sie mit ihren Vorstellungen 
zur politischen Gestaltung von Erwachsenenbildung die Autonomie und das in-
teressengesteuerte Agieren in der beruflichen Weiterbildung.  

Im fünften Kapitel (Kap. V) soll ein erster Einblick in die Landschaft der Anbie-
ter und Angebote in der beruflichen Weiterbildung gegeben werden, um zu zei-
gen, dass Weiterbildung für Arbeitslose und im Betrieb Beschäftigte Teilberei-
che eines umfassenderen Gesamtsektors zweckbezogener Weiterbildung waren. 
Insgesamt wird zwischen fünf Segmenten differenziert, wobei die institutionelle 
Gebundenheit der Anbieter ein zentrales Unterscheidungskriterium darstellt: 
schulische Weiterbildung, Weiterbildung in ungebundener und zweckfreier An-
bieterschaft, Weiterbildung von Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie 
von wirtschaftsnahen Vereinen, Ausschüssen und Instituten sowie schließlich 
Weiterbildung in gewerkschaftlicher Trägerschaft.  

Quer zu diesen Anbietertypen werden dann im sechsten Kapitel (Kap. VI) die 
strukturellen und politischen Eigenschaften von Arbeitslosenbildung und be-
trieblicher Weiterbildung vorgestellt. Verdeutlicht werden soll, dass Arbeits-
verwaltungen und Betriebe als nicht-originäre Weiterbildungsanbieter unter-
schiedliche Interessen und Strategien bei der Instrumentalisierung von Weiter-
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bildung verfolgten, was eine Konvergenz dieser beiden Weiterbildungsbereiche 
bereits in der Vergangenheit erschwert hat.  

In den darauf folgenden Kapiteln werden schließlich Arbeitslosenbildung (Kap. 
VII) und betriebliche Weiterbildung (Kap. VIII), insbesondere unter Berücksich-
tigung ihre Entwicklungen aus den jeweiligen Systemzusammenhängen und ih-
rer unterschiedlichen Formen und Funktion dargestellt. 
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II. Sozioökonomische Voraussetzungen für die Entwicklung von 

Weiterbildung  
Weiterbildung steht im engen Zusammenhang mit den jeweilig existierenden 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen „Makrostrukturen“ (Bolder/Hendrich/ 
Nowak u.a. 1994, S. 14-15).2 So bekam auch die Entwicklung von Arbeitslosen-
bildung und Weiterbildung im Betrieb in der Weimarer Republik wesentliche 
Anstöße aus dem sozioökonomischen Kontext.  

Im Folgenden sollen verschiedene Einzelaspekte dargestellt werden, die den 
Wirkungszusammenhang von Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Be-
trieb im Untersuchungszeitraum begründen: 

− die demographische Entwicklung und die Alterskonkurrenz auf dem Ar-
beitsmarkt und im Betrieb,  

− die Entwicklung des Arbeitsmarktes und die Nutzung von Weiterbildung 
als Instrument der Arbeitsmarktpolitik,  

− die Positions- und Qualifikationsdifferenzierung im Beschäftigungssystem, 
an die Weiterbildung anschließt,  

− das betriebliche Ausbildungsverhalten, auf das betriebliche Weiterbildung 
reagiert.  

1. Demographische Entwicklung und Alterskonkurrenz 

Nach Harney (1990) ist die Konstitution des Weiterbildungssektors in der Zwi-
schenkriegszeit von 1919 bis 1939 ohne die demographischen Veränderungen 
„weder möglich noch sinnvoll gewesen“ (S. 55).  

Demographisch betrachtet war die Zeit der Weimarer Republik widersprüchlich: 
Auf der einen Seite konnten seit der Reichsgründung kontinuierliche Zuwächse 
in der Bevölkerung verzeichnet werden, die sich auch nach den durch Gebiets-
abtretungen und Kriegsverluste bedingten Einschnitten im Bevölkerungswachs-
tum immer weiter fortsetzten.  

Zentrale Gründe für den Bevölkerungszuwachs waren die sinkende Sterberate, 
die „Zuwanderung von Auslanddeutschen und Flüchtlingen aus den abgetrete-
nen Gebieten“ (Syrup 1927, S. 8) und der bereits lange vor dem Krieg erfolgte 
Zustrom von Wanderarbeitern, deren Anzahl über der der Abwanderungen lag: 
„Ja, die ersten Nachkriegsjahre brachten sogar vornehmlich durch die Rückkehr 
von Auslanddeutschen und Deutschen aus den abgetretenen Gebieten einen be-
trächtlichen Wanderungsgewinn, der die an sich große Auswanderung dieser 
Jahre nach Übersee bei weitem überwog“ (Preller 1978, S. 113). 

                                                
2  Vgl. hierzu beispielsweise auch Harney 1990, S. 25-26; Münk/Lipsmeier 1997, S. 36-52. 
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Abb. 1: Entwicklung der Reichsbevölkerung seit Reichsgründung, in Mio. 

Jahr Gesamt männlich Weiblich 

1871 41,0 20,1 20,9 

1880 45,2 22,1 23,1 

1890 49,4 24,2 25,2 

1900 56,4 27,7 28,7 

1910 64,9 32,0 32,9 

nach Gebietsabtretungen 

1910 57,8 28,5 29,3 

1925 62,4 30,2 32,2 

1933 65,2 31,7 33,5 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 466; 1936a, S. 6 

Nach der Stabilisierung der Währung und der kurzen Wiederbelebung der Wirt-
schaft nach 1925/26 zog es viele Menschen wieder in die Industriegebiete, wo-
bei der Ausfall der in der Landwirtschaft Tätigen zusätzlich durch neue Zuwan-
derungen kompensiert wurde (vgl. Dohrin 1930, S. 569-570). In bevölkerungs-
wissenschaftlichen Prognosen wurde vor einer räumlichen Enge im Deutschen 
Reich gewarnt.  

Demgegenüber stand die sinkende Geburtenrate, die sich bereits vor dem Ersten 
Weltkrieg abgezeichnet hatte und die als Bedrohung für das deutsche Volk ge-
deutet wurde. Die Ursachen für den Geburtenrückgang waren vielschichtig: So 
folgte die seit Ende des 19. Jahrhunderts sich ausbreitende „moderne Bevölke-
rungsweise“ (vgl. Langewiesche/Tenorth 1989, S. 3) dem Prinzip Wohlstand 
statt Kinderreichtum, dessen Realisierung durch die Fortschritte in der Medizin 
und Hygiene und durch die Möglichkeiten der Empfängnisverhütung unterstützt 
wurde. Der hohe Verlust an männlichen Arbeitskräften während des Ersten 
Weltkrieges ließ viele Frauen zu Alleinversorgerinnen der Familien werden, 
gleichzeitig setzten sich diese für ihre gesellschaftliche und berufliche Emanzi-
pation ein, die nicht bei einer Vielzahl an Kindern, sondern allenfalls in klein-
familiären Verhältnissen realisierbar war.  

Trotz unterschiedlicher Warnungen vor dem Bevölkerungsschwund bereits vor 
und während des Ersten Weltkrieges setzte sich der Geburtenrückgang in der 
Weimarer Republik weiter fort. Befürchtungen vor der „Vergreisung der Deut-
schen“ und dem „Volkstod“ (Peukert 1987; Penkert 1995) wurden laut, und der 
Tenor aller Negativprognosen war: „Das ‚Volk ohne Raum’ schicke sich an, ein 
‚Volk ohne Jugend’ zu werden, es habe sich in erstaunlich kurzer Zeit auf die 
ihm durch den Krieg und den Vertrag von Versailles aufgezwungene Engräu-
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migkeit eingerichtet und den Willen und die Kraft zur ‚biologischen Selbstbe-
hauptung’ eingebüßt“ (Castell Rüdenhausen1989, S. 67). 

Die Volkszählung von 1925 bestätigte mit ihren Ergebnissen den Trend zur fort-
schreitenden Alterung der Bevölkerung.3 Ende der 1920er Jahre hieß es in den 
„Vierteljahresheften zur Konjunkturforschung“ (1928): „Während vor dem 
Kriege alle Altersklassen der Bevölkerung ein gleichmäßiges Wachstum aufzu-
weisen hatten, ist nach dem Kriege vorwiegend die Zahl der Erwachsenen ge-
stiegen, die Kinderzahl aber hinter der durchschnittlichen Zunahme zurück-
geblieben“ (S. 32).  

Die Volkszählung relativierte die Prognosen von der zunehmenden Alterung der 
Erwerbsbevölkerung zunächst. Danach war zwar im Zeitraum von 1907 bis 
1925 der Prozentanteil der Erwerbstätigen in den höheren Altersgruppen der 
Männer angewachsen, gleichzeitig war aber auch der der unter 25-jährigen 
männlichen Arbeiter gestiegen. Dies verdeutlichen die Ergebnisse zur quantita-
tiven Entwicklung der Gruppe der Arbeiter – hierzu zählten nach der Berufszäh-
lung von 1925 die haupt- und nebenberuflich erwerbstätigen Arbeiter – nach 
Alter in den unterschiedlichen Wirtschaftssektoren:  

Abb. 2: Arbeiter nach Altersgruppen in Wirtschaftsabteilungen 1925, in Prozent 

Altersgruppen Auf die aufgeführten Altersgruppen entfielen von je 100 Arbeitern in den 

Wirtschaftsabteilungen 

 Land- und Forstwirtschaft Industrie und Handwerk Handel und Verkehr 

 1907 1925 1907 1925 1907 1925 

Männer 

unter 25  43,0 49,1 39,0 41,6 23,9 25,6 

25 bis 50  39,7 32,9 51,4 43,8 64,2 59,0 

über 50 17,3 18,0 9,6 14,6 11,9 15,4 

Gesamt 100 100 100 100 100 100 

Frauen 

unter 25 56,4 57,8 60,7 55,9 55,7 49,5 

25 bis 50 30,0 31,6 32,1 37,0 37,1 40,1 

über 50 13,6 10,6 7,2 7,1 7,2 10,4 

Gesamt 100 100 100 100 100 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 192 

                                                
3  Lag der Anteil der über 65-Jährigen in der Vorkriegszeit (1900) noch bei 4,9 Prozent, be-

trug er nun (1925) 5,8 Prozent, im selben Zeitraum war der Prozentsatz an Kindern im Al-
ter von 0 bis 14 Jahren um ca. 10 Prozent auf 25,7 Prozent gesunken (Statistisches Reich-
samt 1931, S. 558). 
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Deutlich fiel die Zunahme älterer Männer im Sektor Industrie und Handwerk 
auf, von 9,6 Prozent im Jahre 1907 auf 14,6 Prozent im Jahre 1925.4  

Mit dem Hinweis auf die älteren Menschen in der Industrie und auf die sinken-
den Geburtenzahlen in der Bevölkerung setzten sich die Prognosen von der Al-
terung der Gesellschaft in der öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion 
durch und intensivierten die Auseinandersetzungen um die Arbeitsfähigkeit und 
Produktivität älterer Menschen. Spekuliert wurde über das Alter, ab dem von 
einem Leistungsrückgang ausgegangen werden könnte: ab dem 35., dem 40. 
oder ab dem 50. Lebensjahr. Altersstudien der Arbeitswissenschaften und Mes-
sungsversuche zum altersbedingten Leistungsabfall der Psychotechnik trugen 
dazu bei, dass das Alter, mit dem ein beginnendes Nachlassen in der Arbeitsleis-
tung assoziiert wurde, immer weiter herab gesetzt wurde: „Der landläufige Beg-
riff vom ‚besten Mannesalter’ wird vom Zeitstudieningenieur und Psychotech-
niker mehr und mehr revidiert. Die sogenannte Majorsecke, von der vor dem 
Kriege oft die Rede war, liegt für einige Berufe nicht mehr im vierten, sondern 
schon im dritten Lebensjahrzehnt. Es geht demnach nicht mehr allein um den im 
biologischen Sinne ‚altersschwachen’, hilfsbedürftigen Menschen, sondern mehr 
noch um die wachsende Kategorie der vom Standpunkt der Arbeits- und Be-
triebswissenschaft erwerbsbeschränkten, nicht mehr vollwertigen, ‚alternden’ 
Arbeitnehmer“ (Müller 1930, S. 4). Arbeitswissenschaft und Psychotechnik un-
terfütterten mit ihren Ergebnissen die altersspezifische Beschäftigungs- bzw. 
Lohnpolitik einiger Unternehmen: „Auch die in der Industrie tätigen Psycholo-
gen enttäuschten ihre Auftraggeber nicht. In ihrem Bestreben, ihre Profession als 
nützlich zu erweisen und zu legitimieren, konnten sie stets auf die große Kom-
patibilität ihrer Untersuchungsergebnisse mit den Grundzügen unternehmeri-
scher Beschäftigungspolitik verweisen. Der psychotechnische Befund des Leis-
tungsrückgangs ab dem 40. Lebensjahr bei Handarbeitern etwa korrespondierte 
exakt mit den Leistungslohneinbußen“ (Penkert 1995, S. 124).  

Angesichts steigender Arbeitslosigkeit und der Versorgungskrisen im sozialen 
Sicherungssystem wurde die im Laufe der Weimarer Republik zunehmende Al-
terung der Bevölkerung als Problem, teils sogar als etwas Lästiges wahrgenom-
men. Im Jahre 1930 schrieb Ernst Kahn: „Stadt und Land sind übersät mit Al-
tersheimen, die Schulen sind entvölkert und über die leergewordenen Straßen 
schleichen müde Greise und Greisinnen. Die paar noch lebenden jungen Men-

                                                
4  Die in der Altergruppe der 25- bis 50-Jährigen zu verzeichnende Abnahme männlicher 

Erwerbsbeteiligung in allen Wirtschaftssektoren konnte auf die kriegsbedingten Arbeits-
kraftverluste zurück geführt werden, die sich in diesen Zahlen nieder schlugen, ebenso wie 
auf lohnkostenbedingte Entlassungen männlicher Arbeitskräfte. Beides erklärt, warum bei 
den Frauen in dieser Alterssparte in allen Sektoren Zuwächse zu verzeichnen waren. Der 
Prozentsatz der Arbeiterinnen in Industrie und Handwerk blieb anders als bei den Männern 
in der höchsten Alterstufe mit 7,2 Prozent - im Jahre 1907 waren es 7,1 Prozent – relativ 
konstant. 
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schen müssen die schwere Bürde der Ernährung jener nutzlosen Alten tragen“ 
(S. 166). Zu dem Bild von der Nutzlosigkeit gesellte sich schließlich eines, das 
eine Hässlichkeit und „Anbrüchigkeit“ der über 40-Jährigen zeichnete, wobei in 
erster Linie auf die spezifischen Arbeitsorgane, also vor allem Hände und Sin-
nesorgane, fokussiert wurde (vgl. Moede 1930, S. 29-30). Gleichzeitig warnten 
Arbeits-markt-, Sozial- und Bildungspolitiker, die sich der Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit widmeten, vor einer sich verschärfenden Alterskonkurrenz 
auf dem betriebsexternen und -internen Arbeitsmarkt. Dies geschah nicht ohne 
Hintergrund: Denn während es ihnen darum ging, die Strategien zur Begegnung 
der schlimmsten Auswirkungen von Jugendarbeitslosigkeit durchzusetzen, wur-
de in – zumal industriellen – Betrieben eine Personalpolitik praktiziert, die nicht 
von vornherein auf eine längerfristige Beschäftigung von Jugendlichen zielte. 
Im Kontext betriebsspezifischer Modi der Personal- bzw. Qualifikationsversor-
gung, in Verbindung mit der Rationalisierung von Arbeit bzw. der Tendenz zur 
Reduzierung des Qualifizierungsaufwandes einerseits (vgl. Saitzew 1932, S. 55-
56) und dem Druck der erstarkenden Arbeiterbewegung und ihren Forderungen 
auf der anderen Seite gingen die betrieblichen personalpolitischen Bestrebungen 
eher in Richtung einer Internalisierung von Arbeitsmärkten und damit einer 
Etablierung einer erfahrenen, flexibel einsetzbaren, betrieblich längerfristig so-
zialisierten und loyalen Stammbelegschaft (vgl. Schudlich 1994). Ältere Arbei-
ter seien „für fast alle Arbeiten geschulter und fähiger, vor allem den jüngeren 
gegenüber weitaus disziplinierter“ (Matheus 1932, S. 675). Für die Jugendli-
chen, die Ungelernten und selbst die Lehrlinge bedeutete dies häufig eine kurz-
fristige bzw. nur vorübergehende Beschäftigung. Bemerkenswert war, dass sich 
selbst die Gewerkschaften noch bis weit in die 1920er Jahre hinein „im wesent-
lichen um die Probleme der älteren Arbeitnehmer und Familienväter [kümmer-
ten] und [...] nur mit sehr viel geringerem Engagement die Arbeitsmarktsituation 
der Jugendlichen [beachteten]“ (Castell Rüdenhausen 1989, S. 90).  

In der damaligen Literatur wurde die Alterskonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt 
unter Fragestellungen, wie „sollen wir die Jugendlichen, die unsern Nachwuchs 
bilden, beschäftigen oder die erwachsenen Arbeiter in erster Linie in der Arbeit 
behalten?“ (Matheus 1932, S. 674), diskutiert. Als Kehrseite der betrieblichen 
Beschäftigungspolitik wurde eine überalterte Belegschaft ohne „belebenden ju-
gendfrischen Zustrom neuer zukunftswichtiger Kräfte“ (S. 675) thematisiert. 
Hinweise auf die Relevanz von Arbeit für die Entwicklung und die Biographie 
von Jugendlichen sowie das politische Klima sollten die betriebliche Einsicht in 
die Notwendigkeit der Beschäftigung von Jugendlichen fördern: „Arbeitslose, 
deren Arbeitskraft verbraucht und deren Lebensenergie im Schwinden ist, die 
sich ohnehin nach Ruhe sehnen, gewöhnen sich schon mit der Zeit an das be-
schauliche In-den-Tag-Hineinleben, wenn die Nahrungssorgen von ihnen ge-
nommen sind. Mancher blüht sogar auf und fühlt sich jetzt eigentlich erst als 
Mensch [...]. Die arbeitslos herumlungernde Jugend verzehrt sich nach dem Le-
ben, nach dem Kräfte-messen-Können; sie fühlt sich unnütz, vom Schicksal be-
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trogen und leidet ob der Zweck- und Ziellosigkeit ihres Daseins; sie leidet mehr 
als es den Anschein hat und es ihr selbst bewußt wird“ (Flächsenhaar 1932, S. 
687); oder: „das Unglück der mit 50 Jahren schon ‚zu alten’ Arbeiter und Ange-
stellten (um die man noch froh sein wird), sei nicht gering geachtet. Aber ver-
schwindet es nicht hinter dem tragischen Schicksal der Jungen, die berufsbera-
ten und eignungsgeprüft wurden, ihre Lehrzeit absolvierten, die, arbeitslos ge-
worden, die Zeit nutzen, sich weiterbilden oder umstellen, aber nicht wissen wo-
zu? [...] Wenn es ein Recht auf Arbeit gibt, dann haben es die Jungen zuallererst; 
diese laßt schaffen. Ihr löst damit [...] innenpolitische Spannungen“ (Flächsen-
haar 1932b, S. 176).  

Einen anderen Umgang mit der Alterskonkurrenz als im Produktionsbereich 
zeigte sich im kaufmännischen Bereich. Hier wurden Jugendliche und weibliche 
Angestellte im Vergleich zu erwachsenen bzw. älteren Personen für die zuneh-
menden Bürotätigkeiten bevorzugt eingestellt, weil dadurch bereits länger be-
schäftigte und besser bezahlte Angestellte entlassen werden konnten. Allerdings 
waren die neuen Stellen überwiegend „durch Rationalisierung und Maschinisie-
rung der Büroarbeit entstanden, die es ermöglichten, geringer qualifizierte Per-
sonen, also Jugendliche und Frauen, einzustellen. Bewerber mit Realschu-
labschluß, Abitur und sogar mit Hochschulabschluß konnten jetzt froh sein, 
wenn sie als Überqualifizierte noch zu Schreibmaschinenarbeiten herangezogen 
wurden“ (Castell Rüdenhausen 1989, S. 90). Die höhere Entlassungsquote älte-
rer Angestellter spiegelt sich auch in den damaligen Veröffentlichungen wider, 
beispielsweise in Beiträgen wie: „Die Stellenlosigkeit der älteren Kaufleute“ 
(Soziale Praxis 1921); „Die Not der älteren stellenlosen Angestellten“ (Auburtin 
1925); „’Der Mann von fünfzig Jahren’“ (Hahn 1925); „Gibt es Mittel zur Lö-
sung des Problems der stellenlosen Angestellten“ (Schepp 1930) oder „Schulung 
erwerbsloser Angestellter“ (Dehning 1931). Aus einer im Auftrag des Reichsar-
beitsministeriums von der Reichsverwaltung Mitte 1925 durchgeführten Erhe-
bung, die vor dem Hintergrund der „katastrophalen Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt der Angestellten“ (Reichsarbeitsblatt Nr. 40/41, zit. n. Auburtinus 
1925, S. 1148) stattfand, geht hervor, dass im selben Jahr 66.985 gemeldete stel-
lenlose Angestellte gezählt werden konnten, von denen über ein Viertel das 40. 
Lebensjahr überschritten hatte (vgl. Auburtinus 1925, S. 1148).  

Auffällig ist, dass in der Weimarer Republik nicht nur in der Jugendarbeitslosig-
keit eine politische Gefahr gesehen wurde, sondern auch die Arbeitslosigkeit 
unter den älteren Angestellten als Bedrohung für die Staatsloyalität dieser Grup-
pe wahrgenommen wurde: Neben den „sozialen Gefahrenmomenten dürften die 
politischen nicht unterschätzt werden. Diese Schichten gehörten zu den festesten 
Stützen des Staates im Sinne positiver Staatsauffassung. Die wirtschaftliche Not 
und die Ausscheidung aus dem Berufskreise sind geeignet, sie völlig wurzellos 
zu machen. Auch vom bevölkerungspolitischen Standpunkt aus haben Staat und 
Gesellschaft ein dringendes Interesse daran, diese Angestellten existenzfähig zu 
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erhalten, denn sie haben durchschnittlich mehrere Kinder aufzuziehen“ (Hahn 
1925, S. 685). Das vom Reichstag und der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
vorgelegte Kündigungsschutzgesetz für ältere Angestellte aus dem Jahre 1926 
sowie die Forderungen der Angestellten-Gewerkschaften nach zwangsweiser 
Einstellung stellenloser älterer Angestellter wurden von Arbeitgeberseite scharf 
kritisiert (vgl. Schepp 1930, S. 598). Auch in dieser Frage wandten sich die Ar-
beitgeber „grundsätzlich gegen Zwangseingriffe in den Betrieb, durch welche 
die freie Unternehmerdisposition trotz ihrer Verantwortung für den Betrieb ein-
geschränkt werde“ (ebd.). Vielmehr verteidigten sie – und zwar Wirtschaftssek-
toren übergreifend – ihre spezifischen Modi des Umgangs mit der demographi-
schen Entwicklung.  

Mit der Alterung der Gesellschaft stieg der Erwartungsdruck der älteren Men-
schen im Beschäftigungssystem im Hinblick auf Arbeitsplatz- und Einkom-
menssicherheit, gleichzeitig nahm die – zumindest potenzielle – Teilnehmer-
schaft in der Erwachsenenbildung im Laufe der Weimarer Republik zu. Theore-
tisch konnten Angebote beruflicher und betrieblicher Weiterbildung nun an eine 
steigende Zahl an Erwerbstätigen und Erwerbslosen in unterschiedlichen Wirt-
schaftssektoren gerichtet werden. Inwieweit und in welcher Form dies prakti-
ziert wurde, hing vor allem von der Berufsbildungs- und Arbeitsmarktpolitik 
sowie dem betrieblichen Problembewusstsein hinsichtlich der Qualifizierung, 
dem Bild von der alterspezifischen Lern- und Leistungsfähigkeit der Belegschaft 
und nicht zuletzt von dem zu erwartenden Nutzen solcher Investitionen ab. 5  

2. Quantitative Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftssek-

toren  

Neben der demographischen Entwicklung gehört die quantitative Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit und der Arbeitslosigkeit zu den die Weiterbildung konstitu-
ierenden sozialstrukturellen Momenten der Weimarer Republik.  

Differenzierte Auskünfte über die Erwerbstätigkeit und ihre Verteilung auf 
Wirtschaftsabteilungen, ebenso wie über die Berufsstruktur geben neben der 
Volks- und Betriebszählung die Berufszählungen aus den Jahren 1925 und 1933 
(Statistisches Reichsamt 1931; 1936a,b,c).6  

                                                
5  Ohne hier ins Detail gehen zu wollen, sei erwähnt, dass die Frage nach den betrieblichen 

Weiterbildungskosten eher im Hinblick auf die „Weiterbildungskosten der Lehrlinge im 
Produktionsbetriebe“ (Cornely 1930, S. 120) bezogen gestellt wurde als auf die älterer Be-
schäftigter, was möglicherweise noch mit der Vorstellung vom altersbedingten Leistungs-
abfall korreliert. 

6  Zu den Erwerbstätigen zählten „Personen, die eine hauptberufliche Erwerbstätigkeit aus-
üben und über den Rahmen der eigenen Haushaltung und des Familienbetriebs hinaus im 
Wirtschaftsleben tätig sind und infolgedessen gegebenenfalls auch auf dem Arbeitsmarkt 
erscheinen“ (Statistisches Reichsamt 1931, S. 8) 
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Von der gesamten Reichsbevölkerung im Jahre 1925 (62,4 Mio.) waren 51,3 
Prozent erwerbstätig, 1933 waren es 10,8 Prozentpunkte weniger, also 40,5 Pro-
zent – bei 65,2 Mio. Einwohnern. Ein Vergleich mit den Ergebnissen früherer 
Berufszählungen verdeutlicht die kontinuierliche Zunahme des Anteils Erwerbs-
tätiger an der Gesamtbevölkerung bis 1925 – und danach den Rückgang bis 
1933: 

Abb. 3: Anteil Erwerbstätiger nach Berufszählungen, in Prozent  

Berufszählung Erwerbstätige männlich weiblich 

1882 42,4 61,2 24,4 

1895 43,0 61,6 25,2 

1907 45,7 61,4 30,5 

1925 51,3 68,0 35,6 

1933 40,5 50,8 30,8 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 9 und 1936a, S. 6f. 

Die Ursache für die Zunahme des Erwerbstätigenanteils bis 1925 waren die be-
reits erwähnten Zuwanderungen und Veränderungen im Altersaufbau der Be-
völkerung. Verantwortlich für die Abnahme der Anzahl Erwerbstätiger zwi-
schen 1925 und 1933 waren einmal das altersbedingte Ausscheiden von Ar-
beitskräften aus dem Erwerbsleben, vor allem aber die ständig steigende Ar-
beitslosigkeit während dieser acht Jahre, die sich insbesondere im Bereich In-
dustrie und Handwerk bemerkbar machte. Nach einer kontinuierlichen Zunahme 
der Anzahl der in Industrie und Handwerk Beschäftigten bis 1925 zeigte sich in 
diesem Sektor – anders als in den anderen Wirtschaftssektoren – eine relativ 
starke Abnahme der Erwerbstätigenzahl zwischen 1925 und 1933.  

Abb. 4: Erwerbstätige in unterschiedlichen Wirtschaftssektoren nach Berufszählun-

gen, in Prozent 

Wirtschaftssektoren 1882 1895 1907 1925 1933 

Land- und Forstwirtschaft 42,6 36,8 35,3 31,5 34,2 

Industrie und Handwerk 33,8 37,7 39,1 41,6 33,5 

Handel und Verkehr 8,8 10,9 14,9 16,1 18,9 

Verwaltung, freie Berufe  4, 9 5,9 5,3 6,4 9,3 

Häusliche Dienste  9,9 8,7 6,4 4,4 4,1 

Gesamt 100 100 100 100 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 24 und 1936a, S. 9, eigene Berechnungen 
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Waren nach der Berufszählung von 1882 die meisten Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft beschäftigt, bildeten gut vier Jahrzehnte später Industrie und 
Handwerk das Haupttätigkeitsfeld für die Bevölkerung. In der Zeit zwischen den 
1890er und 1920er Jahren stellten Industrie und Handwerk den beschäftigungs-
intensivsten Sektor dar. Die sich bereits vor dem Ersten Weltkrieg abzeichnende 
Entwicklung zum Industriestaat war durch den Versailler Vertrag forciert wor-
den, denn die abgetretenen Gebiete waren insgesamt weit stärker agrarisch ori-
entiert als das übrige Reichsgebiet. 1933 dominierte aber wieder die Landwirt-
schaft als Beschäftigungssektor, wenn auch nur mit 0,7 Prozentpunkten vor dem 
von Industrie und Handwerk. Die Erwerbslosigkeit in Industrie und Handwerk 
und die staatlichen Appelle an die Arbeitslosen zur Aufnahme von Landarbeit 
sowie die Ausdehnung ländlicher Arbeitsdienste schlugen sich allmählich posi-
tiv in den auf Land- und Forstwirtschaft bezogenen Erwerbsstatistiken nieder. 
Gleichzeitig nahm auch die Zahl der Erwerbstätigen in den Bereichen Handel 
und Verwaltung zu.  

In der Industrie ging es ab Mitte der 1920er Jahre darum, auf der einen Seite 
Lohnkosten einzusparen, und zwar durch Rationalisierung und durch Massen-
entlassungen gering und kurzfristig beschäftigter Arbeiter, andererseits die er-
fahrene Stammbelegschaft, die „intelligenten, lernbereiten, hochgradig leis-
tungsmotivierten und aufstiegsorientierten Arbeiter“ (Homburg 1991, S. 624), 
möglichst vom Beschäftigungsabbau zu verschonen, wie es sich deutlich bei 
Siemens abzeichnete (vgl. S. 624-638). Aber auch andere Industriebetriebe ver-
folgten diese Strategie, wie die DEMAG: „Wir sind stolz auf diesen erprobten 
Stamm langjähriger Mitarbeiter, bietet er doch die Gewähr, dass die guten Tra-
ditionen, die unsere DEMAG hervorgebracht haben: ‚unermüdlicher Fleiß und 
treue Pflichterfüllung’ durch ihr Beispiel auf den Nachwuchs übertragen wer-
den. Solang’ die Alten aufrechtstehen, wird Deutschland niemals untergehen!“ 
(DEMAG-Werkzeitung 1923, S. 1). Und in einem in der Deutschen Allgemei-
nen Zeitung veröffentlichten Beitrag unterstrich Ernst Borsig (1924) das Interes-
se der Industrie an der Bindung qualifizierter Arbeiter an den Betrieb, „weil be-
sonders in der verarbeitenden Industrie die Erhaltung des Arbeiterstammes Vor-
bedingung für wertvolle Produktion ist“ (S. 89) (vgl. Kap. VIII). 

Mit einem Stamm flexibel einsetzbaren und aufgrund starker Betriebsbindung 
uneingeschränkt verfügbaren Personals konnte die Industrie relativ rasch Auf-
tragsänderungen bzw. -schwankungen auffangen. So ergab sich bereits ab Mitte 
der 1920er Jahre die Paradoxie in der industriellen Arbeitskräftepolitik, dass pa-
rallel zum dramatischen Beschäftigungsabbau nun innerbetriebliche Angebote 
zur fachlichen Weiterbildung insbesondere für längerfristig beschäftigte und 
qualifizierte Arbeiter und Angestellte an Bedeutung gewannen. Die „Einrich-
tungen und Angebote, welche die weitere Qualifizierung, innerbetriebliche Kar-
riere und Bindung dieser Arbeitskräfte an das Unternehmen in anderer, intensi-
verer Form als bisher fördern sollten“ (Homburg 1991, S. 624-625), betriebliche 
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Schulen (Lehrwerkstätten, Werkschulen, Werkfach- und Werkhochschulen) und 
Angebote an fachlichen Kursen sind hierfür Belege (vgl. Kap. VIII).  

3. Statistische Entwicklung von Arbeitslosigkeit  

Seit Mitte der 1920er Jahre differenzierten sich die beiden Weiterbildungsberei-
che Arbeitsmarkt und Betrieb aus und bekamen ihre eigenen Konturen. Maßgeb-
lich für den Ausbau der Weiterbildung auf dem Arbeitsmarkt war die zuneh-
mende Arbeitslosigkeit, die in der Weimarer Republik zu einem öffentlichen 
Problem und politischen Thema wie nie zuvor wurde. In ihrer dramatischen 
Ausprägung kumulierte hier die der Industrialisierung von ihrem Beginn an in-
härente Gefahr der Ausgrenzung ganzer Bevölkerungsgruppen von Arbeit. Die 
bis Ende des 19. Jahrhunderts latent gehaltene Arbeitslosigkeit (vgl. Führer 
1990, S. 9-10) wurde bereits am Ende des 19. Jahrhunderts allmählich offen-
sichtlich.  

Systematische Arbeitsmarkterhebungen wurden erst seit Ende der 1920er Jahre 
durchgeführt. Bis mit der Verabschiedung des „Gesetzes über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung“ und der Errichtung der „Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung“, deren wesentliche Aufgabe 
in der Beobachtung und Erfassung der Arbeitsmarktsituation bestand, „der müh-
selige Prozeß hin zu einer einheitlichen Arbeitslosenstatistik seinen vorläufigen 
Abschluß [fand]“ (Niess 1979, S. 87), konnte auf der Basis unterschiedlicher 
Quellen ein Bild des Arbeitsmarktes gezeichnet werden.7 Ausführlicheres Da-
tenmaterial bieten vor allem die Volks- und Berufszählungen. Im Februar 1929 
legte schließlich die „Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung“ ihren ersten umfassenden Bericht über die Arbeitsmarktentwicklung 
im Deutschen Reich und die Tätigkeiten der Reichsanstalt für den Zeitraum vom 
1. Oktober bis zum 31. Dezember 1928 vor (vgl. Syrup 1929).  

Die Entwicklung der Erwerbslosenzahlen während der Weimarer Republik führ-
te die zunehmende Dramatik vor Augen: Waren nach der Berufszählung vom 
16. Juni 1925 636.877 Menschen erwerbslos, waren es genau acht Jahre später – 
also zum Stichtag der Berufszählung 1933 5.855.018 Menschen.8 Von der Er-
                                                
7  Das 1872 gegründete Kaiserliche Statistische Amt hatte Arbeitsmarkterhebungen nur spo-

radisch durchgeführt – abgesehen von dem einmaligen Versuch im Jahre 1895, das Aus-
maß der Arbeitslosigkeit im Deutschen Reich zu ermitteln (vgl. Niess 1979, S. 82). Hinge-
gen gaben neben den Gewerkschaften (anhand ihrer Mitgliederstatistiken) folgende fünf 
Stellen kontinuierlich Auskünfte über die Lage auf dem Arbeitsmarkt: die Arbeitsnachwei-
se in Deutschland, die Arbeiterfachverbände, die regelmäßig ihre Mitglieder (Mitte der 
1920er 3,8 Mio. Mitglieder) erfassten, ebenso die Krankenkassen, die im selben Zeitraum 
12,5 Mio. Mitglieder registriert hatten, die Erwerbslosenfürsorge, die Handels- und Hand-
werkskammern und Industrieverbände und Industriewerke (vgl. Syrup 1927, S. 12). 

8  Erwähnenswert ist, dass in dieser Zählung auch die verdeckte Arbeitslosigkeit bereits ent-
halten ist, d.h., dass sich hierunter auch „diejenigen Erwerbslosen, die bei den Arbeitsäm-
tern nicht gemeldet waren [befinden]. Diese sogenannte unsichtbare Arbeitslosigkeit be-
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werbslosigkeit besonders betroffen waren Angehörige der Wirtschaftsabteilung 
Industrie und Handwerk, was dem großen Volumen dieses Sektors im Rahmen 
der Gesamtheit der Wirtschaftsabteilungen und damit verbunden dem insgesamt 
hohen Beschäftigtenanteil in diesem Sektor entspricht.  

Nach Wirtschaftsabteilungen differenziert ergibt sich folgendes Bild über das 
quantitative Ausmaß der Erwerbslosigkeit in den letzten acht Jahren der Weima-
rer Republik:  

Abb. 5: Erwerbslose nach Wirtschaftsabteilungen 1925 und 1933 

Wirtschaftsabteilungen 1925 1933 

 Zahl vH Zahl vH 

Land- und Forstwirtschaft 23.520 3,7 309.151 5,3 

Industrie und Handwerk 420.948 66,1 4.196.896 71,7 

Handel und Verkehr 130.353 20,5 922.345 15,7 

Öffentl. Dienst 39.778 6,2 243.788 4,2 

Häusliche Dienste 22.278 3,5 182.838 3,1 

Gesamt 636.877 100 5.855.018 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1936b, S. 9 

Im Sektor Industrie und Handwerk waren bestimmte Branchen stark von Er-
werbslosigkeit betroffen: „Das gilt besonders für die Metall- und Maschinen-, 
Holz-, Papier-, Textil-, Bekleidungsindustrie“ (Syrup 1927, S. 13).  

Bei der statistischen Erfassung der Erwerbslosen nach Stellung im Beruf fiel der 
Anteil der Arbeiter mit Abstand am höchsten aus, was im Zusammenhang mit 
der großen Anzahl der Arbeiter an den Erwerbspersonen (Erwerbstätige und 
Erwerbslose) insgesamt zu sehen ist.  

Abb. 6: Erwerbslose nach der Stellung im Beruf 1925 und 1933 

Stellung im Beruf 1925 1933 

 Zahl vH Zahl vH 

Angestellte 167.571 26,3 878.553 15,0 

Arbeiter 448.811 70,5 4.807.401 82,1 

Hausangestellte 20.495 3,2 169.064 2,9 

Gesamt 636.877 100 5.855.018 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1936a, S. 18 

                                                                                                                                                   

trug im Zeitpunkt rd. 800 000 Personen [...]. Die Zahl der bei den Arbeitsämtern gemelde-
ten Arbeitslosen betrug am 16. Juni 1933 nach den Feststellungen der Reichsanstalt 5 056 
000“ (Statistisches Reichsamt 1936a, S. 5). 
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Besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffen waren Personen zwischen 20 und 
50 Jahren. Im größten Sektor Industrie und Handwerk stach besonders die Al-
tersgruppe der 30- bis 40-Jährigen hervor.  

Abb. 7: Erwerbslose nach Alter in Industrie und Handwerk 1933, in Tausend 
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1936b, S. 3-6 

Im Vergleich zur (Vor-)Kriegszeit stiegen in der Weimarer Republik die Ar-
beitslosenzahlen nicht nur um ein Mehrfaches, auch die Dauer der Arbeitslosig-
keit nahm zu: „Dauerarbeitslosigkeit“ – ein bislang nicht gekanntes Phänomen 
auf dem Arbeitsmarkt - wurde zu einem „weit verbreiteten Schicksal“ (Führer 
1990, S. 151). Waren beispielsweise im August 1920 58.499 Menschen länger 
als 6 Monate Empfänger von Erwerbslosenunterstützung, waren es im Mai 1921 
bereits 90.871 (vgl. Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt 1921, S. 881): 
„Schaut man sich aber das Heer der Arbeitslosen an, so erkennt man, daß der 
größte Teil aus Personen besteht, die eines gelernten Berufes ermangeln; die so-
genannten Gelegenheitsarbeiter stellen den größten Teil der überflüssigen Men-
ge des Arbeitsmarktes [...]. Die Klientengruppe des Arbeitsmarktes sind: die Be-
rufsunschlüßigen, die Kranken und Anbrüchigen, die Berufsüberflüssigen“ 
(Cornely 1930, S. 55). Neu war auch, dass Personen und Gruppen von Arbeits-
losigkeit betroffen waren, die bislang verschont geblieben waren, so dass die 
Abwendung des Arbeitslosigkeitsrisikos auf untere, weniger gebildete und ein-
kommensbenachteiligte Bevölkerungsschichten als gesellschaftliches Deu-
tungsmuster brüchig wurde. Weiterbildung für Arbeitslose hatte sich an unter-
schiedliche Berufs- und Qualifikationsgruppen zu richten, um arbeitsmarktpoli-
tisch wirksam sein zu können. 

Als absehbar war, dass das „Gespenst der Arbeitslosigkeit“ (Preller 1978, S. 
164) kaum noch gebannt werden konnte, übernahmen arbeitsmarktpolitische 
Instrumentarien zunehmend die Funktion eines Ersatzes für reguläre Arbeit. Und 
Weiterbildung für Arbeitslose auf dem zweiten Arbeitsmarkt war kaum noch 
begrenzt anschlussfähig an das Beschäftigungssystem und an die Weiterbildung 
im Betrieb.  
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4. Beschäftigung in Industrie und Handwerk  

Im Beschäftigungssystem setzte sich die bereits am Ende des 19. Jahrhunderts 
deutlich gewordene Entwicklung einer wirtschaftssektoren-, branchen- und be-
triebsgrößenspezifischen Erwerbstätigkeitsstruktur weiter fort. Mit spezifischen 
Mechanismen der Allokation von Arbeitskräften, personalpolitischen und in die-
sem Kontext weiterbildungspolitischen Strategien (re-)produzierten Betriebe die 
sich heterogen entwickelnde Erwerbstätigkeitsstruktur.  

Trotz konjunktureller Einbrüche nach dem Ersten Weltkrieg waren Industrie und 
Handwerk der bedeutendste Wirtschaftssektor. Die Ausdifferenzierung von be-
trieblicher Weiterbildung stand in engem Zusammenhang mit den Entwicklun-
gen in diesem Wirtschaftsbereich, und hier in bestimmten Branchen und Be-
triebsgrößen. Da sich die Betrachtung im Teil Weiterbildung im Betrieb (vgl. 
Kap. VIII) auf die wirtschaftlich und politisch bedeutsamen Industriebetriebe in 
der Weimarer Republik konzentriert, wird im Folgenden soweit möglich vorran-
gig auf die Beschäftigung in der Industrie eingegangen.  

In den damaligen Betriebszählungen wurde nicht zwischen Industrie und Hand-
werk differenziert. Die Betriebszählung von 1925 konnte im Deutschen Reich 
insgesamt 3,9 Mio. gewerbliche Niederlassungen mit rund 19 Mio. beschäftigten 
Personen zählen (vgl. Statistisches Reichsamt 1929, S. 235). 1933 waren es 3,5 
Mio. gewerbliche Niederlassungen mit rund 15 Mio. Beschäftigten (Statistisches 
Reichsamt 1935b, S. 5).9 Trotz fast konstant gebliebener Zahl der gewerblichen 
Niederlassungen in Industrie und Handwerk zwischen den Jahren 1925 und 
1933 nahm die Beschäftigtenzahl also ab (1925: 12,7 Mio.; 1933: 9 Mio.) (vgl. 
ebd.).  

Abb. 8: Gewerbliche Niederlassungen und Beschäftigte in Industrie und Handwerk 

1925 und 1933, in Prozent 
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1929, S. 235; Statistisches Reichsamt 1935b, S. 5 

                                                
9  Im Jahre 1907 lag die Gesamtzahl der in gewerblichen Niederlassungen beschäftigten Per-

sonen zwar auch bei ca. 14 Millionen, allerdings waren bei dieser Zählung noch die abge-
tretenen Gebiete mitberücksichtigt, deren Verluste in der Zählung 1925 durch die Zahl der 
Neubeschäftigungen kompensiert wurden (vgl. Statistisches Reichsamt 1929a, S. 247). 
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Bei der Auswertung der Niederlassungen nach Betriebsgröße fällt zunächst ent-
gegen der Annahme von der Industriestaatlichkeit der Weimarer Republik auf, 
dass sich die meisten gewerblichen Betriebe – zumal Mitte der 1920er Jahre – in 
den unteren Betriebsgrößenklassen befanden und Handwerksbetriebe waren.10  

Dennoch machte sich die Zunahme der Zahl größerer Betriebsstätten und die 
Ausdehnung einzelner größerer Betriebe im Laufe der acht Jahre zwischen den 
Betriebszählungen bemerkbar. Die Betriebszählung von 1933 ging erstmals von 
anderen Größendimensionen aus und nahm auch Betriebe mit mehr als 1.000 
Beschäftigten in die Berechnung auf.  

Ein zentraler Befund der Betriebszählung von 1933 war die Korrelation zwi-
schen Produkttyp und Betriebsgröße und Technikeinsatz und Betriebsgröße: 
„Das Verhältnis zwischen Klein-, Mittel- und Großbetrieben weicht in den ein-
zelnen Gewerbegruppen stark voneinander ab. Nicht jede Ware ist in Klein- 
oder Mittelbetrieben zu gewinnen oder herzustellen. Überall, wo das Wesen der 
Produktion einen stärkeren Einsatz technischer Hilfsmittel erfordert, steht der 
Großbetrieb im Vordergrund“ (Statistisches Reichsamt 1935b, S. 12).  

Innerhalb des Sektors Industrie und Handwerk zählte die Metallindustrie zu den 
beschäftigungsintensivsten Bereichen, gefolgt vom Bau- und Bekleidungsge-
werbe. Ungefähr ein Viertel aller Erwerbspersonen – also vom Gesamt von Er-
werbstätigen und Erwerbslosen – des Sektors Industrie und Handwerk (1933: 13 
Mio.) gehörte zur Metallindustrie, die die Metallgewinnung und -verarbeitung, 
den Maschinenbau, die elektrotechnische Industrie und die Feinmechanik um-
fasste. Innerhalb dieser Wirtschaftszweige rangierte der Maschinenbau an erster 
Stelle, gefolgt von der Eisen- und Metallwarenindustrie, der Elektrotechnischen 
Industrie, Eisen- und Stahlgewinnung und dem Bau von Land- und Luftfahrzeu-
gen (vgl. Statistisches Reichsamt 1936b, S. 10).  

Die Auswertung der Verteilung der hauptberuflich Erwerbstätigen in Industrie 
und Handel auf einzelne Wirtschaftsgruppen ergibt folgendes Bild: 

                                                
10  Im Jahre 1925 entfiel der größte Teil der gewerblichen Niederlassungen auf Kleinbetriebe 

(bis 5 Personen): 87,1 Prozent der Niederlassungen in Industrie und Handwerk waren 
Kleinbetriebe, 11,1 Prozent Mittelbetriebe (6 bis 50 Personen) und 1,8 Prozent Großbetrie-
be (mehr als 50 Personen). Zwar ist der Anteil großer und Riesenbetriebe im Wirtschafts-
sektor Industrie und Handwerk nur verschwindend gering, dafür waren hier aber mehr als 
die Hälfte der in Industrie und Handwerk beschäftigten Personen tätig (vgl. Statistisches 
Reichsamt 1929, S. 237). Auch 1933 war der Anteil kleiner und Kleinstbetriebe sowie Mit-
telbetriebe an der Gesamtzahl der Niederlassungen in Industrie und Handwerk noch größer 
als von großen Betrieben. In diesem Jahr waren in Niederlassungen mit nur 1 bis 5 Perso-
nen 33,9 Prozent der in diesem Sektor insgesamt Beschäftigten tätig. In der Größenklasse 6 
bis 50 Personen 21,7 Prozent und in Betrieben mit mehr als 50 Beschäftigten 44,4 Prozent 
(Statistisches Reichsamt 1935b, S. 13). 
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Abb. 9: Erwerbstätige in Industrie und Handwerk nach Wirtschaftsgruppen 1925 

und 1933, in Prozent 

Wirtschaftsgruppe 1925 1933 

Metall 26,2 21,0 

Bau 12,9 12,5 

Bekleidung 12,0 13,1 

Nahrung/Genuss 10,2 15,0 

Textil 9,1 9,7 

Holz 7,3 6,5 

Bergbau 6,4 5,4 

Steine und Erden 5,2 4,5 

Papier 4,1 2,1 

Chemie 2,7 3,1 

Wasser/Gas/Elektrizität 1,3 1,9 

Leder/Linoleum 1,3 1,3 

Kautschuk/Asbest 0,5 0,6 

Spielwaren 0,8 0,4 

Gesamt 100 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 20 und 1936a, S. 10, eigene Berechnungen 

Als Kriegsindustrie boomten die Metallindustrie, der Maschinenbau und die 
Elektroindustrie bereits vor der Weimarer Republik: In- und ausländische Nach-
fragen nach Metallerzeugnissen sowohl für die Produktion als auch für den 
Konsum, die nach Aufhebung der Ausfuhrverbote wieder gedeckt werden konn-
ten, sorgten in der Weimarer Republik zunächst für eine Expansion dieser Wirt-
schaftsgruppe, die bis 1933 durch konjunkturkrisenbedingte Einbrüche weit 
mehr Erwerbstätige entlassen musste als die anderen Wirtschaftsgruppen, jedoch 
im Sektor Industrie und Handwerk mit Abstand der beschäftigungsintensivste 
Bereich blieb. Dieser Industriezweig stellte eine wirtschaftliche und politische 
Macht dar und hatte aufgrund seiner eigenen personalpolitischen Strategie und 
Qualifizierungspolitik einen nicht unerheblichen Einfluss auf Prozesse der Allo-
kation auf dem betriebsexternen Arbeitsmarkt.  

5. Qualifikationsstruktur und -entwicklung nach Wirtschaftssektoren  

Betriebliche Weiterbildung erhielt einen wesentlichen Anstoß durch die kom-
plexer werdenden und branchen- und betriebsspezifischen Qualifikationsstruktu-
ren, die sie zu reproduzieren hatte. 
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Von allen statistisch erfassten beruflichen und sozialen Gruppen in der Weima-
rer Republik war die der Arbeiter am größten, was vor allem aus ihrem hohen 
Anteil in Industrie und Handwerk herrührte. Hierzu zählten in beiden Berufszäh-
lungen die gelernten und nicht – im Rahmen einer Lehre – ausgebildeten Arbei-
ter, also die Un- und Angelernten.  

Abb. 10: Erwerbstätige Personen nach Stellung im Beruf und Geschlecht, 1925 und 

1933, in Prozent 

Stellung im Beruf Gesamt männlich weiblich 

 1925 1933 1925 1933 1925 1933 

Selbstständige 16,2 20,0 21,0 27,1 7,9 9,1 

Familien-angehörige 17,3 20,1 6,5 7,2 36,5 40,1 

Angestellte/ Beamte 16,8 17,5 19,3 20,1 12,3 13,5 

Arbeiter 45,5 38,4 53,1 45,6 31,9 27,2 

Hausangestellte 4,2 4,0 0,1 0,0 11,4 10,1 

Gesamt 100 100 100 100 100 100 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1936a, S. 18 

Der relativ große Umfang der Gruppe der Arbeiter innerhalb des Gesamts der 
Erwerbstätigen war Ausdruck einer historisch-kontinuierlichen Entwicklung: 
Seit Mitte des 19. Jahrhunderts wuchs die Gruppe der Lohnarbeiter im Rahmen 
der gesamten Erwerbsbevölkerung rapide an: „Innerhalb einer Generation hat 
sich vor dem Ersten Weltkrieg insbesondere die Zahl der Arbeiter in Industrie 
und Handwerk mehr als verdoppelt, so daß diese 1907 gut die Hälfte aller Arbei-
ter stellten“ (Mooser 1984, S. 28). 
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Abb. 11: Erwerbspersonen in Industrie und Handwerk nach sozialer Stellung und 

Berufen 1933, in Mio.
11
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1936a, S. 30 

Charakteristisch für die industrielle Personalpolitik war lange Zeit die Rekrutie-
rung einer Vielzahl ungelernter bzw. gering qualifizierter Arbeitskräfte und eine 
lang währende Zurückhaltung in der eigenen Ausbildung von Facharbeitern. Die 
handwerklich vorgebildeten Arbeiter, die die Industrie benötigte, wurden aus 
dem Kreis der im Handwerk ausgebildeten Gesellen rekrutiert. Auch ohne eige-
ne Ausbildung war die Industrie konkurrenzfähig und in der Lage, ihre Produk-
tivität zu steigern. Noch am Ende des 19. Jahrhunderts, der „Periode der entste-
henden industriellen Berufsausbildung“ (Muth 1985, S. 30), zeigte sich, daß le-
diglich eine geringe Anzahl an Industriebetrieben - vor allem die Metall- und 
Maschinenindustrie – Lehrlinge ausbildete (vgl. Behr 1981, S. 44). Selbst in den 
1920er Jahren hieß es: „Während in Handwerksbetrieben die gelernten Fachar-
beiter mit regelrechter Lehre entweder allein vorhanden sind oder doch bei wei-
tem in der Mehrzahl mit der Ausführung der Arbeiten beschäftigt werden, hat 
sich die Industrie auf die Verwendung ungelernter und angelernter Arbeiter in 
großer Zahl neben den eigentlichen Facharbeitern eingestellt. Das weitgehend 
angewandte Prinzip der Arbeitsteilung hat es mit sich gebracht, daß in vielen 
Fällen Arbeiter, und zwar sowohl männliche als auch weibliche Arbeitskräfte, 
nur für einen beschränkten Kreis von Fertigkeiten in kurzen Ausbildungsgängen 
vorbereitet werden“ (Toussaint 1925, S. 214-215). 

Nach dem Ersten Weltkrieg galten die industrielle Rationalisierung und Taylori-
sierung von Arbeit als zentrale Argumente für die These von der Entwertung 

                                                
11  Selbständige waren: Eigentümer, Pächter, Angestellte in leitender Stellung, Beamte in lei-

tender Stellung; Angestellte: Fach- und technische Angestellte, kaufmännische und Büro-
angestellte. 
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menschlichen Arbeitsvermögens in der Industrie: Der wirtschaftliche Druck zu 
Beginn der Weimarer Republik trieb die Rationalisierungsbestrebungen der In-
dustrie an. Hatte Deutschland noch vor dem Ersten Weltkrieg eine führende 
Stellung auf dem Weltmarkt, wurden mit der Umstellung der Industrie auf 
Kriegsproduktion technische Neuorganisationen vernachlässigt, was dazu führte, 
daß die deutsche Industrie „mit ihren veralteten Anlagen und ihrem teilweise 
stark aufgeblähten Produktionsapparat auf dem Weltmarkt nicht konkurrenzfä-
hig [war]“ (Schalldach 1930, S. 9) - im Gegensatz zu der Industrie in den Verei-
nigten Staaten, die aufgrund des hohen Standes der Produktionstechnik und Or-
ganisation der Arbeit nach den rationellsten Methoden auf dem Weltmarkt 
glänzte und deshalb zum Vorbild beim Wiederaufbau der deutschen Industrie 
nach dem Ersten Weltkrieg wurde. Die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
deutscher Betriebe wurde zu einer nationalen Angelegenheit erklärt, der durch 
verschiedene Bestrebungen nachgekommen werden sollte: Stilllegung rückstän-
diger Betriebe, Zusammenlegungen von Betrieben, was mit Arbeiterentlassun-
gen verbunden war, Senkung von Produktionskosten, Reduzierung der Produkt-
typenvielfalt und der Mannigfaltigkeit ihrer Einzelteile, Verringerung des Zeit- 
und Arbeitsaufwandes, Rationalisierung menschlicher Arbeit (vgl. Muth 1985, 
S. 272) wurden beispielsweise auch in Kreisen der damaligen Volksbildung als 
Ursachen für dequalifizierende Effekte industrieller Arbeit kritisiert. Wilhelm 
Flitner (1924) beschrieb die Mechanisierung als einen Prozess, der „das produk-
tive Arbeiten vernichtet“ (S. 13), Anna Siemsen (1926) sprach von der „Ent-
wicklung, welche den Beruf mehr und mehr alles menschlichen Inhaltes ent-
leert“ (S. 123) und Ernst Michel (1932) bezeichnete die Spezialisierung der Ar-
beit als etwas, das „den besten Arbeitern die Elemente ihrer individuellen Ge-
schicklichkeit und ihres Arbeitstempos [raubt]“ (S. 53).  

Hielten die Rationalisierungskritiker an der Annahme von der Degradierung 
menschlicher Arbeit in der Industrie fest, verwiesen auf der anderen Seite unter-
schiedliche industrielle Verbände und Vereinigungen auf die Bedeutung des 
qualifizierten Facharbeiters als „Qualitätsarbeiter“, auf den die Wirtschaft nicht 
verzichten könnte (vgl. Muth 1985, S. 274-276). So heißt es in einem Beitrag 
vom Deutschen Ausschuß für Technisches Schulwesen (DATSCH): „Immer 
weiteren Kreisen ist klar geworden, daß die Heranbildung hochwertiger Fachar-
beiter für Deutschland ganz besonders notwendig im Wettbewerb der Völker ist, 
und daß es sich hierbei um eine eigene Angelegenheit der Industrie handelt, die 
sich nicht mehr wie einst auf den Zustrom gelernter Arbeiter aus dem Handwerk 
verlassen kann“ (Hamm 1927, S. 1).  

Die Gewerkschaften erkannten zwar die allmählichen industriellen Anstrengun-
gen in der Lehrlingsausbildung, wiesen aber auf den geringen Anteil der qualifi-
zierten und privilegierten Facharbeiter in Relation zur Masse der Un- und An-
gelernten hin: „Die Bemühungen der Großindustrie um die Heranziehung und 
Ausbildung von Lehrlingen beweisen die Notwendigkeit des durchgebildeten 
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Facharbeiters für bestimmte Zwecke auch im rationalisierten Betrieb. So sehr 
der Arbeitsprozeß auch durchorganisiert und automatisiert ist, es bleibt immer 
ein Arbeitsfeld für den durchgebildeten Facharbeiter übrig. Für den Musterbau, 
für gewisse Versuche, für die Herstellung von Spezialwerkzeugen besonderer 
Exaktheit, wie Schnitte und Drückvorrichtungen usf., für Reparaturarbeit benö-
tigt der großindustrielle Betrieb einen Stamm von Facharbeitern, den er viel-
leicht einschränken, niemals aber ganz entbehren kann. Natürlich ist die Zahl 
der benötigten gelernten Arbeiter im Verhältnis zur Gesamtbelegschaft eine ge-
ringe“ (Wagner 1926, S. 197).12  

Immer wieder wurde versucht, Zahlen über die Verteilung der Arbeiterschaft auf 
Qualifikationsgruppen zu liefern, d.h. sie den Klassifizierungen gelernt, an- und 
ungelernt zuzuordnen. Dies erwies sich als schwierig: „Aus den Eintragungen in 
die Haushaltungslisten ist oft nicht zu ersehen, ob es sich um einen gelernten, 
angelernten oder ungelernten Arbeiter handelt. Als ‚Dreher’ bezeichnet sich bei-
spielsweise nicht nur der in einer Lehrzeit regelrecht ausgebildete Geselle, son-
dern auch der angelernte Automatendreher“ (Statistisches Reichsamt 1931, S. 
180). In der Berufszählung von 1925 ermöglichte aber der Umstand, „daß aus 
der Masse der Arbeiter die Erwerbstätigen einer großen Anzahl von Berufen be-
sonders nachgewiesen werden, [...] eine annähernde Scheidung der gelernten 
Kräfte von den nicht gelernten“ (S. 181). Eine Scheidung zwischen An- und 
Ungelernten erfolgte nicht, diese schien methodisch nicht machbar. Auch andere 
Bemühungen der Definition von An- und Ungelerntentätigkeiten, wie sie auch 
in den darauf folgenden Jahrzehnten versucht wurde, haben nicht zu eindeutigen 
Abgrenzungen geführt.  

Die Differenzierung des Deutschen Ausschusses für Technisches Schulwesen 
(DATSCH) in „Facharbeiter“, „Angelernte Arbeiter“ und „Ungelernte“ - wobei 
zu den Angelernten derjenige Arbeiter gezählt wurde, „wer eine größere oder 
kleinere Gruppe von Hand- und Maschinenarbeiten nach planmäßiger Anler-
nung, deren Zeitdauer den Schwierigkeiten der Arbeiten und dem Alter des An-
zulernenden angepasst ist, auszuführen vermag“, und zu den Ungelernten, „wer 
nur einzelne Arbeiten oder eine kleine Gruppe, oftmals auch wechselnde Arbei-
ten nach kurzen Anweisungen auszuführen vermag“ (Heilandt 1926, S. 5-7) - 

                                                
12  Die „Polarisierungsthese“ (Kern/Schumann 1970) der Industriesoziologie der 1970er Jahre 

wurde bereits in der Weimarer Republik bestätigt. Bereits vor dem Ersten Weltkrieg hatte 
sich Kammerer (1910) anlässlich der Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Wien 
mit dem Hinweis auf seine Untersuchungen über den Einfluss des technischen Fortschritts 
auf die Produktivität für das Bestreben eingesetzt, „die Maschinen so zu bauen, dass zu ih-
rer Steuerung nur wenige, aber intelligente und hochbezahlte Arbeitskräfte notwendig 
sind“ (S. 413). Anhand von praktischen Beispielen zeigte er, wie groß die Anzahl derjeni-
gen Arbeitskräfte war, die zugunsten einer „geringe[n] Zahl hochwertiger Arbeiter, die die 
notwendige Intelligenz und Fachbildung besitzen, um die vollkommenen Maschinen zu 
verstehen und richtig zu lenken“ (S. 424) unqualifizierte Arbeit leisteten. 
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sollte in erster Linie eine Grundlage für die Ordnungsarbeit des Ausschusses 
bleiben. Die Berufszählungen rekurrierten hierauf nicht. 

In der Berufszählung von 1925 war die Basis der Differenzierung zwischen den 
Gruppen der gelernten und der an- und ungelernten Arbeiter die Untergliederung 
der Arbeiter in „Arbeiter in den für den Wirtschaftszweig charakteristischen Be-
rufen“, „Betriebshandwerker und wichtige Hilfsberufe“ einerseits und „übrige 
Arbeiter“ andererseits. Danach ergab sich folgendes Bild: 

Abb. 12: Gelernte und an-/ungelernte Arbeiter nach Wirtschaftssektoren 1925, in 

Tausend 

Wirtschaftssektoren Arbeiter davon 

 gesamt gelernt an- und un-

gelernt 

Land- und Forstwirtschaft 2.607 188 2.419 

Industrie und Handwerk 9.781 5.830 3.951 

Handel und Verkehr 1.440 433 1.007 

Verwaltung, Gesundheit 605 144 461 

Gesamt 14.433 6.595 7.838 

  Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 180 

Demzufolge übertraf der Anteil der an- und ungelernten Arbeiter im Gesamt der 
Wirtschaftssektoren den der Gelernten.  

Bemerkenswert ist, dass nach dieser Zählung die Zahl der an- und ungelernten 
Arbeiter in der Industrie und dem Handwerk – entgegen der oben beschriebenen 
Ungleichgewichtung von gelernten und an-/ungelernten Arbeitern – unterhalb 
der der gelernten Arbeiter lag. Danach waren ca. 60 Prozent der Arbeiterschaft 
in diesem Sektor gelernt, ca. 40 Prozent an- und ungelernt. Ein Grund hierfür lag 
in dem hohen Anteil der Handwerksbetriebe, die in der Zählung berücksichtigt 
wurden und deren Beschäftigte überwiegend Gelernte waren.  
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Abb. 13: Gelernte und an-/ungelernte Arbeiter nach Wirtschaftssektoren 1925, in 

Prozent 
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 185 

Ein anderer Grund lag in der definitorischen Unschärfe des Begriffs „gelernt“: 
Die Grenze zwischen den beiden Gruppen gelernt und nicht-gelernt verwischte 
nicht selten (vgl. Preller 1978, S. 118). Auch konnte es sein, dass Betriebe einen 
Ungelernten in der Produktion, der zuvor eine Friseurlehre absolviert hatte, zu 
den Gelernten zählte, ebenso konnte es sein, dass kontinuierlich angelernte und 
erfahrene Stammarbeiter, die facharbeiterähnliche Tätigkeiten ausübten, aber nie 
einen Beruf erlernt hatten, als Gelernte bezeichnet wurden. Diese Schwierigkeit 
weist bereits auf die zu grobe Klassifizierung der Qualifikationsgruppen ebenso 
wie auf eine Dynamik der Qualifikationsentwicklung auf dem Kontinuum zwi-
schen gelernter und ungelernter Arbeit hin.  

In der Berufszählung von 1933 wurde auf die Disaggregation der Gruppe der 
Arbeiterschaft verzichtet: „Durch den Verzicht auf diese Unterteilung wird man 
des Zwanges ledig, in jedem Wirtschaftszweig jeden Arbeiterberuf in eine be-
stimmte soziale Untergruppe einzureihen“ (Statistisches Reichsamt 1936, S. 20).  

Erst die gewerbliche Betriebszählung von 1933 hatte die Gruppe der Arbeiter in 
den einzelnen Gewerbeklassen aufgespalten.13 Die definitorischen Abgrenzun-

                                                
13  „Im Jahre 1933 ist im Rahmen der deutschen gewerblichen Betriebsstatistik erstmalig der 

Versuch unternommen worden, sie ihrer Berufsausbildung entsprechend nach gelernten 
Facharbeitern und Betriebshandwerkern, nach angelernten Facharbeitern und nach sonsti-
gen Arbeitern zu unterteilen. Als gelernte Facharbeiter und Betriebshandwerker wurden al-
le Personen angesehen, die auf Grund eines ordnungsgemäßen Lehrvertrags in mehrjähri-
ger Lehrzeit ausgebildet worden sind. Als angelernte Facharbeiter galten diejenigen Perso-
nen, die in charakteristischen Berufen des Gewerbezweiges tätig waren und hier Arbeiten 
verrichteten, die ein gewisses, durch ausgesprochene Anlernung oder längere praktische 
Tätigkeit erworbenes Mindestmaß an Geschicklichkeit und Erfahrung erfordern. Zu den 
sonstigen Arbeitern sind ungelernte Arbeiter, Hilfsarbeiter sowie diejenigen angelernten 
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gen waren hier bereits präziser. So ist zu erwähnen, dass für diese Erhebung und 
für die Untergliederung der Gruppe der Arbeiter die tatsächlichen Beschäfti-
gungsverhältnisse maßgebend waren: „So mußte zum Beispiel ein gelernter Bä-
cker, der in einer Maschinenfabrik als angelernter Facharbeiter beschäftigt war, 
in der Gewerbekarte auch als angelernter Facharbeiter gezählt werden“ (Statisti-
sches Reichsamt 1935a, S. 8). Die Grenze zwischen an- und ungelernter Arbei-
ter blieb jedoch nach wie vor undeutlich und das betriebliche definitorische 
Vorgehen intransparent.  

Abb. 14: Männliche Arbeiter in Industrie und Handwerk nach gelernten Facharbei-

tern, angelernten Facharbeitern und sonstigen Arbeitern, 1933, in Prozent 
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1936d, S. 10 

Insgesamt dürfen die Angaben zum relativ hohe Anteil der Gelernten nicht dar-
über hinweg täuschen, dass das Handwerk mit seinen Gelernten auch in dieser 
Zählung noch berücksichtig wurde und dass die Zahl derjenigen, deren Qualifi-
kationen unterhalb des Niveaus der gelernten Facharbeiter und Betriebshand-
werker lag, immerhin noch mehr als die Hälfte ausmachte.  

Über den Anteil „gelernter“ und an- und ungelernter Arbeiter in den unter-
schiedlichen Wirtschaftsgruppengruppen von Industrie und Handwerk gab be-
reits die Berufszählung von 1925 Aufschluss. Unter Berücksichtigung der be-
reits erwähnten Definitionsproblematik lassen sich folgende Angaben darstellen, 
die auf die Heterogenität der Qualifikationsstruktur innerhalb des Sektors In-
dustrie und Handwerk hinweisen:  

                                                                                                                                                   

Arbeiter gerechnet die nicht in den für den Gewerbezweig charakteristischen Berufen tätig 
waren (z.B. angelernte Betriebshandwerker“ (Statistisches Reichsamt 1935a, S. 6). 



 40 

Abb. 15: Gelernte und un- und angelernte Arbeiter in Industrie und Handwerk nach 

Wirtschaftsgruppen, 1925  

Wirtschaftsgruppe von 100 Arbeitern jeder Wirtschaftsgruppe sind 

 gelernte an- und ungelernte 

Bergbau 83 17 

Holz 70 30 

Maschinen/Fahrzeug 70 30 

Metallherstellung/-verarbeitung 65 35 

Bekleidung 65 35 

Bau 64 36 

Elektro/Feinmechanik 59 41 

Nahrung/Genuss 59 41 

Spielwaren 58 42 

Wasser/Gas/Elektrizität 57 43 

Leder/Linoleum 55 45 

Metallgewinnung 54 46 

Textil 44 56 

Papier 43 57 

Steine/Erden 38 62 

Chemie 23 77 

Kautschuk/Asbest 15 85 

Quelle: Statistisches Reichsamt 1931, S. 185 

Für den Kohlebergbau und die Erzgewinnung hat sich angesichts des Bedarfs an 
fachlichem Wissen bei der Gewinnung, aber vor allem nicht zuletzt aufgrund der 
mit den Tätigkeiten verbundenen Risiken, ein Prozess der „Verberuflichung“ 
durchgesetzt, der den hohen Prozentsatz gelernter Arbeiter in diesem Bereich 
begründete. In der Wirtschaftsgruppe Holz sind es insbesondere die Tischlerei-
en, die den hohen Anteil an „Gelernten“ stellen. Der hohe Prozentsatz gelernter 
Arbeiter resultiert in den Gruppen Maschinenbau und Metallherstellung auch 
daraus, dass sich hier diejenigen Industrien befanden, wie beispielsweise die 
Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg, Borsig, Siemens, Bosch, Krupp, AEG 
u.a., die zu den Vorreitern der industriellen Lehrlingsausbildung (vgl. Tollkühn 
1926, S. V-VI; Kopsch 1928, S. 31) gehörten und die durch betriebsspezifische 
Qualifizierung von Angelernten zu Spezialarbeitern und berufsbezogene Wei-
terbildung ihren Gelerntenanteil erhöhten. Gleichzeitig fiel hierunter auch die 
große Zahl an Handwerksbetriebe wie beispielsweise die Klempnereien, Schlos-
sereien und Schmieden usw.  

Die Ergebnisse der Betriebszählung von 1933 sind auch Beleg dafür, dass sich 
gelernte Arbeiter eher in Handwerksbetrieben, und damit also in Betrieben klei-
nerer Größenordnung befanden:  
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Abb. 16: Männliche Facharbeiter und sonstige Arbeiter in Industrie und Handwerk 

nach Betriebsgrößenklassen, 1933, in Tausend 
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Quelle: Statistisches Reichsamt 1936d, S. 10, eigene Berechnungen 

Danach waren die meisten als „gelernt“ bezeichneten Arbeiter in Kleinbetrieben 
tätig. Ihr Anteil nahm mit der Betriebsgröße ab. Anders: „Mit zunehmender Be-
triebsgröße treten [...] die Gruppen der angelernten Facharbeiter und der sonsti-
gen Arbeiter stärker hervor“ (Statistisches Reichsamt 1936d, S. 10).14  

Die hier beschriebene Heterogenität der Qualifikationsstruktur sowie die Dyna-
mik der Qualifikationsentwicklung auf dem Kontinuum zwischen gelernter und 
un- und angelernter Arbeit im Sektor Industrie und Handwerk konnten nicht nur 
durch die Erstausbildung, sondern vor allem auch durch solche Qualifizierungs-
formen reproduziert werden, die kurzfristig und von Betrieben autonom, je nach 
spezifischem Bedarf, gesteuert werden konnten. Vor diesem Hintergrund konnte 
betriebliche Weiterbildung an Bedeutung gewinnen (vgl. Kap. VIII).  

6. Ausbildungsstrukturen in der Industrie 

Berufsbildungshistorisch betrachtet gilt die Weimarer Republik als Phase der 
„Ausgestaltung“ industrieller Berufsausbildung, auf die die „Perfektionierung“ 
im Nationalsozialismus folgte (vgl. Abel 1963; Kipp 1987). Noch um die Jahr-
hundertwende zeigte sich die Industrie – trotz einiger punktueller Initiativen – 
hinsichtlich der eigenen Lehrlingsausbildung überwiegend zurückhaltend bis 
ablehnend. Noch im Jahre 1894 stellte Scheven fest, dass die industriellen Be-
triebe, abgesehen von den allergrößten Unternehmungen, „wenig Neigung emp-
finden, durch besondere Einrichtungen eine rationelle Lehrlingsausbildung zu 
fördern“ (S. 195). Die „ablehnende Haltung der Industrie gegenüber einer eige-

                                                
14  Zu berücksichtigen ist, dass sich in den unteren Betriebsgrößen die Bedeutung der hand-

werklichen Gewerbezweige geltend macht, in denen die Gruppe der gelernten Facharbeiter 
und Betriebshandwerker ohnehin stark vertreten ist, während in den oberen Größenklassen 
solche Betriebe vertreten sind, in denen sich das Verhältnis zwischen gelernten und an- 
und ungelernten Arbeitskräften umkehrt. 
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nen Lehrlingsausbildung“ habe, so Tollkühn (1926, S. 4), lange Zeit zu einer 
„Begründung“ der praktischen Ausbildung beim Handwerksmeister geführt.  

Insgesamt lassen sich drei Motive für die Zurückhaltung in der industriellen 
Lehrlingsausbildung nennen: ein technisch organisatorisches, das zu einer Ver-
drängung der menschlichen Arbeit durch die maschinelle führe, ein wirtschaftli-
ches, bei welchem das betriebliche Interesse an Kostenreduzierung im Vorder-
grund stehe und das der Umgehung gesetzlicher Bestimmungen, die den Betrie-
ben mit der Lehrlingsausbildung auferlegt wurden, und durch die sich diese ein-
geengt fühlten (S. 5-8).  

Der auf Betreiben des Vereins deutscher Ingenieure (VDI) und des Vereins 
deutscher Maschinenbauanstalten (VDMA) 1908 gegründete Deutsche Auss-
chuß für Technisches Schulwesen (DATSCH) sah seine Aufgabe sodann nicht 
nur darin, das technische Schulwesen zu fördern, sondern widmete sich beson-
ders der planmäßigen Lehrlingserziehung in der Industrie. Jedoch gab es nach 
dem Ersten Weltkrieg angesichts der damaligen Rationalisierungseuphorie auf 
Seiten der Industrie zunächst einen „Gesinnungsschwund in der Ausbildungs-
frage“ (Abel 1963, S. 46), und erst mit der Gründung des Arbeitsausschusses für 
Berufsausbildung (AfB) durch den Reichsverband der Deutschen Industrie, die 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und den DATSCH15 und das 
Deutsche Institut für Technische Arbeitschulung (DINTA) im Jahre 1925 kam 
die industrielle Ausbildung langsam in Gang, und zwar „nachdem der Rahmen 
der traditionellen Handwerksausbildung zu eng geworden und neue Berufe nach 
dem Bedürfnis der einzelnen Großbetriebe oder völlig neue Industriezweige, mit 
ganz unterschiedlichen Bezeichnungen und unsicheren Grenzen zwischen den 
Berufen, entstanden waren“ (Muth 1985, S. 375). In den Postulaten für eine In-
tensivierung industrieller Lehrlingsausbildung kamen eine Reihe an Argumenten 
zusammen: Hochqualifizierte Fachkräfte und eine entsprechende Ausbildung 
wären Garanten für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie. Mitte der 1920er 
Jahre postulierte Ernst Borsig: „Die Ausbildung muß auf eine Höhe gebracht 
werden, die es ermöglicht, einen Qualitätsarbeiter heranzuziehen, der mithelfen 
kann, dem Ruf deutscher Arbeit im Auslande Geltung zu verschaffen und ihn zu 
erhalten“ (zit. n. Muth 1985, S. 327). Ein weiteres Argument verwies auf den 
nicht gesicherten Berufsnachwuchs angesichts der sinkenden Geburtenrate. Um 
die erwarteten negativen Auswirkungen des Geburtenrückgangs auf den Fachar-
beiternachwuchs aufzufangen, sollte die Industrie rechtzeitig für einen Fachar-
beiterstamm durch eigene Ausbildung beitragen (vgl. Ehmke 1928, S. 409; 
Wiedwald 1929, S. 512).  

                                                
15  Dem DATSCH schloss sich im Jahre 1926 der DIHT an, 1927 traten Spitzenverbände des 

Handwerks bei, der Deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag und der Reichsverband 
des Deutschen Handwerks (vgl. Muth 1985, S. 375). 
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Die Beschwerden der Wirtschaft über eine „Verschulung“, die vor allem auch an 
der Ablehnung von Vorschlägen zur Einführung des 9. Schuljahrs deutlich wur-
de, und die Kritik an der unzureichenden Vorbildung der Lehrlinge in der 
Volksschule (vgl. Arnhold/Senft 1929, S. 8-9; Heilandt 1929, S. 88-89), waren 
Ausdruck von Autonomie- und Selbstverwaltungsansprüchen der Wirtschaft in 
der Ausbildung.  

Die allmähliche „Wandlung in der Einstellung der Industrie zum Lehrlingswe-
sen“ (Kopsch 1928, S. 18) schlug sich in den 1920er Jahren in einer Zunahme 
einschlägiger Forschungsarbeiten nieder (vgl. Kopsch 1928; Tollkühn 1926; 
Cornely 1930; Graff 1925; Dieck 1930), die auf ein neues betriebswirtschaftli-
ches (Cornely 1930), sozialökonomisches (Graff 1925), politisches (Kopsch 
1928) Praxisfeld hinzuweisen, und „das Interesse an der Erziehung des indus-
triellen Facharbeiternachwuchses in noch weitere Kreise hineinzutragen und 
denjenigen, die zukünftig im Industriebetriebe der Lehrlingsausbildung als Neu-
linge gegenübertreten, zur Einführung zu dienen und ihnen Quellen und Materi-
al an die Hand zu geben“ (Cornely 1930, S. 139). Die akademische Diskussion 
und die Berufsschulpolitiker hatten diesen Raum allenfalls „unter wirtschafts- 
und sozialpolitischen Aspekten“ gesehen und nicht „zum Ansatzpunkt einer bil-
dungspolitischen Aufgabe“ gemacht (Abel 1963, S. 56). Ein Grund für diese 
Zurückhaltung lag vor allem darin, dass Rationalisierungspolitik der Industrie 
auf der einen Seite und Intensivierung der industriellen Lehrlingsausbildung als 
nur schwer miteinander vereinbar schienen: „Angesichts der zunehmenden Ar-
beitszerlegung und Mechanisierung in der Industrie erscheint diese Entwicklung 
zunächst höchst befremdlich. Gewöhnlich verbindet sich mit dem Blick auf die 
in letzter Zeit zutage getretene Ausgestaltung des industriellen Betriebes ohne 
weiteres der Gedanke, daß die Tätigkeit des einzelnen Arbeiters immer mehr auf 
ein ganz enges Gebiet begrenzt wird [...]. Dieser Gesichtspunkt würde es ver-
ständlicher erscheinen lassen, wenn die Industrie jetzt noch geringeres Interesse 
als früher an einer besonderen Lehrlingserziehung hätte“ (Kopsch 1928, S. 21) - 
aber: „Die zum Teil vollkommen entgegengesetzte Einstellung der Industrie ist 
[...] Beweis dafür, daß es sich mit der Ersetzung der hochwertigen langgeschul-
ten Arbeitskräfte durch bloß angelernte doch nicht so einfach verhält“ (ebd.). 
Um den Erziehungswert der industriellen Ausbildung war seit Mitte der 1920er 
Jahre insbesondere das DINTA bemüht, das in der Lehrlingsausbildung einen 
wesentlichen Ansatzpunkt für die Realisierung seiner Ideologie sah und deswe-
gen die industrielle Lehrlingsausbildung und -erziehung voran trieb.  

Wenn die Weimarer Republik als Ausgestaltungsphase der industriellen Lehr-
lingsausbildung bezeichnet wird, dann ist auf der anderen Seite aber auch zu be-
rücksichtigen, dass diese Ausgestaltung diskontinuierlich und bezogen auf die 
gesamte Industrielandschaft heterogen erfolgte. So war der Aufbau der Indust-
rielehre in den ersten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts „einer mehrjähri-
gen Spanne der Stagnation und Regression (Weltkrieg 1914/18 bis Weltwirt-
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schaftskrise 1929/34) unterworfen“ (Abel 1963). Hinzu kam, dass sich zunächst 
nur ein kleines Segment innerhalb des Industriesektors der Lehrlingsausbildung 
zuwandte, allen voran die Metallindustrie, der Maschinenbau und die Feinme-
chanik, während „in der chemischen Industrie, der Industrie der forstwirtschaft-
lichen Nebenprodukte, in der Textilindustrie, zum Teil in der Leder- und Papier-
industrie, in der Industrie der Holz- und Schnitzstoffe, soweit es sich um grobe 
und glatte Holzwaren handelt, in den Gewerbearten der Metallverarbeitung, die 
der Massenproduktion dienen, ja selbst im Bekleidungsgewerbe (Konfektion, 
Schuhmacherei) [...] die Verhältnisse heute so [liegen], daß die in mehrjähriger 
Lehrzeit handwerksmäßig ausgebildeten Facharbeiter ganz oder bis auf einen 
verhältnismäßig geringen Prozentsatz überflüssig geworden sind. Ihren Platz 
nehmen an- und ungelernte Arbeiter ein“ (Tollkühn 1926, S. 1). In der Textilin-
dustrie machte man sich erst im Laufe der 1930er Jahre ernsthafte Gedanken zu 
einer eigenen Lehrlingsausbildung: „Der Mangel an Stetigkeit in der Beschäfti-
gung hat es mit sich gebracht, daß die Ausbildung des Berufsnachwuchses mit 
ernsten Schwierigkeiten zu kämpfen hat und deshalb nur in verhältnismäßig ge-
ringem Umfang gepflegt wird. Ein Beruf, der relativ unsichere Aussichten bie-
tet, übt keinen besonderen Reiz auf Jugend und Erzieher aus. Deshalb trifft man 
im Textilfach häufig den Standpunkt an, daß man es vorzieht, ungelernte Leute 
zu beschäftigen und aus diesen die besten im eigenen Betrieb anzulernen und da 
zur Arbeit zu gebrauchen, wo sie am besten tauglich scheinen. Diese Methode 
mußte auf der anderen Seite wieder zu der Erkenntnis führen, dass von solch 
mechanisch angelernten Leuten, die den inneren Zusammenhang mit dem We-
sen ihrer Arbeit nicht kennen, die erforderliche geistige Mitarbeit am Fortschritt 
des Unternehmens nicht zu erwarten ist. Andererseits geht von der Arbeiter-
schaft das unverkennbare Verlangen aus, sich mehr als seither in die wissen-
schaftliche und technische Seite ihrer Berufsarbeit zu vertiefen. Daher wenden 
heute verschiedene Seiten der T. ihre Aufmerksamkeit der Ausbildung des 
Nachwuchses wieder zu“ (Teufer 1930, S. 4376). 

Das Handwerk spielte während der gesamten Weimarer Republik eine entschei-
dende Rolle in der Lehrlingsausbildung. Zwar wurde von einer „fortgesetzten 
Zunahme der Zahl der in Fabriken eingestellten Lehrlinge [...], von der Gewer-
beaufsichtsbeamte und Fabrikinspektoren berichten“, ausgegangen, aber: „nicht 
für alle Gewerbezweige und nicht für die verschiedenen Größen von Betrieben, 
ja selbst nicht innerhalb gleichartiger Betriebe in gleichem Maße [...]. Die 
Handwerkslehre ist damit nicht gänzlich bedeutungslos für die Industrie gewor-
den. Bis auf den heutigen Tag ist das Handwerk in gewissem, wenn auch be-
schränktem Umfange an der Ausbildung ihrer späteren Arbeitskräfte beteiligt“ 
(Tollkühn 1926, S. 13).  

Wie groß der Anteil der nur in der Industrie ausgebildeten Lehrlinge in der 
Weimarer Republik tatsächlich war, „ist zahlenmäßig exakt nicht zu belegen, da 
eine statistische Erfassung der Industrielehrlinge in dieser Zeit nicht stattfand“ 
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(Abel 1963, S. 49). Die in den Jahren 1925 und 1933 durchgeführten Betriebs-
zählungen haben Industrie und Handwerk stets additiv erfasst, so dass eine wei-
tere Aufschlüsslung dieses Sektors nicht möglich ist. Ergebnisse über die An-
zahl der Lehrlinge in Industrie und Handwerk nach Betriebsgröße lassen jedoch 
eher eine hohe Konzentration auf handwerkliche Betriebe vermuten.  

Abb. 17: Die männlichen Lehrlinge in Industrie und Handwerk nach Betriebsgrößen-

klassen, 1933, in Prozent 
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 Quelle: Statistisches Reichsamt 1936d, S. 11 

Nach der Betriebszählung im Jahre 1925 waren zu dieser Zeit in Industrie und 
Handwerk 951.390 gewerbliche Lehrlinge (von 986.567 insgesamt) tätig, dabei 
war „die wichtigste Betriebsgröße für die Lehrlingshaltung [...] der Betrieb mit 6 
bis 10 Personen“ (Statistisches Reichsamt 1929b; S. 18). Für das Jahr 1933 lie-
gen ähnliche Befunde vor. Auch danach war der überwiegende Teil der mit der 
Betriebszählung 1933 ermittelten Fabrik- und Handwerkslehrlinge (607.000 
Personen) in Industrie und Handwerk (564.000) tätig. Gleichzeitig standen auch 
zu diesem Zeitpunkt bei der Lehrlingsausbildung Betriebe kleinerer Größenord-
nung im Vordergrund: „Während in den Kleinbetrieben mit 4 und 5 Personen 
auf 100 gelernte Arbeiter 66 Lehrlinge entfallen, sind es in den Betrieben mit 11 
bis 20 Personen nur 22, in den Riesenbetrieben mit mehr als 1.000 Personen nur 
noch 5 Lehrlinge“ (S. 11).  

Gegen Ende der 1920er Jahre wurden die Klagen über einen Facharbeitermangel 
seitens der Industrie immer lauter und offensichtlich war die Industrie „nicht in 
der Lage, genügend Ausbildungsplätze aufzubieten, um einen ausreichenden 
Nachwuchs an Facharbeitern zu rekrutieren. Ohne die Ausbildungsleistungen 
des Handwerks war eine Versorgung mit geeigneten Arbeitskräften demnach 
nicht zu garantieren“ (Schütte 1992, S. 71). Flexibel einsetzbare und kurzfristige 
Qualifizierungen, wie Anlernung, Nachschulung und Fortbildung erfüllten zu-
dem als Ersatz oder Ergänzung für die Ausbildung eine entscheidende Rolle. 
Insbesondere um den betriebsspezifischen Qualifikationsbedarf, der sich aus den 
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von Betrieb zu Betrieb unterschiedlichen Tätigkeits- und Positionsdifferenzie-
rungen, dem Einsatz von Technik und der Organisation von Arbeit ergab, rasch, 
flexibel und bedarfsgerecht decken zu können, gab es statt oder neben der gere-
gelten Lehrlingsausbildung in großem Umfang auch solche nicht-formalisierten 
Qualifizierungsprozesse, die auf Tätigkeiten für betriebsspezifisch geschnittene 
Aufgabenbereiche und konstruierte Qualifikationsprofile vorbereiteten. So ent-
standen, wie dies besonders am Beispiel der Hüttenindustrie deutlich wird (vgl. 
Gergen 2000), aber auch im Maschinenbau, der Metall- und Elektroindustrie 
(vgl. Schudlich 1994), eine Reihe industrietypischer „Spezialberufe“, denen 
Qualifizierungsprozesse vorangegangen waren, die besonders betriebs- und tä-
tigkeitsspezifisch ausgerichtet waren und an die Arbeitserfahrungen der „Spezia-
listen“ anknüpften. Die Qualifizierung erfolgte on-the-job, in Form von Kursen 
jenseits des Arbeitsplatzes und in werkseigenen Schulen, sie waren nicht nur auf 
junge Beschäftigte beschränkt, sondern bezogen vor allem auch Mitglieder der 
älteren erfahrenen Belegschaft mit ein. Solche betriebsspezifischen Qualifizie-
rungsprozesse stellten günstige Voraussetzungen für den innerbetrieblichen 
Aufstieg dar. Auch in der Textil-, Papier- und Chemieindustrie, die noch in der 
Weimarer Republik auf einen nur geringen Anteil an formal qualifizierten Fach-
arbeitern zurückgreifen konnten, fanden sich vorrangig solche betriebspezifi-
schen Qualifizierungsprozesse, die mitunter auch kontinuierlich bzw. aufbauend 
erfolgten und nicht wie die berufliche Erstausbildung auf eine Altersphase be-
schränkt blieben: „Die Anlernung des chemischen Betriebsarbeiters erfolgte 
nicht nach vorgegeben Regeln und Fristen. Je nach Bedarf und Befähigung wur-
den Arbeiter vor Ort in neue Funktionen eingearbeitet. Eine Lehrwerkstatt be-
stand bei Bayer zwar schon seit 1901, in ihr wurde jedoch nur der Handwerker-
nachwuchs herangebildet. 1928 wurde ein Schulungslabor für Chemielaboranten 
eingerichtet, in dem sich ausgewählte Betriebsarbeiter in dreimonatigen Kursen 
wichtigste chemische Kenntnisse aneignen konnten. Weitere Ausbildungskurse 
wurden für Heizer und Maschinisten, also Hilfshandwerker durchgeführt. Auch 
ohne Facharbeiterstatus entstand eine relativ qualifizierte Stammbelegschaft. 
Die Fluktuationsrate, die unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg unter den 
Chemiearbeitern besonders hoch gewesen war, nahm deutlich ab. Das Zusam-
menspiel von Anlernung, Prämienanreiz und betrieblichen Sozialmaßnahmen 
vermochte den Chemiearbeiter stärker an seinen Arbeitsplatz zu binden“ (Zol-
litsch 1990, S. 47). Betriebliche Weiterbildung war bereits damals als Ersatz und 
Regulativ beruflicher Ausbildung relevant.  

7. Zusammenfassung 

Aus sozioökonomischer Perspektive lässt sich die Annahme von der Ausdiffe-
renzierung von Weiterbildung für Arbeitslose und Weiterbildung im Betrieb 
folgendermaßen herleiten:  
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• die demographische Entwicklung und Alterskonkurrenz auf dem Arbeits-
markt und im Beschäftigungssystem führten dazu, dass Erwachsene als 
Zielgruppe von Erziehung und Bildung erkannt wurden;  

• die Beschäftigungsintensität des Industriesektors erforderte qualifikatori-
sche Anpassungsmaßnahmen;  

• im Kontext des Ausbaus arbeitsmarktpolitischer Instrumentarien wurde 
Weiterbildung als Medium der Integration Arbeitsloser in den regulären 
Arbeitsmarkt, gegen Ende der Weimarer Republik zunehmend in Ersatzar-
beitsmärkte, erforderlich;  

• die aufgrund von Tätigkeits- und Positionsdifferenzierungen in der Indust-
rie komplexer werdende Qualifikationsstruktur und die Auffächerung von 
Qualifikationen auf dem Kontinuum zwischen gelernter und ungelernter 
Arbeit musste durch spezifische Formen der Qualifizierung reproduziert 
werden;  

• die zögerliche Ausgestaltung industriebetrieblicher Ausbildung war beglei-
tet von flexibel und kurzfristig einsetzbaren Weiterbildungsmaßnahmen. 
Weiterbildung sollte von nun an zu einem betriebsspezifischen Regulativ 
beruflicher Ausbildung werden.  

Die sozioökonomischen Voraussetzungen in der Weimarer führten dazu, dass 
Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb erste Konturen gewinnen 
konnte. Auf die oben angeführten einzelnen Argumente wird im Laufe der Ar-
beit näher eingegangen. 
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III. Pädagogisches Denken und Weiterbildung  

In den Quellen und Dokumenten, die in dieser Arbeit für die Rekonstruktion von 
Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb herangezogen worden sind 
(vgl. Kap. VII, VIII), spiegelt sich das pädagogische Denken der Weimarer Re-
publik wider. Für Tenorth (1989) ist „pädagogisches Denken“ jenes Wissen, 
„das einerseits – als Theorie der Praxis – in die Realität von Erziehung und Er-
ziehungssystemen eingespannt ist und von dort befruchtet und verändert wird“; 
andererseits ist es „als Erziehungswissenschaft – ein Wissen, das dem allgemei-
nen Gang der theoretischen Arbeit in den Kultur- und Sozialwissenschaften zu-
gehört und hier theoretische Dignität gewinnen muß“ (S. 112). Demnach um-
fasst pädagogisches Denken praxisnahe Theorien – beispielsweise für berufs-, 
erwachsenen-, industrie- und arbeitspädagogische Handlungsfelder – und die 
Theorien akademischer Erziehungswissenschaften mit ihrer damaligen Affinität 
zur Geisteswissenschaft und Kulturphilosophie. Beide Theorietypen sind in ih-
rem Verhältnis kohärent.  

Auf die Konzeptionen und Begründungen für Arbeitslosenbildung und betriebli-
che Weiterbildung hatten die damaligen pädagogischen Theorien Einfluss, ohne 
dass sie sich selber intensiv mit Fragen der beruflichen Weiterbildung auseinan-
der gesetzt hätten. Durch sie sickerten bestimmte Begriffe, Leitbilder von Erzie-
hung und Bildung und Begründungen für soziale Verhältnisse in die Praxis, von 
der sie reproduziert oder auch modifiziert werden konnten. Die in der pädagogi-
schen Literatur häufig anzutreffenden Begriffe wie „Volksgemeinschaft“, „Kul-
tur“, „Seele“, „Geist“ und „Lebensnähe“ finden sich auch in den Beschreibun-
gen zur damaligen Weiterbildungspraxis wieder. Auch die Überlegungen der 
Pädagogik, d.h. hier der Berufsbildungs-, Volksbildungs-, Arbeits- und Indust-
riepädagogik, zum „richtigen“ Umgang mit Bildung angesichts ihrer vermeintli-
chen „Vermassung“ und einer „Bildungswut“ spiegeln sich in den praktischen 
Konzepten wider: dort, wo das Zurückfahren von Bildungsangeboten durch die 
Arbeitsmarktpolitik begründet werden musste oder dort, wo für eine stärkere 
Betriebs- und Arbeitsbindung von betrieblicher Bildung plädiert wurde. Ebenso 
erfuhren gesellschaftsdifferenzierende Vorstellungen im pädagogischen Denken 
von der „Erzieh- und Bildsamkeit“, beispielsweise von Frauen, Ungelernten, 
Älteren usw., ihren Niederschlag in praktischen Entwürfen. Anders: Die Art und 
Weise, in der gesellschaftlich Benachteiligte in der pädagogischen Theorie Be-
rücksichtigung fanden, ging nicht selten Hand in Hand mit dem Umgang, den 
sie durch die pädagogische Praxis erfuhren. Das pädagogische Denken lieferte 
Deutungen, anhand derer die pädagogische Praxis die bestehende soziale Ord-
nung und damit die gesellschaftliche Segmentierung rechtfertigen konnte.  

Eine Verbindung zwischen pädagogischem Denken und der Programmatik von 
Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und Betrieb zeigt sich beispielsweise auch 
in der Bedeutung, die Arbeit als Ausgangspunkt und Mittel von Erziehung und 
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Bildung zugewiesen wurde. Auch in den Dokumenten zur Arbeitslosenbildung 
und Weiterbildung im Betrieb gilt Arbeit als geeignetes pädagogisches und Qua-
lifizierungsmittel. Parallel zu der reformpädagogischen Aufwertung von Praxis-, 
Arbeits- und Lebensnähe wurde die Reduktion von finanziellen Aufwendungen 
der Arbeitsverwaltungen für theoretische und allgemeine Bildung zugunsten von 
praktischer Arbeit bzw. Arbeitsbeschaffungsprogrammen auf dem zweiten Ar-
beitsmarkt propagiert. Die Bedeutung von Arbeit in der Arbeitslosenbildung und 
der fließende Übergang von der Arbeitslosenbildung in den Freiwilligen Ar-
beitsdienst stießen weder in der Berufsbildungs- und Volksbildungstheorie noch, 
besser: erst recht nicht, in der Industrie- und Arbeitspädagogik auf Kritik. Diese 
Bereiche der pädagogischen Theorie hatten Arbeit, teilweise aus unterschiedli-
chen Beweggründen, selber als Erziehungs- und Bildungsmittel gefordert.  

Pädagogisches Denken erschöpft sich nicht in einem „Wissen“ über Erziehung 
und Bildung. Gleichzeitig liefert es Zuversicht in die Lösbarkeit von Problemen 
und in die Veränderbarkeit von Gesellschaft. Insofern hat es, zumal in politi-
schen Umbruchphasen, einen symbolischen Wert. In ihm spiegeln sich Antwor-
ten auf gesellschaftliche Fragen, Sehnsüchte und Interessen seiner Vertreter und 
Rezipienten wider. Gerade in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg avancierten 
Erziehung und Bildung in der öffentlichen Meinung zu Möglichkeiten, gesell-
schaftliche, ökonomische bzw. arbeitsmarkt- und personalpolitische Probleme 
lösen und in den unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen den „Hunger 
nach Ganzheit“ sättigen (Tenorth 1989, S. 113) zu können.  

Im Folgenden soll der ideenhistorische Hintergrund, vor dem Weiterbildung für 
den Arbeitsmarkt und im Betrieb stattfand, rekonstruiert werden. Unter Rück-
griff auf ausgewählte Überlegungen der Berufsbildungs-, Volksbildungstheorie 
sowie angrenzender Einzeldisziplinen, der Industrie- und Arbeitspädagogik, soll 
jenes pädagogische Denken der Weimarer Republik nachgezeichnet werden, das 
der Praxis der Arbeitslosenbildung und der betrieblichen Weiterbildung einen 
ideologischen Rückhalt gab – auch dann, wenn diese Weiterbildungsthemen sel-
ber keine Gegenstände in der pädagogischen Theoriediskussion waren.  

Im Vordergrund der Darstellung stehen solche Analyseaspekte, die sich auch bei 
der Auswertung der Quellen und Dokumente für Weiterbildung für den Ar-
beitsmarkt und im Betrieb herauskristallisiert haben:  

• Erziehung und Bildung zur Krisenbewältigung; 

• Individuum und Gemeinschaft in der pädagogischen Theorie;  

• Bildungsexpansion und Gegenstrategien; 

• Zuteilung von Bildung und Stabilisierung sozialer Ordnung; 

• Arbeit als Ausgangspunkt von Erziehung und Bildung. 
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Bei dieser Rekonstruktion geht es auch um die Frage, warum die damalige Be-
rufsbildungs- und Volksbildungstheorien die Arbeitsmarkt- und Betriebsrealität 
sowie Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb kaum zur Kenntnis 
genommen haben.  

1. Erziehung und Bildung zur Krisenbewältigung 

Im Laufe der Arbeit wird deutlich, dass Erziehung und Bildung zu Hoffnungs-
trägern bei der Bewältigung der durch Arbeitslosigkeit ausgelösten gesellschaft-
lichen Krisen (vgl. Kap. VII, 2-5) sowie im Kontext betrieblicher Beschäfti-
gungs- und Sozialpolitik avancierten (vgl. Kap. VIII, 1-2). Die Hoffnung, durch 
Erziehung und Bildung Krisen bewältigen zu können, war in der Weimarer Re-
publik nicht neu, kam hier aber deutlich zum Ausdruck.  

Seit der Auflösung der „traditionsgelenkten Gesellschaft“ (Strzelewicz/Raapke/ 
Schulenberg 1973, S. 3) galten Erziehung und Bildung nicht nur als Garanten 
für die Realisierung der Postulate für Mündigkeit und freie Entfaltung der Per-
son, sondern sie waren, in der Definitionsmacht bestimmter gesellschaftlicher 
Gruppen, gleichzeitig Inbegriffe für eine neue gemeinsame und bessere Zukunft, 
in der soziale Spannungen gelöst und Konflikte bewältigt sein sollten (vgl. Weil 
1930). Als Möglichkeit der Verbreitung der Leistungsorientierung etwa nach 
dem „preußischen Profil“ (Elias 1994) und der Kompensation der „nationalen 
Verspätung“ und „Traditionslosigkeit“ Deutschlands (Plessner 1981) nahmen 
sie insbesondere in den bürgerlichen Entwurfsmodellen für eine bessere Zukunft 
eine prominente Stellung ein (vgl. Strzelewicz/Raapke/Schulenberg 1973, S. 8-
12). Den „Wunsch der Besserung durch eine geänderte Erziehungsweise“ (S. 1) 
im Anschluss an Krisen und Niederlagen in der deutschen Geschichte hat Aloys 
Fischer (1918) am Ende des Ersten Weltkrieges rekonstruiert:16 „In seinen größ-
ten Leidenszeiten hielt das deutsche Volk Gericht über sich selbst und rettete 
sich aus ihnen durch den Willen und die Zuversicht, alles, was bislang an ihm 
falsch war oder was es falsch gemacht hatte, durch eine verbesserte Erziehung 
seiner nachwachsenden Geschlechter künftig abzulegen und zu vermeiden“ (S. 
1). Und in den 1950er Jahren resümierte Theodor Litt (1957): „Deutschem Er-
ziehungsdenken [...] liegt nichts ferner, als im Prinzip der Anpassung sei es die 
Richtschnur des Erziehenden, sei es das Wesen des durch die Erziehung zu Er-
wirkenden zu erblicken. Im Gegenteil: bei uns entwickelte sich der pädagogi-
sche Gedanke in bewußter Ablehnung von dem, was ist. Nicht selten gewinnt 
die pädagogische Forderung überhaupt erst ihr Profil in der Negation des Beste-
henden. Erziehung versteht sich selbst als Bad der Erneuerung, als Macht der 

                                                
16  Beispielhaft umschreibt er, wie zu Beginn des 19. Jahrhunderts die deutsche Volkswehrer-

ziehung und die freie Geistesbildung aus „der tiefsten Erniedrigung“ heraus aufkamen. 
Nach 1848, nach dem Einigungskrieg und der Reichsgründung, schloss sich ein heftiger 
Schulkampf an, der erst nach dem Kulturkampf und in der Schulkonferenz des Jahres 1890 
seinen Abschluß gefunden hätte (vgl. S. 1).  
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Überwindung, als Bringerin des Heils. Man sieht: es ist das ‚Seinsollende’, es ist 
die ideale Forderung, aus der deutsches Erziehertum seinen Auftrag herleitet“ 
(S. 6).  

In der Weimarer Republik, der, wie Wilhelm Flitner (1986) sie umschrieben hat, 
„Epoche, die von tiefgreifenden Erschütterungen des politisch-sozialen Körpers 
lebte, in der die geistige Lebensorientierung der breiten Volksschichten verunsi-
chert wurde, die oberen Schichten kein Vorbild mehr lieferten, keinen Halt mehr 
gaben“ (S. 301), wurden zur Lösung unterschiedlicher gesellschaftlicher Heraus-
forderungen – ausgelöst durch die Kriegsniederlage, die Revolution, die Forde-
rungen der Jugendbewegung, das Erstarken der Arbeiterklasse, die Arbeitslosig-
keit – Erziehung und Bildung als Möglichkeiten der Krisenbewältigung angebo-
ten – und zwar (bildungs-)politische Interessen übergreifend: In Konzeptionen 
zur Schul-, Universitäts- und Volksbildungsentwicklung, in den verschiedenen 
sich etablierenden erziehungswissenschaftlichen Fachdiskussionen fand sich 
„die Hoffnung, allein über Erziehung und Bildungsideale wie Nation und 
Deutschtum ließen sich gesellschaftliche Konflikte abbauen und nationale Iden-
tität wie Integration betreiben“ (Tenorth 1985, S. 63).  

Der Gedanke, durch Erziehung und Bildung eine nationale Versöhnung herbei-
führen zu können, fand seinen Niederschlag in der Weimarer Verfassung. Mit 
dem Artikel 148 wurde den Schulen der Auftrag erteilt, „sittliche Bildung, 
staatsbürgerliche Gesinnung, persönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiste 
des deutschen Volkstums und der Völkerversöhnung zu erstreben“.  

2. Kulturkrisis und Volksgemeinschaft  

Der „pädagogische Enthusiasmus“ (Litt 1926, S. 185) der ersten Jahre der Wei-
marer Republik beflügelte auch die pädagogischen Theoretiker in den unter-
schiedlichen sich ausdifferenzierenden Einzeldisziplinen, so auch in der bürger-
lichen Berufsbildungs- und Volksbildungsdiskussion.17  

Die nationalen Integrations- und Ganzheitssehnsüchte innerhalb der pädagogi-
schen Theorie waren stark durch die „Kulturkritik“ der Romantik, der Jugend-
bewegung, der Reformpädagogik und nicht zuletzt durch Kulturpessimisten wie 
Paul de Lagarde, dem Rembrandt-Deutschen Julius Langbehn und Arthur Moel-
ler van den Bruck mit ihren antirationalen und antisemitischen Affekten inspi-
riert. Fritz Stern (1961) und Kurt Sontheim (1962) haben ausführlich auf den 

                                                
17  In einem Brief vom 16. Juli 1919 schrieb Spranger an Kerschensteiner: „Welche Schicksa-

le liegen zwischen Ihrem Geburtstag vorm Jahr und dem nahenden. Ich begrüße Sie zu 
dem neuen Lebensjahr mit dem Wunsche, dass, wie Sie die schwere Krankheit glücklich 
überwunden haben, auch unser Deutschland wieder genesen möge. Denn was Sie tun und 
was Sie sind, ist mit Deutschlands Zukunft noch enger verflochten als jedes andern Men-
schen Welt. Deshalb ist die Hoffnung, dass Ihre Welt kommen möge, auch gleichbedeu-
tend mit einem Segenswunsch für Deutschland“ (Englert 1966, S. 154; Herv. i. O.). 



 52 

Einfluss der Kulturpessimisten auf das „antidemokratische Denken in der Wei-
marer Republik“ und seine „politische Gefahr“ hingewiesen. Obwohl die ver-
schiedenen pädagogischen Richtungen innerhalb dessen, was als Kulturkritik 
des 19. Jahrhunderts bezeichnet werden kann, in ihren Konsequenzen unter-
schiedliche Wege gingen, war deren gemeinsamer Kern das „Unbehagen gegen-
über einer Zerrissenheit des Volkes, einer die Menschen entseelenden Technik 
und Bürokratie, die Sehnsucht nach der organisch gewachsenen Einheit, der res-
taurierten Gemeinschaft auf allen gesellschaftlichen Ebenen und die Wiederbe-
sinnung auf das Natürliche“ (Raapke 1968, S. 274). In der pädagogischen Dis-
kussion der Weimarer Republik waren kulturkritische Denkmuster – auch nach 
der pädagogischen „Auskühlung in neuer ‚Sachlichkeit’“ (Langewie-
sche/Tenorth 1989, S. 13) am Ende der 1920er Jahre – verbreitet, genauso wie 
die ihnen entlehnte Topoi, die nach 1933 für die nationalsozialistische Propa-
ganda missbraucht wurde.  

Sowohl die kulturphilosophischen Konzeptionen der klassischen Berufspädago-
gik (vgl. Zahn 1992) als auch die der Volksbildungsbewegung, in deren Überle-
gungen der Begriff „Kulturkrisis“ eine häufige Verwendung fand, ließen deutli-
che Züge der Kulturkritik erkennen. Als sich nach dem Ersten Weltkrieg einige 
Universitätslehrer18 und Interessenvertreter zusammen taten und inmitten der 
revolutionären Kämpfe - dem Spartakus-Aufstand, dem Kapp-Putsch, der Mün-
chener Räterepublik - und der existentiellen Nöte der Bevölkerung am 1. März 
1919 den sogenannten „Jenaer Aufruf“ zur Volksbildung formulierten, argu-
mentierten sie folgendermaßen: „Die Erneuerung und Wiederaufrichtung unse-
res Volkes fordert neben seiner wirtschaftlichen Umformung den Ausbau seines 
geistigen Lebens und eine neue Teilnahme aller seiner Kinder an dem großen 
gemeinsamen Besitz unserer geistigen Güter. Neben der Umgestaltung unserer 
Schulerziehung braucht es darum einer neuen Gemeinschaft aller derer, die nicht 
nur an ihrer fachlichen Ausbildung weiterarbeiten, sondern sich auch im späte-
ren Leben trotz der Not des Tages Herz und Kopf offen halten wollen für die 
unvergängliche Herrlichkeit der geistigen Schöpfung unseres Volkes und seine 
Entwicklung in der geistigen Arbeit“ (zit. n. Flitner 1979, S. 323). Ein Jahr spä-
ter auf der Reichsschulkonferenz begründete Anton Heinen, Mitglied der Deut-
schen Volksbildungsvereinigung, in seinen Leitsätzen die Notwendigkeit zur 
Volksbildung unter Hinweis auf die „Kulturkrisis“: „Moderne Kulturkrisis ist 
der Zerfall des organischen Volkstums. Die Volksbildung hat zum Ziel die We-
ckung und Anregung jener schöpferischen Kräfte, aus denen Volkstum heraus-
wächst. Familiensinn, Gemeinschaftsgeist, Volksgeist“ (Reichsministerium des 
Innern 1921, S. 726).  

                                                
18  Zu ihnen gehörten der Theologe Heinrich Weinel, der Pädagoge Wilhelm Rein, die Vor-

steher der Carl-Zeiss-Stiftung, der Verleger Eugen Diedrichs sowie Gewerkschafter, Pfar-
rer, Lehrer und Jugendpfleger (vgl. Flitner 1979, S. 323).  
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In den von den Mitgliedern des Vierten Ausschusses der Reichsschulkonferenz 
einstimmig angenommenen Leitsätzen von Walter Hofmann, Otto Wilhelm 
(Deutsche Gesellschaft für Volkshochschulwesen), Hans Gerber (Vorsitzender 
des Arbeitsamtes der Fichtegesellschaft in Hamburg) heißt es: „Die Volksbil-
dungsarbeit der Gegenwart hat durch die seelische, geistige und sittliche Not 
unseres Volkes besondere Bedeutung gewonnen [...]. Das letzte Ziel der Volks-
bildungsarbeit liegt darin, die Vorbereitung für das Entstehen einer wirklichen 
Volksgemeinschaft zu sein“ (S. 731).  

In kulturkritisch-apokalyptischer und gleichzeitig auferstehungs-pathetischer 
Diktion begründete Eugen Rosenstock (1926) seine Vorstellungen: „Das Chaos 
der Vernichtung und des Unterganges droht. Gemeinschafts- und ordnungsbil-
dender Geist allein kann aus ihm einen klaren Kosmos herausbilden. Die Erde 
ist wüst. Es gilt, sie neu zu schaffen. [...] Aller Patriarchalismus ist rettungslos 
zerstört“ (S. 33). Geschaffen werden sollte ein gemeinsamer Geist und „nur in 
dem Hervortreten dieses gesellschaftsbildenden Geistes kann das Dasein des 
Volkes als bewusster Gemeinschaft überhaupt noch sichtbar werden, seitdem 
alle äußeren Klammern der Macht, des Staates und seines Offizierkorps, nieder-
gebrochen sind“ (S. 33). Mehr noch: „Die Erwachsenenbildung erwacht als 
Heilmittel nach der ersten – inneren oder äußeren - Niederlage des Mannes oder 
eines Volkes. Sie ist Selbstüberwindung. Sie geht wider die Natur. Die Erwach-
senenschule baut an den Friedhof der nicht gereiften Blütenträume, sie will ret-
ten, was zu retten ist“ (Rosenstock 1926a, S. 215).  

3.  Kulturstaat und politische Gestaltbarkeit  

Trotz ideologischer Differenzen in der pädagogischen Theorie lag nach 1919 der 
gemeinsame Nenner der meisten erziehungswissenschaftlichen Programme in 
erster Linie in dem Bemühen um den Aufbau oder die Erneuerung des Volkes 
und weniger in der Frage nach konkreten Gestaltungsmöglichkeiten realer Ver-
hältnisse. Erziehung und Bildung wurden nicht unter politischem Aspekt gese-
hen. Es kamen zumal seitens der Berufsbildungstheorie kaum Anregungen dazu, 
die Funktionalisierbarkeit von Erziehung und Bildung für politische Strategien 
und Interessen zu hinterfragen. Daher lag auch eine Auseinandersetzung mit Er-
ziehung und Bildung als Instrumenten im Kontext von Arbeitsmarkt- und be-
trieblicher Beschäftigungspolitik fern. Für die Berufsbildungstheoretiker war der 
Staat ein Kulturstaat, eine „Volksgemeinschaft“ – nichts politisch Verhandeltes 
oder Verhandelbares – und „jene Erscheinungen [...] der modernen Welt, die 
diesem Einheitskonzept widersprechen, der Pluralismus der gesellschaftlichen 
Funktionssysteme, Parteienpluralismus und parlamentarische Auseinanderset-
zungen, die Konkurrenz der Marktwirtschaft, geraten unter kulturkritisches Ur-
teil“ (Lange 1992, S. 73). Auch in der bürgerlichen Volksbildungstheorie war es 
– zumal bis Ende der 1920er Jahre – weniger das Ziel, auf der Basis politischer, 
demokratischer Vorstellungen von einer besseren Gesellschaft soziale Missstän-
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de zu beseitigen, vielmehr dem bürgerlichen Kulturideal des 19. Jahrhunderts 
folgend „Volkstum“ zu revitalisieren. Die bildungspolitischen Wortführer der 
Volksbildungsbewegung begleiteten bereits den Übergang von der Monarchie 
zur Republik nicht mit demokratisch-emanzipatorischen Konzepten, sondern 
vielmehr mit Hinweisen auf die Notwendigkeit des Aufbaus einer „wirklichen 
Volksgemeinschaft“. So findet man „in den Dokumenten [...] nirgendwo die 
Forderung, die Parteienstruktur der neuen Republik durch politische Erwachse-
nenbildung zu stärken“ (Pöggeler 1976, S. 247f.). Hier spiegeln sich nicht nur 
Harmoniebedürfnis und Hilflosigkeit gegenüber realen Fragen und politischen 
Umstrukturierungen in der Weimarer Republik (vgl. Tenorth 1989, S. 115) wi-
der, sondern auch der Anspruch, in Krisenzeiten gesellschaftliche Interessendif-
ferenzen Übergreifendes, auf Einheit und Synthese Zielendes wie ein „Volk als 
gemeinsamer Kulturbesitz“ (Weitsch 1920, S. 45) in Aussicht zu stellen, und 
zwar „über alle Mißverständnisse und allen Hader der Parteien und Interessen-
kämpfe hinweg“ (ebd.). Innerhalb der – vor allem von den Vertretern des Ho-
henrodter Bundes getragenen – erwachsenenpädagogischen Theoriediskussion 
begünstigte der Neutralitätsanspruch die Vermeidung politischer Einmischungen 
und die Konzentration auf Interessenübergreifendes – eine Einstellung, die den 
Volksbildnern einen „fragwürdigen Gestus der Überparteilichkeit [und eine] 
Haltung, die [...] sich über Parteilichkeit moralisch und intellektuell per se erha-
ben fühlte“ (Faulenbach 1997, S. 17) verlieh.19  

Zu konzedieren ist jedoch einerseits, dass sich in der zweiten Hälfte der 1920er 
Jahre unterschiedliche Positionen im Hinblick auf die Frage nach der politischen 
Verantwortung der freien Volksbildung herauskristallisiert haben. Das heißt, 
nicht mehr alle teilten eine irrationale, apolitische, volkstümelnde und daher 
nach 1945 als ideologieverdächtig interpretierte Haltung (vgl. Markert 1973, S. 
123f.). Von der Ideologie der „Volksgemeinschaft“ grenzte sich beispielsweise 
„von Anfang an“ (Keim/Olbrich/Siebert 1973, S. 39) die sozialistische Leipziger 
Richtung der Volksbildung ab. Die Leipziger Richtung um Hermann Heller, 
Gertrud Hermes, Paul Hermberg, Paul Honigsheim und Theodor Geiger mit ih-
rem realistischen Bild von der Gesellschaft hatte ein am demokratischen An-
spruch der Verfassung orientiertes Konzept und beanspruchte eine „eindeutige 
Parteinahme für die politischen und sozialen Ziele der Arbeiterklasse“ (Meyer 
1978, S. 463). Auch Anna Siemsen (1921), der es zwar um eine „Erziehung im 
Gemeinschaftsgeist“ ging, grenzte sich als eine der wenigen kritisch von der 
Volksgemeinschaftsrhetorik ab: „Es ist meine Überzeugung, daß das ‚Vaterland‘ 
und die ‚Volksgemeinschaft‘ ebenso eine Konstruktion des Bürgertums sind wie 
die Persönlichkeit und das allgemeine Menschtum, und zwar das Vaterland eine 
Formulierung des aufsteigenden gutgläubigen, die Volksgemeinschaft eine sol-

                                                
19  Laack (1984) formulierte das Verhältnis der Hohenrodter zur Politik folgendermaßen: „Po-

litik war nach weitverbreiteter Meinung ein schmutziges Geschäft, und wer damit zu tun 
bekam, sah das als unangenehm, als fremd an“ (S. 153).  
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che des sinkenden Bürgertums, die aus bösem Gewissen geboren, ihren apologe-
tischen Charakter schon im Wortlaut zeigt“ (1926, S. 208).20 

Diese Positionen besaßen innerhalb der Volksbildungsdiskussion eine „inhaltli-
che und organisatorische Sonderstellung“ (Meyer 1978, S. 462), „einen Außen-
seiterstatus“ (Keim 1995, S. 46).  

Andererseits ist auch zu berücksichtigen, dass eine „politische Gefahr“ im Sinne 
Sterns (1961) sich nicht immer gleich anhand des Gebrauchs der Volks-
Metaphorik erkennen lässt. Die Symbolfunktion von Erziehung und Bildung als 
Möglichkeit der Volksversöhnung, die „romantisch getönten, teilweise an der 
Grenze auch der Remythisierung stehenden Volkstumsinterpretationen“ (Strze-
lewicz 1985, S. 139), konnten auch bei denjenigen gelesen werden, „die sich als 
Anhänger der Demokratie ausgaben, Einwirkungen der aufklärerischen Traditi-
on erkennen ließen oder sogar dem sozialistischen Lager und der marxistischen 
Konfession nahe standen“ (S. 139). Begriffe wie „Volkserneuerung“, „Volks-
gemeinschaft“ fanden sich - aus jeweils unterschiedlichen Beweggründungen 
und mit verschiedenen anvisierten Konsequenzen - in Programmatiken und 
Konzepten innerhalb des gesamten Spektrums zwischen rechts und links. In der 
Idee, das Volk durch Erziehung und Bildung zu erneuern, trafen sich die ver-
schiedensten Interessen. So setzten sich der Bund Entschiedener Schulreformer 
im Sinne seiner politischen Idee für die Förderung von „Gesamtbewußtsein“ und 
„Gesamtgefühl“ (Oestreich 1923, S. 15) ein. „Volk“ und „Volksgemeinschaft“ 
waren in der Programmatik des Bundes „zentrale Denkkategorien“ (Eiderdanz 
1991, S. 103). Das Schaffen eines Volksganzen und die Erziehung des Einzel-
nen zur Volksgemeinschaft gehörten zu zentralen Erziehungszielen – nicht zu-
letzt in der Konzeption des „streitbaren Pädagogen“ (Bernhard 1991, S. 146) 
Paul Oestreichs.21  

                                                
20  „Der freie Einzelne – die Persönlichkeit – und die Gemeinschaft von Menschen, die glei-

che Heimat, gleiche Überlieferung, eine gleiche Sprachkultur verbinden – das Vaterland – 
ist beides nur möglich in einer solidarischen Gemeinwirtschaft, die dem einzelnen Lebens-
raum und Lebenssicherheit gewährt. Beides ist wertvoll als Zielforderung, beides gefähr-
lich, falls man vorgibt, eine Wirklichkeit damit zu umschreiben. Aber nicht diese meine 
Überzeugung läßt mich an dieser Stelle von der Erziehung zur Nation schweigen, sondern 
die Tatsache, dass eine positive Erziehung zur Gemeinschaft nur von einer vorhandenen 
Gemeinschaft, von einer tatsächlichen gesellschaftlichen Organisation, die der Staat eben 
nicht ist, ausgehen kann. Die Organisationen der Arbeiterschaft sind solche Gemeinschaf-
ten mit erzieherischer Kraft. Das ‚Vaterland‘ ist es nicht. Es ist im günstigsten Falle eine 
Idee, welche ihre Kraft nicht auswirken kann“ (S. 208). 

21  So heißt es beispielsweise im § 4 der „Satzung des Bundes Entschiedener Schulreformer 
(1919)“: „Die Aufgabe der neuen ‚Schule’ als der gesamten Volksbildungs- und Volkser-
ziehungsgemeinschaft ist die Erziehung des jugendlichen Menschen zum körperlich 
durchgebildeten, geistig freien, willensstarken, seelisch empfänglichen und sozialgesinnten 
Mitgliede der Volks- und Menschheitsgemeinschaft“ und weiter heißt es im „§ 5. Durch 
die Lebensformen der neuen Schule wird der Entfaltung der Jugend in ihrem Eigenwert 
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Insgesamt war „das Idol dieses Zeitalters [...] die Gemeinschaft" (Plessner 1924, 
S. 26), und die Sehnsucht „nach einer in der Zukunft wieder erstehenden Volks-
einheit mit Nestwärme verbreitender und Schutz versprechender Gemein-
schaftsharmonie“ (Strzelewicz 1985, S. 137) bildete den Tenor des pädagogi-
schen Denkens der Weimarer Republik. Mehr noch: Die pädagogischen Bemü-
hungen in der Weimarer Republik gingen dahin, „alle erzieherischen Verhältnis-
se als Gemeinschaften aufzubauen und das gesellschaftliche Verhältnis aus der 
pädagogischen Zone zu entfernen“ (Flitner 1928, S. 241). 

Die pädagogischen Praktiker in der Arbeitslosenbildung und betrieblichen Wei-
terbildung bekamen von der pädagogischen Theorie kaum Impulse und Gestal-
tungsanregungen, ihren politischen Einfluss zu erkennen. Vielmehr wurden sie 
dahin gehend bestärkt, Erziehung und Bildung als Mittel der Interessenharmoni-
sierung und Vergemeinschaftung zu begreifen. Indem das pädagogische Denken 
an Gemeinschaftskonzeptionen festhielt, abstrahierte es von individuellen 
Schicksalen und Möglichkeiten der Aushandlung zwischen einzelnen Akteuren.  

4. Individuum und Gemeinschaft  

Das Verständnis von Gemeinschaft variierte jedoch zwischen den einzelnen pä-
dagogischen Theorien. In der Volksbildungstheorie, die sich im Vergleich zur 
akademischen Berufsbildungstheorie noch am ehesten, zumal Ende der 1920er 
Jahre, in gestalterischer Absicht mit Fragen der Arbeitslosenbildung und Indust-
riepädagogik auseinandergesetzt hat (vgl. Kap. VII; VIII), wurde ein anderes 
Verständnis von Gemeinschaft deutlich als in der Berufsbildungstheorie, das 
allmählich auch zu einer, wenn auch zurückhaltenden, kritischen Distanz zu und 
Reflektion von Gemeinschaftskonzeptionen führte und damit die Perspektive 
von Mitgestaltung zumindest im Ansatz eröffnete.  

Auch wenn die Gemeinschaft im Vordergrund des pädagogischen Denkens 
stand, sollte, innerhalb dieser „nach Möglichkeit individualisiert werden“ 
(Spranger 1929, S. 79). In Fortsetzung der bildungstheoretischen Tradition seit 
dem Neuhumanismus insistierte die theoretische Pädagogik in weiten Teilen auf 
ein vom Individuum ausgehendes und auf ihn bezogenen Erziehungs- und Bil-
dungskonzept. Erziehung und Bildung sollten, so wollte es die Reformpädago-
gik, das Wachstum der Persönlichkeit und deren Selbsttätigkeit fördern, vom 
Einzelnen ausgehen, zum Selbst hinführen und die Selbstvollendung unterstüt-
zen. So wollte Kerschensteiner (1922) die „Interessenentwicklung“ der „einzel-
nen Individualität“ einleiten (S. 132)22, und die Neue Richtung in der Weimarer 

                                                                                                                                                   

und der Auswirkung echten Führertums Raum gegeben“ (Bernhard/Eierdanz 1991, S. 
197). 

22  „Das Bildungsverfahren ist also, sofern es Erfolg haben soll, genötigt, sich an die Neigun-
gen und Interessen zu wenden, die jeweils in dem zu Bildenden lebendig sind. Dabei darf 
es auch in jeder Weise die egozentrischen Interessen mit in den Bildungsplan und das Bil-
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Erwachsenenbildung wollte in diesem Sinne die Volksbildung „individualisie-
rend“ gestalten. Unter Rekurs auf die reformpädagogische Terminologie, die ein 
Vom-Einzelnen-Ausgehen nahe legte, teilten auch praktizierende Schul-, Ar-
beitsmarkt-, Sozialpolitiker und Vertreter der praktischen freien Volksbildung, 
betriebliche Bildungsverantwortliche usw. ihre Erziehungs- und Bildungsabsich-
ten mit.  

Auch Vertreter jener pädagogischen Arbeitsbereiche, in denen es um die Frage 
nach der Pädagogisierung von Arbeit und Betrieb zur Herstellung von Industrie-
frieden und Steigerung der Leistungen der Arbeiter ging, wandten sich mit sub-
jektivistisch-sentimentaler Attitüde und romantisierendem Touch, teils mit über-
triebener Anthropozentrik dem einzelnen Menschen mit seinen „irrationalen 
Seelenschichten“ und seinen „Eigengesetzlichkeiten“ zu, wie beispielsweise 
DINTA-Chef Carl Arnhold (1931): „Der Mensch ist in seiner körperlichen und 
seelischen Struktur unwandelbaren Eigengesetzlichkeiten unterworfen. Jede 
Vergewaltigung dieser Eigengesetzlichkeit rächt sich und bringt Disharmonie 
und Mißerfolge in den Arbeitsprozeß“ (S. 38).  

Inwieweit und in welcher Weise es in den verschiedenen Konzeptionen zur Ge-
meinschaftsbildung letztlich tatsächlich um den einzelnen Menschen ging, konn-
te daran abgelesen werden, in welch ein Verhältnis Individuum und Gemein-
schaft zueinander gesetzt wurden.  

Theodor Litt (1926) hat in seiner kulturphilosophischen Grundlegung über „In-
dividuum und Gemeinschaft“ die Gefahren von Gemeinschaft analysiert. Ähn-
lich wie Plessner (1924) verneint auch Litt Gemeinschaft als Komplement von 
Individualität nicht grundsätzlich. Individuum und Gemeinschaft setzten einan-
der voraus und seien so als in einem permanenten wechselseitigen Verhältnis 
gleichberechtigt nebeneinander stehend und von dort aus miteinander verbunden 
zu begreifen. Gemeinschaft wird bei Litt dann zur Gefahr, wenn das Individuum 
sein einzigartiges Selbstsein in eigener Verantwortung nicht mehr leben kann 
und wenn die Einzelnen „über die Köpfe hinweg oder durch die Herzen hin-
durch“ durch ein „überpersonale[s] Lebensprinzip“ (S. 281) vereinnahmt wer-
den. Vor allem die romantisch-idealistische und naturalistisch-biologistische 
„’organische’ Gesellschaftsauffassung“ (S. 279) führe in ihrer Umsetzung zu 
einer „Entrechtung der personalen Zentren“ (S. 279f.)23 und sei damit antiindi-

                                                                                                                                                   

dungsverfahren miteinbeziehen“ (ebd.). Den Gedanken, an die „individuelle Lebensform“ 
anzuknüpfen, hat Kerschensteiner zum „Grundaxiom des Bildungsprozesses“ erhoben.  

23  „Es macht den Vorzug und den Reiz des Organismusgedankens aus, dass er das unbeirrbar 
durchgreifende Walten einer Macht, für deren säkulare Fortbewegung alle Erschütterungen 
und Zerrissenheiten des Weltlaufs nur ein Kräuseln der Oberfläche bedeuten, im Bilde des 
traumhaft sicheren Pflanzendaseins mit sinnfälliger Plastik zur Darstellung bringt; es ist 
seine Schwäche, dass er wie keine andere unter den universalistischen Gesellschaftsauffas-
sungen die Auflösung des personalen Daseins offenbar werden lässt, die ein unablegbares 
Attribut dieser Lehren bildet“ (S. 280).  
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vidualistisch. Hier erfolgt die, wie Plessner (1924) es ausdrückte, Aufgabe des 
„Gesetz[es] des Abstandes“, die „gesinnungsmäßige Preisgabe eines Rechts auf 
Distanz zwischen Menschen“ (S. 26).24 Die Theorie von Ernst Krieck (1932), 
der auf eine kultur- und volksbiologische Funktion von Erziehung und ihre Auf-
gabe zur Unterwerfung der Einzelnen unter Normen und Ordnungen von Ge-
meinschaft insistierte, ist ein Beispiel für antiindividualistisches und Gemein-
schaft überhöhendes Denken in der akademischen Pädagogik der 1920er Jahre.  

5. Wert- und Gesinnungsgemeinschaft  

Von Seiten der Berufsbildungstheorie kam keine Kritik an Konzepten der Sub-
ordination vom Individuum unter die Gemeinschaft. Ihre Vertreter widerspra-
chen nicht der asymmetrischen Gewichtung von Individuum und Gemeinschaft 
bzw. der Überhöhung des Überindividuellen in den verschiedenen Gemein-
schaftskonzepten. Auch sie hatten eine Affinität zur Gemeinschaft, der die Indi-
viduen untergeordnet waren. Spranger (1921) – und auch Kerschensteiner – 
schwebte eine zunächst durchaus am Humanitätsideal orientierte, aber stärker 
auf einem preußischen Pflichtethos beruhende „Volksgemeinschaft“ vor: „Auf 
dem Boden echter Volksgemeinschaft und gleicher äußerer Bildungsmöglich-
keiten erhebt sich dann das alte Ideal der Humanität: der reich und frei und ei-
gentümlich entwickelten Persönlichkeit, die aber organisch in das Gesamtleben 
verflochten und ihm verpflichtet bleibt. Denn über aller Bewegtheit der Gesell-
schaft wölbe sich zuletzt der alte Dom des preußisch-deutschen Pflichtgedan-
kens, das Ziel bezeichnend, das über uns allen ist“ (S. 22). Die Unterordnung 
des nach humanistischem Ideal doch eigentlich zur „Persönlichkeit“ zu bilden-
den Einzelnen unter einen bildungsbürgerlich und preußisch definierten „Dom“ 
relativiert, kanalisiert und negiert die heraufbeschworene Individualität – ebenso 
wie Interessenpolitik und soziale Differenzen – zugunsten eines harmonisieren-
den Gebildes, dessen „Architektonik“ (ebd.) der bildungsbürgerlichen und kul-
turphilosophischen Sehnsucht nach Gemeinschaft entsprach. 
                                                
24  Plessner verfasste die „Grenzen der Gemeinschaft“ Anfang der 1920er Jahre. Seine scharf-

sinnige Kritik an der Gemeinschaftsidee erfuhr damals kaum Beachtung. Aus diesem 
Grund werden einige zentrale Sätze kurz wieder gegeben: „Wie zum Ausgleich für die 
Härte und Schalheit unseres Lebens hat die Idee alle Süße bis zur Süßlichkeit, alle Zartheit 
bis zur Kraftlosigkeit, alle Nachgiebigkeit bis zur Würdelosigkeit in sich verdichtet. In ih-
ren Prägungen, den Phantomen allzu gequälter Herzen, drängt unter schauriger Rohheit 
Verschüttetes wieder hervor. Maßlose Erkaltung der menschlichen Beziehungen durch ma-
schinelle, geschäftliche, politische Abstraktionen bedingt maßlosen Gegenentwurf im Ideal 
einer glühenden, in allen ihren Trägern überquellenden Gemeinschaft. [...]. Mit der gesin-
nungsmäßigen Preisgabe eines Rechts auf Distanz zwischen Menschen im Ideal gemein-
schaftlichen Aufgehens in übergreifender organischer Bindung ist der Mensch selbst be-
droht. [...] In seinem Zeichen sind Armeen entstanden und Tausende zum Sterben bereit. 
Darum bedient sich seiner Macht über das Gemüt unbedenklich der Machthaber, die eige-
ne Position im Lichte der Sozialdienlichkeit zu erklären, sich zu schützen und zugleich die 
gegen ihn erhobene Masse der Unterdrückten abzustumpfen“ (S. 26f.). 
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Individualität wurde zwar als ein wesentliches Ziel von Berufsbildung anvisiert, 
blieb aber eine Stufe auf dem Weg zur höheren Gemeinschaft. Auch Aloys Fi-
scher (1930) ging von einem Bedürfnis nach Gemeinschaft aus und begründete 
dieses nicht in erster Linie kulturphilosophisch und nationalpolitisch, sondern 
anthropologisch und psychologisch. Das Jugendalter sei eine „Zeit, in der das 
Individuum den Sündenfall der Gattung aus dem Kollektivdasein in das Indivi-
dualdasein wiederholt. Eingeleitet wird die Jugend durch eine schroffe oder all-
mähliche Loslösung von der realen Gemeinschaftswelt, in der man als Kind 
mitgelaufen ist, mitgeschwungen hat, ohne sich von den anderen, seinen Eltern, 
Kameraden, Verwandten zu unterscheiden, ohne sich als Individuum selbstbe-
wußt diesen anderen entgegenzusetzen“ (S. 284). Das Endziel der Jugendphase 
bestehe im Aufbau einer neuen, eigenen Gemeinschaft. Der Übergang von der 
Familiengemeinschaft in die eigene Gemeinschaft sei die Phase, in der der 
Mensch am ausgeprägtesten Individuum und ungebunden, aber einsam ist: „Der 
einzelne und eigene Mensch ist geradezu grauenhaft einsam, so einsam, wie der 
Wahn-Narr, der sich als einzigartig fühlt und jede Möglichkeit gedanklichen und 
gefühlsmäßigen Bezugs verloren hat“ (S. 281). Der Jugendliche verharre nicht 
in dieser Isolierung. Die Idee der Gemeinschaft gehe dem jungen Menschen als 
„verpflichtende Aufgabe“, als „eine Sehnsucht“ auf, „und ihr nachringend sucht 
er nach neuen Anschlüssen, neuen Bindungen und Verbindungen. Aber sie sol-
len inniger, wesensmäßiger sein als die, aus denen er kommt, sie sollen auf per-
sönlicher Entscheidung ruhen, auf Wahl und Einigung, nicht auf dem Zufall, der 
Führung und dem Arrangement von außen, auf Zwang und Konvention. Die 
‚wahlverwandte‘ Seele und die Harmonie des Bundes der heimlich Einverstan-
denen, heimlich Verschworenen oder mindestens die Solidarität der gleichen 
Generation werden [...] die Orientierungen für die aktive Seite der sozialen Ent-
wicklung“ (S. 289). Die „glühende Sehnsucht, mit allen solidarisch zu sein“ (S. 
291), sei derart ausgeprägt, daß sie auf den Menschheitsuniversalismus ziele. 
Wonach der Jugendliche trachte, sei nicht die künstliche, absichtlich gestaltete 
Gemeinschaft Staat, nicht „die gesetzlich-polizeiliche Regelung des Zusammen-
lebens der verschiedenen Menschen mit seinem ganzen gusseisernen Ernst, mit 
der Verwickeltheit seiner Organe und Einrichtungen“ (S. 293), sondern die na-
türliche, organische Gemeinschaft, „amorph, gestaltlos, verfassungslos“ (S. 
291).  

Kerschensteiners (1922) Ideal war nicht die organische Gemeinschaft. Auf der 
Linie seiner Wert- und Kulturphilosophie kam es ihm auf gemeinsame Werte 
und eine gemeinsame Gesinnung der Gemeinschaftsmitglieder an. Zunächst 
stellte Kerschensteiner zwei Arten von Neigungen gegenüber: „die elementaren 
Neigungen der Selbsterhaltung und Selbstentfaltung, wie sie sich im Triebe nach 
materiellem oder geistigen Besitz, im Streben nach gesicherter Lebensstellung, 
kurz in all den Formen sich zeigen, die man ‚Selbstliebe‘ genannt hat“ und „die 
Neigungen zur Erhaltung und Entfaltung des Mitmenschen, wie sie als Ausfluß 
der Sympathie, der Zuneigung, des Mitleides, der Mitfreude, kurz, der soge-
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nannten Nächstenliebe sich zeigen“ (S. 130). Erringt die letztgenannte, „auf den 
höheren objektiven Wert gerichtete Neigung den Sieg, so nennen wir die Hand-
lung sittlich, wenn nicht, unsittlich.“ (S. 130f.). Kerschensteiners Ziel war es, in 
einem ersten Schritt aus rein „egozentrischen“ Interessen „heterozentrische“ und 
„sachliche“ Interessen abzuzweigen, und zwar durch eine „geeignete Organisa-
tion der Erziehung“. Die zunächst an den „Egoismus“ anzuknüpfende Erziehung 
sollte zu einer „sachlichen Einstellung“ führen. Hierfür erweise sich die Arbeits-
erziehung als nützlich: „Ist nun einmal die echte Schaffensfreude erwacht, die 
Freude an der vollendeten Arbeit, dann ist das größte im jugendlichen Leben 
gewonnen: Die sachliche Einstellung“ (S. 141), die es vermöge, die „egozentri-
sche Natur“ auszuschalten. Die Ausschaltung des Egoismus und seine Unterord-
nung unter den Altruismus und damit unter eine Gemeinschaftsgesinnung (S. 
144) waren eigentliche Ziele in Kerschensteiners Berufsbildungstheorie. Aber 
damit nicht genug: „Soziale Einstellung im intellektuellen wie im moralischen 
Sinn, sowie Gemeinschaftsgesinnung geben noch keine Gewähr für nationale 
Staatserziehung. Ohne sie aber ist jede Volksgemeinschaft zweifellos einem ra-
schen Untergang geweiht. Aber die Staatsgesinnung liegt in der Verlängerung 
des Weges zur Gemeinschaftsgesinnung. Denn Gemeinschaftsgesinnung und 
Staatsgesinnung sind Ordnungsgesinnungen“ (S. 145). In seinen späteren Arbei-
ten differenziert Kerschensteiner (1933) seine Vorstellung von Gemeinschaft 
weiter aus und setzt diese in Beziehung zum Individuum. Dabei rekurriert er auf 
die Unterscheidung von Tönnies (1912) zwischen Zweckgemeinschaften und 
Naturgemeinschaften. Während Tönnies die Naturgemeinschaften im Auflö-
sungsprozess sah, versuchte Kerschensteiner sie zu revitalisieren, indem er sie 
als „Wertgemeinschaften“ redefinierte, deren Mitglieder gemeinsame geistige 
Weltanschauungen hatten (S. 73). Die Aufgabe der Bildung in einer Wertge-
meinschaft sei es, ihre „sittlichen Ansprüche“ (S. 74) zu verdeutlichen und zu 
realisieren. Im Rahmen dieser Ansprüche der Wertgemeinschaft sei das Indivi-
duum „sittlich autonom“, d.h. unter Einhaltung dieser sittlichen Gemeinschafts-
anforderungen könne das Individuum sein eigenes Sein vollenden: „Die speziel-
le Wertgemeinschaft besitzt natürlich immer den sittlichen Anspruch, an ihren 
Güterreihen und durch dieselben in ihrem Nachwuchs den geistigen Wert erle-
ben zu lassen, aus dem sie heraus gewachsenen ist [...]. Dann aber hat sie, wenn 
kraft der erlebten Werte im Individuum die sittliche Autonomie einsetzt, mehr 
und mehr zurückzutreten, um die Entwicklung dieser Autonomie nicht zu hem-
men“ (S. 77).  

Kerschensteiner, ebenso wie Fischer und Spranger, gaben dem Individuum in-
nerhalb der Gemeinschaft also durchaus seinen eigenen Platz, aber die Gemein-
schaft sollte über dem Einzelnen stehen. Sittliche Gemeinschaft und Staatsge-
sinnung bildeten zumal in der Kulturpädagogik Kerschensteiners und Sprangers 
die letzte Stufe der Bildung, nicht autonome Individuen. Theorien, in denen In-
dividualität und Selbstbestimmung nicht als Zwischenstufen auf dem Weg zu 
einer höheren Gemeinschaft gedacht waren, gerieten in die Kritik. So warf bei-
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spielsweise Spranger (1921) der Überlegung Paul Oestreichs zur Einheitsschule 
mit ihren verschiedenen Wahlmöglichkeiten einen „gesteigerten Individualis-
mus“ (S. 20) vor.25 Deutlich wird die Bedeutung von Gemeinschaft in der Be-
rufsbildungstheorie in ihrer Kritik an der Arbeitsschulbewegung, die Erziehung 
zur Selbstbestimmung als zentrales Ziel ansah. Allein die Selbstbestimmung des 
Individuums könne nicht das letzte pädagogische Ansinnen sein: „Wer als Er-
ziehungszweck Selbstbestimmung aufstellt, muß das Ziel dieser Selbstbestim-
mung eindeutig festlegen [...]. Mit dem reinen Formalismus der Selbstbestim-
mung aber ist ein greifbares Ziel noch nicht gegeben“ (Kerschensteiner 1928, S. 
8). Ein solches Ziel war für Kerschensteiner das „ideale sittliche Gemeinwesen“, 
der Staat, quasi als Zweck und Aufgabe von Arbeit und Arbeitsschule (vgl. S. 
10).  

Ähnlich – jedoch nicht mit dem Blick auf den Staatszweck – formulierte Fischer 
(1928) seine Kritik: „Man mag den Wert der Arbeit und die Arbeit selbst als 
Wert noch so hochstellen, sie konkurriert mit anderen Werten und Zwecken, und 
mit der Erziehung zur Arbeit ist weder der Mensch ganz noch der ganze Mensch 
gefasst und gebildet, so imponierend die eine Seite der Aktivität und Selbstsi-
cherheit des Wesens einer Persönlichkeit auch vor uns steht. Der Mensch ist zu 
reich, vielfältig und kompliziert, als daß in der Vollendung der Form des Selbst-
seins seine Größe sich erschöpfen könnte. Gewiß ist das Selbstsein die Voraus-
setzung, die allgemeinste formale Bedingung und Teilkomponente echter 
menschlicher Größe, nicht aber ihre ganze Substanz und ihr einziger Inhalt“ (S. 
45). Der Einzelne suche nach einem überindividuellen Sinn und Zusammenhalt: 
„Sich am laufenden Webstuhl der Zeit eingewirkt fühlen in der Gottheit leben-
diges Kleid, mehr noch als bloßer Faden sein in dem Weltgewebe, mit verant-
wortlich sich fühlen für sein Muster und seine Schönheit – das gibt jedem ein-
zelnen und seinem Werk – er stehe wo immer und treibe was immer – die letzte 
Weihe, metaphysische Verantwortlichkeit und das durch äußere Schicksale nicht 
mehr berührbare Glück“ (S. 60).  

Insbesondere aber jene Berufserziehungstheorien, deren Vertreter bereits wäh-
rend der Zeit der Weimarer Republik eine Affinität zum Nationalsozialismus 
deutlich werden ließen, zeigten Muster extremer Vorstellungen von Gemein-
schaft. Hier wird die Hierarchisierung von Individuum und Gemeinschaft be-
sonders deutlich, d.h. die Unterordnung des Einzelnen, der zur Bescheidenheit 
bis hin zur Selbstaufgabe erzogen werden soll, um sich dieser Gemeinschaft 
hinzugeben. Unter Rückgriff auf die Kulturphilosophie Sprangers forderte 
Friedrich Feld (1928): „Das beruflich-wirtschaftliche Handeln kann nicht ohne 
Gerichtetsein auf höhere Werte und Wertideen seine höheren menschlichen 
Zwecke erfüllen“ (S. 1). Für Feld waren die „überindividuellen Werte“ der 
                                                
25  „Ja dieses Moment der inneren Bestimmung und der freien Wahl tritt bei ihm so stark her-

vor, dass man kaum noch von Sozialismus, sondern von gesteigertem Individualismus re-
den möchte“ (S. 20).  
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„Maßstab für die Beurteilung aller unserer Erlebniszusammenhänge“ (S. 3). In 
einer „Zeit der Überzüchtung des Ichs“ komme es „auf die Menschen an, deren 
Verantwortungsbewusstsein geschult und gestählt werden muß, damit sie genau 
wissen und sich klar sind, welche Folgen für die Gemeinschaft ihr Handeln hat“ 
(S. 29). In seinem 1933 erschienen Beitrag, „Moderner Humanismus und Be-
rufsbildung in der nationalpolitischen Erziehung“, wird die Nähe Felds zur nati-
onalsozialistischen Ideologie (vgl. Mayer 1990) deutlich. Der „moderne Huma-
nismus“ bzw. der „deutsche Humanismus“ sei mit „Blut, Boden, Heimat und 
Volksgeschichte“ eng verwurzelt (S. 625). Eine Vorbereitung auf die national-
sozialistische Ideologie leistete auch Fritz Giese, der als Arbeitswissenschaftler, 
nicht als Berufspädagoge bekannt war, der sich aber in „Zeitgeist und Berufser-
ziehung“ (1927) mit während der Weimarer Republik relevanten berufspädago-
gischen Fragen auseinander gesetzt hat. Er wollte „den Menschen vom selbsti-
schen Wunsch, daß er allein den Wert darstelle“, entfernen und „ihm die Be-
scheidenheit beibringen, die die Gemeinschaftsarbeit benötigt, um Wirklichkeit 
zu werden“ (S. 46).  

Die theoretische Berufsbildungsdiskussion hatte mit ihrer Gemeinschaftsaffinität 
und ihrem Hang zur Unterordnung des Individuums nicht das Potenzial, um von 
der Berufsbildungs-, geschweige denn von der Weiterbildungspolitik, theore-
tisch begründete sozialpolitische Standards abzuverlangen. Der Weiterbildungs-
praxis war sie keine Hilfe. Aufgrund der Hypostasierung des Überindividuellen, 
der Gemeinschaft, erfüllte sie dennoch eine eminent politische Funktion, da sie 
für interessengesteuerte Gemeinschaftsprogrammatiken instrumentalisiert wer-
den konnte und diese somit unterstützte. 

6.  Arbeitsgemeinschaft 

Aber auch die Volksbildner sahen in der Gemeinschaft nicht nur ein zweckhaf-
tes Ensemble von Individuen, auch für sie war Gemeinschaft eine metaphysi-
sche Größe. Dennoch stand sie hier recht bald unter kritischem Aspekt: So 
warnte Paul Honigsheim (1921): „Vorerst aber, soviel leuchtet ein, wird das 
ganze Streben nach ‚organischer’ Gemeinschaft [...] mit dazu verhelfen, die 
Mächte der Autorität und der persönlichen Gebundenheit in den Stand zu he-
ben“ (S. 76). Gemeinschaft in der Volksbildung sei – so Weitsch (1931) – zu-
nächst eine Antwort auf „die tiefe Sehnsucht der Teilnehmer“ (S. 90).26  

Gemeinschaft bedeutete in der Volksbildungstheorie in erster Linie die Gemein-
schaft von unten, auf deren Basis die Erwachsenenbildung stattfinden sollte. 
Wert- und Gesinnungsgemeinschaften waren weniger Programm als die soge-
nannten „Arbeitsgemeinschaften“ und „Selbsterziehungsgemeinschaften“ 
(Lochner 1930). Axel Henningsen (1930) formulierte das so: „Die Erziehungs-

                                                
26  „Wille und Sehnsucht der Gemeinschaft ist in allen Veranstaltungen der Erwachsenenbil-

dung deutlich zu spüren“ (ebd.).  
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ideen brauchen, um wachsen zu können, Gemeinschaften als Quelle oder Unter-
grund“ (S. 99). Auch für Flitner (1925) bedeutete Gemeinschaft in der Volksbil-
dung eine bestimmte Zusammenarbeit zwischen Lehrern und Schülern, bei der 
ein Ton – „Gemeinschaftston“ – gebraucht würde, „der doch Sinn für Rangun-
terschiede und Distanz enthält“, ohne „in das Feierliche, Sentimentale oder Un-
echte zu verfallen“ (S. 134).  

Jedoch mutet auch die Gemeinschaftssemantik der Volksbildner, insbesondere 
in Kombination mit der unpolitischen bzw. neutralen Haltung der bürgerlichen 
Volksbildung, ideologieverdächtig an (vgl. Markert 1973, S. 137f.). Kritisiert 
wurden die Gemeinschaftskonzeptionen insbesondere von der Leipziger Rich-
tung. Hermberg (1925) sah es als einen Irrglauben an, „inmitten von Zweckver-
bänden eine umfassende Gemeinschaft aufrichten zu können, die mehr ist, als 
eine Sekte. Die Volkshochschule ist keine Gemeinschaft [...]. Vielmehr muß die 
Volkshochschule den jungen Wesensbindung suchenden Menschen [...] klar 
machen, daß der Kampf um die Gestaltung der Zukunft ausgefochten wird nicht 
von weltabgewandten Bünden, sondern gerade von den großen zweckrationalen 
Verbänden“ (zit. n. Langewiesche 1989, S. 344).  

Ende der 1920er/Anfang der 1930er Jahre setzte sich schließlich auch der Ho-
henrodter Bund selbstkritisch mit den „Forderungen der Gemeinschaft in der 
Erwachsenenbildung auseinander“ (Weitsch 1931). Weitsch sprach von einer 
„Mode und einem Fimmel zur Gemeinschaft, die auf Schwäche und romantisch-
sentimentalem Anlehnungsbedürfnis beruhen“ (S. 90). Er sah durchaus die Ge-
fahr der Entindividualisierung durch Vergemeinschaftung: „Die Gemeinschafts-
sehnsucht in unserer Zeit und vornehmlich in den genannten Veranstaltungen 
der Erwachsenenbildung neigt aber stark dazu zu verkennen, daß jene Tatsache 
der geistigen Verschiedenheit der Menschen [...] vermutlich dauert [...]. Man 
neigt dazu, [...] persönliche Werte, Begabungen, Differenzierungen nicht nur 
nicht anzuerkennen, sondern auch da als Sünde wider den Geist der Gemein-
schaft zu verachten und zu hassen [...]“ (S. 93). Dennoch hielt Weitsch prinzi-
piell am Gemeinschaftsgedanken fest, aber er wollte keine „Pseudogemein-
schaft“, sondern eine „wirkliche Gemeinschaftspflege“ (S. 97), zu der es gehöre, 
Unterschiede zu ertragen und als Bereicherung zu empfinden.  

Die „Prerower Formel“27 von 1931, mit der die künftigen Aufgaben der Abend-
volkshochschule, Bildungsziel, unterrichtliche Möglichkeiten und Arbeitsweisen 
festgelegt wurden, wurde bewusst nüchtern formuliert, und Begriffe wie „Ar-
beitsgemeinschaft“, „Volk-Bildung“, „Volksgemeinschaft“ oder „Kultur“ wur-
den vermieden (vgl. Henningsen 1960, S. 157). Der Sozialist Erwin Marquardt 
(1931) sah in der Prerower Formel den Beginn einer Phase jenseits der „Illusi-

                                                
27  Die „Prerower Formel“ wurde auf einer Tagung in Prerow, die vom Reichsverband der 

deutschen Volkshochschulen und der Deutschen Schule für Volksforschung und Erwach-
senenbildung veranstaltet wurde, verabschiedet.  
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onspädagogik einer überspannten Gemeinschaftsideologie“ (zit. n. Henningsen 
1960, S. 60). Aber die „Manipulierung des Bewußtseins der Deutschen“ (Mar-
kert 1973, S. 138) mit Gemeinschaftsforderungen und Führerrufen war schon zu 
weit vorangeschritten, außerdem fielen die Volksbildner mit ihren Positionen in 
der Politik kaum noch auf. Der pädagogische Zeitgeist, hinlänglich durch die 
verschiedenen akademischen Positionen gestützt (vgl. Tenorth 1989, S. 135f.; 
Keim 1995, S. 158f.), hielt an der Gemeinschaft als überindividuellem Erzie-
hungs- und Bildungsziel fest. Das Unbehagen gegenüber der Gemeinschafts-
ideologie und ihren antiindividualistischen, antidemokratischen und die realen 
Verhältnisse verschleiernden Effekte setzte sich nicht durch.  

7.  Gemeinschaft als Bewegung 

In der Arbeitslosenbildung setzte sich die Vergemeinschaftung als Erziehungs-
ziel mit der Einführung des Freiwilligen Arbeitsdienstes durch, während sie in 
der betrieblichen Weiterbildung durch die Werksgemeinschaftsbewegung Auf-
trieb bekam. Die Werkgemeinschaftsbewegung hatte ihre eigenen theoretischen 
Konzeptionen (vgl. Krell 1994, S. 85-91), denen die theoretische Pädagogik 
nicht kritisch begegnete. Sie rekurrierte insbesondere auf die bereits 1887 erst-
mals publizierte Abhandlung von Ferdinand Tönnies über „Gemeinschaft und 
Gesellschaft“, die in den 1920er Jahren zum Kultbuch avancierte sowie zur wis-
senschaftlichen Bezugsquelle bei Vergemeinschaftungsvorhaben. Dabei wurden 
Tönnies Überlegungen allzu oft um ihren „theoretischen Ertrag gebracht“ (Te-
north 1989, S. 115), weniger noch innerhalb der Pädagogik als in der Werksge-
meinschaftsbewegung der 1920er Jahre, die zu einer der politisch bedeutendsten 
Gemeinschaftsbewegungen in der Weimarer Republik gehörte. Ihre Vertreter 
wendeten die von Tönnies entwickelten Kategorien zur Analyse von Gemein-
schaft normativ (vgl. Vorwerck 1928, S. 23). Tönnies (1928) selber bekannte 
sich zur Arbeiterbewegung und zum Sozialismus, kritisierte Ende der 1920er 
Jahre in seinem Beitrag über „Gemeinschaft und Werksgemeinschaft“ die Ver-
wendung seiner Überlegungen zur Gemeinschaft gegen die Gewerkschaft und 
für die Stärkung der Werksgemeinschaft. Zwar sei auch er für den sozialen Frie-
den, der aber nicht durch „Gemeinschaftsschwärmerei“, sondern durch „rech-
nende Vernunft“ (S. 153) herzustellen sei. Ein Heimatgefühl der Arbeiter im 
Betrieb sei „unmöglich oder doch in hohem Grade unwahrscheinlich“ (S. 152f.). 

Die Existenz der Gewerkschaften hätte ihre Berechtigung und könnte nicht 
durch die Idee der Gemeinschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitern ge-
schwächt werden. In seinem „Nachwort zu Ferdinand Tönnies", unterstreicht 
Plessner (1957) noch einmal deutlich, dass die „Breitenwirkung" des Gemein-
schaftsbegriffs in den 1920er und 1930er Jahren sich nicht mit den „Beweg-
gründen des Autors [Tönnies] deckte" (S. 344): „Die Ausspielung der Gemein-
schaft gegen die Gesellschaft, in der Antithese dank ihres undialektischen Cha-
rakters einmal angelegt, erwies sich auch gegen des Autors Absicht gerade als 
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das Moment, auf welches die Leserschaft zwischen 1900 und 1933 am stärksten 
ansprach" (ebd.). Der Werksgemeinschaftsbewegung ging es nicht – wie Tön-
nies – um die Auseinandersetzung mit sozialen Verhältnissen und Beziehungen, 
sondern um deren Formung. Zwar sprach auch Dunkmann (1928) zunächst von 
der Werksgemeinschaft als einer „Erscheinung“ der Geschichte (S. 64f.), legte 
dann aber die ihn eigentlich interessierende Frage offen, „ob die sog. Werksge-
meinschaft einen brauchbaren Beitrag liefert für die Lösung dieses größten und 
gewaltigsten aller Probleme der Gegenwart, nämlich der richtigen Organisation 
der Millionen Arbeiter innerhalb der Wirtschaft und Staates“ (S. 65f.) und be-
fasste sich sodann mit der „’Werksgemeinschaft’ als Organisation der Interes-
sensolidarität“ (S. 123). Eine ähnliche Widersprüchlichkeit findet sich bei Vor-
werck (1928), der zum einen meint, „Werksgemeinschaften lassen sich nicht 
gründen, auch nicht gesetzlich ins Leben rufen. Wer so handeln wollte, hat den 
Werksgemeinschaftsgedanken noch nicht begriffen“ (S. 44). Später widmete 
Vorwerck der Frage der „Gestaltung der Werksgemeinschaft“ (S. 26-29) und 
den „Wege[n] zur Werksgemeinschaft“ (S. 39-43) eigene Kapitel; in dem letzten 
heißt es: „Aufgabe derjenigen, die Führer der Wirtschaft sein wollen, ist es aber, 
voranzugehen und den Weg zu weisen. Ihnen fällt neben der erzieherischen Tä-
tigkeit in der Hauptsache praktische Werksgemeinschaftsarbeit zu, als die zweite 
Vorbedingung für den Sieg der Idee“ (S. 40).  

Die betriebliche Erziehungs- und Bildungsarbeit der Weimarer Republik war in 
die Werksgemeinschaftsdiskussion, nicht in die Berufsbildungstheorie einbezo-
gen. Von hier aus kamen pädagogische und ideologisch gefärbte Überlegungen. 
Die Volksbildungstheoretiker nahmen sich ihrer erst Anfang der 1930er Jahre 
an.  

8. Bildungsexpansion und Gegenstrategien  

Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung erfolgten nicht in unbe-
grenztem Umfang, sondern wurden von ökonomischen und politischen Interes-
sen gesteuert und dosiert. Unabhängig davon, aber parallel dazu, beschäftigte 
die Frage nach dem Ausmaß von Bildungsangeboten angesichts einer vermeint-
lichen „Bildungsvermassung“ auch die pädagogische Theorie in der Weimarer 
Republik. Die Widersprüchlichkeit von Expansion von Bildungsangeboten ei-
nerseits und von Bemühungen ihrer Reduktion andererseits fand sich in den un-
terschiedlichen Bereichen, zumal in der Weiterbildung.  

Im Folgenden sollen Auslöser und Gründe für Überlegungen und Praxen von 
Bildungsreduktionismus dargestellt werden, die einen argumentativen Hinter-
grund für die Komprimierungspolitik in der Weiterbildung für den Arbeitsmarkt 
und im Betrieb bildeten.  
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8.1 „Bildungswahn“ und „Bildungsfieber“ 

Als sich im Laufe des 18. Jahrhunderts der Erziehungs- und Bildungsbereich 
ausdifferenzierte, reagierte der Staat zunächst auf veränderte Erziehungsansprü-
che und umfassende Bildungsbedürfnisse innerhalb der Bevölkerung. Das Bil-
dungsbürgertum sah in der Bildung ein Etikett für soziale Zugehörigkeit, und für 
Arbeiter und deren Kinder war Bildung ein Garant für soziale Sicherung. Bil-
dung, geistige Betätigung und Vervollkommnung, wurde zu einer „Mode“ (Weil 
1930, S. 2), zu einer „Parole [...], um die sich die Menschen in einer bestimmten 
gesellschaftlichen Situation scharten“ (ebd.). Aus kleineren empirischen Erhe-
bungen, die bereits um die Jahrhundertwende und in den ersten Jahren des 20. 
Jahrhunderts in der Erwachsenenbildung durchgeführt wurden, gehen die Bil-
dungsinteressen der (potenziellen) Teilnehmerschaft der Volksbildung hervor 
(vgl. Strzelewicz 1978, S. 633).  

Im Zusammenhang mit der Frage nach der Weiterbildungsbereitschaft von Ar-
beitern ist auch die Erhebung von Adolf Levenstein (1912) über „die Arbeiter-
frage“28 aufschlussreich. Levenstein stellte Arbeitern aus dem Bergbau, der Tex-
til- und Metallindustrie folgende Frage: „Was würden Sie tun, wenn Sie täglich 
genügend Zeit für sich hätten?“. Die Ergebnisse, die den Antwortkategorien 
„malen“, „der Familie widmen“, „genügend schlafen“, „in die Natur gehen“, 
„mich weiterbilden“, „agitieren für Partei und Gewerkschaft“ und „diverses“ 
zugeordnet wurden (S. 187), ergaben folgendes Bild:  

Abb. 18: „Was würden Sie tun, wenn Sie täglich genügend Zeit für sich hätten?“  

  
malen 

der 

Familie 

widmen 

genügend 

schlafen 

in die 

Natur 

gehen 

mich 

weiterbil-

den 

agitieren 

für Partei 

und  

Gewerk-

schaft 

diverses insg. 
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abs. 3 321 151 245 433 243 688 2.084 

  
% 0,1 15,4 7,2 11,8 20,8 11,7 33,0 100 

Textilarbeiter 
abs. 87 143 k.A. 209 344 111 183 1.077 

  
% 8,1 13,3   19,4 31,9 10,3 17,0 100 

Metallarbeiter 
abs. 117 416 k.A. 108 489 177 292 1.599 

  % 7,3 26,0   6,8 30,6 11,1 18,3 100 

Quelle: Levenstein (1912), eigene Berechnungen 

                                                
28 Levenstein verschickte im Zeitraum von 1907 bis 1911 insgesamt 8.000 Fragebögen an 

Bergarbeiter, Textilarbeiter und Metallarbeiter. Von diesen kamen 5.040 beantwortet zu-
rück.  
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Danach würden sich in fast allen befragten Arbeitergruppen die meisten Arbeiter 
in der freien Zeit weiterbilden. Zur Kategorie „mich weiterbilden“ zählte Le-
venstein Antworten wie die von unterschiedlichen Bergmännern: „Vor allen 
Dingen lesen [...], um mich auszubilden für spätere Agitationen“, oder: „ich 
würde mir wissenschaftliche Bücher und Zeitungen anschaffen, um doch zu se-
hen und zu hören, wie es eigentlich in der Welt richtig aussieht, damit ich mit 
meiner Wissenschaft vorwärts – und nicht rückwärts gehe“ (S. 177). Antworten 
von Metallarbeitern lauteten: „Ich würde mich der Wissenschaft widmen. Und 
zwar der Philosophie und der Naturwissenschaft“, ein anderer: „Meine freie Zeit 
würde ich mehr zu meiner persönlichen Bildung ausnutzen durch lesen hübscher 
Bücher“ (S. 200).29  

Auf den Bedarf an geistiger Kompensation, nicht nur der Arbeiter, reagierte die 
freie Volksbildung durch die Errichtung verschiedener Bildungsvereine, Fortbil-
dungsmöglichkeiten, Lesekabinette, Büchereien und des Zeitungswesens: „Es 
war bewegend zu sehen, wie lebhaft in den ersten Nachkriegsjahren sich das 
Bedürfnis nach geistigem und menschlichem Verkehr in der Hörerschaft zeigte“ 
(Flitner 1979, S. 329). Die freie Volksbildung expandierte. Gleichzeitig wurde 
auch das Schul- und Universitätswesen vergrößert und weiter ausgestaltet (vgl. 
Zymek 1989; Titze 1989; Harney 1997), um auf größere schulische, berufliche 
und akademische Bildungs- bzw. Ausbildungsnachfragen reagieren zu können.  

Der Bildungsexpansion und -reform in der Weimarer Republik standen Positio-
nen gegenüber, die aus unterschiedlichen Motiven vor einer „Bildungswut“, ei-
nem „Bildungswahn“, einem „Bildungsfieber“ und „Bildungsprozentum“. warn-
ten. Sprangers (1921) Satz - „was einen Menschen wohlgefällig macht, kann 
ihm auch zum Verhängnis werden, Stil artet aus in Manier, Klugheit in Spitzfin-
digkeit, Kraft wird zu Übermut, Bescheidenheit zu Selbstüberschätzung, und 
Grazie endet oft in Ziererei“ (S. 278) - hatte in unterschiedlichen politischen La-
gern Befürworter. Aus verschiedenen Blickwinkeln wurde für eine gezielte 
Steuerung, sogar für eine Reduktion von Wissensverbreitung plädiert, sei es um 
einem Dilettantismus durch eine „Popularisierung“ von Bildung vorzubeugen 
oder aufgrund didaktisch-methodischer Prinzipien, bei denen Selbstbestimmung, 
Selbsterfahrung und Selbsttätigkeit der Lernenden eine zentrale Rolle spielten, 
deren Realisierung aber mit einer Menge an Faktenwissen nicht vereinbar zu 
sein schien, aber auch aus dem Interesse an der Stabilisierung der gesellschaftli-
chen Ordnung und der (Re-)Produktion von Statusverteilung heraus sowie aus 
politischen und ideologischen Motiven.  

                                                
29  Das relativ hohe Interesse der befragten Arbeiter an Weiterbildung analysierte Levenstein 

in seiner Auswertung nicht weiter. Ihm ging es in erster Linie darum, einen Einblick in die 
„Wünsche, Ansprüche, Hoffnungen und [...] Mission des Proletariats“ (S. 3) zu gewinnen 
und mit einer „sentimental-philanthropischen“ (Hinrichs 1981, S. 90) Attitüde zu zeigen, 
„was für Menschen [...] die moderne Großindustrie [prägt] unter dem Drucke privatwirt-
schaftlicher Ökonomie“ (S. 3). 
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8.2 Intensität statt Extensität 

Eine Antwort auf die Frage nach dem Umgang mit der „Vermassung“ von Bil-
dung gab die Volksbildungsdiskussion, innerhalb derer sich einige Vertreter ge-
gen eine Breitenwirkung von Volksbildung aussprachen. Hier hatte sich gleich 
nach dem Ersten Weltkrieg ein Richtungsstreit zwischen der „alten“ und der 
„neuen Richtung“ entfacht. Die Neue Richtung der Erwachsenenbildung der 
Weimarer Zeit stand in erster Linie mit den Namen Walter Hofmann und Robert 
von Erdberg in Verbindung. Auslöser für die Kritik an der expandierenden 
Volksbildung waren der „Volkshochschulrummel“ und die Verbreitung von 
Volksbildung als „Massenware“. Den Bemühungen um eine möglichst weite 
Verbreitung von Bildung (sei es durch Vorträge, das Bereitstellen und das Aus-
leihen von Büchern) wurde vorgeworfen, dass es hierbei nicht um Bildung des 
Einzelnen ginge, sondern darum, möglichst viele Menschen in möglichst kurzer 
Zeit mit viel Wissensstoff zu versorgen. Volksbildung, so die Vertreter der Neu-
en Richtung, sollte aber „nicht als Popularisierung von Wissenschaft, nicht in 
Massenveranstaltungen, nicht Kulturgüter verbreitend betrieben werden“ (Hen-
ningsen 1960, S. 9), sondern „intensiv“, individualisierend und „gestaltend“ 
(vgl. S. 168). So glaubte von Erdberg (1924) nicht, „daß es darauf ankomme, 
aus möglichst vielen Menschen kleine Gelehrte zu machen. Sie [die Neue Rich-
tung] hält es nicht für einen Gewinn, wenn möglichst viele Menschen über mög-
lichst vieles aufgeklärt werden [...]. Sie hält den einzelnen für bestimmte Wis-
sensgebiete prädestiniert. Die Neue Richtung bekennt sich darum zu einem Typ 
der Volkshochschule, in der diese wenigen geistigen Menschen in gemeinsamer 
Arbeit mit geistigen Führern nicht Kenntnisse erwerben, sondern Erkenntnisse 
erarbeiten“ (S. 42f.). Auch wenn der Ansatz intensiver Volksbildung mit seinen 
zentralen Kategorien der Individualisierung, Gestaltung und Lebensnähe auf der 
reformpädagogischen Linie lag, erfuhr er aufgrund der mit ihm verbundenen 
Gefahr sozialer Selektionen und Ausgrenzungen von Bildungsprozessen massi-
ve Kritik von Seiten der Vertreter der extensiven Bildung und aus Kreisen der 
Arbeiterbewegung. So kritisierte Tews (1932): „Diese [individualisierende Bil-
dung] hat als solche sicher ihren Wert, darf aber niemals an die Stelle der 
Volksbildung, auch nicht an die Stelle der Arbeiterbildung [...] gesetzt werden. 
Nicht gegen die Führerbildung an sich ist Widerspruch zu erheben, sondern da-
gegen, daß sie als Volks- und Arbeiterbildung ausgegeben wird und diese an-
geblich als das Bessere ersetzen soll“ (S. 70). 

Die Arbeiterbildung wies auf die Gefahr hin, dass nur führende Köpfe der Ar-
beiterschaft gebildet würden, die dann als verbürgerlichte Kräfte innerhalb der 
Arbeiterschaft im Sinne der Klassenversöhnung wirkten: „Man wünscht ja of-
fenbar gar nicht die geistige Hebung des ganzen Volkes, man will ja gar nicht 
die Bildung sozialisieren, sondern nur das Proletariat verbürgern, indem man 
ihm die Köpfe nimmt, ohne daß es dabei aber aufhören soll, Proletariat zu sein“ 
(vgl. Busse 1921, zit. nach Olbrich 1972, S. 15). Auch August Siemsen (1924), 
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damals Volksbildner an der Essener VHS, sah das Problem einer Abspaltung des 
Arbeiters von seiner Klasse durch die Bildung Einzelner, „die Gefahr eines Si-
chüberdenparteienwähnens, die Gefahr, daß man nach eigener geistiger Berei-
cherung und Verschönerung des eigenen Lebens strebt“ (S. 411).  

Ende der 1920er Jahre betonte Flitner (1930), dass er die eine Richtung nicht 
gegen die andere ausgespielt wissen wollte: Gegen die Zielsetzung der intensi-
ven Arbeit „ist an sich nichts einzuwenden. Es treten immer wieder Situationen 
im Leben der Völker auf, wo es sehr wichtig sein kann, eine Gruppe von Men-
schen, einen Stand, eine Klasse, eine Nation dazu zu bringen, daß sie ein be-
stimmtes Gedankengut kennt, und sei es auch in einer ganz oberflächlichen Art. 
Moderne Politik kann nicht mehr bestehen ohne öffentliche Meinung; es ist poli-
tisch wichtig, daß öffentliche Meinung da ist und erst in zweiter Linie wird man 
die Sorge haben, diese öffentliche Meinung müßte auch in der Tiefe und Wahr-
heit persönlichen Lebens gegründet sein“ (S. 202). Auch Anna Siemsen (1929) 
nahm in der Frage extensive versus intensive Bildung eine vermittelnde Position 
ein: „Es gibt hier kein Entweder-Oder, da eins nicht ohne das andere zu denken 
ist“ (S. 4).  

Ihre aristokratischen und elitären Züge konnte die Neue Richtung aber nur 
schwer ablegen und „der Gedanke, Chancen für den sozialen Aufstieg zu geben, 
lag ihr fern“ (Scheibe 1976, S. 331)30. Die Vertreter der freien Volksbildung wi-
dersetzten sich auch zunächst nicht jenen arbeitspädagogischen Positionen, die 
gemessen an ihren politischen Zielsetzungen ein Bildungsmaß definierten, und 
die als Instanzen auftraten, die Bildung an Ideologien knüpften. In der Weiter-
bildung für Arbeitslose und Beschäftigte hatten diese Positionen einen bedeu-
tenden Einfluss. Ihre Vertreter konnten an die bildungstheoretischen Bedenken 
gegenüber „Popularisierung“ von Bildung, gegenüber „Wissensmast“ (Ker-
schensteiner 1904, S. 90) und „Gedächtnisbelastung“ (1922, S. 138) sowie an 
die Vorschläge zur Einteilung und Zuteilung von Bildung anknüpfen.  

In der Industrie- und Arbeitspädagogik stieß die Forderung nach einer Begren-
zung von Bildungsstoff und einer Orientierung der Bildung an Arbeit und Praxis 
auf Zustimmung. Der Appell gegen eine „Bildungsflut“ steigerte sich in Formu-
lierungen wie „entartetes Bildungswesen“ (Hartnacke 1931) und in die Forde-
rung nach einer antiintellektuellen und antikritischen „geistigen Diät“ (Schür-
holz 1930). Reformpädagogische Argumente wie Anknüpfen an Lebensnähe 
und Alltagserfahrung wurden hier übersetzt in Förderung einer bejahenden Hal-
tung gegenüber Arbeit, Heimat und Volk.  

                                                
30  Weitsch (1919) ging es darum, durch individualisierende Volksbildung den Einzelnen 

„menschlich, nicht sozial, eine Stufe zu heben“ (S. 15).  
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8.3 „Geistige Diät“ 

Mit der Intention, in erster Linie „Arbeitsfreude“, Werksgemeinschaft und 
Volksverbundenheit der Arbeiter zu stärken, kritisierte Hendrik de Man (1930), 
„einst führender Funktionär der belgischen Gewerkschaften und späterer Kolla-
borateur des deutschen Faschismus“ (Hinrichs/Peter 1976, S. 69), den Intellek-
tualismus, der „grundsätzlich zum Proteste gegen alles neigt“ (S. 215) und wies 
auf die „Verbildung“ der Arbeiter hin: „Die Minderwertigkeitskomplexe erzeu-
gen auf dem Gebiete des Bildungsstrebens einen kompensatorischen Drang zur 
Überlegenheit, der sich häufig in einer wahren enzyklopädischen Lese- und Bil-
dungswut äußert. Dabei werden charakteristischerweise jene Gebiete bevorzugt, 
die den täglichen Beschäftigungen und den gegebenen Anlagen am weitesten 
liegen" (S. 217). Statt dessen sollte künftig eine Reintegration des Bildungsstre-
bens in die Arbeits- und Betriebssphäre erfolgen. Auffällig ist, dass im Kontext 
solcher Forderungen, die symptomatisch für die damalige Arbeits- und Indust-
riepädagogik waren, an die Stelle des Begriffs Bildung der der Erziehung trat: 
„Das auf menschliche Universalität gerichtete allgemeine Bildungsziel hat den 
Menschentumsbegriff farblos und schlaff gemacht, entwesentlicht“ (Schürholz 
1930, S, 99f.). Viel konkreter sei der in Zusammenhang mit Arbeit gestellte Er-
ziehungsbegriff.31  

Eindeutig waren auch die Vorstellungen des DINTA am Ende der Weimarer 
Republik zum Umgang mit Bildung. Anstelle einer „Verschulung“ und „Ver-
kopfung“ (Arnhold 1930a, S. 9), der „Fehlleitung von Tüchtigkeitskapital“ (Hi-
sche 1931, S. 115), der „Fehlleitungen geistigen Volksvermögens“ (Studders 
1931, S. 118), an Stelle von „Rechenfertigkeit, Lese- und Schreibtüchtigkeit [...] 
und des geschichtlich gewordenen Humanismus“ (Kautz 1931, S. 112) müsse 
eine neue Auffassung von Erziehung und Bildung treten. Arnhold (1931) dachte 
dabei an eine Erziehung zur Kampfesbereitschaft: „Die meisten, die dem Phan-
tom Bildung nachjagen, wollen im Anfangsspurt über die Hürde gehen. Dahinter 
– glauben sie – steht der Anspruch auf Geltung, auf Sicherheit. Sie alle verges-
sen, daß das Leben ein Kampf ist, ein sich täglich erneuernder Kampf sein muß, 
wenn es wert sein soll, gelebt zu werden [...]. Der Wert eines Volkes ist jedoch 
bestimmt durch die Zahl und die Qualität seiner ‚Kämpfer’“ (S. 106). Mehr 
noch: „Wir sind mitten in den Geburtswehen einer neuen Zeit. Möge sie bei uns 
kein schwaches Geschlecht finden, keine Kümmerlinge und Feiglinge, aber auch 
keine Romantiker, die die Zeiger der Weltuhr zurückdrehen wollen. [...] Der 
Deutsche hat von seinen Ahnen her neben Kämpferblut auch Handwerkerblut in 
den Adern; man nennt uns zudem ein Volk der Dichter und Denker. Wir aber 
müssen jetzt vornehmlich ein Volk der Kämpfer sein und sind es auch“ (1932, 
S. 109). 
                                                
31  „Ich vermeide also den sonst [...] gebräuchlichen, charakteristisch deutschen und so schwer 

erfaßbaren Begriff ‚Bildung’. Auch die schon deutlichere und konkretere Vorstellung der 
‚Ausbildung’ habe ich gemieden und das Wort Volkserziehung gewählt“ (S. 91).  
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Die durchaus politisch und pädagogisch unterschiedlich motivierten Empfeh-
lungen zum Umgang mit der Bildungsexpansion trafen sich in der Forderung 
nach mehr Praxis- und Arbeitsnähe. Unterschiedliche weiterbildungspolitische 
Strategien erhielten hierdurch eine Stärkung: sei es die Kürzung von Arbeitslo-
senbildung zugunsten des Arbeitsdienstes, die Ideologisierung der Arbeitsschu-
lung oder die Verlagerung von betrieblicher Bildung in den unmittelbaren Ar-
beitsbereich.  

9. Zuteilung von Berufsbildung und Stabilisierung sozialer Ordnung  

Die unterschiedlich motivierten Ansätze in der pädagogischen Theorie zur Re-
duktion von „Bildungsmasse“ waren begleitet von akademischen Überlegungen, 
zumal zur beruflichen Bildung, die sich nur auf bestimmte Personengruppen 
konzentrierten. So hatte beispielsweise die Berufsbildungstheorie vor allem die 
Jugendlichen, und hierunter die Gelernten im Blick. Erwachsene und Ungelern-
te, also jene Personen, die zum einen die Altersphase der Jugend überschritten 
hatten, und solche, die aus der „eigentlichen“ Berufsbildung heraus gefallen wa-
ren, fanden keine Beachtung. Damit fiel gleichzeitig Weiterbildung – zumal für 
Geringqualifizierte – aus diesem Diskussionskreis heraus.  

9.1 Berufsidee und alterslimitierte Berufsbildung 

Dass berufliche Weiterbildung kein Thema in der damaligen Berufsbildungsthe-
orie war, lag daran, dass der Beruf als eine statische Größe begriffen wurde. Der 
Erwerb von Beruf wurde als ein einmaliger, auf eine bestimmte Altersphase be-
schränkter Prozess gesehen, obwohl bereits zu Beginn des Jahrhunderts die in 
den „Schriften des Vereins für Sozialpolitik“ dargelegten Ergebnissen aus den 
„Untersuchungen über Auslese und Anpassung (Berufswahl und Berufsschick-
sal) der Arbeiter in verschiedenen Zweigen der Großindustrie“ (vgl. Bernays 
1910; Morgenstern/Keck/Bernays 1912), die Befunde der Berufszählungen des 
Statistischen Reichsamtes (1931) und die Berichte der Arbeitsverwaltungen zu 
Umschulung und Fortbildung erwachsener Erwerbsloser (vgl. Gaebel 1923; Sy-
rup 1927) den prekären Status von Beruf und die Tatsache beruflichen Wech-
sels, Um- und Weiterlernens auch im Erwachsenenalter belegt hatten.  

Die Vorstellung, dass auch Erwachsene sich beruflich weiterqualifizieren, war 
der Berufsbildungstheorie fremd und damit lagen jegliche Auseinandersetzung 
mit beruflichen Weiterbildungsfragen fern. In der Berufsbildungstheorie war der 
Prozess der beruflichen Bildung auf das Jugendalter beschränkt, während der 
Erwachsene als jemand galt, der hinsichtlich seines sozialen und beruflichen 
Status sein Ziel erreicht hatte. Mit der ständisch fixierten Auffassung von Beruf 
war innerhalb der Berufsbildungstheorie der Blick versperrt für die Möglichkeit 
beruflicher und sozialer Statusveränderung, für die Möglichkeit von Berufswahl 
und Berufswechsel im Erwachsenenalter und ebenso wie für die zunehmende 
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theoretische Aufmerksamkeit, die der Erwachsenenerziehung in Nachbardiszip-
linen, der Arbeitspädagogik und Wirtschaftspädagogik, zukam.  

Für Aloys Fischer (1916) war das Erwachsenensein „psychologisch charakteri-
siert durch relativ konstante Zielsetzungen und feste Gewohnheiten des Fühlens, 
Handelns und Denkens, durch große Gleichförmigkeit des äußeren Lebensrah-
mens und der täglichen Aufgaben“ (S. 274). Erwachsensein war für ihn eine 
Phase der Stagnation, und deshalb sei es um so dringender, dass die Jugendli-
chen nicht zu früh ins Arbeitsleben gingen und eine auch zeitlich umfassende 
Bildung genießen: „Je früher ein Mensch in diesem Zustand endet, desto primi-
tiver müssen naturgemäß die Ziele sein, die er als dauernde verfolgt, die Werte, 
die er festhält, die Gewöhnungen, denen er nicht mehr absagt. [...] Je länger ein 
Mensch jung bleibt, um so mehr hat er Gelegenheit, zu beobachten, menschliche 
Arten, Berufe und Schicksale, ehe er für sich selbst wählt, um so mehr kann er 
versuchen, um hinter alle in ihm schlummernden Kräfte und Möglichkeiten zu 
kommen, und nicht durch voreilige Entscheidung sich der Entfaltung seines 
vielleicht erst spät sich klärenden eigensten Wesens zu berauben“ (ebd.). Aus 
dieser Perspektive waren das Erwachsenensein und berufliche Weiterentwick-
lung nicht miteinander vereinbar.  

Auch Kerschensteiner (1904) malte sich eher eine Verlängerung der Jugendpha-
se aus, als das Erwachsenenalter als Berufsbildungsphase zu begreifen.32 Zwar 
sah er die Berufsbildung als Grundstock für einen anschließenden Ausbau von 
Wissen und Können und äußerte sich in den „Grundfragen der Schulorganisati-
on“ folgendermaßen: „Wo die Berufsbildung gründlich genug angelegt ist, gibt 
sie tausendfältige Veranlassung, und was noch wichtiger ist, auch tausendfältige 
Kraft, unser Wissen und Können auszubauen“, allerdings blieb dieser Ausbau 
auf den einmal erlernten Beruf bezogen, dieser war zentral und alle anschließen-
de Erweiterung von Wissen und Können nicht von der Art, dass sie zu einer 
Modifikation des Berufs oder zu einem Berufswechsel hätten beitragen können. 
Der in der Jugendphase einmal erworbene berufliche und soziale Status war 
nach dieser Berufsbildungstheorie zu einem späteren Zeitpunkt nicht revidier-
bar. Berufliche Weiterbildung spielte weder in Kerschensteiners Berufsbildungs-
theorie noch in seinen Überlegungen zur Schulorganisation eine Rolle.  

Eher wurde die Möglichkeit der Allgemeinbildung - und bei Kerschensteiner der 
staatsbürgerlichen Erziehung - biographisch entgrenzt, d.h. nicht nur auf die Ju-
gendphase beschränkt: „Bildung ist niemals ein statischer Zustand, ein stabiles 

                                                
32  Ob er die Beschränkung von Berufsbildung auf die Jugendphase entwicklungspsycholo-

gisch oder in Abhängigkeit von der Organisation des Berufsbildungssystems begriff, war 
nicht immer eindeutig. So heißt es an einer Stelle: „Man könnte beinahe das Gefühl haben, 
als ob es bei den Chinesen doch etwas besser eingerichtet wäre, wenn es nämlich wahr ist, 
dass das letzte Mandarinenexamen erst mit dem siebzigsten Lebensjahr in diesem Lande 
gemacht wird; denn dann wäre wenigstens dem jungen Manne die nötige Zeit gegönnt, 
seine Bildung zu ‚komplettieren‘“ (S. 90). 
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Gleichgewicht der seelischen Kräfte, ein Ich, das nun auf dem Thron der rechten 
Bildung ausruhen möchte. Bildung ist auch kein stationärer Zustand, Bildung ist 
bewusstes Wachstumsbedürfnis und zugleich Wachstum selbst. Was aber wach-
sen kann und soll, ist unser Wertsinn und alle Kräfte, die er in Bewegung setzt, 
und die ihn befriedigen“ (Kerschensteiner 1929, S. 85). Ähnlich auch Spranger 
(1929): „Sie [die Allgemeinbildung] ist da als geistige Wachstumsrichtung, nie 
als vollendete Tatsache“ (S. 34). Entsprechend wurde die Erwachsenenbildung, 
so sie in der Berufsbildungstheorie thematisiert wurde, als Möglichkeit gesehen, 
die Allgemeinbildung bzw. staatsbürgerliche Erziehung im Anschluss an die 
Berufsschule weiter fortzusetzen.  

In diesem Sinne sah Kerschensteiner (1901) bereits zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts die Volksbildung als notwendige Ergänzung der Fortbildungsschulen für 
Jugendliche an – ein Gedanke, der in der Weimarer Republik sowohl in Kreisen 
der Berufs- als auch der Erwachsenenpädagogik positiv rezipiert wurde: „Es ist 
zweifellos, daß [...] die Volksbildungsvereine bei ihrer größeren Unabhängigkeit 
eine äußerst segensvolle Tätigkeit entfalten können, zumal wenn ihre Schulen 
im Geiste der von uns bisher entwickelten Grundsätze organisiert sind. Sie kön-
nen hier geradezu als Pioniere der staatsbürgerlichen Erziehung arbeiten, indem 
sie mit mustergültigen Einrichtungen dem Staate und der Gemeinde voranleuch-
ten“ (S. 76).33 

9.2 Bildsamkeit Erwachsener 

Dass innerhalb der pädagogischen Theorie Erwachsene als Adressaten von be-
ruflichen Bildungsprozessen nicht wahrgenommen wurden, hing auch von der 
Auffassung ihrer „Bildsamkeit“34 ab. War für Spranger (1915) Bildsamkeit bio-
logisch determiniert und hing in der Konsequenz die Möglichkeit von Erziehung 
und Bildung im Erwachsenenalter von den Anlagen und Begabungen der Ein-
zelnen ab,35 spielte bei Flitner (1925) die aus bestimmten Lebensformen und aus 
den „geistigen Kräften der wichtigsten Lebenskreise“ stammende „objektiv-
geistige Bildsamkeit“ eine wichtigere Rolle als die „individuelle Bildsamkeit der 
einzelnen Anlagen, Temperamente, Begabungen“ (S. 148). Die soziale Kontext-

                                                
33  Diese Position hat Flitner positiv aufgenommen hat: „Immerhin ist Kerschensteiner hier, 

wie so oft, tiefgehend gewesen, indem er auf die neuen Ansätze zu Formen der Erwachse-
nenbildung aufmerksam gemacht hat. [...]. Er hat ja geradezu gefordert – so kann man sei-
nen Gedanken der staatsbürgerlichen Erziehung sich zurechtlegen – die Jugendbildung so 
umzuformen, dass sie eine Vorlehre (Propädeutik) leiste für diese neuen Stätten der Er-
wachsenenbildung: ein richtiger und zukunftsreicher Gedanke“ (S. 542f.). 

34  Zur Genese von und Kritik an dem Begriff „Bildsamkeit“ siehe Groothoff (1968). In den 
1920er Jahren haben insbesondere Spranger und Flitner „Bildsamkeit“ zu einer zentralen 
„pädagogischen“ Kategorie etabliert.  

35  Darauf, dass der Berufsbildungsgedanke Sprangers und auch Kerschensteiners eng mit 
Veranlagung und Neigung verbunden ist, hat Stratmann mehrfach hingewiesen (z.B. 1988, 
S. 589).  
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bedingtheit von „Bildsamkeit“ stellte in der sich als „Korrektiv“ begreifenden 
Volksbildung – unabhängig von den einzelnen Richtungen – ein zentrales sozia-
les Motiv für die Miteinbeziehung des „einfachen Volkes“ in die Hörerschaft 
dar.  

Aus der Perspektive der Volksbildungsbewegung war Erwachsenenbildung kei-
ne Propädeutik, sondern anknüpfend an die Jugendbildung sollte sie deren Er-
gebnisse ergänzen oder korrigieren. Schließlich wurde aber auch hier der Er-
wachsene als „fertige“ Person begriffen. Der Erwachsenenbildung kam die 
Funktion eines „Stoffwechsels“ zu: „Der Erwachsene in uns kann nur durch 
Stoffwechsel geistig lebendig bleiben. Falsches kann durch Richtiges, Unklares 
durch Klares, Scherbe durch Gestalt ersetzt werden. Bildung, die den Geist des 
Erwachsenen lebendig machen will, muß diesen Stoffwechsel in Gang bringen. 
Alsdann erst vermögen neue Inhalte – dann aber in größter Mannigfaltigkeit – 
von den erwachsenen Schülern einverleibt zu werden. [...] Der Erwachsene, der 
mit allen möglichen wirren Schriftzeichen innerhalb beschrieben ist, muß dahin 
gebracht werden, seine Gedanken tels quels herauszusagen, sich mit ihnen sogar 
zu blamieren; dadurch kommen die Gedankenmassen in ihm in Bewegung“ (Ro-
senstock 1926b, S. 92). Erwachsenenalter war also auch hier eine Phase, in der 
zwar noch die Möglichkeit bestand, eine andere Sicht auf Leben und Welt zu 
bekommen, nicht aber die berufliche und soziale Situation zu verbessern.  

Sofern innerhalb der erwachsenenpädagogischen Fachdiskussion von beruflicher 
Bildung die Rede war, konzentrierten sich deren Vertreter auf jüngere Erwach-
sene, in der Regel innerhalb der Altersgruppe zwischen 18 und 25 Jahren. Die 
Adoleszenz galt als ein „pädagogisch wichtiger Zeitraum“ (Flitner 1923, S. 88). 
Erwerbstätige, die über das Jugendalter hinaus waren, galten als jene, „deren 
Arbeit meist für immer festliegt“ (1924, S. 22).  

9.3 Wirtschaftserziehung und Erwachsene 

Die Berufsbildungstheorie wandte sich nicht der Erziehung und Bildung Er-
wachsener zu. Die Volksbildungstheorie ignorierte die zweckbezogene Erwach-
senenbildung seit Ende der 1920er Jahre zwar nicht grundsätzlich, aber sie sah 
hierin auch nicht ihr eigentliches Aufgabenfeld. Demgegenüber hat sich seit 
Mitte der 1920er Jahre die Wirtschafts- und Industriepädagogik mit den Er-
wachsenen als neuer Zielgruppe auseinandergesetzt.  

Friedrich Feld (1928) insistierte auf einer Wirtschaftserziehung von Erwachse-
nen, wobei er unter Wirtschaftserziehung die Schaffung eines Einblicks in Wirt-
schaftszusammenhänge und die Verbreitung von „Wirtschaftswerten“ verstand: 
„Die Behauptung, daß die Notwendigkeit pädagogischer Beeinflussung mit dem 
Ende der jugendlichen Entwicklungszeit nicht aufhöre, sondern fürs ganze Le-
ben des Menschen gelte, dürfen wir mit noch größerer Bestimmtheit im Hinblick 
auf die berufliche Entwicklung und Betätigung der Erwachsenen aussprechen. 
Die berufserzieherische Einwirkung auf alle im Rahmen des gesamten Wirt-
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schaftsprozesses stehenden Erwachsenen ist zugleich Wirtschaftserziehung, also 
Erziehung zu den Wirtschaftsformen und Wirtschaftswerten. Und in Zeiten wie 
den von uns durchlebten, in denen das Dasein der Menschen so überaus stark 
unter den Einflüssen der wirtschaftlichen Um- und Ausgestaltung steht, wird 
eine wirtschaftserzieherische Beeinflussung immer dringlicher“ (S. 78). Feld 
hatte durchaus auch die berufliche Erwachsenenbildung im Blick und fokussier-
te auch auf den einen „Beruf erlernenden Erwachsenen“ (S. 81), auf „diejenigen, 
die im Mannes- oder Frauenalter noch einen Berufswechsel vornehmen“ (S. 81). 
Die Aufgabe der Berufs- und Wirtschaftspädagogik sei es in diesem Zusam-
menhang, „Inhalte und Wege der Berufsfortbildung mit bestimmen zu helfen“ 
(S. 130).  

In erster Linie ging es ihm aber mit seiner wirtschaftlichen Erziehung um eine 
Orientierungsleistung für und Werteerziehung von Erwachsenen: „Zeitgemäße 
wirtschaftliche Bildung braucht jeder Bürger bei ziemlich allen Überlegungen 
und Handlungen seines persönlichen, Familien-, Berufs- und Gemeinschaftsda-
seins, ganz gleich, welchen Qualitätsgrad seine gesellschaftliche Arbeit hat. [...] 
Sie wachzuhalten und zu vertiefen, ist mit eine Auswirkung wirtschaftspädago-
gischen Tuns. Vom erwachsenen Objekt verlangt man in erster Linie eine blei-
bende Empfänglichkeit für diese Werte“ (S. 79). Der Blick des Erwachsenen 
müsse auf den Sinn seiner Arbeit und letztlich auf ihre Bedeutung für Gemein-
wohl und Kultur gelenkt werden. Das wirtschaftspädagogische Bestreben beim 
Umgang mit dem „erwachsenen Objekt“ müsse es sein, „jedem Berufstätigen in 
und neben seiner Berufsarbeit durch pädagogische und wirtschaftliche Einrich-
tungen verschiedenster Art den Sinn für seine Stellung im Werk- und Lebens-
ganzen zu eröffnen. Die Weite der Lebensschau, die seinem Jugendlichen und 
strebenden Geist in dreijähriger Berufsschularbeit mitgegeben worden ist, soll in 
der späteren Not des Lebens, die keinem erspart bleibt, nicht wieder versacken, 
sondern ihm durch dauernde Beeinflussung seitens sozial- und wirtschaftspäda-
gogischer Kreise erhalten bleiben“ (S. 80).  

Eindeutig waren die Intentionen der Erwachsenenerziehung mancher Theoreti-
ker im Umkreis des DINTA, die einen Zusammenhang zur Konzeption der Mili-
tärerziehung herstellten. Diese habe es ebenfalls mit Erwachsenen zu tun und 
sehe in deren richtigen „Behandlung“ und Erziehung die wichtigste Vorausset-
zung für eine straffe Ordnung und für Gehorsam. Ernst Horneffer (1925), Ideen-
Lieferant des DINTA, zog eine deutliche Parallele zwischen Erwachsenenpäda-
gogik und Militärpädagogik: „Der erwachsene Mensch aber bedarf ebenfalls der 
rechten Behandlung und Führung. [...] Es muß auch eine ‚Pädagogik’ der Er-
wachsenen geben, indem ich hier unter Pädagogik die auf wissenschaftliche Er-
kenntnis aufgebaute rechte und richtige Behandlung und Führung der Menschen 
überhaupt verstehe. [...] Die Pädagogik der Erwachsenen liegt noch völlig im 
argen. Beispielsweise hatte es lange vor dem Kriege eine wissenschaftliche ‚Mi-
litär-Pädagogik’ in unserem Heere geben müssen [...]. Aber ebenso nötig wie 
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das Heer hat die Wirtschaft eine Pädagogik der Erwachsenen“ (S. 58). Zu den 
Grundsätzen des DINTA gehörte es, die Erwachsenen in seinen Aufgabenkreis 
mit einzubeziehen. Nach dem Motto ‚von der Wiege bis zur Totenbahre’ sollten 
die Arbeiter bis ins hohe Alter hinein vom DINTA „betreut“ und erzogen wer-
den: „Die Bemühungen zur ‚Erziehung des Menschen für die Wirtschaft’ konnte 
man nicht nur auf den Nachwuchs beschränken, wollte man damit nicht den Ef-
fekt solcher Arbeit in eine zu weite Zukunft verschieben. Natürlich gilt es für 
spätere Jahre Vorsorge zu treffen, doch ebenso wichtig und brennend ist die 
Notwendigkeit einer Hilfe, die sich in der allernächsten Zeit vorteilhaft sowohl 
für die Betriebe wie für die dort beschäftigten Menschen auswirkt. Die Aufgabe, 
die es hier zu lösen galt, war nicht nur wegen der großen Anzahl von erwachse-
nen Arbeitern so ungleich schwerer, sondern auch durch die Tatsache des für 
eine solche Erziehung spröden Materials“ (Bäumer 1930, S. 70f.).  

Systematische Auseinandersetzungen mit der beruflichen Bildung Erwachsener 
– organisatorischer, inhaltlicher oder didaktischer Art - fanden in der pädagogi-
schen Theorie nicht statt. Entweder wurde sie wie in der Volksbildungsdiskussi-
on unter dem Aspekt diskutiert, inwieweit sich die freie Volksbildung auf sie 
einlassen sollte, und inwieweit sie mit dem Anspruch der Zweckfreiheit verein-
bar sei, oder aber es ging - wie in der Pädagogik im Umkreis des DINTA - um 
die Frage nach der Erziehung zu „Arbeit und Gehorsam“ (Kipp/Manz 1985).  

9.4 Berufsgemeinschaft und Berufslose 

Eine zweite bedeutsame Gruppe zumal in der beruflichen Weiterbildung für Ar-
beitlose fand in der bürgerlichen Berufsbildungs- und Volksbildungstheorie im 
Hinblick auf die Frage nach Organisation, inhaltlicher und didaktischer Gestal-
tung ihrer beruflichen Qualifizierung keine Beachtung: die Berufslosen. Das 
primäre Ziel von Arbeitslosenbildung und betrieblicher Weiterbildung bestand 
nicht darin, die Teilnehmenden zu einem neuen Beruf hinzuführen. Auch des-
halb wurden sie samt ihrer Klientel als Berufsbildungsbereiche nicht ernst ge-
nommen. Die hohe Bewertung des Berufs als Medium der Vergemeinschaftung 
versperrte den Blick für eine große Zielgruppe (z.B. Ältere, Berufslose, Frauen) 
beruflicher Bildung ebenso wie für die reale Qualifizierungspraxis.  

Anstatt sich mit der Berufs- und Arbeitswirklichkeit auseinander zu setzen, hielt 
die Berufsbildungstheorie an der Ideologie des Berufs mit ihren vergemein-
schaftenden und sozialstrukturierenden Funktionen fest: „Jeder Beruf erlaubt 
[...] seinem Träger, sich als Diener der Gesellschaft zu fühlen, unentbehrlich an 
seiner Stelle, legt ihm aber auch zugleich die Verpflichtung auf, in seiner Be-
rufsarbeit jederzeit über sich und seinen persönlichen Interessenkreis hinauszu-
blicken auf die Ziele und Bedürfnisse des großen Ganzen“ (Fischer 1918, S. 25). 
Kerschensteiner lobte den Beruf, weil er dem Einzelnen sowohl einen Platz als 
auch eine Aufgabe und eine Bedeutung im „Staatsorganismus“ zu geben vermö-
ge.  
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Aber auch außerhalb der Berufsbildungstheorie wurde die Gemeinschaftsfunkti-
on von Beruf – teilweise mit noch stärkerem Nachdruck – betont, beispielsweise 
in der kultursoziologischen Lehre von Karl Dunkmann (1922), der wirtschafts-
pädagogischen Lehre Friedrich Felds (1928), der arbeitswissenschaftlichen Aus-
einandersetzung mit Berufserziehung von Fritz Giese (1932). Für Dunkmann 
war der Beruf „eine Funktion der Gemeinschaft, er ist abgezogen von ihr über-
haupt nicht da und ist nur in dem Grade da, als die Beziehung auf die Gemein-
schaft wirksam ist“ (S. 189). Die Grundidee des Berufs sei: „Aus der Gemein-
schaft und für die Gemeinschaft“ (S. 191f.). Auch Feld (1932) sah im Beruf „ei-
ne wichtige Funktion innerhalb der Gemeinschaft“ (S. 17) und „wirtschaftliche 
Bildung“ als Verbindung zwischen naturhaften Zusammenschlußformen“ und 
„wirtschaftlich-gesellschaftlichen Zweckgebilden“ (Feld 1932, S. 8f).  

Jenseits solcher Überlegungen zur „Berufsgemeinschaft“ standen die Berufslo-

sen, die Ungelernten und Arbeitslosen, denen die „Größe, die Heiligkeit und die 
Schönheit des Berufs“ (Spranger 1921) vorenthalten blieb. Die Berufsbildungs-
theoretiker, „Vertreter jenes liberalen Bürgertums, dessen Verantwortlichkeit für 
die Bildung der Arbeiterjugend zwiespältig blieb“ (Blankertz 1969, S. 137), 
richteten ihre Aufmerksamkeit allenfalls am Rande auf diejenigen, denen die 
Möglichkeit beruflicher Ausbildung versagt geblieben war.  

Während Sozial-, Arbeitsmarktpolitiker und Berufsschulpraktiker erkannten, 
dass die Verbesserung des sozialen und beruflichen Status Benachteiligter über 
den Weg der beruflichen Bildung erfolgen konnte, sah die Berufsbildungstheorie 
die gesellschaftliche Position, zumal der Ungelernten, als gegeben an und bestä-
tigte sie noch. Kerschensteiner wies den gering Qualifizierten denjenigen Ort zu, 
den sie ohnehin schon innehatten, nämlich am Rande der „eigentlichen“ Berufs-
bildung. Begriffe wie Anlernung, Berufsumleitung, Berufswechsel, Nachqualifi-
zierung, die im Kontext der arbeitsmarktpolitischen und betrieblichen Berufsbil-
dungspolitik kursierten, fanden sich in seiner Berufsbildungstheorie nicht. Dass 
der Einzelne überhaupt zur Berufsbildung und damit zum Beruf gelangen kann, 
war bei Kerschensteiner (1929) eine Frage des innerlichen Berufenseins (vgl. S. 
93). Wer sich aufgrund seiner Veranlagung nicht für eine bestimmte Aufgabe in 
der Gemeinschaft berufen fühle, könne auch nur schwer einen Lebensberuf fin-
den und ergreifen.36  

Wie wenig die Beschulung der Ungelernten als Aufgabe wahrgenommen wurde, 
zeigte sich auch an der berufsbildungstheoretischen Auseinandersetzung um das 
neunte Schuljahr (vgl. Kerschensteiner/Spranger 1929), d.h. an der Frage, „ob 
das neue pflichtmäßige Schuljahr der allgemeinen Volksschule oder der Berufs-

                                                
36  Stratmann (1988) deutete dies folgendermaßen: „So begründet, entpuppt sich die Theorie 

der Bildung durch den Beruf als Legitimationshilfe sozialdarwinistischer Theorien und das 
in ihrem Berufsbegriff immer mitgedachte Hingabepostulat als deren affektive Stütze“ (S. 
590). 
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schule zuzuschlagen wäre“ (Spranger 1929a, S. 61). Kerschensteiner (1929a) 
sah in der Berufsschule eine Stätte, in der die Ungelernten nur „kümmerlich er-
ziehlich beeinflußt werden können“ (S. 39). Für ihn war die Verlängerung der 
Volksschulpflicht „Lösung und Erlösung“ (ebd.) zugleich. Ihm ging es weniger 
darum, nach Möglichkeiten zu suchen, Ungelernte beruflich so zu schulen, da-
mit sie bessere Statuschancen im Beschäftigungssystem haben. Jede Gesell-
schaft „braucht [...] auch solche ungelernten oder bloß angelernten Arbeiter“ (S. 
53), und die Berufsschule war für ihn Stätte der Ausbildung Gelernter. So suchte 
die Berufsbildungstheorie auf eine „sozialgeschichtlich spezifische Konstellati-
on zu antworten“, und zwar „mit Hilfe der Grammatik sozial-konservativer 
Ordnungsvorstellungen“ (Stratmann 1988, S. 579). Dadurch, dass die Situation 
Ausgegrenzter nicht problematisiert wurde, erfüllte die Berufsbildungstheorie 
einen sozial-legitimatorischen Zweck. Die Frage der Schulung Ungelernter 
überließ sie anderen gesellschaftlichen Akteuren. Auch die Weiterbildung für 
den Arbeitsmarkt, die zu einem Großteil von Geringqualifizierten frequentiert 
war, war deshalb kein Diskussionsgegenstand. Und diejenigen, die für Benach-
teiligtenqualifizierung zuständig waren, agierten entsprechend mit der Einstel-
lung, dass Arbeitslosenbildung nicht „eigentliche“ Berufsbildung war.  

Die Auseinandersetzung mit der Qualifizierung Ungelernter wurde zu dieser 
Zeit in der praktischen sozial- und berufsschulpädagogischen Diskussion erör-
tert. Angesichts ihrer hohen Anzahl, ihres unsicheren Status auf dem Arbeits-
markt und der Sorge um die soziale Integration und Erziehung jugendlicher Ar-
beiter und ungelernter Arbeitsloser erkannten zumal Schulverwaltungen und 
Lehrer hier einen großen Handlungsbedarf: „Es gilt als ein glückliches Omen, 
daß große Volksbildner die Zeichen der Zeit verstanden und in Wort und Schrift 
die Hand auf diese offene Wunde unserer Zeit gelegt haben“ (Erben 1929, S. 
170). Direktoren und Lehrer der bereits vor dem Ersten Weltkrieg in einigen 
Großstädten institutionalisierten Arbeiterschulen – „das Schmerzkind unseres 
beruflichen Schulwesens“ (Siemsen 1926, S. 157) – forderten ihren weiteren 
Ausbau. Sozialdemokraten, Gewerkschaften und der Bund Entschiedener Schul-
reformer setzten sich für einen höheren Verbindlichkeitsgrad der Ungelernten-
beschulung ein. Gerade von den Schulreformern kam massiver Protest gegen die 
Marginalisierung der Ungelerntenbeschulung: „Das öffentliche Interesse muss 
sich dieser Schule und ihren Schulen zuwenden. Reichs- oder landesgesetzliche 
Regelungen müssen hier Wandel schaffen. Gegen die heutigen unerträglichen 
Zustände erhebt der ‚Bund Entschiedener Schulreformer’ schärfsten Protest!“ 
(Oestreich 1929, zit. in Kipp/Biermann 1989, S. 204).37 Insgesamt zielten „fast 
                                                
37  Entsprechend unterschiedlicher bildungspolitischer Positionen und praktischer Formen in 

der Ungelerntenbeschulung gab es eine Fülle an pädagogischen Konzepten, die entweder 
eher jugendpflegerisch und bewahrend-fürsorgerisch orientiert waren. Die freie Volksbil-
dung setzte auf eine die Belastungen der industriellen Arbeit kompensierende Pädagogik, 
auf die Weckung von Gemeinschaftsgeist und Kulturwillen, Staatsbürger-, Gemeinschafts-
kunde und Lebens- und Gesundheitskurse. Oder aber sie wollten einen Bezug zum Ar-
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alle Konzepte [zur Beschulung Ungelernter] darauf, die Schüler mit ihrem sozial 
niederen Status zu versöhnen“ (Kipp/Biermann 1989, S. 35).  

Die Industrie unterstützte die Forderungen der Berufsbildung Ungelernter im 
öffentlichen Schulwesen nicht. Zusätzlichen Unterricht sahen sie unter dem As-
pekt des Arbeitsausfalls der Ungelernten in der Produktion. Im Zuge ihrer Auto-
nomiebemühungen nahmen sie je nach Bedarf und Interesse die in der Regel 
arbeitsplatz- bzw. betriebsspezifisch ausgerichtete Qualifizierung und Sozialin-
tegration Ungelernter selber in die Hand - aber so, dass gleichzeitig der hohe 
Bedarf an gering Qualifizierten gedeckt blieb (vgl. Kap VIII).  

Die Berufsbildungstheorie überließ die Frage der Integration sozial und beruf-
lich benachteiligter Menschen der praxisorientierten Auseinandersetzung mit 
Berufsbildung, der stets von Schwankungen betroffenen Arbeitsmarktpolitik und 
den betrieblichen Strategien der Qualifizierung und Sozialintegration. Die 
Volksbildungstheorie setzte sich zumal zu Beginn der 1930er Jahre mit der Frage 
nach dem Beitrag der Volksbildung zur Bildung Arbeitsloser auseinander, je-
doch nicht unter berufsbildendem Aspekt (vgl. Kap. VII, 7.2). Auch der Indust-
rie- und Arbeitspädagogik ging es weniger um das berufliche Weiterkommen 
der Ungelernten, sondern um Arbeits- und Betriebserziehung.  

Dem Bildungsreduktionismus auf der einen Seite und dem in unterschiedlichen 
pädagogischen Kreisen anzutreffenden Interesse an einer Sozialintegration Ju-
gendlicher und Erwachsener durch „Erziehung zur Tat“ korrespondierte eine 
bemerkenswerte Hochstilisierung von Arbeit.  

Neben den Fragen nach Gemeinschaftsbildung, Bildungseinteilung und -
zuteilung war Arbeit ein zentrales Thema im pädagogischen Denken der Wei-
marer Republik und damit ein wesentlicher Bezugspunkt von Erziehung und 
Bildung. Bildungsreduktionismus zugunsten von Arbeitsnähe und Arbeitserzie-
hung, wie er insbesondere in der Arbeitslosenbildung und betrieblichen Weiter-
bildung und ihrer Ideologie seit der zweiten Hälfte der Weimarer Republik be-
obachtbar war, fand hier seinen Rückhalt. 

10. Arbeit als Ausgangspunkt von Erziehung und Bildung  

In der Weimarer Republik hatte sich der „glänzende Aufstieg der Arbeit von der 
untersten und verachtetsten Stufe zum Rang der höchstgeschätzten aller Tätig-
keiten“ (Arendt 1922, S. 287) bereits längst vollzogen. Arbeit wurde in immer 
breiteren gesellschaftlichen Kreisen als „konstitutives Moment aller menschli-
chen Sozietät“ (Gamm 1990, S. 1) begriffen. Trotz der durch Arbeitsintensivie-
rung und Mechanisierung bedingten „Arbeitskrise“ und der ständig steigenden 
                                                                                                                                                   

beitsvorgang herstellen und im Sinne der Förderung von „schaffendem Lernen“ Werkun-
terricht und Werkarbeit in den Mittelpunkt der Ungelerntenschulen stellen. Aber trotz die-
ser zahlreichen Ansätze und praktischen Bemühungen blieben fast alle Maßnahmen be-
rufsvorbereitend.  
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Arbeitslosigkeit avancierte sie innerhalb der Erziehungs- und Bildungstheorie 
und -politik zu einer der bedeutendsten Formen des Einflusses auf Jugendliche 
und Erwachsene (vgl. Langewiesche/Tenorth 1989, S. 14). Auf politischer Ebe-
ne ging es unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg besonders den öffentlichen 
Arbeitsverwaltungen und der Industrie darum, möglichst rasch eine positive Ar-
beitseinstellung der Bevölkerung zu revitalisieren. Dies sollte geschehen, um die 
Wirtschaft rasch wieder in Gang zu bringen und nicht zuletzt, um durch Arbeit 
jeden Einzelnen beim „Gemeinschaftswerk“ Wiederaufbau Deutschlands in die 
Verantwortung zu nehmen.  

Die ideologische Relevanz von Arbeit als einer auf die Zukunft gerichteten 
Sinnform, als einem Verhaltensimperativ an jeden, konnte durch den in weiten 
Kreisen der theoretischen und praktischen Pädagogik, zwischen linker und rech-
ter politischer Orientierung, betonten Erziehungs- und Bildungswert von Arbeit 
gestützt werden. Sah die Arbeitsschulbewegung in der Arbeit ein Medium zur 
Herausbildung der geistig selbständigen und lebendigen Persönlichkeit, war also 
hier Arbeit in erster Linie eine Möglichkeit zur Entfaltung von Individualität, 
sahen die Berufsbildungstheoretiker Arbeit darüber hinaus weit stärker in ihrer 
ethischen und gemeinschaftsbildenden Funktion. Spranger (1921) kritisierte den 
nüchternen Arbeitsbegriff der Produktionsschulen, die „vom alten Marxismus 
etwas retten“ möchten: „Aber der Wille zur Rentabilität darf nicht vorangestellt 
werden, weil das den ganzen Bildungsprozeß wieder materialisieren würde. 
Sondern das beste, was wir im pädagogischen Sinne von der produktiven wirt-
schaftlichen Arbeit haben, ist das Ehrfurchtsgefühl, das sie erweckt“ (Spranger 
1921, S. 19). „Wohlfahrts- und Opferethik“ waren für Spranger (1930) die die 
Arbeitseinstellung prägenden Momente. Aloys Fischer (1928) gab dem Arbeits-
begriff eine religiöse Konnotation, sah Arbeit als „Erzieher unserer Gattung“, als 
Lieferant „elementarer Tugenden unseres Geschlechts“ (S. 308). Arbeit war für 
ihn nicht nur „Gemeinschaftsdienst an überpersönlichen Werten“ (1929, S. 57), 
sondern er deklarierte sie „im Sinne eines letzten Erlebnisses“ (S. 59) als „Got-
tesdienst“ (S. 59).  

10.1 Arbeit und Sittlichkeit 

Kerschensteiner war mit seiner Theorie von Arbeit auf die Restrukturierung der 
sozialen Ordnung bedacht. Beim ihm wird die sich bereits im 19. Jahrhundert 
durchsetzende Verlagerung der Arbeitsethik deutlich: Von einer protestanti-
schen, die bei pflichtbewusster Ausübung von Arbeit die Erlösung im Jenseits 
versprach, hin zur preußischen Arbeitsethik, die Arbeit als Staatszweck postu-
lierte und ihren Sinn in der Ausübung von preußischen Tugenden und nationaler 
Behauptung sah. Mitunter verschwamm bei ihm noch die Grenze zwischen Staat 
und Himmel: „Die Arbeit, so breit wie die Erde, hat ihren Gipfel im Himmel“ 
(Kerschensteiner 1904, S. 104). Kerschensteiner ging es darum, durch Arbeits-
erziehung den „Egozentrismus“ zu überwinden und über „Sachlichkeit“ zur 
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„Sittlichkeit“ zu gelangen. In diesem werteorientierten Ansinnen distanzierte er 
sich von den Arbeitsschulprotagonisten in den Volksschulen. Arbeit war für ihn 
das Zentrum, von dem aus der „brauchbare“ und hierüber der „ideale Mensch“ 
gebildet werden sollte. Zudem verschaffte ihm sein Arbeitsbegriff eine Legiti-
mation für soziale Differenzen: „Der Weg zum idealen Menschen führt nur über 
den brauchbaren Menschen. Der brauchbare Mensch ist aber derjenige, der sei-
ne und seines Volkes Arbeit erkennt und den Willen und die Kraft besitzt, sie zu 
tun. Nur in dem Maß, als ihm dieses gelingt, kann eine Nation ihn als Menschen 
bewerten" (S. 94; Herv. i.O.). Deutlich wird seine sozial-selektierende und elitä-
re Sichtweise aber in der Aussage, nach der „der Weg zum Qualitätsmenschen 
auch über den Qualitätsarbeiter geht“ (Kerschensteiner 1933, S. 67). „Qualitäts-
arbeit“ und „Qualitätsarbeiter“ waren durchaus zentrale Begriffe in der betrieb-
lichen Bildungspraxis, in der Arbeitslosenbildung tauchten sie nicht auf.  

Kerschensteiner integrierte Arbeit in seine Kultur- und Wertepädagogik. Sie war 
damit ein Medium im Kontext der Restabilisierung von Staat und „Volksge-
meinschaft“, während sie innerhalb der Arbeitspsychologie, -wissenschaft und -
pädagogik auch unmittelbare interessen- bzw. arbeitspolitische Bedeutung hatte. 
Kerschensteiner rekurrierte bei der Formulierung seines Arbeitsverständnisses 
nur am Rande auf industrielle Arbeitssituationen. Seine Theorie von Arbeit war 
weit mehr moralischer Appell als Realanalyse. Dies entsprach aber durchaus 
dem Interesse der Industrie, ebenso wie dem jener Vertreter, die die Frage nach 
der Wiedergewinnung von „Arbeitssinn“, „Arbeitslust“, „Arbeitsfreude“ und 
Arbeitswille stellten. Eine Ideologisierung von Arbeit erfolgte insbesondere 
auch durch jene, die trotz Arbeitslosigkeit und industrieller Rationalisierungspo-
litik in der Weimarer Republik den Arbeitsethos und die Leistungsbereitschaft 
der Arbeiterschaft retten wollten, anstatt an den realen Arbeitszuständen etwas 
zu ändern.  

10.2 Arbeitsfreude und Arbeitswille 

So ging es Hendrik de Man (1927) in seiner Untersuchung „Kampf um die Ar-
beitsfreude“ darum, den Sinn von stumpfsinniger Arbeit hervorzukehren, auf die 
positiven Arbeitseinstellungen der Industriearbeiter hinzuweisen und zum Altru-
ismus zu ermahnen. In seiner „Untersuchung auf Grund der Aussagen von 78 
Industriearbeitern und Angestellten“ stellte er heraus, dass die Mehrheit der Be-
fragten „Arbeitsfreude“ empfände, und zwar trotz „technischer Hemmungen“ 
aufgrund von repetitiver Industriearbeit, trotz „innerbetrieblicher sozialer Hem-
mungen“ aufgrund von ungerechtem Lohn, ständigen „Zwang zu höherer Ar-
beitsleistung“, „Übervorteilung zugunsten des Unternehmers“ und „Bedrohung 
der Existenzsicherheit“ sowie trotz „außerbetrieblicher sozialer Hemmungen“ 
(S. 287). Die „relative Bedürfnislosigkeit der Massen“, ihre „Zähigkeit im Fest-
halten an den Resten alten Arbeitsglücks“ (S. 288) sei sogar dem marxistischen 
Klassenbewusstsein überlegen. Die Befragten seien auf der einen Seite Leute, 
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„die die kapitalistische Weltordnung in Bausch und Bogen verdammen, denen 
dennoch die geringste Unterbrechung der Arbeitsmonotonie, die dürftigste Ver-
schönerung ihrer Arbeitsumgebung, die gelindeste Milderung des betriebshie-
rarchischen Druckes, die leiseste Andeutung eines menschlicheren, freieren Ver-
trauensverhältnisses von Seiten ihrer Vorgesetzten genügt, damit dieser schwa-
che Sonnenstrahl ihr ganzes inneres Leben mit den Farben des Glücks erleuch-
tet“ (S. 287). De Man hob hier eine vermeintliche Bescheidenheit positiv hervor 
und appellierte an eine altruistische Einstellung der Arbeiter gegenüber der Ar-
beit, anstatt dass sie der „intellektuelle[n] Konstruktion“ (ebd.) des Marxismus 
Folge leisteten: „Auch in dieser Zeit des ungeheuren Massenleidens und der un-
geheuer komplizierten sozialen Probleme kann es daher eine Lust sein, zu leben, 
wenn wir nur in jedem Problem, das die Zeit uns stellt, eine Aufgabe sehen wol-
len. Wie diese Aufgabe für jeden Einzelnen zu lösen ist, ist Sache seiner indivi-
duellen Fähigkeit und seines gegebenen Wirkungskreises. Aber jedem von uns, 
der verstehen will, ist diese Möglichkeit zum höchsten Glück gegeben, das dem 
Menschen blühen kann: für das Glück anderer zu wirken“ (S. 289).  

Dort, wo es um Arbeitsmotivation und um die Anpassung an gegebene Arbeits-
verhältnisse ging, verfingen Appelle an Arbeitsethik und Arbeitsphilosophie, 
wie sie sich beispielsweise auch bei Willy Hellpach (1925) fanden, einem bür-
gerlichen und antimarxistischen Industriesoziologen. Er lehnte einige Jahre nach 
seiner Untersuchung der „Elementarformen von Arbeitsfreude“ (Hellpach/Lang 
1922, S. 140) arbeitspolitische Maßnahmen als alleinigen Weg zur Steigerung 
von „Schöpfungs-„ und „Dienstlust“ ab und insistierte auf eine rigorose Erzie-
hung zum Arbeitspflichtbewusstsein. Ohne eine „sozialethische Pflichtmoral der 
Arbeit“, in der er eine „rettende Macht des abendländischen Arbeitsmenschen-
tums“ sah (Hellpach 1925, S. 26), wären alle „irrationalen Rezepte, die unter 
dem Titel ‚Hebung der Arbeitsfreude’, ‚Beseelung der Arbeit’ und ähnlicher 
Schlagworte heutzutage gern angepriesen werden“, aussichtslos (ebd.). Aus der 
Arbeitskrise der Gegenwart würde „nur eine Arbeitsethik herausführen, der die 
Arbeit nicht bloß Not oder Zwang, aber auch nicht Freude oder Nutzen, sondern 
sittliches Soll, Pflicht, bedeutet. Ohne sie wird die abendländische Arbeit und 
mit ihr die abendländische Kultur verfallen“ (ebd.).  

Fritz Giese (1932), in industriellen Kreisen und in Werkzeitungen ein vielzitier-
ter Arbeitswissenschaftler, verbreitete mit seiner „Philosophie der Arbeit“ die 
Vorstellung, dass „nicht Staatsumsturz, nicht Kollektivierung, nicht Beseitigung 
des Bürgertums [...] das Mittel [ist], sondern eine praktische Philosophie. Diese 
muss sich zuwenden der Realität, also nützliche Wirkung üben und so pragma-
tisch sein. Aber sie ist dabei nicht materialistisch, nicht plump realistisch, son-
dern bewegt sich zu einer harmonisierenden Romantik hin“ (S. 265). An solche 
Arbeitsideologie konnte auch das DINTA nahtlos anknüpfen. Seit seiner Grün-
dung propagierten seine Anhänger für Arbeit als Dienst am Volk und seiner Be-
freiung. Nach Ernst Horneffer (1925), auf dessen „Philosophie“ die DINTA-
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Anhänger rekurrierten, bestand die Funktion von Arbeit darin, das Volk „wieder 
frei und stark“ zu machen: „Allmählich lernen alle begreifen, daß wir nur durch 
grenzenlose Arbeit, eine Arbeit, die unseren früheren Fleiß weit hinter sich läßt, 
aus Zerrüttung und Elend wieder emporsteigen können. Und dieser Arbeitswille, 
der die Zähne fest aufeinander beißt, was er dem Schicksal nicht durch den gro-
ßen Kampf abzuringen vermochte, die Rettung der Nation, ihm nun durch die 
große Geduld, durch unverwüstliche Zähigkeit abringen will, ist schon in weiten 
Kreisen unseres Volkes lebendig. Es steht außer Zweifel, nur die Arbeit kann 
Hilfe bringen. Dann aber steht noch ein Zweites gleichfalls außer Zweifel: nur 
der Friede in der Arbeit kann die Arbeit erfolgreich machen, daß wir nicht nur in 
dem guten Willen stecken bleiben, nicht nur den großen Entschluß zur Arbeit 
aufbringen, sondern mit dieser opfervollen Arbeit auch etwas erreichen, daß die 
Arbeit mit ihrem Ertrage uns wirklich wieder frei und stark macht“ (S. 57).  

Als besonders geeignet wurde also jene Arbeit angesehen, die „Opferbereit-
schaft“ und „Entbehrung“ abverlangte, nur eine solche Arbeit hätte erzieherische 
Wirkungen, zumal auf die Erwerbslosen. Um diese Position zu belegen, wurden 
Parallelen zur Arbeit in den Kriegsgefangenenlagern gezogen. So hieß es im 
„Arbeitgeber“: „In den Jahren 1914 bis 1918 wurden an die jungen Leute von 18 
Jahren und darüber hinaus Anforderungen gestellt, die vielen heute unfaßlich 
sind [...]. Die beständige Todesgefahr, die Pflichtarbeiten der Kriegsgefangenen 
in Frankreich und in anderen Ländern seien hier nur angedeutet. Damals galt es 
als selbstverständlich, daß im Interesse des Volksganzen der einzelne sein Letz-
tes hingeben mußte an Gut und Blut. Wir haben heute ähnliche Zeiten. Zwar 
steht kein äußerer Feind an den Grenzen unseres Landes, aber um so mächtiger 
zehrt ein innerer Feind an dem Mark unseres Volkes. Er heißt: Arbeitslosigkeit, 
Verarmung, kultureller und sittlicher Niedergang“ (Honé 1930, S. 549).  

An Erziehung zum Arbeitsdienst jenseits des regulären Beschäftigungssystems 
war hier als Ausweg aus der Arbeitslosigkeit gedacht. Diese ideologisch besetz-
ten Vorschläge wurden von der Berufsbildungstheorie nicht, von der Volksbil-
dungstheorie im Ansatz kritisch hinterfragt. Ihre Vertreter suchten nicht nach 
Handlungsmöglichkeiten im Arbeits- und Beschäftigungssystem. Sie abstrahier-
ten von der Berufs- und Arbeitswirklichkeit, der sie insofern Rückhalt gaben, als 
sie sich nicht mit ihr auseinandersetzten und sich ihr nicht widersetzten.  

11. Abstraktion und Reproduktion von Berufs- und Arbeitswirklichkeit 

Aus diesem Grunde konnten die Überlegungen der Berufsbildung- und Volks-
bildungstheorie leicht für politische Interessen in Anspruch genommen werden. 
Die pädagogische Theorie der Weimarer Republik sei „in ihrer Sehnsucht Philo-
sophie geblieben“ und, wie Aloys Fischer 1932 meinte, „mehr Ideenwissen-
schaft als Seinswissenschaft von der Erziehung [...], mehr Bekenntnis und For-
derung als Erkenntnis zu Beweis“ (zit. in Tenorth 1989, S. 127). Hinzu kommt 
auch, daß ihre Vertreter mit einem affirmativen Kulturverständnis und ohne In-
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teresse an der Überprüfung der Praxis keinen Anlaß sahen, entsprechende In-
strumente zur Mitwirkung an den ihren Themenbereichen angrenzenden Praxis-
feldern zu entwickeln. Aber auch die Grenze, die sie zu jenen empirischen Un-
tersuchungen und theoretischen Ansätzen angrenzender Nachbardisziplinen zo-
gen, die den damaligen Zeitgeist mitgeprägten und die sich intensiver mit der 
Berufs- und Arbeitswirklichkeit auseinandersetzten, engte den Blick auf ihren 
Gegenstand ein, anstatt dass die Ergebnisse in die eigene Diskussion miteinbe-
zogen wurden.38  

11.1 Berufsidee und industrielle Arbeit 

Sofern Kritik an der Berufs- und Arbeitswirklichkeit aufkam, wurde diese auf 
abstraktem Niveau vorgetragen. Kerschensteiner war durchaus „nicht einfach 
blind, wie es öfter geschrieben wurde, gegen die neuen Auswirkungen der in-
dustriellen Entwicklung“ (Gonon 2002a). An mehreren Stellen wies er auf die 
negativen Auswirkungen der industriellen Entwicklung besonders der mechani-
sierten Arbeitsteilung auf die menschliche Arbeit hin. In seiner „Theorie der 
Bildung“ (1931) nimmt er sogar explizit Stellung zum „Taylorsystem“ und des-
sen negativen Auswirkungen auf die „Kulturgemeinschaft“ (S. 410). In einer 
vollendeten Durchführung des Taylorismus sah er den „Zerfall der Gemein-
schaft“ (ebd.). Aber auch seine Aussagen blieben abstrakt und resultierten nicht 
aus eigenen Einblicken in die Praxis und ausführlicheren Auseinandersetzungen 
mit Berichten aus der Industrie. 

Wenn Kerschensteiner (1922) über das „brutale Erwerbsleben“ (S. 144) schrieb, 
bekamen seine Auseinandersetzungen kulturkritische, teils sogar kulturpessimis-
tische Züge, die durch seine Romantisierung des Handwerks noch hervorgeho-
ben wurden. Pavel Blonski (1921), Vertreter der sozialistischen Arbeitsschulbe-
wegung, hatte Kerschensteiner einst als „Ideologen der Handwerksarbeitsschu-
le“ umschrieben: „Eine solche Handwerksarbeitsschule stimmt aber nicht mit 
der gegenwärtigen, sondern nur mit der verallgemeinerten Arbeitsweise überein, 
denn unsre Epoche ist die Epoche der Maschinenindustrie und nicht die des 
Handwerks [...]. Der Industrialismus und die Maschinentechnik sind dem 
Münchner Pädagogen fremd geblieben, der das Erziehungssystem der im Ab-
sterben begriffenen Handwerkerordnung rekonstruierte und nicht begriffen hat, 
was uns eine Maschine lehren kann“ (S. 12).  

Kerschensteiner, der aus der Unterrichtspraxis und Schulveraltung herkam, inte-
ressierte sich vorrangig für die Frage nach der inneren und äußeren Gestalt der 
Berufsschule und nach der Integration der Jugendlichen in das Gemeinwesen. 
Auf die Arbeiten und Programme von DATSCH und DINTA rekurrierte er 
ebenso wenig wie auf die industrielle Rationalisierungsbewegung, die Taylor-

                                                
38  Vgl. hierzu die zeitgenössischen Untersuchungen der Arbeitspsychologie, -wissenschaften 

und Industriesoziologie (vgl. Hinrichs 1981).  
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Rezeption in Deutschland, die Bemühungen des RKW und seiner ihm nahe ge-
standenen Körperschaften und Institute. Auch die Tatsache, daß die Industrie 
nicht unwesentlich Einfluss nahm auf staatliche Gewerbeschulen, daß Berufs-
schulen für Arbeitslosenbildung eingesetzt wurden, ignorierte er. Auch Spran-
gers Überlegungen beruhten „auf einer antiindustriellen, kosmologisch-
organologischen Gesellschaftstheorie [...], weshalb alle Versuche, diese Theorie 
in einen die Industriegesellschaft mit all ihren Dissonanzen und Entfremdungen 
aufnehmenden Kontext hinüberzuretten, gegen den ‚Geist’ dieser Theorie ver-
stoßen und illegitim sind“ (Stratmann 1999, S. 533).  

Um sich aus der Welt industrieller Arbeit zu retten, hielten die Berufsbildungs-
theoretiker – zumal Kerschensteiner und Spranger – genauso wie andere kultur-
philosophische Berufsideologen an dem über der „entseelenden“ Arbeitsrealität 
erhabenen Beruf fest. Selbst innerhalb der Berufssoziologie sollte die Berufsidee 
über die negativen Konsequenzen industrieller Arbeitsteilung hinweg trösten. 
Nach Dunkmann (1922) gehe man fehl in der Annahme, dass die zunehmende 
Arbeitsteilung den Beruf aufhebe: „Ja, es mag ein echter Beruf auch bei wirt-
schaftlicher Unselbständigkeit und bei eintöniger Arbeit dennoch bestehen. Wä-
re dies nicht der Fall, so müßten wir die gesamte moderne Wirtschaft als sittlich 
und sozial absurd preisgeben. Denn wir werden das moderne und maschinelle 
System der Arbeitsteilung nicht ändern können [...]. Die moderne Arbeitsteilung 
hat nur die Eigentümlichkeit, daß sie in ungeheurer Größe und Zahl gewachsen 
ist und also auch eine entsprechende Summe von Arbeitsgelegenheiten geschaf-
fen hat, die allesamt Berufe werden können, falls die Voraussetzungen dazu da 
sind“ (S. 205f.). Eine so naive Vorstellung von der Entwicklung industrieller 
Arbeit fand sich jedoch in der Berufsbildungstheorie nicht.  

Abstrahiert wurde hier vielmehr von der Verschiedenheit von Arbeitsplätzen 
und Berufen, von der Frage, woher die verschiedenen Arbeitsplätze und Berufe 
kommen und welche Faktoren in ihre Zusammensetzung und Abgrenzung ein-
gehen. Der Beruf selber war kein gesellschaftliches Problem, sondern ein Gebil-
de, dessen Elemente den Berufsbildern des Handwerkers, des Bauern, des 
Kaufmanns und des Künstlers entlehnt waren, zu denen ein ganzheitlicher Ar-
beitsprozess, ein anspruchsvoller Aufgabenzuschnitt und eine dauerhafte Bin-
dung des „Berufenen“ an die einmal übernommene Aufgabe gehörten.39  

Anna Siemsen - Sozialdemokratin, Mitglied des Bundes Entschiedner Schulre-
former, Mitarbeiterin im Preußischen Volksbildungsministerium in Berlin und 
später Leiterin des Berufs- und Fachschulwesens in Düsseldorf - opponierte ge-
gen die Realitätsferne des kulturphilosophischen Berufsverständnisses und da-
gegen, daß der Beruf genau zu der Zeit „als Bildungszentrum“ anerkannt werde, 

                                                
39  Diese Kritik findet sich ausführlich bei Abel (1963); Müllges (1967); Blankertz (1969); 

Stütz (1970), Zabeck (1979) und in den verschiedensten Artikeln von Stratmann (z.B. 
1999). 
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„wo er allgemein zum bloßen Erwerb zusammengeschrumpft, für weiteste Krei-
se nicht einmal die primitivste Funktion der Lebenssicherung erfüllt gegen die 
gesellschaftlich entleerte“ (S. 163): „Kerschensteiners und Sprangers Versuche, 
den Beruf innerhalb der heutigen Gesellschaft als Mittelpunkt der menschlichen 
Wirksamkeit zu fassen, von da aus den Menschen als Staatsbürger und als Per-
sönlichkeit zu bestimmen, haben starke praktische Auswirkungen gehabt. Jeder 
Versuch aber, die Erziehung aus dem heutigen Beruf, dem zufällig ergriffenen 
reinen Erwerbsberuf der kapitalistischen Wirtschaft, zu bestimmen, führt zu so 
grellen Widersinnigkeiten, daß gerade von diesen Versuchen aus die Umgestal-
tung unserer Wirtschaft als eine Erziehungsfrage, der Sozialismus als eine schul- 
und erziehungspolitische Forderung erscheint. Erwerbsberuf der freien Wirt-
schaft und Menschentum der freien Persönlichkeit erscheinen als unlösbare Ge-
gensätze. Da das Dasein des Menschen innerhalb der Gesellschaft aber durch 
den Beruf bestimmt wird, so ist die Umwandlung des Berufs die menschlich un-
umgängliche Forderung jeder Erziehungsreform" (S. 19).  

Diese Gegenüberstellung von metaphysischem Berufsbegriff auf der einen Seite 
und dem empirischen Verständnis von Anna Siemsen auf der anderen Seite fin-
det sich in der Kritik an der klassischen Berufsbildungstheorie fast durchgängig 
(Abel 1963, S. 12; Blankertz 1969, S. 151; Stratmann 1999, S. 527; Lisop 1990, 
S. 35) – und sie verdeutlicht nicht nur den Anachronismus der Theorien Ker-
schensteiners und Sprangers, sondern auch die Spannweite, innerhalb derer über 
Beruf und Berufsbildung diskutiert werden konnte. Stratmann (1999) bezeichnet 
die Tatsache, dass die Berufsbildungstheorie es lange versäumt hätte, sich „an 
den sozialwissenschaftlichen Forschungen zur Industriegesellschaft, darunter 
vor allem an denen zur Berufswirklichkeit und ihrer industrietypischen Verände-
rung orientiert zu haben“ (S. 533), als eine der „schwersten Hypotheken“ der 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik. Ausgenommen aus dieser Kritik ist Aloys 
Fischer: Ähnlich wie Anna Siemsen, allerdings weniger mit politischer Intenti-
on, formulierte auch er seinen nüchternen Berufsgedanken mit engem Bezug zu 
den Größen Wirtschaft und Arbeit. Vor diesem Hintergrund betrachtete er auch 
die berufsschulische Bildung. Insgesamt unterschied sich sein Ansatz Wahle 
(1990) zufolge „von Kerschensteiners Berufspädagogik durch eine relative Mo-
dernität und von Sprangers Konzept durch die größere Prägnanz, mit der sowohl 
die Berufsbildungs- als auch die Berufsschulfrage angesichts einer industriell 
organisierten Produktionsweise diskutiert werden“ (S. 112). Viel filigraner the-
matisierte er die Gliederung der Gesellschaft, differenzierte zwischen einer be-
ruflichen und einer technischen Arbeitsteilung und betrachtete das System der 
Berufe unter seinem konstitutionellen Prozeß und umschrieb es als „offen“. So 
spricht er von dem „Auf- und Abstieg ganzer Berufs- und Erwerbszweige“, von 
der „Entstehung und Einbürgerung neuer Berufe“ (S. 516). Mehr noch: „Der 
Vorgang ist heute so wenig abgeschlossen wie auf irgendeiner früheren Wirt-
schaftsstufe; das System der Berufe ist ein offenes“ (S. 517). Jedoch blieben Fi-
schers Überlegungen in der Theorie für sich und ohne explizite Forderungen von 
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berufsbildungspolitischen Veränderungen. Auf die bereits damals in der Indust-
rie anzutreffende Tatsache nicht-formalisierter Qualifizierungsprozesse, die 
nicht auf abgeschlossene Berufe, sondern auf Tätigkeiten für betriebsspezifisch 
geschnittene Aufgabenbereiche und konstruierte Qualifikationsprofile vorberei-
teten, und ein wesentlicher Anstoß für betriebliche Weiterbildung waren, ging 
die Berufsbildungstheorie nicht ein (vgl. Büchter 2003).  

11.2 Beruf, Arbeit und Volksbildung  

Die theoretische Volksbildung in der Weimarer Republik stand den Bereichen 
Technik, Wirtschaft, Arbeit und Beruf nicht völlig fern, auch wenn sie „nur zö-
gernd ihre wirtschaftsfremde und die Berufsbildung negierende Haltung über-
winden [konnte], während die Praxis weitgehend zum Kompromiß gezwungen 
war“ (S. 154). So umschrieb es Heidebroek (1921) als eine „merkwürdige Er-
scheinung, daß das große Bildungsgebiet der Technik bei den Aufgaben der so-
genannten freien Volksbildung bisher nur in verhältnismäßig kleinem Umfang 
berücksichtigt wird“ (S. 281). Im Sinne einer „gesunden Kultur“ (S. 285) müsse 
die Volksbildung eine „Einheit“ herstellen zwischen unmittelbarer Lebenshilfe, 
kultur-historischer Bildung und dem Gebiet beruflicher Arbeit. Diese „Einheit“, 
die Volksbildung in „Zusammenhängen“, sei eine wichtige Voraussetzung, auch 
um „Arbeit und Arbeitsbedingungen von dem Gesichtspunkt der Volksbildung 
zu beeinflussen“ (S. 286). Im Ansatz deutete sich hier der Anspruch nach Auf-
klärung zur Veränderung an, wie ihn insbesondere die Vertreter der Arbeiterbil-
dung erhoben hatten.  

In weiten Zügen ähnelte die Theorie der freien Volksbildung in ihrem Verständ-
nis von Beruf und Berufsbildung der bürgerlichen Berufsbildungstheorie. So 
kritisierte auch Flitner (1924) die industrielle Arbeitswelt, die „den Boden men-
schenwürdigen Daseins“ bedrohe, da „durch die weitgehende Mechanisierung 
[...] die Verantwortung am Werke immer mehr eingeschränkt, und das produkti-
ve Arbeiten vernichtet [wird], das die Quelle unmittelbarer Werkfreudigkeit und 
aller Berufsethik ist“ (S. 13). In der Handarbeit sah Flitner die „wahre Berufsar-
beit“, hier könne der Mensch ein „voller, adliger Mensch sein“ (S. 14). Und den 
Beruf erklärt er zum „Element der Menschenbildung von größter Bedeutung. Es 
macht den Sinn eines Lebens aus, daß, wie und wofür der Mensch arbeitet“ (S. 
13). 

Auch bei Robert von Erdberg wird eine Nähe zur Berufsbildungstheorie deut-
lich. Er bekannte sich explizit zu Kerschensteiners „Grundaxiom der Bildung“ 
und vertrat den Standpunkt, dass individualisierende Bildungsarbeit eines beruf-
lichen Bezuges bedürfe.40 Der Beruf muss „das Zentrum, von dem aus sich die 
Bildung gestaltet“, sein, „denn im Beruf liegt der stärkste Zwang und der wir-
kungsvollste Ausgangspunkt zu einer Auseinandersetzung mit der Außenwelt“ 

                                                
40  Vgl. hierzu auch Dikau (1968, S. 143-145) 
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(Erdberg 1919, S. 31). Die Auseinandersetzungen mit dem Beruf erfolgten aber 
nicht intensiv, zumindest nicht so, dass eine befriedigende Klärung des Berufs-
begriffs statt fand. Diese Positionen, die den Beruf als Bildungszentrum aner-
kannten, blieben innerhalb der Volksbildungsdiskussion auch nicht kritiklos. So 
gab es innerhalb der Neuen Richtung Vertreter, wie Werner Picht, die dem Be-
rufsbezug ganz absagten (vgl. Dikau 1968, S. 321).  

Zu berücksichtigen ist noch, dass auch wenn beispielsweise Flitner (1929) von 
„berufliche[r] Weiterbildung“ (S. 546) sprach, er hiermit nicht die Aneignung 
von fachlichen Kenntnissen und Fähigkeiten meinte, sondern eine „Ausbildung 
[...], die dem Menschen den Aufbau einer sinnhaften und ganzen Arbeitswelt 
erlaubt, die an die Berufssituation anknüpft“ (ebd.) und diese durchdenkt, denn 
„jetzt, in der Zeit des Zusammenstoßes mit der Wirklichkeit des Berufslebens, in 
der Zeit der ersten Enttäuschung, wo die Ergebnisse der Jugendbildung in Zwei-
fel gezogen werden, ist sie dringend nötig, um den Menschen zu stärken, damit 
er vor seiner Lebensaufgabe, wie sie sich nun einmal gestellt hat, nicht flüchtet“ 
(ebd.). In der Volkshochschule sollten die Hörer die Möglichkeit haben, über ihr 
Berufsleben nachzudenken und sich über ihren Beruf zu informieren. Deshalb 
sollte die Abendvolkshochschule neben Lebens- und Heimatkunde eine Berufs-
kunde anbieten: „Sie [die Berufskunde] versucht dem Arbeitsleben einen tiefe-
ren Sinn in denjenigen Fällen zu geben, wo von den Arbeitenden eine intellektu-
elle oder künstlerische Schulung dafür gesucht wird“ (1924, S. 22). Auch wenn 
es Flitner mit seinen Überlegungen um die Stärkung der Menschen für die Be-
rufs- und Arbeitswelt ging, muten sie dennoch so an, als wären Veränderungen 
nicht möglich, Technik, Wirtschaft, Arbeit und Beruf sachlogisch determiniert, 
und als käme es nur darauf an, den Menschen Halt zu geben. Dieses determinis-
tische Denken war symptomatisch sowohl für die Berufsbildungs- als auch für 
die Volksbildungstheorie. Der Einfluss auf die Industrialisierung wurde nicht als 
aufzunehmende Möglichkeit des Handelns begriffen. Realitätsnähe fand in der 
Auseinandersetzung mit dem subjektiven Lebenskontext statt.  

Besonders abgehoben waren die Vorstellungen von Oskar Hammelsbeck (1932) 
über die „Problematik von Berufsbildung“, der in extrem pessimistischer und 
gleichzeitig romantischer Manier das Berufsbildungsideal am Ende und die Ar-
beits- und Berufswelt zerstört sah, so dass auch alle Bildungsersatzmaßnahmen 
vergeblich seien: „Beruf als Bildungsideal ist die verheerende idealistische Seu-
che des nachklassischen Jahrhunderts bis zu uns“ (S. 423). Diese idealistische 
Berufsauffassung könne nicht mehr gerettet werden. Den einzigen Ausweg sah 
Hammelsbeck in der Revitalisierung des „lutherischen Berufsbegriffs“ (S. 424), 
quasi als Maxime des gesellschaftlichen Lebens.  

Kaum einer von den Theoretikern der Berufsbildung und der Volksbildung re-
kurrierte darauf, dass die „Auffassung von der Zwangsläufigkeit des Technik-
prozesses“ (Michel 1932, S. 19) bereits zu dieser Zeit unter dem Druck der Ar-
beiterbewegung ins Wanken geraten war. Dort wurde er bereits als eine Frage 
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von Entscheidungen und Verhandlungen begriffen: „ob die Maschine errichtet 
werden soll, wie sie konstruiert werden, wenn sie einerseits den Arbeitsaufwand 
verringern und andererseits die Lebensbedürfnisse in der Arbeit berücksichtigen 
muss, wer an ihr tätig sein soll und in welchem Rahmen, ob ein Wechsel in der 
Bedienung stattfinden soll und in welchem Rhythmus [etc.]“ (Heimann, zit. n. 
Michel 1932, S. 19). Die Arbeiterbildung setzte sich mit der Arbeitsrealität aus-
einander, um sie zu verändern, nicht, um die Teilnehmer wieder „gestärkt“ in 
die alte Praxis zu entlassen. Erlangen von Kenntnissen des Wirtschaftslebens 
und Kenntnisse seiner Umformung waren hier die Ziele: „Laßt uns daher nicht 
unausgereifte wirtschaftliche Experimente machen, die von der Entfaltung der 
modernen Industrie abführen, sondern laßt uns eine Form herausstellen, die auch 
bei höchster Betriebskonzentration, bei höchster Entfaltung der Massenarbeit 
anwendbar ist. Schaffen wir einen Typus, der ein Prototyp werden kann, d.h. der 
fähig ist zur Aus- und Weiterbildung innerhalb der gegebenen wirtschaftlichen 
Formen, um dann mit diesen Formen in langsamem Wachstum neuen Möglich-
keiten entgegenzureifen“ (Hermes 1925, S. 134). Die Berufsbildungstheorie und 
auch die Theorie der bürgerlichen Volksbildung haben sich im Gegenzug zur 
Arbeiterbildungsbewegung auf ein der Technik, Ökonomie und Arbeit Jenseiti-
ges ablenken lassen (vgl. Blankertz 1969, S. 153), anstatt diese Bereiche als 
Handlungsfelder zu begreifen.  

11.3 Ausweg in die „zweite Arbeitswelt“ 

Für das pädagogische Denken der Weimarer Republik war die Tendenz, Prob-
leme durch die Schaffung von sozialen Inseln, Aussiedlungen, Auslagerungen 
und Surrogaten, die von konkreten Bedingungen abstrahierten, lösen zu wollen, 
symptomatisch. Nicht nur in der Arbeitspädagogik, sondern auch in der Volks-
bildungstheorie gab es Vorschläge für Insellösungen und neue „Lebens- und Ar-
beitsräume“. Eugen Rosenstock (1922) war mit seinem „volkswissenschaftli-
chen Ansatz“ und seiner „Experimentalsoziologie“ durchaus um einen engen 
Bezug zum Betriebsalltag und zum Lebensraum der Industriearbeiter bemüht.41 
Als Gegenpol zur rationalisierten Betriebsführung und zur fremdgesteuerten Ar-
beit wollte Rosenstock einen „Lebensraum“, einen „Ichraum“, in dem der Arbei-
ter innerhalb einer Gruppe seine eigene Meinung zur Geltung geben und hier-
durch zu sich selbst gelangen konnte. Indem Rosenstock aber, trotz seines An-
spruchs auf Nähe zur Betriebs- und Arbeitsrealität, die konkreten Bedingungen 
industrieller Arbeit und Arbeitsorganisation als gegeben begriff und auch die 
praktischen Widerstände, mit denen solche pädagogischen Bemühungen im Be-
trieb konfrontiert waren, ebenso die Bedenken der Arbeitswissenschaft,42 nicht 
                                                
41  In seiner „Werkstattaussiedlung“ forderte er, dass der mit Arbeiterfragen befasste Forscher 

„in keinem Augenblick der Forschung sich aus dem geistigen Stromkreis des Volkes her-
auslösen oder für herausgelöst halten darf“ (S. 15). 

42  „Versuche, derartige Betriebsgemeinschaften bei der Fertigung lebensfähig zu halten, sind 
bisher nicht günstig abgelaufen“ (Giese 1930, S. 4938).  
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mit aufnahm, hatten seine Überlegungen einen unübersehbar sozial-
romantischen Charakter. Hinrichs (1981) kritisiert, dass Konzepte wie die 
„Werkstattaussiedlung“ es darauf anlegten, „den real-sozialistischen Bestrebun-
gen innerhalb der Arbeiterschaft durch das Surrogat eines an Prinzipien der feu-
dalen Produktionsweise orientierten, gleichsam utopisch-sozialistischen Alterna-
tivmodells der gesellschaftlichen Arbeit den Boden zu entziehen“ (S. 186).  

Auslagerung, Pädagogisierung und Harmonisierung waren in der Volksbil-
dungstheorie wesentliche Mittel, um auf die inhumane und „entseelende“ Ar-
beitswelt zu reagieren. Flitner (1927), der die großindustrielle Sozialpolitik 
durchaus registrierte, nannte drei Motive zur Verbesserung des Verhältnisses des 
Arbeiters zu seiner Arbeit: „Vergeistigung der Arbeitsplage“, d.h. Herausbil-
dung des „Ethos der kollektiven Verantwortung“, Förderung des „Wirkungswil-
lens“ des Menschen, der „schöpferischen Arbeit“ und „Werkfreudigkeit“ durch 
Berufserziehung, und „von Hass freie, auf einen menschlichen Umgangston ge-
stimmte Ordnung des Betriebes“ (S. 53). Der Industriebetrieb müsse pädagogi-
siert werden und die ersten Ansätze, die es hierzu gebe, müssten ausgebaut wer-
den, aber „wie weit unsere Betriebe von einer solchen pädagogischen Kraft ent-
fernt sind, wird überall ausgesprochen; man wird aber auch darauf hindeuten 
dürfen, welche gewaltigen und verborgenen Mittel gerade auch der ganz ver-
sachlichte Großbetrieb bereitstellt und welche Möglichkeiten allein schon die 
Versuche eines Ernst Abbe, eines Henry Ford gezeigt haben!“ (S. 53).  

Flitner (1924) sah aber die eigentliche Lösung des Problems der durch die In-
dustrialisierung hervorgerufenen „Verwilderung des Denkens“, der „allgemei-
ne[n] Entseelung des Haus- und Arbeitslebens“ und der „seelische[n] Ödigkeit“ 
(S. 7) in der Schaffung einer „zweiten Arbeitswelt“ oder eines „Beruf[s] außer-
halb der Erwerbsarbeit“, wie ehrenamtliche und freiwillige Arbeit im Sinne des 
Gemeinwesens, um „Berufswillen“ und „Wirkungswillen“ zu fördern. In der 
zweiten Arbeitswelt „wendet sich nun der Berufswille auf ein Arbeitsgebiet, das 
außerhalb der Erwerbsarbeit liegt und dem nun alle die Merkmale verliehen 
werden, die einen echten Beruf kennzeichnen. Bei den Arbeiten einer solchen in 
die karge Freizeit verlegten Arbeitswelt kann sich der Wirkungswille produktiv 
und werkfreudig entfalten und der Charakter des Amtes erfahren werden, sobald 
sich dieses Wirken in den Zusammenhang kultureller Ideen, ja einer religiösen 
Missionsaufgabe stellt“ (1927, S. 55).43 Die zweite Arbeitswelt „dient damit 
nicht direkt der heutigen Berufserziehung, aber da, wo diese direkte Berufser-

                                                
43  Der Wille zum Dienen und die Gemeinwohlorientierung spielten in der Konzeption der 

zweiten Arbeitswelt eine herausragende Bedeutung: „Ohnehin haben viele nur Erwerbsar-
beit, aber keinen Beruf mehr, und die Berufe sind durch die Arbeitsteilung und Rationali-
sierung so eingeengt, dass sie den Willen zum Dienen, Wirken, Schaffen nicht mehr er-
schöpfen. Desto wichtiger wird jedoch eine zweite Arbeitswelt, die im Dienst der Gewerk-
schaft, Genossenschaft, der Politik, der sozialen Fürsorge und Wohlfahrtsarbeit, der Erzie-
hung sich auswirkt“ (Flitner 1930, S. 209).  
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ziehung misslungen ist, wirkt sie dafür, daß im Leben der Menschen, die dieses 
Unglück gehabt haben, der Berufsgedanke doch noch seine menschenformende 
Kraft auswirkt“ (ebd.).  

Die Idee der zweiten Arbeitswelt fand sich auch bei Rosenstock (1930). Auch 
bei ihm sollte sie neben der Arbeit, in der Freizeit angesiedelt sein, in der die 
Erwachsenenbildung die Funktion eines Komplements der Betriebspolitik zu 
übernehmen hätte, um einerseits „rückwärtige Verbindungen“ (S. 144) zu erhal-
ten und andererseits, um der „Sphäre der Arbeit Kraft und Sinngebung, durch 
die der Betrieb schlagkräftig wird“ (S. 145), zu geben. Rosenstock und Flitner 
hatten damit eine Antwort auf die Frage nach dem Umgang mit der durch die 
Einführung des Achtstundentages neu gewonnenen Freizeit gegeben, mit der 
sich insbesondere Arbeitspsychologen, -pädagogen und -wissenschaftler ausei-
nandersetzten (vgl. Preller 1925; Kranold 1930).  

Kritik am „Geist“ der zweiten Arbeitswelt, an ihrer apolitischen und Gesell-
schaft re-stabilisierenden Funktion kam von Ernst Michel (1932): „Der Aufbau 
einer zweiten Arbeitswelt neben der eigentlichen ist als Notbehelf für den ein-
zelnen bedeutsam [...], bietet aber keine Lösung. Man gibt sich heute oft damit 
zufrieden, daß sich die moderne Arbeitsmenschheit mit ihrer Arbeit weithin 
ausgesöhnt habe, ihre technisierte Arbeit positiv bejahe, ja daß eine neue Arbeits-
freude allenthalben im Werden sei. [...] Die Berufsarbeit aber, um die es geht, ist 
eine Frage der Gesellschaftsverfassung und Volksverordnung“ (S. 60).  

12. Zusammenfassung 

Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung haben sich weder aus dem 
Erziehungs- und Bildungswesen ausdifferenziert noch gab es in der Weimarer 
Republik erziehungswissenschaftliche Fachdiskussionen, die sich explizit und 
systematisch mit diesen Bereichen auseinandergesetzt haben. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass das pädagogische Denken in Überlegungen und Konzepten zur 
Arbeitslosenbildung und betrieblichen Weiterbildung seinen Niederschlag fand. 
Es bildete quasi eine Folie, vor der die Weiterbildungspraxis legitimiert werden 
konnte. Gleichzeitig trug sie zur Reproduktion pädagogischer Leitbilder bei.  

Im pädagogischen Diskurs gehörte zu einer der zentralen Vorstellungen, dass 
durch Erziehung und Bildung gesellschaftliche Krisen gemeistert, Fortschritt 
gefördert und Volksgemeinschaft restabilisiert werden können. Gemeinschaft 
avancierte zu einem Ideal in der pädagogischen Theoriebildung und erfuhr ins-
gesamt eine weit stärkere Aufmerksamkeit als individuelle Entwicklungs- und 
Handlungsmöglichkeiten. Insofern pädagogische Aushandlungs- und Interventi-
onschancen nicht bzw. allenfalls am Rande thematisiert wurden, war in der The-
orie und in der Praxis das Bewusstsein dafür, die unterschiedlichen pädagogi-
schen Bereiche als Verhandel- und Gestaltbares zu deuten, kaum vorhanden.  
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Die Ausgrenzung beruflicher Weiterbildungsfragen aus dem Diskussionskreis 
der Erziehungswissenschaften, zumal der Berufsbildungs- und Volksbildungs-
theorie, hatte unterschiedliche Gründe: Zum einen ließ das Festhalten am stän-
disch-statischen Berufskonzept die Vorstellung von kontinuierlichem Weiter- 
und Umlernen nicht aufkommen, zum anderen waren aufgrund der altersspezifi-
schen und – wie in der klassischen Berufsbildungstheorie – statusbezogenen Be-
rufsbildung sowie der Ideologie der Berufsgemeinschaft Erwachsene und Be-
rufslose keine eigentlichen Zielgruppen und damit Weiterbildung für geringqua-
lifizierte Arbeitslose und Beschäftigte kein Thema. Die schwach aufkommenden 
Auseinandersetzungen der Volksbildung mit Arbeitslosigkeit und Industriepä-
dagogik am Ende der Weimarer Republik (vgl. VII, VIII) fokussierten nicht auf 
berufliches, potentiell statusveränderndes Lernen. Auch die Arbeits-, Wirt-
schafts- und Industriepädagogik sah in der „Erwachsenenbildung“ weniger eine 
Chance beruflicher Qualifizierung als eine Möglichkeit zur Erziehung Erwach-
sener zu Wirtschaft und Arbeit.  

Pädagogisches Denken und pädagogische Praxis trafen sich in der Forderung 
nach Praxis- und Arbeitsnähe von Erziehungs- und Bildungsprozessen. Insbe-
sondere jene theoretischen Überlegungen zur Reduktion von Bildung zugunsten 
der Revitalisierung von Dienstgesinnung, Arbeitsethos und Arbeitswillen, wie 
sie sich deutlich in der Arbeits- und Industriepädagogik zeigten, fanden - zumal 
am Ende der Weimarer Republik - ihre Entsprechung in der Weiterbildungspra-
xis.  

Da die Berufsbildungstheorie nicht und die Volksbildungstheorie nur kurz und 
im Ansatz auf die Situation auf dem Arbeitsmarkt und auf die industrielle Päda-
gogik rekurrierten, konnten von ihnen aus keine Impulse zur Reflexion und Ges-
taltung für die Arbeitslosenbildung und die betriebliche Weiterbildungspraxis 
ausgehen, vielmehr tendierten sie dazu, in ihren Überlegungen auf Schonräume 
und künstliche Felder, etwa in Form einer „zweiten Arbeitswelt“, auszuweichen, 
was der am Ende der 1920er Jahre bestehenden Praxis des Freiwilligen Arbeits-
dienstes (FAD) einen Rückhalt gab (vgl. Kap. VII).  



 93 

IV. Weiterbildung im Bildungswesen: Strukturen und theoreti-

sche Begründungen  
Außer der sozioökonomischen Entwicklung und dem pädagogischen Denken 
bildete die damalige Diskussion um das Selbstverständnis von Erwachsenenbil-
dung, ihre Institutionalisierung und Einbindung in das Bildungssystem einen 
wesentlichen Hintergrund für die strukturelle Entwicklung von Weiterbildung 
für den Arbeitsmarkt und im Betrieb. Obwohl sich diese beiden Weiterbildungs-
bereiche aus der Arbeitsmarktpolitik und der betrieblichen Beschäftigungspoli-
tik ausdifferenziert haben,44 und obwohl in der damaligen Diskussion um die 
Gestaltung von Erwachsenenbildung, die in der Weimarer Republik durch die 
Vertreter des Hohenrodter Bundes (vgl. Laack 1984) angeführt wurde, die ar-
beits- und berufsbezogene Qualifizierung allenfalls eine untergeordnete Rolle 
spielte (vgl. Kap. 1), lieferte die Auseinandersetzung mit der Frage der Einbin-
dung von Erwachsenenbildung in den staatlichen Bildungskontext und ihrer In-
stitutionalisierung wesentliche Legitimationen für die Politik der Arbeitslosen-
bildung und der betrieblichen Weiterbildung  

Einerseits trug die öffentliche und theoretische Erwachsenenbildungsdiskussion 
insofern selbst mit dazu bei, dass berufliche Weiterbildung ihre bis zur Weima-
rer Republik gewachsene und spezifische historische Kontinuität fortsetzen und 
dabei auch weiterhin sich selbst überlassen bleiben konnte, als sie auf diesen 
Weiterbildungsbereich nicht einging. Die relative Autonomie in der beruflichen 
Weiterbildung wurde durch die Vorschläge zur Gestaltung und zum Selbstver-
ständnis von Erwachsenenbildung noch gestärkt. Denn die Protagonisten der 
Volksbildung forderten ein unverbindliches Verhältnis zwischen Erwachsenen-
bildung und Staat (Kap. 2), unverbindliche Formen der Institutionalisierung und 
Einbindung von Erwachsenenbildung in das Bildungswesen (Kap. 3) sowie eine 
Abgrenzung zum Schulsystem (Kap. 4). All das gewährte der freien Volksbil-
dung eine Menge an erwünschten Freiräumen, aber auch jenen Trägern, die 
Weiterbildung für bestimmte Zwecke funktionalisierten. Andererseits gab es im 
Hinblick auf die pädagogischen Leitbilder zwischen der Diskussion der zweck-
freien Erwachsenenbildung und den Konzepten zweckbezogener Weiterbildung 
durchaus Parallelen.45  

Im Folgenden soll die Kontinuität der Marginalisierung beruflicher Weiterbil-
dung in der Volksbildungsbewegung und der theoretischen Erwachsenenbil-
dungsdiskussion rekonstruiert werden, um die vom „Volksbildungswesen“ 
(Erdberg 1927, S. 331) relativ unabhängige Entwicklung beruflicher Weiterbil-
dung zu verstehen.  

                                                
44  vgl. ausführlich Kap. VI, VII und VIII. 
45  vgl. hierzu auch Kap. V, VII und VIII. 
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1. Berufliche Weiterbildung und Volksbildungsbewegung 

Obwohl davon ausgegangen werden kann, dass berufliche Weiterbildung bereits 
bis zur Weimarer Republik eine historische Kontinuität hatte, kann ihre Ent-
wicklung bis dahin aufgrund fehlender Aufarbeitungen nur bruchstückhaft skiz-
ziert werden.  

Die sichtbaren Anfänge beruflicher Weiterbildung lassen sich auf die Zeit des 
Alten Handwerks datieren: „Aber man wird vor allem wieder sehen müssen, daß 
es ja im Bildungssystem unserer alten Volksordnung der handwerklich-
bäuerlichen Epoche Formen der Erwachsenenbildung gegeben hat, ohne die die-
ses alte System gar nicht verstanden werden kann. In unserer alten Berufserzie-
hung folgten auf die Lehrjahre die Wanderjahre. Der wandernde Geselle suchte 
seine Meister, und wo er ankam, wurde er vom selben Erziehungssystem emp-
fangen und weitergeführt, tiefer in die Zunft eingegliedert. Die Zunft war die 
eigentliche Stätte der Erwachsenenbildung für den Handwerker“ (Flitner 1929, 
S. 40).  

Eine stärkere Bedeutung bekam die berufsfördernde Erwachsenenbildung am 
Ende des 18./Anfang des 19. Jahrhunderts, nicht nur bedingt durch die naturwis-
senschaftlichen und technologischen Entwicklungen und das Aufkommen von 
Handel und Verwaltung, das ein Mehr an Wissen erforderlich machte, sondern 
auch aufgrund kultureller bzw. mentalitärer Veränderungen, die sich in „neuen 
Formen praktisch gewendeter rationaler Frömmigkeit“ (Weingart 1985, S. 93) 
manifestierten und Arbeit, Beruf und das zu seiner Ausübung notwendige Wis-
sen immer mehr als Garanten irdischen Wohls begriffen. Die Entfaltung der ei-
genen Anlagen und die Unterstützung des politischen und wirtschaftlichen Fort-
schritts waren als moderne Normen insbesondere seitens Industrie- und Han-
delsvertreter nicht nur an die Jugend gerichtet, sondern galten altersunabhängig, 
bezogen also die Erwachsenen, die ebenso den rasch wandelnden Lebenssituati-
onen zu folgen hatten, allmählich mit ein. Die gestiegenen Anforderungen „an 
die Schreibfertigkeiten in den Büros der Fabriken, der Kaufleute und staatlichen 
Verwaltungen, an die Rechenfähigkeit und das Zeichnen von Planungsskizzen 
für den Festungsbau und das Urbarmachen von brachliegendem Boden“ (ebd.) 
erforderten bereits im 18. Jahrhundert zusätzliches Wissen der in diesen Berei-
chen Tätigen. Besonders im kaufmännischen Bereich wurde deutlich, dass sich 
die Berufsbildung nicht allein auf das Jugendalter beschränken durfte. In seiner 
Dissertation über die „kaufmännische Erwachsenenbildung in Deutschland im 
18. Jahrhundert zeigt Dauenhauer (1964), wie durch die Veränderung in der Wa-
ren-, Finanz-, in der Handels- und Verkehrsstruktur Geschäftsreisen und Kor-
respondenz als einzige Möglichkeit zur Gewinnung neuer Informationen nicht 
mehr ausreichten und durch Fortbildungsangebote ergänzt werden mussten.  

Die Gewerbefreiheit, die Ausdehnung privatunternehmerischen Agierens in den 
verschiedenen Produktionsbereichen, die Anhäufung wissenschaftlicher Er-
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kenntnisse, die Loslösung der Lebensqualität von durch Geburt und ständischen 
Grundbesitz definierten Prinzipien, an dessen Stelle berufliche Tüchtigkeit und 
individuelles Aufwärtsstrebens getreten waren, kombiniert mit den zunehmen-
den moralischen Hinweisen auf die Pflicht eines jeden, an der „Stärkung der va-
terländischen Industrie“ (Kocka 1975, S. 39) teilzunehmen, musste spätestens in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts dazu führen, daß mehr Möglichkeiten 
zum Aufbau und zur Ergänzung von Wissen offeriert wurden. Die berufliche 
Bildung der technisch-wissenschaftlichen Verbände geht beispielsweise auf die 
Zeit zurück, „in der sich das Volk von dem entnervenden Einfluß eines alles be-
vormundenden Staates losrang“ (Hellmich 1929, S. 624) und jeder auf sich 
selbst gestellt für sein berufliches Fortkommen zu sorgen hatte. Auch die freie 
Handwerkerbildung etablierte sich im 19. Jahrhundert von der Prämisse ausge-
hend, dass die Auflösung von Stand und Zunft, die sich daraus ergebende Indi-
vidualisierung und der Anpassungsdrucks, dem die einzelnen Handwerke und 
ihre Angehörigen im Zuge technischen und wirtschaftlichen Fortschritts ausge-
setzt waren, berufliche Weiterbildung erforderlich machte. 

Die nach englischem Vorbild in Deutschland insbesondere auf Initiative von 
Fabrikanten, Kaufleuten, Handwerker- und Gewerbevereinen errichteten Sonn-
tags- und Abendschulen, aus denen später die beruflichen Fortbildungsschulen 
hervorgingen, und die vor allem im Bemühen um die Bekämpfung des Analpha-
betismus ins Leben gerufen worden waren, waren auch an Personen gerichtet, 
die das Jugendalter bereits überschritten hatten. Immer mehr wurde – auch durch 
die Nationalökonomie und Sozialpolitik – berufliches Lernen sowohl wirtschaft-
lich als auch gesellschaftspolitisch begründet. Die in dem industriellen und sozi-
alpolitischen Bewegungsprozess entstandenen Vereine, wie die Gewerbe- und 
Berufsvereine, Produktions- und Konsumgenossenschaften, Arbeiterbildungs-
vereine, Handwerkervereine, landwirtschaftliche Vereine, kaufmännische Ver-
eine, Beamtenvereine, Genossenschaften, Königliche Werkstätten, Arbeiterver-
eine, der Zentralverein für das Wohl der arbeitenden Klasse, der Verein für So-
zialpolitik, Frauenvereine etc., die vor allem in den sich entwickelten Städten 
und Industriezentren errichtet wurden, hielten bereits Ende des 19. Jahrhunderts 
eine breite Palette an Leistungen für ihre Mitglieder bereit, die über die kompen-
satorische Allgemeinbildung auch Berufsbildung umfassten.  

In bürgerlichen Kreisen blieb die berufliche Bildung Erwachsener aber eine 
„Unterströmung“ (Axmacher 1974, S. 23), da das standesbewusste Bürgertum 
Ressentiments gegenüber einer beruflichen, pragmatischen – zumal auf ausfüh-
rende Handwerks- und Bauernarbeiten gerichteten – Bildung hatte.46 Aber auch 

                                                
46  Andererseits zeigte diese Gruppe der überwiegend gehobenen und höheren Schicht aber 

auch eine eigentümliche Faszination für naturwissenschaftliches, technisches und ökono-
misches Wissen, entdeckte hierin eine neue Quelle für Reichtum und Wohlstand und eine 
wesentliche Voraussetzung eigener unternehmerischer Existenzgründung und Kapitalbil-
dung (vgl. Kocka 1975, S. 39). In erster Linie aber ging es dem Bürgertum aber um die 
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innerhalb der damaligen Volksbildungsbewegung und im Kontext des Volksbil-
dungswesens stach die berufliche Weiterbildung, wie im Folgenden gezeigt 
werden soll, trotz ihrer Existenz nicht hervor:  

Im 19. Jahrhundert differenzierte sich ein vom Staat losgelöstes und von unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppierungen getragenes Volksbildungswesen 
aus, dessen Einrichtungen verschiedene Selbstverständnisse hatten und unter-
schiedliche Aufgaben und Ziele verfolgten. Die bereits in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts kaum noch überschaubare Vielfalt an Anbietern suchte immer 
mehr nach verbindenden Klammern. Seit den 1870er Jahren entstanden auf 
Reichsebene Vereine und Verbände, die um die Festlegung von Aufgaben und 
Zielsetzungen der Erwachsenenbildung, die in ihrem Zuständigkeitsbereich lag, 
bemüht waren. Den größeren Zusammenschlüssen von Vereinen ging es zudem 
um die Klärung von Grundsatzfragen zur Volksbildung und von ihrer Verortung 
im gesamten Volksbildungskontext. Die am 14. Juni 1871 auf Initiative des 
Wiesbadener Fabrikanten und späteren Geheimregierungsrat Fritz Kalle und 
dem Elberfelder Oberlehrer Franz Leibing – eine kurze Zeit später durch Johan-
nes Tews abgelöst – gegründete „Gesellschaft für Verbreitung von Volksbil-
dung“ war in erster Linie ein Schritt in die Richtung von Systematisierung und 
Schaffung von Transparenz in der damaligen Erwachsenenbildung.47 Der Zweck 
der Gesellschaft bestand darin, der „städtischen und ländlichen Bevölkerung, 
welcher durch die staatlichen Volksschulen im Kindesalter nur die Elemente der 
Bildung zugänglich gemacht werden, dauernd Bildungsstoff und Bildungsmittel 
zuzuführen, um sie in höherem Grade zu befähigen, ihre Aufgaben im Staate, in 
Gemeinden und Gesellschaft zu verstehen und zu bewältigen“ (zit. n. Erdberg 
1920, S. 18).48 

Obwohl neben Bibliotheks- und Lesevereinen, Bildungsvereinen, Harmoniege-
sellschaften, Bürgervereinen, Kulturvereinen, Arbeitervereinen auch Gewerbe-, 
Gewerke-, Handwerker-, und Technische Vereine vertreten waren, deren Zweck 
auch in der Verbreitung funktionaler Kenntnisse und Fähigkeiten unter ihren 
Mitgliedern bestand, nahm die „Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung“ 
die berufliche Weiterbildung nicht als ein besonderes und eigenständiges Auf-

                                                                                                                                                   

Pflege der literarisch-musischen, geselligen und dialogischen Begegnung, um den geisti-
gen Austausch und der individuellen Vervollkommnung durch Bildung. 

47  Dem Zentralausschuss gehörten neben Professoren, Lehrern und Reichs- und Landtagsmit-
gliedern auch Mitglieder von Industrievorständen (Borsig, Siemens und Loewe) an. Der 
erste Vorsitzende war Herrmann Schulze-Delitzsch. 

48  Sie galt aus der Perspektive ihrer Kritiker und im Kontext ihrer Rezeption in der bundes-
deutschen Nachkriegszeit als Versuch zur „Massenverbreitung“ von Bildung und von Kul-
turgütern einerseits und zur Ausgliederung politischer, sozialer, wirtschaftlicher und beruf-
licher Entwicklung zu Gunsten der Förderung eines wilhelminischen Nationalbewusstseins 
andererseits (vgl. Strzelewicz/Schulenberg/Raapke 1973). 
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gabengebiet wahr.49 Die Akzentuierung in dem Aufgabenverständnis der Gesell-
schaft wurde auf der 3. Generalversammlung im Jahre 1873 deutlich: Nicht die 
Verbesserung der materiellen Situation jedes Einzelnen, sondern die Aufhebung 
von Bildungsdefiziten und die Verbreitung der Kultur sollten die primären Auf-
gaben der Volksbildung sein. Auch die obligatorischen Fortbildungsschulen 
sollten in erster Linie die elementare allgemeine Bildung festigen und erweitern 
und erst dann der speziellen Berufsbildung dienen (vgl. Wirth 1978, S. 202). 
Fortbildungs(schul)arbeit und berufliche Bildung – so insbesondere auch Tews 
(1913) – sollten nicht als die hauptsächlichen Aufgaben der Bildungsvereine 
gesehen werden.  

Im Jahre 1913 gehörten der „Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung“ 
8.408 Körperschaften und 6.048 Einzelmitglieder an (Keim/Olbrich/Siebert 
1973, S. 32). Sie stellte zu dieser Zeit die größte europäische Vereinigung zur 
Volksbildung dar. Da bereits in den 1890er Jahren deutlich wurde, dass die 
wachsende Zahl der Anbieter in der Erwachsenenbildung „nicht mehr die Zu-
sammenfassung aller Gebiete durch einen Verein [gestattete]“ (Erdberg 1920, S. 
28), etablierten sich seit Ende des 19. Jahrhunderts weitere Gesellschaften und 
Vereine, zu denen die „Comenius Gesellschaft“ (1892), der „Ausschuß für 
Volksvorlesungen“ (1893), der „Rhein-Mainsche Verband für Volksbildung“ 
(1898), der „Kruppsche Bildungsverein“ (1899), der „Zentralbildungsausschuß 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands“ in Berlin (1906), der „Ausschuß 
für Bildungsbestrebungen der Farbenfabriken vorm. Friedr. Bayer & Co.“ in 
Leverkusen (1907) gehörten (vgl. S. 28f.).50  

Hinsichtlich ihres Selbstverständnisses und ihrer Aufgaben waren die Vereine 
unterschiedlich. Gemeinsamer Nenner war das erklärte Bemühen um die Stär-
kung ihrer Verbundenheit mit dem kulturellen Geschehen der Zeit, die Klärung 
allgemeiner Lebensfragen, die Förderung des nachschulischen Wissenserwerbs 
und die Unterstützung der sozialen Einbindung des Einzelnen. Zwar sollte es 
auch um die Schaffung einer Grundlage für die berufliche Arbeit gehen, aber 

                                                
49  Zu den zentralen Aufgaben der Gesellschaft nach Satz 2 des Statuts gehörten: „1. Bespre-

chungen von Fragen der freien Volksbildung in öffentlichen Versammlungen der Gesell-
schaft, 2. Förderung und Unterstützung der bestehenden Bildungs- und ähnlichen Verei-
nen, Mitwirkung bei der Gründung von Fortbildungsschulen, von Büchersammlungen, Le-
sezimmern und dergleichen, [...], 3. Belebung des Interesses für die Aufgaben der Volks-
schule und des Sinnes für zeitgemäße Entwicklung derselben, insbesondere auch der Fort-
bildungsschule, 4. Hinwirkung auf die Verbindung solcher Vereine, welche sich die He-
bung der Volksbildung zur Aufgabe gestellt haben [...]“ (Erdberg 1910, S. 93). 

50  vgl. eine vollständigere Aufzählung bei Erdberg (1920, S. 28-29). Eine ausführliche Über-
sicht über die Volksbildungsvereinigungen auf Reichs- und Länderebene in der Weimarer 
Republik liefert auch der vom Archiv für Volksbildung im Reichsministerium des Innern 
(1926) publizierte „Nachweiser für das deutsche Volksbildungswesen“. Die Industrie kon-
zentrierte sich bei ihrem Engagement in der Volksbildungsbewegung auf die kulturelle und 
allgemeine Bildung der bzw. ihrer Arbeiter.  
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berufliche Erwachsenenbildung wurde in diesen Programmatiken nicht als be-
sonders zu fördernder Aufgabenbereich hervorgekehrt, obwohl beispielsweise 
unterschiedliche Mitgliedsvereine der „Gesellschaft für Verbreitung von Volks-
bildung“ bereits Ende des 19. Jahrhunderts Fortbildungsschulen unterhielten.  

An der eigentlichen „Volksbildungsbewegung“ (Nohl 1963, S. 23; vgl. Laack 
1984) waren aber diejenigen Träger und Vereine, die sich im Bereich der beruf-
lichen Weiterbildung engagierten - Industrie, Handwerk, wirtschaftsnahe Verei-
ne und Körperschaften - nicht oder zumindest nicht auffallend beteiligt. Sie 
mischten sich in die Diskussion um die Gestaltung von Erwachsenenbildung 
nicht ein und markierten die berufliche Weiterbildung auch nicht als ein eigenes 
und berechtigtes Feld auf der Landkarte der Erwachsenbildung. Gleichzeitig war 
berufliche Weiterbildung auch nicht das, was sich die Protagonisten der Volks-
bildungsbewegung unter Volksbildung vorstellten. Die sich seit Ende des 19. 
Jahrhunderts etablierende Fachdiskussion, die „Ansätze zur Theorie“ (Wirth 
1978, S. 202) lieferte, nahm sie nicht als wichtigen Teil der Erwachsenenbildung 
wahr.  

Die für die berufliche Weiterbildung zuständigen Träger taten sich nicht zu-
sammen, um eine gemeinsame Vorstellung von beruflicher Weiterbildung zu 
formulieren, die arrangiert mit den Überlegungen zur zweckfreien Erwachse-
nenbildung zu einer integrativen Idee hätte zusammengeführt werden können – 
etwa analog zu den damaligen berufsbildungstheoretischen Überlegungen zur 
Verzahnung von Allgemein- und Berufsbildung. Als sich die praktische Volks-
bildungsarbeit, d.h. die Volkshochschulen, gegen Ende der 1920er Jahre zuneh-
mend den „berufsbildenden bzw. -begleitenden Kursen, die man im Grunde nur 
als Anreiz oder um anderweitig nicht gestillte Bedürfnisse der Hörer zu befrie-
digen ins Programm genommen hatte“ (Laack 1984, S. 92), zuwandte, unter-
stützten die Volksbildner dies zunächst ungern, teils „mit schlechtem Gewissen“ 
(ebd.), und sie standen der beruflichen Weiterbildung eher distanziert gegen-
über.  

Den bis Ende des 19. Jahrhunderts sich etablierenden handels-, gewerbe- und 
sozialpolitisch motivierten Vereinen, die die berufliche Weiterbildung bis dahin 
vorangetrieben hatten, fehlte in der Frage der Gestaltung und dem Selbstver-
ständnis beruflicher Weiterbildung eine verbindende Klammer. Entweder waren 
die Vereine hinsichtlich ihrer politischen Ansprüche zu unterschiedlich, oder sie 
standen in Konkurrenz zueinander. Berufliche Weiterbildung wurde trotz ihrer 
breitgefächerten und an Umfang zunehmenden Existenz weder im Kaiserreich 
noch in der Weimarer Republik zu einem öffentlichen Thema. Abgesehen von 
den Ressentiments, die die damaligen Volksbildungstheoretiker gegenüber der 
beruflichen Weiterbildung hatten, ging man zudem davon aus, dass „all diejeni-
gen volksbildnerischen Aktivitäten durch das öffentliche Schulwesen aufgeso-
gen [wären], die kompensatorische Bildung – in Form von Alphabetisierung 
oder elementarer beruflicher Fortbildung – vermitteln“ (Seitter 1997, S. 315).  
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Dementsprechend war auch die berufliche Erwachsenenbildung in die Diskussi-
on um das Verhältnis der freien Volksbildung zum Staat, zum Bildungswesens 
und zum Schulsystems, wie sie im Folgenden skizziert werden soll, nicht mit 
einbezogen. Aber gerade diese Marginalisierung unterstützte das freie Agieren 
der Anbieter im Segment beruflicher Weiterbildung. Staatliche Interventionen in 
die Erwachsenenbildung und ihre systematische Anbindung an das Schulsystem, 
auch unter Einbezug der beruflichen Weiterbildung, widersprachen der Logik 
der damaligen Volksbildungsdiskussion.  

2. Erwachsenenbildung und Staat aus der Sicht der Volksbildungstheorie 

In der Weimarer Republik war also das Feld der Erwachsenenbildung ein sehr 
weites und hinsichtlich der Trägerschaft, der Angebote und Teilnehmenden äu-
ßerst heterogen: „Der Fülle der – durchaus nicht immer gemeinsam auftretenden 
– Zielsetzungen entsprach eine Mannigfaltigkeit der Einrichtungen“ (Laack 
1984, S. 10). Die zunehmende Nachfrage nach Erwachsenenbildungsangeboten 
und die Expansion der unterschiedlichen Einrichtungen und Kurse für Erwach-
sene zu Beginn des 20. Jahrhunderts konnten in der öffentlichen bildungspoliti-
schen Diskussion nicht mehr ignoriert werden. So wandte sich der Weimarer 
Staat der Volksbildung in positiver Absicht zu, knüpfte mit seinen Vorstellun-
gen zur Erwachsenenbildung an die Ziele der Demokratisierung der „Gesell-
schaft für Verbreitung von Volksbildung“ an und bezeichnete im Artikel 148,3 
der Weimarer Verfassung das Volksbildungswesen einschließlich der Volks-
hochschulen als Aufgabe des Reiches, der Länder und der Gemeinden51: Damit 
wurde die Erwachsenenbildung als öffentliche Aufgabe anerkannt und erhielt – 
wenn auch unverbindlich – Verfassungsrang.  

In einzelnen Ländern wurden den jeweiligen Kultusministerien Volksbildungs-
referate angegliedert: „Jetzt empfanden auch die Regierungen die Verpflichtung, 
die ihnen der neue Volksstaat auf dem Gebiete der Volksbildung auferlegte. Ei-
nige Länder, Preußen, Thüringen und Sachsen, richteten bei ihren zentralen Un-
terrichtsveraltungen besondere Abteilungen für das freie Volksbildungswesen 
ein und beriefen Männer, die ihnen durch ihre bisherige Arbeit dazu geeignet 
erschienen; die anderen Länder suchten sich ohne ‚Fachleute’ zu helfen“ (Erd-
berg, v. 1927, S. 331). 

Die Frage nach dem Verhältnis zwischen Staat und Erwachsenenbildung war 
damit noch nicht beantwortet, sondern wurde im Laufe der Weimarer Zeit im-
mer wieder neu gestellt - so von Robert von Erdberg (1926) und später auch von 
seinem Nachfolger Heinrich Becker (1930). Die Volksbildner des Hohenrodter 
Bundes sahen sich dazu veranlasst, eine Beweispflicht hinsichtlich ihrer öffent-
lichen Relevanz und damit Förderungswürdigkeit zu erfüllen. Um öffentlich an-

                                                
51  „Das Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von Reich, Ländern 

und Gemeinden gefördert werden“.  
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erkannt zu werden, betonten sie in den ersten Jahren nachdrücklich ihren Beitrag 
zum Aufbau des Staates, der in der Kulturentwicklung gesehen wurde: „Erst 
wenn sie [die Volksbildungsbewegung] beweist, daß sie Trägerin gestaltender 
Ideen ist, daß sie ihre Aufgabe im tiefsten erfaßt und durchdenkt, daß sie jede 
Betriebsmacherei als ihrem Wesen widersprechend ablehnt, daß sie sich den 
kulturvernichtenden Tendenzen unserer Zeit nicht beugt oder sich gar vor-
täuscht, sie in ihren Dienst stellen zu können, sondern ihnen den Kampf ansagt 
und sie verneint, wird sie die Anerkennung, Würdigung und Förderung auch 
durch die Regierungen beanspruchen und mit vollem Rechte fordern dürfen, die 
ihr heute noch nicht zuteil wird“ (S. 53). Als Möglichkeit der Kulturvermittlung 
nähme die Erwachsenenbildung eine wichtige Rolle innerhalb der staatlichen 
Kulturpolitik ein, weshalb der Staat seinerseits ein besonderes Interesse an der 
Erwachsenenbildung haben müsste: „Wenn man die Aufgaben und Möglichkei-
ten der Erwachsenenbildung an dieser Stelle unseres Bildungslebens sieht, so 
leuchtet ein, welche große Bedeutung ihr für das gesamte Leben eines Volkes 
zukommt; es ist dann nur eine selbstverständliche Folge, daß eine staatliche Kul-
turpolitik, die die ganze Weite ihrer Aufgaben erkennt, am Aufbau eines ernst-
haften, kräftigen und allgemeinen Erwachsenenbildungswesens auf stärkste inte-
ressiert sein muß“ (S. 239). Mit nationalem Pathos begründete insbesondere 
Theodor Bäuerle (1921) die Bedeutung der Erwachsenenbildung: „Wenn es ir-
gendwo eine Arbeit gibt, die national im besten Sinne genannt werden darf, 
dann ist es die freie Volksbildung, die kein anderes Ziel kennt, als unser Volk zu 
dem zu machen, was es dem Namen nach schon längst ist: nämlich deutsch. Das 
aber ist der stärkste Halt für den deutschen Staat“ (S. 178). Mit dieser Position 
grenzten sich die Vertreter deutlich von der gebundenen Erwachsenenbildung 
und damit von einem großen Teil beruflicher Weiterbildung ab, wie beispiels-
weise Franz Mockrauer (1927): „Ihnen [den zweckgebundenen Bildungseinrich-
tungen] gegenüber, deren Erstarken die Zerrissenheit des deutschen Bildungsle-
bens verewigt, kann die ‚neutrale’ Volkshochschulbewegung mit erhöhtem inne-
ren Recht die Förderung durch das Reich verlangen. Denn sie allein will eine 
Bildung, die verbindet und nicht trennt“ (S. 339).  

Genau genommen hatten die damaligen Wortführer in der Auseinandersetzung 
um die Gestaltung der freien Volksbildung aber immer eine ambivalente Hal-
tung, wenn es um die Frage nach dem Verhältnis zwischen Erwachsenenbildung 
und Staat ging. Einerseits wünschten sie, öffentlich anerkannt zu werden. Sie 
insistierten darauf, dass der Staat das Erwachsenenbildungswesen nicht als „un-
wesentliches Randgebiet seiner bildungspolitischen Bestrebungen“ (Becker 
1930, S. 240) betrachtet. Andererseits wollten sie die Erwachsenenbildung auto-
nom, unabhängig von staatlichen und damit bürokratischen Eingriffen gestaltet 
wissen. Es mangle an Vertrauen gegenüber dem Staat und die Möglichkeit, für 
politische Interessen funktionalisiert zu werden, widersprach dem Neutralitäts-
prinzip: „Einstweilen ist aber dieses Vertrauen noch nicht da, ja, die Bewegung 
richtet sich zum Teil gerade gegen die staatlich vermittelte Bildung, die im Ver-
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dacht steht, auch heute noch zunächst der klassenmäßigen Gliederung zu die-
nen“. Die gestaltende Volksbildung aber wollte die „Bildung des Intellekts und 
des Urteils unabhängig von jeder praktischen Zwecksetzung pflegen“ (Becker 
1920, S. 6f.). Nur eine vom Staat unabhängige Erwachsenenbildung könne die 
Freiheit in der demokratischen Bildung fördern, das Recht eines jeden mündigen 
Bürgers auf seine eigene, freie Meinungsbildung und Entscheidung, „das nicht 
durch einseitige, die Sache verfälschende, den Menschen vergewaltigende Pro-
paganda, nicht durch Ideologisierung und Indoktrinierung gebrochen werden 
darf“ (Borinski 1972, S. 2).  

Auch wenn von Seiten der Arbeiterschaft Kritik52 an den Prinzipien von Neutra-
lität und Bindungslosigkeit kam, hielten die Vertreter der „freien Volksbildung“, 
zumal der Neuen Richtung, daran fest und sahen in deren Wahrung eine wesent-
liche Voraussetzung für Autonomie, Pluralität und Demokratie in der Erwachse-
nenbildung.  

Auf der anderen Seite aber bedeutete eine völlige Unabhängigkeit vom Staat 
nicht nur Einschränkungen ihrer bildungspolitischen Position, sondern auch 
Einbußen an finanzieller Unterstützung. Die Frage war vor diesem Hintergrund: 
„Wie sollen die Regierungen sich also zur Bewegung stellen?“ (Erdberg 1927, 
S. 49). Für ihn war klar, „daß sie mit geschlossenen Augen und ohne Wertunter-
schiede zu berücksichtigen Geld verteilen, [...] von den Stellen, die für die 
Volksbildung verantwortlich sind, wohl nicht gut zu verlangen [ist]“ (ebd.). 
Denn „gerade weil sie verantwortlich sind, haben sie zu prüfen und um so erns-
ter, in je größerem Umfange Mittel von ihnen beansprucht werden“ (ebd.). Die 
Regierungen sollten nicht eigenmächtig Richtlinien für die Volksbildungsarbeit 
aufstellen, die quasi als Maßstab gelten sollten. Vielmehr sollten sie prüfen 
(können), „wo die Arbeit [der einzelnen Institutionen] am tiefsten wissenschaft-
lich fundiert ist, wo das Ziel am klarsten gesehen ist und die Arbeitsmethoden 
am folgerichtigsten von dem Ziel abgeleitet sind. Daß eine solche Prüfung über-
haupt möglich ist, dafür hat die Bewegung selbst zu sorgen [...]“ (S. 49). Infor-
miertheit einer Regierung, die auf dieser Grundlage der Erwachsenenbildung 
selber Anregungen geben durfte, galt, so liest sich Erdbergs Vorschlag, schon 
als ein Entgegenkommen der Volksbildungsbewegung. Hier antizipiert und ent-
kräftet Erdberg die Sorge der Volksbildner um allzu weitgehende staatliche Ein-
griffe deutlich: „Anregungen, die zur Diskussion gestellt werden, sind noch kei-
                                                
52  Vertreter der gebundenen Erwachsenenbildung setzten das Prinzip des Wertepluralismus 

auch mit Entscheidungslosigkeit gleich. Besonders in Kreisen der Arbeiterbildung wurde 
die Neutralität als uneindeutig und unpolitisch interpretiert. So fehlte Hermberg (1926) in 
dem Neutralitätsverständnis der eindeutige Bezug zu den Interessen der Arbeiterschaft. Für 
ihn bedeutete neutral, „sich grundsätzlich auf den Standpunkt stellen, dem die Bildungsar-
beit gilt. [...] Das einheitliche gesellschaftliche Wollen, das jeder, der überhaupt soziolo-
gisch zu sehen versteht, in der Arbeiterschaft und auch in der Angestelltenschaft der Groß-
städte finden wird, ist das Streben nach einer neuen Gesellschaftsordnung [...], die den ar-
beitenden Menschen in ihren Mittelpunkt stellt“ (S. 37). 
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ne Ukase und beeinträchtigen die Freiheit der Bewegung in keiner Weise. Preu-
ßen z.B. hat in seiner Volksbildungspolitik auch diesen Weg beschritten und 
damit von dem Rechte, zu überzeugen, das jedem zugesteht, Gebrauch gemacht“ 
(S. 50). Die Hauptaufgabe des Staates wurde in der Bereitstellung von für die 
Erwachsenenbildungsarbeit notwendigen Infrastrukturleistungen gesehen, die 
weitere Ausgestaltung der Volksbildungsarbeit sollte Sache der Volksbildungs-
bewegung bleiben.  

Das Insistieren auf Autonomie wurde am Ende der 1920er Jahre noch nach-
drücklicher, als von Kritikerseite auf die Gefahr der „maskierten gesellschaftli-
chen Interessengruppen" (Michel 1930, S. 387), die die „freie gestaltende 
Volksbildung als willkommenes Kampfmittel“ nutzen würden, aufmerksam ge-
macht und Politik als nicht mehr berechenbar, als durch die „gesellschaftlichen 
Mächte entartet“ (S. 382) gedeutet wurde. Die freie Volksbildung sollte sich von 
nun an viel stärker als bislang auf sich selbst gestellt betrachten und an ihren 
eigenen Prinzipien festhalten: „Letzterdings bleibt der gestaltenden Volksbil-
dung – der Volksbildung, die von der radikalen Krisenhaftigkeit unserer gesam-
ten Lebensordnung ausgeht und berufen ist, die Heilkräfte zur Überwindung 
dieser Krise zu entbinden – nur die Kraft und Wirkungsmöglichkeit ihrer eige-
nen Radikalität“ (S. 391).  

Auch Fritz Laack und Eduard Weitsch (1930) bestanden auf einer „Atmosphäre 
der Freiheit und der eignen Entscheidung“ (S. 232) in der Erwachsenenbil-
dungsarbeit. „Dieses zu betonen, scheint besonders wichtig, in einer Zeit, in der 
jede Organisation, jede Klasse und Partei den Wert der Bildungsarbeit sieht und 
sich ihrer bedient. Bildungsarbeit als solche tut es nicht allein [...] in der Er-
kenntnis der Umwertung aller Werte, im Streben nach neuen, jenseits der zeit-
absoluten geleistet wird“ (Laack/Weitsch 1930, S. 232). 

Letztlich bedeutete die Frage nach dem Verhältnis von „freier Volksbildung“ 
zum Staat „die Entscheidung zwischen zwei Gefahren: der Gefahr der Politisie-
rung, die mit den wechselnden Regierungen die Richtungen wechselt, und die 
Gefahr der Aushungerung. Dabei ist die letzte zweifellos die erträglichere“ 
(Buchwald 1930, S. 319). Während der Großteil der Erwachsenenbildungstheo-
retiker die Gefahr der politischen Vereinnahmung sah und diese durch eine von 
allen anderen gesellschaftlichen Interessen unabhängige Ortsbestimmung abzu-
wehren versuchte, plädierten insbesondere die Arbeiterbildung bzw. die ihr nahe 
stehenden Vertreter für eine klare Positionsbestimmung der „freien Volksbil-
dung“. Unter Hinweis auf das zunehmende Eindringen der Wirtschaftsmächte in 
die Erwachsenenbildung schlug Paul Honigsheim (1930) eine stärkere staatliche 
Verantwortung vor: „Unter den heute in Frage kommenden Trägern derartiger 
Erziehung ist er [der Staat] derjenige, der immer noch, verglichen mit den Wirt-
schaftsmächten, die größere Chance in sich trägt, eine solche Menschenbildung 
nicht allein auf das Rentabilitätsprinzip aufzubauen“ (S. 117). Mit einem sol-
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chen Vorschlag stand Honigsheim weitgehend alleine. Allzu groß wurden die 
Nachteile eines solchen Unterfangens eingeschätzt.  

Zunehmend wurde deutlich, dass die freie Volksbildung, die sich ohnehin nur in 
einem „äußerst bescheidenen und von der Öffentlichkeit kaum bemerkbaren 
Raum abspielte“ (Laack 1984, S. 3), ihre gesellschaftliche Bedeutung und ihre 
Präsenz in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit immer wieder darlegen und ak-
tualisieren musste. Die Vielzahl der Träger und Angebote der gebundenen und 
zweckbezogenen Erwachsenenbildung bedeutete, dass sie insbesondere in Ges-
talt der Volkshochschulen, nicht konkurrenzlos da stand. Der Staat mischte sich 
nicht ein. Das von den Volksbildnern vertretene Prinzip der Pluralität gestattete 
die Koexistenz einer Vielzahl unterschiedlicher Erwachsenenbildungsanbieter. 
Die Anbieter der gebundenen Erwachsenenbildung – von unten gestützt durch 
ihre jeweiligen Verbände, Vereine, Gruppierungen – gingen ihren (auch politi-
schen) Interessen nach, während die „freie Volksbildung“ – nicht zuletzt auch 
aufgrund zunehmender materieller und personeller Engpässe – ihre Position in 
diesem Wildwuchs der Träger immer mehr behaupten musste. Während die Er-
wachsenenbildung zu Beginn der Weimarer Republik „zum ersten Mal als öf-
fentliche Aufgabe erkannt wird“, hatte am Ende dieser Epoche „der Staat das 
Interesse an der EB weitgehend verloren“ (Keim/Olbrich/Siebert 1973, S. 35). 
Der gesamte Weiterbildungsbereich war damit weitgehend sich selbst überlas-
sen, und ihm fehlte auch so die Voraussetzung zu einer systematischen Instituti-
onalisierung und Einbindung in das Bildungswesen.  

3. Institutionalisierungsfragen und Einbindung in das Bildungswesen  

Innerhalb der Bildungspolitik galt die Erwachsenenbildung als einer von den 
anderen Sektoren losgelöster Bildungsbereich, unabhängig von staatlicher Auf-
sicht und Regelung. Ihre Anschlussfähigkeit an das Schulsystem blieb fragwür-
dig (vgl. Löffler 1931, S. 126f.).  

Die Intransparenz in der sich insbesondere in der Weimarer Republik weiter 
ausdifferenzierenden Erwachsenenbildung, das unverbindliche Verhältnis zwi-
schen ihr und dem Schulsystem waren mit entscheidend dafür, dass sie im Bil-
dungssystem in einer „absoluten Randstellung“ verharrte (Laack 1984, S. 3). 
Ähnlich wie die Frage nach dem Verhältnis zwischen Staat und Erwachsenen-
bildung wurde innerhalb der damaligen erwachsenenpädagogischen Fachdiskus-
sion auch die danach, inwieweit die Erwachsenenbildung zu institutionalisieren 
wäre bzw. mit dem Bildungssystem verankert werden könnte, eher am Rande 
und dann widersprüchlich und ressentimentgeladen angegangen (vgl. Schwab 
1993, S. 24-28).  

Bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden Forderungen nach Planmäßigkeit 
und Systematik in der Erwachsenenbildung lauter, mit der Absicht, Unübersicht-
lichkeit, aber auch eine nicht immer abschätzbare Qualität von Trägern und An-



 104

geboten zu begegnen. Buchenau (1917) beispielsweise begrüßte auf der einen 
Seite zwar, dass es „überall Vereinigungen und Vereine“ gäbe, die „Vorträge 
veranstalten, auch sonst die mannigfachsten Gelegenheiten, sich weiterzubilden, 
aber was diesen Einrichtungen so gut wie immer fehlt, ist die systematische Or-
ganisation. Eine solche aufzubauen und durchzuführen, oder [...] nach einem 
bestimmten Plane neben die wenigen schon existierenden, teuren Eisenbahnen 
[gemeint sind Universitäten und andere Einrichtungen des ‚offiziellen‘ Bil-
dungswesens] andere Stränge anzulegen“ (S. 15). Die Forderung nach Planmä-
ßigkeit reduzierte sich nicht auf die Verbesserung der Organisation von Erwach-
senenbildung, „sondern sie war insbesondere auch gegen den sogenannten Dilet-
tantismus in der Erwachsenenbildung gerichtet, d.h. sie erstreckte sich desglei-
chen auf Qualitätsstandards, die in der Konsequenz bald auch neue Anforderun-
gen an die Volksbildung der Volksbildner – einschließlich des Postulats der wis-
senschaftlichen Fundierung ihrer Tätigkeit – mit sich brachten“ (Schwab 1993, 
S. 17). 

Nach 1919 wurde die Auseinandersetzung um die Institutionalisierung der Er-
wachsenenbildung eher zwischen einzelnen Vertretern geführt. Johannes Tews 
(1921) plädierte für eine stärkere Systematisierung der Erwachsenenbildung, 
und zwar nicht nach dem Vorbild der Organisation der Kinder- und Jugendbil-
dung, die vom obrigkeitlichen Staat aufgebaut und gesteuert würde. Für die Er-
wachsenenbildung strebte er Formen an, wie Bildungsvereine und überlokale 
und überregionale Zusammenschlüsse einzelner Bildungsträger, die ein großes 
Maß an Freiheit und Selbstbestimmung ermöglichten. Er orientierte sich dabei 
am Prinzip der „freien Assoziation“. Einerseits wandte er sich also dagegen, die 
institutionalisierte Schulbildung in die Erwachsenenbildung hinein zu verlän-
gern, andererseits warnte er davor, dass die Erwachsenenbildung den Anschluss 
an das übrige Bildungssystem verlieren könnte. Eine Verbindung zum Bildungs-
system wäre deswegen relevant, weil Erwachsenenbildung sich auch immer als 
Kompensation von Bildungsversäumnissen verstehen müsste. So sah Tews im 
Sinne seines „Einheitsschulgedankens“ in der Erwachsenenbildung, die es mit 
der Kinder- und Jugendbildung zu verzahnen gelte, eine Möglichkeit der Kom-
pensation von in vorgelagerten Bildungsprozessen entstandenen Bildungsdefizi-
ten. Eine zentrale Voraussetzung hierfür wäre eine verlässliche gesellschaftliche 
Verankerung von Bildungsmöglichkeiten für Erwachsene. Gleichzeitig wandte 
er sich gegen den Anspruch der Neuen Richtung, die Volksbildungsarbeit allein 
an einem noch auszuarbeitenden Leitbild von ‚Volkshochschule‘ auszurichten, 
weil er davon die Ausschließung einer Vielzahl von Bildungsbedürfnissen be-
fürchtete.  

Gegen weitere Versuche der Schaffung von Verbindlichkeit und der Organisati-
on in der freien Volksbildung sprach sich Robert von Erdberg (1927) aus. Zwar 
betonte er, dass die freie Volksbildung auf Organisiertheit angewiesen wäre: „Ja 
es scheint, sie könne überhaupt erst wirksam werden, nachdem die Organisation 



 105

ihr den Boden bereitet hat“ (S. 322), andererseits zeigte das Beispiel der großen 
Organisation der „Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung“, dass auch 
hierdurch die „freie Volksbildung“ in eine „Isolierung“ sowohl gegenüber den 
weltanschaulich gebundenen Bildungsbestrebungen geriet, wie auch außerhalb 
des offiziellen Bildungswesens‘ blieb (vgl. S. 326f.). Die Frage, ob es überhaupt 
die Idee, den „alle verbindenden Gedanken der freien Volksbildung“ gebe, be-
antwortete von Erdberg eindeutig: „Denn es gibt diese Idee nicht, dann kann es 
auch keine allgemeine Organisation zu ihrer Verwirklichung geben“ (S. 323f.). 

Franz Mockrauer (1927), Leiter der großstädtischen Abendvolkshochschule 
Dresden, gehörte zu den „liberalen und rationalen Verfechter[n] der Notwendig-
keit der Organisation der Volksbildung und plädierte weitaus entschiedener als 
andere zeitgenössische Erwachsenenbildner für die reguläre Anerkennung der 
öffentlichen Stellung und eine institutionelle Absicherung von Erwachsenenbil-
dung (vgl. Schwab 1993, S. 55). Insbesondere, da unterschiedliche politische 
Interessen sich auch in der „freien Volksbildung“ durchzusetzen versuchten, wä-
ren Formen höherer Verbindlichkeit und stärkere Auflagen in diesem Bereich, 
wäre eine Institutionalisierung der freien Volksbildung eine Art Absicherung: 
„Die Institutionalisierung als solche braucht die Gefahren der Erstarrung und 
Gesinnungsentartung, der Veräußerlichung, der Preisgabe der Idee an die politi-
schen und pseudo-politischen Mächte keineswegs im Gefolge zu haben. Im Ge-
genteil, nur wenn die Volksbildung auf starken institutionellen Grundlagen, von 
denen aus ein ungebrochener Radikalismus aufbauender, bildender Gesinnung 
umfassend wirken kann, sich, selbst gesund und lebendig, mitten in den Bereich 
der Entartung hineingestellt, kann irgendeine nennenswerte Wirkung auf die Not 
der Zeit erhofft werden“ (Mockrauer 1930, S. 399). Zudem könnte durch eine 
Institutionalisierung die Verbesserung der Bildungsmöglichkeiten von bisher 
benachteiligten Gruppen (Arbeitern und Bauern) erreicht werden soll (vgl. S. 
401). Die Verbesserung der Bildungsmöglichkeiten durch Erwachsenenbildung 
könnte aber nur durch ein Zusammenspiel unterschiedlicher Stränge des Bil-
dungswesens erfolgen: „Für die anderen Schichten ist das Erforderliche zu leis-
ten durch eine radikale Reform der höheren Schule und der Hochschule, die be-
reits gesetzlich festgelegte Institutionen sind“ (ebd.). Ein Zurückschrecken vor 
Institutionalisierung würde der Erwachsenenbildung auch Chancen vorenthalten, 
mehr Unabhängigkeit zu erlangen, weil gerade der Institutionscharakter der Bil-
dungseinrichtungen es Machtgruppen, städtischen oder staatlichen Stellen er-
schweren würde, einmal geleistete materielle Hilfe zu versagen. Wenn in diesem 
Sinne Institutionalisierung nicht als Selbstzweck betrachtet oder betrieben wür-
de, müssten weder Entartung noch Erstarrung ihre zwangsläufige Folge sein. 
Sollten solche Erscheinungen im Einzelfall dennoch beobachtet werden, gäbe es 
auch Möglichkeiten, sie rückgängig zu machen oder ihnen entgegenzuwirken. 
Institutionalisierung sollte deshalb nicht nur als Hemmung, sondern auch als 
„Erleichterung des gemeinsamen lebendigen Wirkens Vieler“ (ebd.) gesehen 
werden. Mockrauer ist in seiner Kritik an Erdberg „dem Problem der gesell-
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schaftlichen Bindungen durch institutionelle Sicherung nicht ausgewichen“ 
(Schwab 1993, S. 61). Mit dieser Auseinandersetzung ist die Frage nach dem 
Institutionalisierungsgrad der Erwachsenenbildung und ihrer Verankerung im 
Bildungssystem erstmals mit pro und contra diskutiert worden, allerdings gab es 
nur wenige Positionen, die eine stärkere Institutionalisierung und Verankerung 
mit dem offiziellen Bildungswesen befürworteten. Kritiker wie Ernst Michel 
(1930) äußerten im Einklang mir Robert von Erdberg starke Vorbehalte gegen-
über einer Institutionalisierung von Erwachsenenbildung, da sie auf Kosten der 
eigentlichen Idee ginge.  

Mit Ausnahme einiger weniger dezidierter Befürworter von Institutionalisierung 
und Verankerung von Erwachsenenbildung im Bildungssystem findet man in 
der damaligen Theoriediskussion überwiegend Anhaltspunkte für eine negative 
Sichtweise der gesellschaftlichen Institutionen (vgl. Schwab 1993, S. 61). Die 
meisten Vertreter der freien Volksbildung suchten die „echte, gewachsene“ 
Ordnung. Diese Forderungen trafen sich durchaus mit den Interessen derjenigen, 
die Volksbildung in ihren Dienst stellen wollten. Das Bestehen auf staatlicher 
Unabhängigkeit und weitgehender Handlungsautonomie in der Erwachsenenbil-
dung, das sich ja nicht nur auf die Volkshochschulen, sondern auf das gesamte 
freie Volksbildungswesen bezog, begünstigte schließlich die Durchsetzung der 
Interessen politischer Gruppen. Die fehlende Verankerung der freien Volksbil-
dung und die fehlende Verbindlichkeit der vielen unterschiedlichen Träger ent-
sprachen dem Interesse an einer weitgehend reduzierten Bürokratie und Regulie-
rung. Die eher moralischen Appelle an alle Träger, deren Arbeit nur dann als 
Volksbildung anerkannt und gewürdigt werden sollte, „wenn sie beweist, daß 
sich in ihr ein Kulturwille des Volkes verkörpert, daß sie Trägerin gestaltender 
Ideen ist, dass sie ihre Aufgabe im tiefsten erfaßt und durchdenkt, daß sie jede 
Betriebsmacherei als ihrem Wesen widersprechend ablehnt, daß sie sich den 
kulturvernichtenden Tendenzen unserer Zeit nicht beugt oder sich gar vor-
täuscht, sie in ihren Dienst stellen zu können, sondern ihnen den Kampf ansagt 
und sie verneint“ (Erdberg 1926, S. 53) - hatten semantische Spielräume, die mit 
entsprechender Metaphorik leicht zu füllen waren.  

Damit war es der Erwachsenenbildung „weder gelungen, eindeutige institutio-
nelle Formen als Träger ihrer Bildungsarbeit zu entwickeln, noch sich im Auf-
bau unseres Bildungswesens einen Platz an der Seite von Schule und Universität 
zu sichern“ (Picht 1936, S. 189).  

4. Zum Verhältnis von Schule und Weiterbildung 

Entsprechend der reservierten bis ablehnenden Haltung gegenüber einem ver-
bindlichen Verhältnis zum Staat und zur Institutionalisierung von freier Volks-
bildung hatten ihre Verfechter auch eine kritisch-distanzierte Einstellung zum 
Schulsystem.  
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Der Ausbau der Erwachsenenbildung erfolgte zu der Zeit, in der auch das Schul-
system ausgebaut wurde. Bereits vor dem Ersten Weltkrieg fanden Prozesse der 
Umstrukturierung, Systematisierung im Schulsektor sowie eine zunehmende 
Professionalisierung der in ihm tätigen Lehrerschaft statt. Wesentliche Triebfe-
dern hierfür waren die starken Jahrgänge im schulpflichtigen Alter sowie eine 
steigende Bildungsbeteilung auf unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen 
(vgl. Zymek 1989, S. 156). Die beginnende Expansion und Differenzierung des 
deutschen Schulwesens waren begleitet von Strukturproblemen, genauer: von 
regionalen Disparitäten hinsichtlich der Schulversorgung, die nach dem Krieg 
manifest zu Tage traten und die einzelnen Landesregierungen unter Handlungs-
druck setzten.  

Während die Frage der „Vereinheitlichung“ in erster Linie in Kreisen von 
Schulpolitikern, -verwaltern, Lehrerverbänden und kommunalen und privaten 
Schulträgern erörtert wurde, richtete die breitere Öffentlichkeit ihre Aufmerk-
samkeit auf die Vorschläge zur Nationalen Einheitsschule, die ausführlich Jo-
hannes Tews (1916) formuliert hat und die vom Deutschen Lehrerverein (DLV) 
zum Programmpunkt gemacht wurden. Ziel des Konzepts war der weitere Aus-
bau des Schulwesens im Sinne einer Verzahnung von Schultypen zur besseren 
Durchlässigkeit. Symptomatisch für die damaligen Forderungen war, dass „der 
Begriff ‚Nationale Einheitsschule’ [...] geschickt an das offizielle, auf Harmoni-
sierung sozialer Gegensätze abzielende politische Selbstverständnis der Zeit 
an[knüpft], [...] die überall und immer wieder beschworene vage nationale Ein-
heit in strukturelle Schulreformen um[kehrt]“ (Zymek 1989, S. 160).  

Zu Beginn der Weimarer Republik waren die Überlegungen zur Konzeption ei-
ner „Deutschen Einheitsschule“ (Tews 1916) schon weit gereift. Um die „freie 
Bahn jedem Tüchtigen“ (ebd.) gewähren zu können, wurde auf eine „organi-
sche“ Gliederung aller Bereiche des Bildungswesens gesetzt, ebenso wie auf die 
Beseitigung sozialer Trennungen bzw. von strukturellen und finanziellen Hinde-
rungsgründen für den Besuch weiterführender Schulen, auf die Aufhebung der 
konfessionellen Trennung im Schulwesen, die Einrichtung eines reichseinheitli-
chen Schulwesens und eine einheitliche Regelung der Ausbildung und Besol-
dung der Lehrer (vgl. S. 34). Tews (1921) fasste die Träger der Erwachsenenbil-
dung als „freie Einrichtungen zur Geistespflege in Stadt und Land“ (S. 150), und 
zusammen mit dem freien Fortbildungswesen für die einzelnen Berufe bündelte 
er sie zur 6. Stufe im Bildungswesen.53 Damit wurde die Erwachsenenbildung 
als Stufe im Aufbau des Bildungssystems mitgedacht. Allerdings fehlte es auch 
in diesem Modell an konkreten Vorstellungen dazu, wie die Verbindung zu den 
anderen Einrichtungen des Bildungssystems bzw. die Kooperation mit diesen im 

                                                
53  1.: Kindergarten; 2.: Grundschule, 3.: Bürger- und Mittelschule; 4.: Berufsschule, Ober-

schule und Aufbauschule, 5.: Hochschule, 6.: Freies Fortbildungswesen und Volksbildung; 
7.: Pflegestätten für Wissenschaft, Kunst und gewerbliches Schaffen. 
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Sinne einer Durchlässigkeit auszusehen hätte und welche Voraussetzungen hier-
für zu schaffen wären. 

Nicht nur Tews, auch andere Vertreter des 4. Ausschusses der Reichschulkonfe-
renz,54 teilten den Gedanken der Eingliederung der freien Volksbildung in die 
Konzeption der Einheitsschule, weil sie der Erwachsenenbildung einen festen 
Platz im Bildungswesen einräumen wollten. Kennzeichnend allerdings war, dass 
zum einen nur die Volkshochschule der Prototyp für Volksbildsarbeit bzw. -
institution war. In den Leitsätzen zur Einheitsschule, die Binder (1921) auf der 
Reichsschulkonferenz vortrug, heißt es unter dem Punkt „Verzweigung des 
Schulwesens“ nur: „Zur freien und selbständigen Weiterbildung dienen die 
Volkshochschulen und das freie Volksbildungswesen“ (Reichsministerium des 
Innern, S. 82). Jedoch blieb nach diesem Beitrag unklar, wo die Volksbildung 
konkret zu verorten war und wie die Verzweigung mit den anderen „Schul“arten 
aussehen sollte. Ein Vorschlag zur Ansiedlung der Volksbildung im Bildungs-
wesen kam von Voß (1921). Dieser subsummiert die Volkshochschulen unter 
die höchste Schulart, die Hochschulen: „Für den Bildungsbedarf derer, die Fort-
bildung wünschen, ohne die volle Grundlage zur rein wissenschaftlichen Arbeit 
zu besitzen, ist durch Volkshochschulen und hochschulmäßige Kurse zu sorgen“ 
(S. 131). Die Reichsschulkonferenz war im Hinblick auf die Frage nach der An-
schlussfähigkeit der Volksbildung an das Schulsystem höchst unbefriedigend. 
Weder von schulpolitischer, erwachsenenbildungstheoretischer oder berufspä-
dagogischer Seite wurde sie gezielt zu beantworten versucht, da das Interesse 
daran nicht vorhanden war.55 Die Frage, die aus der Sicht der Schulpolitik und 
-verwaltung offen blieb, war letztlich aber weniger die, ob Erwachsenenbildung 
Bestandteil des Bildungssystems oder des „Einheitsschulorganismus“ sein sollte, 
                                                
54  Das Preußische Staatsministerium regte - auf Antrag des Preußischen Ministeriums für 

Wissenschaft, Kunst und Volksbildung – am 1. Dezember 1918 beim Reichsinnenministe-
rium die Einberufung einer „Schulkonferenz“ an. Ein zentrales Thema der Konferenz sollte 
die „Einheitlichkeit des deutschen Erziehungswesens“, und zwar weniger im Sinne einer 
„Einförmigkeit“, die zu einer „Verarmung des deutschen Gestelebens führen könnte“ 
(Reichsministerium des Innern 1921, S. 11), sein, sondern verstanden als „ein stärkeres 
Maß an organisatorischer Vereinheitlichung und damit Vereinfachung schon unter den Ge-
sichtspunkten der Ökonomie der Kräfte und der Geldmittel“ (S. 12). Bereits im Frühjahr 
1917 wurde von der SPD folgender Beschluss im Reichstag eingebracht: „Der Reichstag 
wolle beschließen, den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, nach Beendigung des Krieges 
Vertreter der staatlichen und gemeindlichen Schulverwaltung, der pädagogischen Theorie 
und Praxis und der Schulpolitik sowie andere geeignete Sachverständige zu einer Reichs-
schulkonferenz zusammenzuberufen, die im Hinblick auf die Kriegserfahrungen die Ge-
samtheit der pädagogischen, schulgesetzlichen und schulorganisatorischen Fragen zu bera-
ten und sich gutachtlich darüber zu äußern hat“ (ebd.). 

55  Symptomatisch für die damalige Haltung gegenüber Ziel und Aufgabe der freien Volksbil-
dung im Kontext des Bildungswesens war die Aussage von Kerschensteiner (1921), der in 
seinem Bericht über die Einheitsschule auf der Reichsschulkonferenz expliziert: Auf die 
Gestaltung „der Volkshochschulen und der freie Volksbildungskurse kann ich nicht weiter 
eingehen“ (S. 128). 
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sondern vielmehr die nach der inneren und äußeren Gestalt ihrer Institutionen 
analog den Vorschlägen zu den der Weiterbildung vorgelagerten Schulen bzw. 
ihren Einrichtungen. Die Vertreter der Theorie und Politik der Erwachsenenbil-
dung gingen weder die eine noch die andere Frage an. Sahen sie sie dennoch als 
Teil des Bildungswesens, waren hierfür ausschließlich instrumentelle Motive 
verantwortlich, wie dies beispielsweise bei Theodor Bäuerle (1921) deutlich 
wird: „Es muß grundsätzlich betont werden, daß die Volksbildungsarbeit ein 
Ganzes ist und daß es nicht angeht, nur Teilgebiete staatlicherseits zu fördern“ 
(S. 177). Das Volksbildungswesen trage zur Entlastung des Schulwesens bei: 
„das öffentliche Bildungswesen [könnte] durch den organischen Ausbau des 
freien Volksbildungswesens fühlbar entlastet werden“ (S. 173). 

Eher gefielen sich darin, „in oft billiger Gegenüberstellung“ (Scheibe 1976, S. 
332), sich vom Schulsystem abzugrenzen. Die unzähligen Negativäußerungen 
der Volksbildungstheoretiker zur Politik und Praxis allgemein- und berufsbil-
dender Schulen „lagen in der Linie der Schulkritik der pädagogischen Bewe-
gung seit dem Jahrhundertbeginn“ (ebd.).56 Der Schulreformdebatte nach 1918 
ging es trotz unterschiedlicher Intentionen und Ziele um Lockerungen und Öff-
nungen sowohl der Institution und des Unterrichts. Die Möglichkeiten der Reali-
sierung solcher Vorschläge wurden am ehesten jenseits des Schulsystems gese-
hen: „Schon wegen der erfahrenen Erfolglosigkeit in den öffentlichen Schulen 
hat sich die pädagogische Reformbewegung intensiv für Ideen und Versuche 
außerhalb des öffentlichen Bildungswesens interessiert. Hier lag der fortwirken-
de Bestand reformpädagogischer Gedanken, und hier wurden Formen der Erzie-
hung ausgebildet, die bis heute die pädagogische Praxis inspirieren. Die norma-
tiven Leitlinien waren dabei dieselben, die auch die Pflichtschule für ihre didak-
tischen Innovationen reklamierte: Das Prinzip der Selbständigkeit, der An-
spruch, kindgemäß zu arbeiten, die Betonung der Gemeinschaft als genuiner 
Stätte der Erziehung. Aber die nichtstaatlichen Versuche nahmen diese reform-
pädagogischen Ansprüche doch radikaler auf“ (Tenorth 1989, S. 130).  

Die Aufmerksamkeit der Reformpädagogik gegenüber Bildungs- und Erzie-
hungsmöglichkeiten außerhalb der Schule stärkten die Argumente der Volks-
bildner, die den „zwangsmäßigen“ (vgl. Becker 1920, S. 6) Charakter des Bil-
dungswesens kritisierten. Für ihre Schulkritik war weniger die Elementarpäda-
gogik, sondern in erster Linie die kulturkritische Jugendbewegung inspirierend, 
die sich ebenfalls gegen die Vermassung der Schulen, gegen das Verkommen 
der Schulen zu Prüfungsanstalten, gegen die Gefahr der Erosion „echter“ Bil-
dung wandte und an die Stelle der seelenlosen Institutionen auf Erlebnisschulen, 
Landerziehungsheime als Keimzellen einer natürlichen Gemeinschaft und einer 
neuen Gesellschaft setzte.  

                                                
56  Gurlitts (1905) Kritik an „Deutschland und seine Schulen“ fiel noch in diese Zeit und stell-

te eine wesentliche Bezugsquelle innerhalb der schulkritischen Auseinandersetzung dar. 
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Je intensiver der Ausbau der Schule erfolgte, umso mehr sahen sich die Jugend-
bewegung und Volksbildungsbewegung als Kompensation zur Schule. Die Er-
fahrungen damit, dass Kinder- und Jugendbildung vor allem in vom obrigkeitli-
chen Staat entwickelten organisatorischen Strukturen erfolgt war, bereitete den 
Volksbildnern Schwierigkeiten, sich die Bildung mündiger Erwachsener nach 
schulischen Vorbildern und in diesem Sinne als ‚Institution’ vorzustellen. Die 
Vielfalt und Disparatheit der Bildungsbedürfnisse sollten in möglichst freien 
und selbstbestimmten Volksbildungseinrichtungen Befriedigung finden. Auch 
die Beteiligung der Volksbildungsvertreter auf der Reichsschulkonferenz wurde 
von den meisten Rednern eher dazu genutzt, die Kernanliegen57 vorzutragen und 
sich noch einmal deutlich von dem Schulsystem abzugrenzen. Dass überhaupt 
für die freie Volksbildung ein eigener Ausschuss vorgesehen war, hatte seinen 
Grund darin, dass nach der Weimarer Verfassung das freie Volksbildungswesen 
als öffentliche Angelegenheit anerkannt worden war. Jedoch wirkte dieser Aus-
schuss wie ein Fremdkörper innerhalb des Gesamtkontextes der Reichsschul-
konferenz. Der Ausschuss wurde erst „im letzten Augenblick“ (Die Arbeitsge-

                                                
57  In den Leitsätzen des 4. Ausschusses über Volkshochschule und freies Volksbildungswe-

sen werden Aufgabe und Ziele der Volksbildungsarbeit folgendermaßen umschrieben: „1. 
Die Volksbildungsarbeit der Gegenwart hat durch die seelische, geistige und sittliche Not 
unseres Volkes besondere Bedeutung gewonnen. [...]. 2. Das letzte Ziel der Volksbil-
dungsarbeit liegt darin, die Vorbereitung für das Entstehen einer wirklichen Volksgemein-
schaft zu sein. [...]. 3. Die Volksbildungsarbeit setzt die Verschiedenartigkeit der Strömun-
gen innerhalb der geistigen Grundanschauungen im deutschen Volke als eine Tatsache vo-
raus und geh von ihr aus [...]. 4. Die Aufgabe kann nur gelöst werden durch intensive und 
individualisierende Bildungsarbeit [...]. 5. Zum Volksbildner ist nur geeignet, wer selber 
ein tiefes Verhältnis zu den Bildungsgütern besitzt, in innerer Beziehung zum Volkstum 
steht und die Fähigkeit der Einfühlung in den Einzelmenschen hat [...]. 6. Bei der Durch-
führung einer solchen Volksbildungsarbeit gliedert sich das Volksbildungswesen in Volks-
hochschule, Volksbücherei und Vortragswesen, Massenveranstaltungen und engere und 
weitere Gemeinschaften mit volkserzieherischem Charakter. 7. Die Volkhochschule ist 
einmal die Stätte, wo die aktivsten Menschen aus allen Kreisen und Schichten in engsten 
Arbeitsgemeinschaften mit geistig geschulten Menschen treten, um an der Vertiefung und 
Durchbildung ihres eigenen Wesens, ihrer eigenen Welt- und Lebensanschauung zu arbei-
ten und um schließlich, als letztes Ziel, zur Gestaltung des neuen Kulturgehaltes der Zu-
kunft zu gelangen [...]. 8. Die Volksbücherei hat allen denjenigen zu dienen, die durch das 
gedruckte Wort die Förderung suchen, die ihnen die Volksbildungsarbeit geben soll [...]. 9. 
In den Massenveranstaltungen sollen die Bildungsgüter ermittelt werden, deren höchste 
Wirkung durch gemeinsames Erleben zeitlich und räumlich geeinter Menschen erreicht 
wird. Dazu gehören: Volkskonzerte, Volksbühnen, kinematographische Vorführungen und 
Volksfeste sowie auch solche Vorträge, die durch Einwirkung auf Phantasie und Gemüt zu 
wirken suchen. 10. Bei den engeren und weiteren Gemeinschaften mit erzieherischem Cha-
rakter handelt es sich um eine Erziehungsarbeit in der Richtung auf bestimmt geschaute 
Zwecke. Sie bilden darum Gesinnungsgemeinschaften. 11. Staat und Gemeinde sollen die 
Volksbildungsarbeit mit finanziellen und sonstigen Mitteln (Hergabe von Schulräumen 
und ähnlichem) unterstützen, ohne Einfluß auf den Geist der Arbeit zu beanspruchen“ 
(Reichsministerium des Innern 1920, S. 731).  
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meinschaft 1919/1920, S. 63) gerufen, was aus der Sicht der damaligen Volks-
bildung ein Beleg dafür war, „daß das freie Volksbildungswesen einen unent-
behrlichen Faktor im allgemeinen Bildungswesen darstellt“ (Die Arbeitsgemein-
schaft 1920/21, S. 63). Nach Laack (1984) war dies eher Ausdruck dafür, dass 
„trotz aller Aktivitäten [...] die freie Volksbildung Anfang der zwanziger Jahre 
es noch nicht geschafft [hatte], sich mehr als eine Randstellung im öffentlichen 
Bewußtsein zu sichern“ (S. 40).58  

Bemerkenswert ist, dass während die Vertreter des Dritten Ausschusses, in dem 
Fragen des Berufs- und Fachschulwesens behandelt wurden, sich gleich den Be-
ratungsgegenständen (Entwurf eines Reichsgesetzes über die Berufsschulpflicht, 
Leitsätze des Preußischen Handelsministeriums) zuwandten, die Eingangsbe-
richte des Vierten Ausschuß eher wie eine Selbstvergewisserung im Hinblick 
auf Relevanz und Funktion der freien Volksbildung anmuten. An mehreren Stel-
len wird im Ausschuß darauf hingewiesen, dass das Volksbildungswesen unab-
hängig bleiben soll und somit „jedem Erwachsenen die Möglichkeit gegeben 
werden soll, seine Bildung außerhalb des staatlich organisierten Schulwesens zu 
erweitern und zu vertiefen“ (Reichsministerium des Innern 1921, S. 726). An 
anderer Stelle heißt es: „Die bestehenden Volksbildungseinrichtungen haben 
sich in Opposition gegen das herrschende Schulsystem durchgesetzt oder er-
scheinen neuerdings als Konzessionen dieses Schulsystems an ein im Volk vor-
handenes Bedürfnis. In das Schulsystem lassen sie sich nicht eingliedern“ (S. 
728).  

In ihrer Schulkritik ähnelten die damaligen Volksbildungstheoretiker anderen 
gesellschaftlichen Interessengruppen - zumal denen der Wirtschaft - die aus un-
terschiedlichen Beweggründen die damaligen Leistungen der Schule in Frage 
stellten und statt dessen in alternativen, in der Regel jeweils von ihnen selbst 
gesteuerten Erziehungs- und Bildungsformen größere Erfolge sahen. Die Kritik 
der Wirtschaft konzentrierte sich auf den Vorwurf, dass das Schulsystem den 
Anforderungen der Industrie nicht gerecht würde. Zudem hätten die Jugendli-
chen bei Beginn ihrer Lehre unzureichende Kenntnisse in den Elementarfächern 
erworben und schließlich sei die Schule trotz der Arbeitsschulbewegung immer 
noch zu praxisfern (vgl. Muth 1985, S. 52f.; Kap. VIII). Auf die „Verschulung 
Deutschlands“ (Spranger 1927) antwortete die Industrie mit der Internalisierung 
beruflicher Erziehung und Bildung Jugendlicher und Erwachsener, um sie weit-
gehend selber verwalten und kontrollieren zu können. Selbst Spranger zog das 
industrielle Erziehungs- und Bildungsengagement der (berufs-)schulischen Ar-

                                                
58 Bei der Auswahl der Repräsentanten des Ausschusses sollten die unterschiedlichen weltan-

schaulichen Richtungen berücksichtigt werden. Faktisch aber war die Neue Richtung am 
stärksten vertreten, was ihre relativ starke Stellung in der Öffentlichkeit widerspiegelte. 
Vorsitzender dieses Ausschusses war Strecker, Präsident des Hessischen Landesamtes für 
das Bildungswesen, Stellvertretender Vorsitzender und Berichterstatter (neben Graf und 
Heinen) war Robert von Erdberg. 
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beit vor.59 Aber auch von Arbeitnehmerseite kam Kritik: „Vor allem mißtraut 
man in Gewerkschaftskreisen den staatlichen Schulen wegen ihrer ‚Konzessio-
nen an die Beharrungskräfte in unserem Wirtschaftsleben’, wie Engelbert Graf, 
der Leiter des Bildungswesens im Deutschen Metallarbeiterverband [...] aus-
drückt“ (Gumpert 1923, S. 57).  

Diese Kritik am Schulsystem aus den unterschiedlichen politischen Lagern be-
günstigte Bemühungen um Selbstverwaltung, Partikularität und Intransparenz in 
der Erwachsenenbildung.  

5. Berufsschule und Volksbildung  

Anstatt die Berufsschule und Weiterbildung stärker miteinander zu verbinden, 
was für die Berufsschule eine Aufwertung ihres bereits damals fragwürdigen 
Status, für die Weiterbildung eine erhöhte Transparenz und bessere Verankerung 
im Bildungssystem hätte bedeuten können, wurden entweder beide Bereiche ge-
geneinander ausgespielt, oder aber eine Verbindung wurde nur mit dem Ziel der 
Kontinuität von staatsbürgerlicher Erziehung auch über das Jugendalter hinaus 
vorgeschlagen.  

Im Kontext der Schulkritik waren Negativäußerungen insbesondere gegen die 
Berufsschulen gerichtet. Die Kritik kam von Seiten der Arbeitgeber, der Sozia-
listen, ebenso wie von Erziehungs- und Bildungstheoretikern. Gemeinsamer 
Nenner der unterschiedlichen Positionen war, dass die Berufsschule zu starr, 
stoffüberladen und zu fern vom wirklichen Leben wäre. Ausführlich umschrieb 
Aloys Fischer (1924) die Gefahren, die dem Berufsschulwesen angesichts seiner 
sukzessiven wirtschaftspolitischen Vereinnahmung60 und der Vernichtung des 
Berufs drohten (vgl. S. 383). Zudem kritisierte er den Mangel an Übergangs- 
und Abschlussmöglichkeiten. Auch Anna Siemsen (1926) sah angesichts der 

                                                
59 „Nur selten hört man von Bemühungen, der Fabrik selbst auch nur ein geringes Maß von 

pädagogischem Geist zu geben, der das ganze Zusammenwirken heben und adeln müßte, 
weil alles Lehren und Führen ja auch immer die Verantwortung für den totalen Menschen 
einschließt. Die Berufsschule mit einer künstlichen Organisation soll ersetzen, was hier 
verlorengegangen oder überhaupt nicht erzeugt worden ist. Aber von ihr gilt noch mehr als 
von der Schule überhaupt: erziehen kann sie wenig; unterrichten kann sie, theoretische 
Vertiefung geben, berufsklug machen. Und jeder wird sie darum loben. Das aber fürchte 
ich, dass diese Klugheit nur zu hellsichtig macht für alles eigensüchtige Fordern, wenig 
willig für das Dienen und für den Gemeinsinn, der immer nur am totalen Zusammenleben 
und Zusammenwirken wächst“ (S. 278).  

60  „Die Gefahren, die der Bildung und vor allem der Berufsschule durch die Mächte der 
Wirtschaft drohen, hängen freilich nicht nur mit dem Interesse des Unternehmertums zu-
sammen. Die kommunistische Arbeitsschule, die Blonski gezeichnet hat und an deren 
Verwirklichung die russischen Sowjetrepublikaner arbeiten, läuft auf die gleiche Vernich-
tung des Berufs zu Gunsten einer – allerdings auswechselbaren – Spezialtätigkeit im Be-
trieb der Wirtschaftskommunen hinaus“ (S. 383f.). 
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Erosion des Berufs infolge zunehmender Arbeitsteilung die Grundsäulen der 
Berufsschule im Verschwinden begriffen (vgl. S. 163).  

Die Volksbildner grenzten sich von der Berufsschule ab, ebenso die Arbeiterbil-
dung. Beide sahen ihre Aufgabe in der Ergänzung der Berufsschule mit politi-
scher Schulung oder mit dem Ziel einer „lebensverbundenen Teilnahme an der 
Kultur“ (Flitner 1929, S. 971). Für die Erwachsenenbildung stand fest, dass sie 
„bezüglich der Berufsschulung, wie sie durch Fach-, Fortbildungs- und Hoch-
schulen vermittelt wird [...], nachdrücklich auf die Gefahren der einseitigen Be-
rufsbildung hinweisen [muß]“ (Bäuerle 1921, S. 173). Die Erwachsenenbildung 
sollte sich als Ergänzung zur Berufsschule verstehen und die für die allgemeine 
Bildung viel zu knapp bemessene Zeit kompensieren. Eduard Weitsch und Wil-
helm Flitner hatten deutlich die Aufgaben der Erwachsenenbildung, die sie in 
Relation zur Berufsschule einzunehmen hätte, formuliert. Die „Problemhaftig-
keit der Berufsschularbeit“ resultierte nach Weitsch (1926) zum einen aus der 
„Unmöglichkeit“ der Aufgabe der Berufsschullehrerschaft.61 Zum anderen 
machte die Automatisierung der Arbeit die Berufsschulung weniger bedeutsam. 
Jugendliche würden im eigentlichen Produktionsprozess immer weniger benö-
tigt, so dass sich - um eine „pädagogische Katastrophe“ zu umgehen - die Auf-
gabe der „Eingliederung der Jugendlichen in die Sozietas“ stellte.  

Außerdem sah Weitsch die fehlende Lebensnähe des Berufsschulunterrichts als 
Problem (S. 218). Schließlich wäre „die Berufsschule [...] mit Stoff so überla-
den, dass für die Schulung im Denken nicht genügend Zeit bleibt“ (1928, S. 87). 
Die Schulung der Jugendlichen aber „braucht Zeit, braucht Losgelöstheit von 
pensenhafter Verpflichtung, braucht besondere Methoden der Stoffdurchdrin-
gung und braucht Geduld und deshalb wahlverwandtschaftliche Beziehungen 
zwischen Lehrern und Schülern“ (ebd.). Weitschs Idee war die Übernahme von 
propädeutischen Aufgaben durch die Volkshochschule für die Jugend zwischen 
14 und 18 Jahren. Seine Gedanken zu und Erfahrungen mit der „Experimentier-
sozietas“ und der „Sozialisierung des Geistes“ (1919) wollte er auch auf die 
„Erziehung" von Jugendlichen anwenden. Auch Flitner (1924) sah die Aufgabe 
der Volksbildung in der Fortsetzung der Berufschule. So sollte die Abendvolks-
hochschule neben Heimat- und Lebenskunde auch Berufskunde vermitteln, da-
mit Berufschüler und Beschäftigte die Hintergründe ihrer Ausbildung und Tä-
tigkeit kennen lernten: „Die Berufsschule [...] wird hier fortgeführt, nur kann auf 
der Stufe der Erwachsenen jeder fachliche Charakter noch mehr ausgeschaltet 

                                                
61  „Ihre Aufgabe ist unmöglich, denn es ist ein Unding, von einer Schule zu verlangen, dass 

sie in 6-8-stündigem Unterricht in der Woche neben der oft schulfeindlichen Meisterlehre, 
neben dem Sportverein, neben der Parteijugendpflege, neben der kirchlichen Jugendfür-
sorge, neben der Straße, dem Kino, der Schundliteratur und mehr oder minder im Kampfe 
mit all diesen unkontrollierbaren Faktoren einer oft durch Berufsüberanstrengung ermüde-
ten Jugend gegenüber als kleines Segment des Erziehungskreises tief wirkenden erzieheri-
schen Einfluß gewinnt“ (S. 213). 
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und lediglich die Fortführung der Berufskunde zu einem Stück ‚Weltkunde’ als 
Aufgabe angesehen werden. Diese Vertiefung kann zweierlei Richtung nehmen: 
entweder ist es nötig, im wissenschaftlichen Unterricht der Berufsarbeit einen 
Hintergrund zu geben, ihrem Zusammenhang mit Natur, Geschichte, Gesell-
schaft nachzugehen. Es kann aber auch möglich sein, eine mechanisch verküm-
merte Berufsarbeit durch praktische Tätigkeit, durch eine freie, geistig produkti-
ve Arbeit zu erweitern“ (S. 22).  

Andere sahen in der Zusammenarbeit zwischen Berufsschule und Erwachsenen-
bildung die Möglichkeit der Fortsetzung der in der Berufsschule praktizierten 
staatsbürgerlichen Erziehung im Erwachsenenalter. Ähnlich wie Kerschenstei-
ner, der auf der Ebene der beruflichen Bildung Berufsschule und freie Volksbil-
dung strikt voneinander trennte und Erwachsenenbildung in ihrer Funktion des 
Anbietens kultureller Bildung und staatbürgerlicher Erziehung sah,62 wollte auch 
Otto Monsheimer (1932) die Aufgabe der Erwachsenenbildung in der Arbeits-
teilung mit der Berufsschule in der Festigung von „Staatsgesinnung“ sehen: 
„Denn Staatsgesinnung lässt sich ebenso wenig wie religiöse Überzeugung mit 
einem Katechismusunterricht ‚erziehen’ [...]. Zu einer immerhin möglichen, 
wirklich ernsthaften, tiefer greifenden Behandlung [...] fehlt der Berufsschule 
aber jede Zeit“ (S. 127). Diese überlasse die Jugendlichen in einem Alter, „in 
dem es allenfalls möglich wäre, das erwachende, echte politische Interesse anzu-
sprechen [...], den Parteien“ (S. 128). Die Volksbildung bzw. die Volkshoch-
schule als „Institution, die ihrerseits ‚alle Fragen’, die die Schule unbeantwortet 
liegen lassen muß“ (S. 128), greife diese auf und mache sie zum Mittelpunkt 
„lebensbildnerischer Arbeit“ (ebd.). Es ging dabei aber nicht darum, dass die 
Volkshochschule versäumte berufliche Chancen kompensiert, sondern um die 
Verlängerung staatsbürgerlicher Erziehung ins Erwachsenenalter. Erwachsenen-
bildung wurde nicht als Möglichkeit des nachschulischen Erwerbs von Bil-
dungs- bzw. Berufsbildungsabschlüssen gesehen. Das Neutralitätsprinzip in der 
Volksbildung und die statische Auffassung von Beruf versperrten hier noch den 
Blick für eine auch berufliche Chancen fördernde Zusammenarbeit mit der Be-
rufsschule.  

Die zu Beginn der 1930er Jahre in der Erwachsenenbildungsdiskussion stärkere 
Orientierung an der Sachlichkeit, die zu einer allmählichen „Wendung zum 
Wirklichen“ (Becker 1930, S. 239), einer „Neuorientierung an der konkreten 
Lebenssituation“ (S. 241) führte, war noch nicht von der Art, dass hieraus kon-
zeptionelle Überlegungen für Anschlussmöglichkeiten von Weiterbildung an die 
Berufsschule resultiert wären. In der „Prerower Formel“ (Henningsen 1960) 

                                                
62  Kerschensteiner war Vorsitzender des Bayerischen Volksbildungs-Verbandes e.V. und 

Herausgeber der Zeitschrift „Deutsche Volksbildung“. Zu den zentralen Aufgaben der 
bayerischen Volksbildung zählte er die „Bekämpfung der Schundliteratur“, körperliche 
„Jugendertüchtigung“, „Förderung der Volksgesundheit“, volkstümliche Kunst-, Literatur- 
und Musikpflege (vgl. Archiv für Volksbildung 1926, S. 38f.).  
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wurde zwar das Verhältnis zwischen Erwachsenenbildung und Schule neu defi-
niert, d.h. die Erwachsenenbildung sollte „näher an Formen und Inhalte der 
Schule herangerückt“ und „abgehend vom Prinzip des Okkasionellen und Spon-
tanen sollte der ‚geordnete Unterricht‘ in den Mittelpunkt gestellt“ sowie ein 
„planmäßiger Aufbau der Lehrgebiete‚ angestrebt“ werden, aber es kam nicht zu 
Formulierung handlungsrelevanter Ansätze für eine curriculare Koordination 
und institutionelle Kooperation zwischen Berufsschule und Erwachsenenbil-
dung.  

6. Zusammenfassung 

In die vorrangig von Vertretern der Neuen Richtung der Volksbildungsbewe-
gung geführte Diskussion um das Selbstverständnis und die Gestaltung von Er-
wachsenenbildung war die berufliche Weiterbildung erst spät und dann allen-
falls rudimentär einbezogen. Dies hat dazu geführt, dass sich auch die Arbeitslo-
senbildung und betriebliche Weiterbildung von erwachsenenbildungstheoreti-
schen und -politischen Überlegungen und Auflagen weiterhin unabhängig ent-
wickeln konnten.  

Während sich die erwachsenenpädagogische Fachdiskussion um die Gestaltung 
zweckbezogener, beruflicher Weiterbildung keine Gedanken machte, hatte diese 
bereits in den 1920er Jahren eine eigene historische Entwicklung. Die weitge-
hende Ablehnung der Volksbildner von staatlichen Interventionen in die Er-
wachsenenbildung und ihre Ressentiments gegenüber dem Schulsystem führten 
dazu, dass die damalige Erwachsenenbildung zwar autonom und pluralistisch 
gestaltet werden konnte, gleichzeitig fehlten konzeptionelle Überlegungen zur 
Verankerung von Erwachsenenbildung mit dem Bildungssystem.  

Für die aus der Volksbildungsdiskussion lange ausgeklammerte berufliche Wei-
terbildung gab es keine eigene Diskussion, etwa im Kontext der Berufsbil-
dungsdiskussion, von der aus Gestaltungsimpulse hätten ausgehen können. Auch 
mischten sich die Träger der beruflichen Weiterbildung mit ihren Anliegen we-
der in die Volksbildungs-, noch in die Berufsbildungsdiskussion ein. Sie taten 
sich auch nicht zusammen, um ein gemeinsames Selbstverständnis und gemein-
same Standards für die berufliche Weiterbildung zu formulieren. Häufig ging es 
ihnen auch nicht in erster Linie um Weiterbildung. Diese war oftmals Mittel zur 
Realisierung übergeordneter Zwecke, wie dies besonders auch an der von den 
Arbeitsverwaltungen und Betrieben getragenen Weiterbildung deutlich wird 
(vgl. Kap. VI). Diese Träger waren auf eine weitgehende Unabhängigkeit ange-
wiesen, um ihre Weiterbildungsaktivitäten den Bedingungen ihrer jeweiligen 
Politik (Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik) anpassen zu können. Die 
Volksbildungsdiskussion mit ihren Autonomieforderungen unterstützte – wenn 
auch nicht intendiert – diese Strategien.  
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V. Weiterbildungsmarkt und Anbieterstruktur  
Jenseits der theoretischen Auseinandersetzungen mit der Gestaltung der Er-
wachsenenbildung existierte bereits in der Weimarer Republik eine breit gefä-
cherte Landschaft an Anbietern und Angeboten nicht nur in der allgemeinen, 
kulturellen, konfessionellen und politischen, sondern auch in der beruflichen 
Weiterbildung. Weiterbildung für Arbeitslose und im Betrieb Beschäftigte wa-
ren Teilbereiche eines umfassenderen Gesamtsektors zweckbezogener Weiter-
bildung. 

Im Folgenden soll ein erster Einblick in Anbieter- und Angebotstrukturen 
zweckbezogener, beruflicher Weiterbildung in der Weimarer Republik gegeben 
werden. Der Auswertung der unten zitierten zeitgenössischen Quellen folgt eine 
Differenzierung dieses Weiterbildungsbereichs in fünf Segmente. Zentrales Kri-
terium dabei ist die institutionelle Gebundenheit der Anbieter. Unterschieden 
wird zwischen Weiterbildung: 1. in schulischer Trägerschaft, 2. in ungebundener 
und zweckfreier Anbieterschaft, 3. die von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts angeboten wird, 4. von wirtschaftsnahen Vereinen, Ausschüssen und In-
stituten und 5. von gewerkschaftlichen Anbietern.  

Quer zu diesen Anbietertypen werden dann im Kap. VI. die strukturellen und 
politischen Eigenschaften von Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Be-
trieb vorgestellt sowie ihre Logiken, Funktionen und Beziehungen zueinander. 
Verbindungen zwischen der arbeitsfördernden und betrieblichen Weiterbildung 
einerseits und zu anderen beruflichen Weiterbildungseinrichtungen andererseits 
bestanden beispielsweise aufgrund der institutionellen und personellen Nutzung 
einzelner Einrichtungen seitens der Arbeitsverwaltungen für die Durchführung 
der Arbeitslosenbildung oder aufgrund des inhaltlichen Austauschs zwischen 
wirtschaftsnahen Einrichtungen und Betrieben.  

1. Anbietertypen und Angebotsstruktur 

Angesichts der Dynamik und Unübersichtlichkeit im Weiterbildungsbereich 
sind bis heute alle Systematisierungsversuche unvollständig und abhängig von 
den subjektiven Präferenzen derjenigen, die die Typologien erstellen. Paul Ho-
nigsheim (1921a) hatte auf die Schwierigkeiten von Bemühungen, unterschied-
liche Einrichtungen voneinander abzugrenzen, um eine Übersicht über das Er-
wachsenenbildungswesen zu liefern, hingewiesen.63 Selbst ganz weite Definitio-

                                                
63  „Die Aufgabe, eine Übersicht über die bestehenden Volksbildungseinrichtungen und -

strömungen zu geben, enthält fast unüberwindliche Schwierigkeiten. Zunächst gibt es kei-
ne auch nur annähernd allgemein anerkannte Definition des Volksbildungswesens. Man 
muß dann entweder selbst eine solche voraussetzen und bei der Darstellung alles ausschal-
ten, was nicht darunter fällt. Ein solches Verfahren ist natürlich subjektiv. Oder man ver-
zichtet von vornherein auf eine Umgrenzung und erörtert alles, was sich selbst als zum 
Volksbildungswesen gehörig bezeichnet oder von andern als solches angesehen wird. Aber 
auch dann entrinnt man der Subjektivität nicht. Da man nämlich im knappen Raum nicht 
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nen, nach denen zur Weiterbildung all jene Angebote, die an Erwachsene ge-
richtet sind und „außerhalb des staatlichen Schulwesens“ (Erdberg 1919, S. 1) 
stattfanden, gehörten, klammern noch Bereiche aus, wie die schulische Weiter-
bildung in Abendgymnasien, Fachschulen und Privatschulen.  

Abgesehen von dem 1909 durch Robert von Erdberg gegründeten Organ 
„Volksbildungsarchiv“ und von dem durch das „Archiv für Volksbildung im 
Reichsministerium des Innern“ publizierten „Nachweiser für das deutsche 
Volksbildungswesen“,64 die sich überwiegend nur auf den kleinen Teilbereich 
des Volksbildungswesens (Volkshochschulen, Abendvolkshochschulen und 
Heimvolkshochschulen) konzentrierten, liegen nur vereinzelt Systematiken vor, 
in denen sich (eher grobe) Differenzierungen zwischen unterschiedlichen Wei-
terbildungseinrichtungen finden – wie etwa in der „Übersicht über die bestehen-
den Volksbildungseinrichtungen und -strömungen“ von Paul Honigsheim 
(1921), der zwischen den Kategorien „politische und ökonomische“ und „religi-
öse und weltanschauliche“ (S. 112-124) Einrichtungen unterschied. Einen weite-
ren Überblick über Träger und deren Funktionen bietet die Unterscheidung von 
Ludwig Fleischner (1930), der auf insgesamt 14 „außerschulmäßige Einrichtun-
gen“65 kommt (S. 977-982).  

                                                                                                                                                   

alles, wenn auch nur dem Namen nach anführen kann, so muß man auswählen, was einem 
als ‚wesentlich’ erscheint. Und auch das ist natürlich eine höchst persönliche Auslese [...]. 
Hiervon abgesehen liegt die Schwierigkeit in der Gliederung des Stoffes. Es gibt kein Kul-
turelement, welches nicht irgendwo in den Bereich des Volksbildungswesens mit hinein-
gezogen worden wäre, andererseits keine Menschenvereinigung, die sich nicht irgendwann 
mit Dingen befaßt hätte, die nicht von der einen oder anderen Seite als Volksbildung ange-
sprochen worden wäre. Natürlich sind dann mehrere Einteilungsprinzipien möglich“ (S. 
81). 

64  Das „Archiv für Volksbildung“ verstand sich als „eine zentrale Sammel- und Auskunfts-
stelle für alle Fragen des Volksbildungswesens (Erwachsenen- und Jugendbildung unter 
Ausschaltung des schulmäßigen Bildungswesens)“ (1929). Auf der Basis von gesammel-
tem Material wurde hier über Fragen außerschulischer Volksbildung informiert, Drucksa-
chen in Form von Mitteilungen und Berichten erstellt und verteilt. Seine Bestände wurden 
in Handbücher-, Zeitschriften- und Drucksachenarchiven gesammelt. Die wesentlichen 
Veröffentlichungen waren der halbjährlich erschienene „Fachliteraturbericht“ (ab 1923) 
und der in freier Folge erschienene „Nachweiser für das deutsche Volksbildungswesen“ 
(ab 1923), in dem Verzeichnisse mit Anschriften von Verbänden, Vereinen und Personen 
enthalten sind. Zudem wurden „bestimmte im Vordergrund des Interesses stehende Gebie-
te des Volksbildungswesens nach ihrer organisatorischen Seite [beleuchtet], um Fachleuten 
und sonstigen Interessenten die Möglichkeit schneller und unerläßlicher Orientierung zu 
bieten“ (Archiv für Volksbildung 1929, S. 4).  

65  Zu diesen „Einrichtungen“ zählte er 1. die Volkshochschulen, 2. die Universitäten, 3. 
Volksheime, 4. Volksbildungsvereine, 5. Volksbüchereien und Kinderlesehallen, 6. Arbei-
terbildungsvereine, 7. Arbeiterschulen, 8. Leseabende, 9. Ferienkurse für Lehrer, 10. Thea-
ter, 11. Museumsführungen, 12. Arbeiter-Unterrichtskurse, 13. Kino und Rundfunk, 14. 
Presse (vgl. ebd.).  
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In den meisten Übersichten finden die kulturellen, allgemeinbildenden, politi-
schen und konfessionellen Träger Berücksichtigung. Die zweckgebundene be-
rufliche Weiterbildung bleibt in der Regel ausgeklammert. Auch in der aktuellen 
Weiterbildungsforschung sind Quellen und Dokumente zur beruflichen Weiter-
bildung einzelner Einrichtungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts bis-
lang nicht recherchiert und ausgewertet worden. Aufschlussreich sind in diesem 
Zusammenhang die insgesamt acht Beiträge über „das freie Bildungswesen“ im 
„Handbuch für das Berufs- und Fachschulwesen“ (Kühne 1929).66  

2. Schulische Weiterbildung  

Während sich die Volksbildungstheoretiker in ihren Gestaltungsüberlegungen 
deutlich vom Schulsystem abgrenzten, nahm die schulische Weiterbildung in der 
Weimarer Republik quantitativ an Bedeutung zu. In den 1920er Jahren sind zur 
Vorbereitung von ehemaligen Volksschülern auf die Reifeprüfung dreijährige 
Lehrgänge eingerichtete worden, die jungen Erwachsenen zwischen 18 und 25 
Jahren, „die keine über die Volksschule hinausgehende Allgemeinbildung besit-
zen, aber in ihrem Beruf eine Begabung zeigen, die zu ihrer Entfaltung einer hö-
heren Schulung würdig ist“ (Löffler 1931, S. 61),67 eine „Eingangspforte zum 
Studium“ (ebd.) sein sollte. Hierbei handelt es sich um den Vorläufer der späte-
ren Kollegschulen. Auch die Abendgymnasien für Volkschulabsolventen, die 
das 18. Lebensjahr überschritten hatten, können als Einrichtungen schulischer 
Weiterbildung bezeichnet werden. Das erste wurde im Jahre 1927 in Berlin ein-
gerichtet (ebd.).  

Als schulische, aber nicht-staatliche Weiterbildungseinrichtungen sind an dieser 
Stelle auch die fachlichen Privatschulen, „Unterrichtsunternehmungen, deren 
Träger eine Privatperson oder eine private Personenvereinigung ist“ (Böhm 
1929, S. 543f.), zu nennen. Diese richteten sich zur Ausbildung an Jugendliche 
und zur Fortbildung an Erwachsene. Im Gefüge der Bildungsinstitutionen waren 
sie meistens autonom, sie gehörten in der Regel nicht zum öffentlichen Schul-
wesen,68 auch wurden sie von den (Weiter-)Bildungseinrichtungen der Körper-
schaften des öffentlichen Rechts sowie - trotz ihrer rechtmäßig vergleichbaren 
Stellungen - von den Angeboten industrieller und kaufmännischer Unterneh-
mungen abgegrenzt (ebd.).  

Nach 1871 sind eine Reihe solcher Schulen in den verschiedenen Berufszweigen 
gegründet worden, mit dem Argument, dass Staat, Gemeinden und Korporatio-

                                                
66  vgl. Baar (1929); Hellmich (1929); Haußer (1929); Nattermann (1929); Woldt (1929); 

Lenz (1929); Borchardt (1929); Oldenburg (1929).  
67  1919 in Stuttgart; 1923 in Hamburg und als „Arbeiterkurse“ in Berlin, 1924 in Altona (vgl. 

Löffler 1931, S. 61) 
68 In Hamburg wurde die Pflicht der Aufsicht über private Unterrichtsanstalten auf die Be-

rufsschulbehörde übertragen (vgl. Berufsschulbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg 
1925, S. 57).  
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nen den beruflichen Bildungsbedarf und die Bildungsbedürfnisse der Jugendli-
chen und Erwachsenen nicht hinreichend befriedigen würden. Ende der 1920er 
Jahre spricht Böhm (1929) von einer „schier unübersehbaren äußeren und inne-
ren Vielgestaltigkeit des fachlichen Privatschulwesens“ (S. 544).69 Auf der 
Reichsschulkonferenz wurde über Leitsätze für Privatschulen und ihre Einbin-
dung in das Schulsystem debattiert (vgl. Reichsministerium des Innern 1921, S. 
403-438). Während die Protagonisten sich auf den Artikel 142 (Freiheit in 
Kunst, Wissenschaft und Lehre) und die Artikel 146 und 147 der Weimarer Ver-
fassung beriefen und in ihnen eine „pädagogische Pfadfinderin“ (S. 404), zumal 
in der Jugendbildung, sahen, da sie mit der geringen Zahl an Schülerinnen und 
Schülern neue pädagogische Ziele und Unterrichtsweisen erproben könnten 
„und so dem Schöpferdrang des ahnenden, aber noch nicht gewürdigten päda-
gogischen Talents Anstoß und Möglichkeit zu neuen Untersuchungen und Ver-
suchen bieten“ (S. 404f.), wiesen Kritiker auf die Gefahren, wie Reproduktion 
von Chancenungleichheit, pädagogische Defizite, auf den Dilettantismus dieser 
Einrichtungen hin, auf „Übelstand, der bis zu einem gewissen Grade seine Er-
klärung darin findet, daß gerade Unterrichtsunternehmungen fachlicher Art ganz 
besonders und leider zuweilen in allererster Linie geschäftliche Unternehmun-
gen sind“ (Böhm 1929, S. 545).  

Die quantitativ gesehen bedeutendsten Einrichtungen schulischer Weiterbildung 
für Erwachsene waren die staatlichen (weiterführenden bzw. höheren) Fach-
schulen. Mitte der 1920er Jahre zählte die Berufszählung bereits 13.000 Er-
werbsberufe (vgl. Kühne 1929, S. 315). Für nur einen kleinen Teil hiervon gab 
es spezielle Fachkurse. Die Möglichkeiten des Besuchs von Fachschulen, die 
Angehörigen bestimmter Berufe zum Aufstieg in ihrem Fach befähigen sollten 
(vgl. Reichsministerium des Innern 1921, S. 717), wie in den Berufs-
Hauptgruppen, Gewerbe, Bergbau, Handel, Land- und Hauswirtschaft, waren 
unterschiedlich verteilt. Dennoch war bis Ende der 1920er Jahre „die Mannigfal-
tigkeit der Schulen [...] dauernd im Wachsen, entsprechend dem sich dauernd 
ändernden Aufbau der Wirtschaft und der Notwendigkeit, den Bedarf an tüchti-
gen Angestellten für alle Berufe zu decken“ (Löffler 1931, S. 102).  

Auch die Hochschulen spielten eine Rolle in der Erwachsenenbildung. Unmit-
telbar nach dem Krieg hatte Preußen damit begonnen, an Universitäten und 
Technischen Hochschulen Volkshochschulstellen einzurichten, mit dem Ziel, 
eine Verbindung zwischen Volkshochschule und Wissenschaft zu schaffen. Im 

                                                
69  „Neben Schulen für jeden Zweig handwerklicher, technischer, kunstgewerblicher, künstle-

rischer und kaufmännischer Berufsausübung, für Land- und Forstwirtschaft, für Beamten-
laufbahnen, für Sport und Spiel gibt es solche für jede Form häuslicher Betätigung; neben 
Schulen, die Kenntnisse oder Fertigkeiten umfassender Art – z.B. Ausbildung für Kaufleu-
te, Maschinenkonstrukteure, Bautechniker – zu vermitteln suchen, finden wir solche, die 
nur ein kleines Teilgebiet – z.B. Maschinenschreiben, Blumenbinden, Tafeldecken abde-
cken“ (ebd.).  
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Jahre 1924 gab es an 12 deutschen Universitäten und Technischen Hochschulen 
so genannte „Volkshochschulstellen“ (vgl. Archiv für Volksbildung 1924, S. 
4f.). Max Scheler (1921) hatte in acht Punkten70 Aufgaben und Ziele des Zu-
sammenwirkens von Universitäten und Volkshochschulen formuliert und dabei 
aber mit Nachdruck betont, dass es hierbei nicht um die Förderung von Berufs-
wissen gehen dürfe.  

3. Ungebundene und zweckfreie Anbieter  

Das außerschulische, von staatlicher Aufsicht und Regelung unabhängige und 
zweckfreie Volksbildungswesen expandierte nach dem Ersten Weltkrieg (vgl. 
Honigsheim 1921; Archiv für Volksbildung 1926). Hierzu zählten die Volks-
hochschulen, Heimvolkshochschulen und Abendvolkshochschulen, das Volks-
bücherei-, Vortrags-, Theater-, Bild- und Filmwesen und die Jugendverbände 
(vgl. Archiv für Volksbildung 1926, S. 1). In der Diskussion um die Gestaltung 
der „freien Volksbildung“, die besonders von den Vertretern der Neuen Rich-
tung geführt wurde, nahmen die Volkshochschulen eine prominente Position 
ein. Die Aufmerksamkeit und die Gründungswelle von Volkshochschulen und 
ihren unterschiedlichen Trägern gingen Hand in Hand (vgl. Lashen 1921). Gab 
es vor dem Krieg in Deutschland nur 18 Volkshochschulen, waren es im August 
1922 853 und Mitte der 1920er Jahre waren es „nach zeitgenössischer Schät-
zung“ ca. 2.000 (vgl. Langewiesche 1989, S. 340). 

Die Volkshochschulbildung war in der Diskussion um die Gestaltung des 
Volksbildungswesen die eigentliche Erwachsenenbildung, Volkshochschulen 
die eigentlichen Träger. Zu ihrer Profilierung innerhalb der Öffentlichkeit trug 
bei, dass die Volkshochschule als politisch neutrale Einrichtung nach 1919 für 
„Volkserneuerung“ und „Kulturaufbau“ stand71 (vgl. Kap. III). Die Vertreter der 
                                                
70  „[...] a) Mitwirkung der Universität bei der Schaffung, Erhaltung und Organisation der 

Volkshochschule; b) Lehrerstellung aus den Dozenten der Universität; c) Ausbildung von 
zukünftigen Lehrern der Volkshochschule an der Universität. Professoren der Pädagogik; 
d) vergleichendes Studium des Volksbildungsproblems und Erforschung der soziologi-
schen Bedingungen der Volksbildung an der Universität durch verschiedene Wissenschaf-
ten; e) Mitwirkung der Privatdozenten und Eröffnung neuer Tätigkeits- und Erwerbsgebie-
te für sie; f) Mitwirkung der Studenten; g) volkstümliche, von den Universitäten periodisch 
zu veranstaltende Kurse neben der Volkshochschule und als Fortbildungsmittel für solche, 
die eine Volkshochschule bereits besuchten; h) Gegenstände der Volkshochschule und 
Lehrmittel“ (S. 182).  

71  Nohl (1963) beschreibt die Situation nach 1919 folgendermaßen: „Da erschien die Volks-
hochschule als das neue Organ der Erhebung. Man hat später von einem ‚Volkshochschul-
rummel‘ gesprochen und sich lustig gemacht über den Eifer, der damals in allen großen 
und kleinen Städten ans Gründen ging – aber es war doch nur das leidenschaftliche Ver-
antwortungsgefühl der aus dem Krieg heimkehrenden geistigen Menschen, die dort das 
Volk neu sehen gelernt hatten und nun bei diesem Zusammenbruch aller Ideale in solcher 
geistigen Sammlung des Volkes den letzten festen Grund einer neuen Zukunft sahen. Die 
Volkshochschule erschien als das unbefleckte und von allen Gegensätzen und Vergangen-
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ungebundenen Volksbildungsbewegung beteuerten, dass innerhalb der Land-
schaft der vielfältigen Volksbildungsanbieter die Volkshochschule noch diejeni-
ge wäre, die am wenigsten in den Dienst partikularer Interessen stand und somit 
am ehesten garantieren konnte, dem Prinzip der Demokratisierung in der sich 
neu formierenden Gesellschaft zu entsprechen. Obwohl Volkshochschulen nicht 
als Stätten beruflicher Weiterbildung verstanden werden sollten, zeigte sich in 
der Praxis, dass hier durchaus auch berufliche Kurse angeboten wurden: „Mag 
es nämlich unter den Volksbildnern der Volkshochschule eine Anzahl solcher 
geben, denen die Vermittlung fachlich-zweckhaften Wissens und Könnens [...] 
ein Greuel ist, die sich in romantischer Gemeinschaftssäuselei ergehen und von 
dieser eine nebelhafte, neue Kultur oder die Rückkehr einer alten versprechen, 
für die Überzahl derselben trifft dies einfach nicht zu. Die Überzahl nämlich 
verneint die fachlich-zweckhafte Bildung durchaus nicht, sie hält sie im Gegen-
teil für sehr nötig für den Kampf der Tatsachen, in den die Jugend hineingestellt 
wird“ (Weitsch 1929, S. 85). Wie weiter unten gezeigt wird (Kap. VII; VIII), 
spielten die Volkshochschulen auch im Kontext der Arbeitslosenbildung und der 
betrieblichen Weiterbildung nicht nur als Anbieter allgemeiner und kultureller 
Erwachsenenbildung, sondern auch als Einrichtung zur Vermittlung beruflichen 
Fachwissens eine Rolle. Daneben engagierten sich Volkshochschulen auch in 
der „freigewerkschaftlichen Berufsausbildung“.72  

4. Körperschaften des öffentlichen Rechts  

In der Landschaft der beruflichen Weiterbildung spielten die Kammern, als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, „die zur Errichtung von Unterrichtsan-
stalten nach dem Gesetz befugt oder verpflichtet sind“ (Böhm 1929, S. 544), 
eine wesentliche Rolle. Unter der Regie der Handwerkskammern fanden diverse 
Kurse zur beruflichen Weiterbildung statt, die sich in erster Linie aus den Meis-
terkursen und den sogenannten Instruktions- und Führerkursen zusammensetz-
ten. Nachdem im Jahre 1904 der Deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag 
auf einer Vollversammlung in Lübeck erklärt hatte, dass er in den „Meisterkur-
sen ein hervorragendes Mittel zur praktischen Förderung des Handwerks erbli-
cke“ (Haußer 1929, S. 637), waren in den Jahren darauf nahezu alle Länder be-
strebt, die Aus- und Weiterbildung der Handwerksgesellen und -meister zu för-
dern. Die Instruktions- und Führerkurse umfaßten Themen wie Volkswirtschaft, 
Gewerbepolitik, Recht und weitere Themen, die Handwerker „für die spätere 
Übernahme von Führerämtern“ (S. 640) befähigen sollten.73 Zu erwähnen ist, 
                                                                                                                                                   

heiten der Zeit nicht belastete Instrument, das ihre Not an der Wurzel zu fassen vermochte“ 
(S. 23). 

72  Vgl. Fußnote in diesem Kapitel. 
73  „So ließ die Handwerkskammer Harburg [...] in zirka 14-tägigen Kursen für Handwerker 

besonders für Innungsvorstände Vorlesungen halten über allgemeine Volkswirtschaftslehre 
unter besonderer Berücksichtigung von Handwerkerfragen, Genossenschaftswesen und 
Gewerberecht, bürgerliches Recht und Arbeitsrecht, die Verfassung von Reich, Ländern 
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dass einige Handwerkskammern über die Meister- und Instruktionskurse hinaus 
volkshochschulähnliche Kurse für Handwerker angeboten haben, um ihnen die 
Möglichkeit zur Allgemeinbildung zu bieten. Diese fanden auch in Kooperation 
mit Volkshochschulen statt.  

Das 1927 gegründete Deutsche Handwerkerinstitut, das sich als „eine Art Hoch-
schule für Handwerkswirtschaft und Handwerksarbeit“ (S. 641) verstand, wollte 
für jene Gelegenheit zur Aus- und Weiterbildung bieten, „die als Beauftragte, 
Geschäftsführer von Organisationen, Verwaltungsbeamte, Volkswirte, Lehrer 
für das Handwerk tätig“ (S. 641) waren. In Hamburg unterhielt die Gewerbe-
kammer, die eine Industrie- und Handwerkerabteilung umfasste (vgl. Berufs-
schulbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg 1925, S. 56f.), berufliche Bil-
dungsangebote, zu denen über die Meisterkurse hinaus in Kooperation mit Be-
trieben spezielle Abend-Fortbildungskurse für im Handwerk und Industrie Be-
schäftigte angeboten wurden.  

Parallel dazu engagierten sich auch die Handelskammern in der Weiterbildung 
von Angestellten. Nachdem 1861 die zu dieser Zeit bereits bestehenden Han-
delskammern zum Allgemeinen Deutschen Handelstag zusammengetreten wa-
ren (vgl. Lehmann 1930, S. 4162), intensivierten sie die berufliche Weiterbil-
dung ihres kaufmännischen Nachwuchses. Aber erst mit der Novelle zum Han-
delskammergesetz von 1897 bekamen sie die Befugnis, die beruflichen Schulen 
der Lehrlinge zu unterstützen. In der Folgezeit waren die Handelskammern 
maßgeblich an der Politik um und für die kaufmännischen Schulen beteiligt (vgl. 
Borchardt 1929, S. 674).74 Seit Beginn des 20. Jahrhunderts haben mehr Kam-
mern ihre Bildungsaktivitäten auf die Weiterbildung ausgedehnt und damit auch 
die Aufgabenbereiche der zuständigen Ausschüsse. So hat beispielsweise die 
Industrie- und Handelskammer zu Altona den ständigen Ausschuss „für das 
kaufmännische Fortbildungsschulwesen“ (IHK Altona 1926, S. 57) im Jahre 
1928 umbenannt in den Ausschuss „für das kaufmännische und gewerbliche 
Bildungswesen“ (1928, S. 68). In Abendkursen konnten kaufmännische Ange-
stellte und gewerblich Beschäftigte sich weiterbilden. Insgesamt differenzierte 
sich während der Weimarer Republik die kaufmännische Weiterbildung parallel 
zum kaufmännischen Fachschulwesen merklich aus (vgl. Dikau 1987, S. 334).75 

                                                                                                                                                   

und Gemeinden, rationelle Betriebsführung, Handwerk und Presse, Handwerk und Parla-
ment. Die Handwerkskammern Altona und Flensburg veranstalteten ebensolche Kurse in 
Verbindung mit der Volkshochschule Rendsburg“ (Haußer 1929, S. 640).  

74  Ende der 1920er Jahre leisteten die 133 Handelskammern in Deutschland „erhebliche Mit-
arbeit auf dem Gebiete des beruflichen Schulwesens“ (Borchardt 1928, S. 674).  

75  In seiner Arbeit über „kaufmännische Erwachsenenbildung in Deutschland im 18. Jahr-
hundert“ belegt Erich Dauenhauer (1964), dass es theoretische und praktische Ansätze ei-
ner Weiterbildung erwachsener Kaufleute bereits vor dem Beginn der Industrialisierung im 
19. Jahrhundert gegeben hat: „Die großen Strukturveränderungen im kaufmännischen Bil-
dungswesen setzen ideengeschichtlich tief im 18. Jahrhundert ein. In einer Zeit der noch 
ungefährdeten berufsständischen Gliederung der Gesellschaft wurde nicht nur die kauf-
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Zu den großen Förderern gehörte der Deutsche Verband für das kaufmännische 
Bildungswesen (vgl. Borchardt 1929, S. 675).  

5. Wirtschaftsnahe Verbände, Vereine, Ausschüsse und Institute 

Bei der Organisation einzelner Gewerbe zu Spitzenverbänden seit der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde der fachliche Informationsaustausch der Mit-
glieder in Form von Vorträgen, Exkursionen, anhand von Verbandszeitschriften 
und Fachliteratur als ein zentrales Ziel formuliert. So ging es bei der Vereini-
gung von Arbeitgeberverbänden76 zum „Zentralausschuß der Unternehmerver-
bände“ am 18. Juni 1920 um die Fragen, „gibt’s überhaupt noch Wirtschaftsfüh-
rer, die imstande wären, ‚aus eigener Wissenschaft’ zu handeln und nicht nur 
lediglich auszuführen, was andere wollen? Ist der Entwicklungs- und Ausbil-
dungsgang von Führern durch die eigene Industrie noch ausreichend zur Beherr-
schung der Gesamtbranche [...]? Wären Bildungsgelegenheiten auf dem weiten 
Gebiete der Wirtschaftskunde, denn um diese Kenntnis handelt es sich, denkbar, 
um wirtschaftliche Generalstäbler zu schaffen?“ (Lehmann 1930, S. 4165). Die-
se Überlegungen waren Anstoß dafür, dass entsprechende Weiterbildungsmög-
lichkeiten für die „Wirtschaftsführer“ geschaffen wurden.  

Besonders die technisch-wissenschaftlichen Verbände sorgten sich um die be-
rufliche Fortbildung ihrer Angehörigen. Zweck des im Jahre 1858 gegründeten 
Vereins Deutscher Ingenieure (VDI) war es, „ein inniges Zusammenwirken der 
geistigen Kräfte deutscher Technik zur gegenseitigen Anregung und Fortbildung 
im Interesse der gesamten Industrie Deutschlands“ (zit. n. Hellmich 1929, S. 
625) zu fördern. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts kam es zu weiteren 
Gründungen von technisch-wissenschaftlichen Vereinen mit ähnlichen Zielset-
zungen.77 Der 1916 gegründete „Deutsche Verband technisch-wissenschaftlicher 

                                                                                                                                                   

männische Jugendbildung inhaltlich neu begründet, gleichzeitig wurde das Problem der 
Weiterbildung der Handelsgehilfen und auch der schon selbständig gewordenen Kaufleute 
von allen bedeutenden Handlungswissenschaftlern des 18. Jahrhunderts erkannt“ (S. 124).  

76  Hierzu gehörten der Reichsausschuß der Deutschen Landwirtschaft, der Reichsverband der 
Deutschen land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgebervereinigungen, der Reichsverband 
der deutschen Industrie, die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, der Reichs-
verband des Deutschen Handwerks, der Hansabund für Gewerbe, Handel und Industrie, der 
Zentralverband des deutschen Großhandels, die Vereinigung der Arbeitgeberverbände des 
Großhandels, die Hauptgemeinschaft des deutschen Einzelhandels, der Zentralverband des 
Deutschen Bank- und Bankiersgewerbe, der Reichsverband der Bankleitungen, der 
Reichsverband der Privatversicherung, der Arbeitgeberverband Deutscher Versicherungs-
unternehmungen und der Reichsverband des deutschen Verkehrsgewerbes (vgl. Lehmann 
1930, S. 4166). Unterhalb dieser Ebene gab es noch etliche branchenbezogene Vereinigun-
gen und Verbände, die ebenfalls an der Fortbildung ihrer Mitglieder interessiert waren und 
diese praktizierten.  

77  z.B. 1859 Deutscher Verein von Gas- und Fachmännern, 1871 Verband deutscher Archi-
tekten und Ingenieurvereine, 1880 Verein deutscher Eisenhüttenleute, 1887 Verein deut-
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Vereine“, der sich als Dachorganisation der bis dahin 42 Vereinen verstand, sah 
eine seiner Hauptaufgaben in der Verbreitung von Wissen innerhalb des freien 
Bildungswesens, und zwar vor allem durch das Zeitschriftenwesen.78 „Die Zeit-
schriften der technisch-wissenschaftlichen Verbände sind die wertvollste Grund-
lage des freien technischen Bildungswesens in Deutschland“ (Hellmich 1929, S. 
626). Ein weiterer „Grundpfeiler“ (S. 627) des freien technischen Bildungswe-
sens war das Vortragswesen. Die Gründung zwischenverbandlicher Arbeitsge-
meinschaften wie die „Arbeitsgemeinschaft für das Vorlesungswesen“ und die 
„Vereinigungen zur Förderung technisch-wissenschaftlicher Vorträge“ sollten 
zur „systematischen Pflege“ der technischen Weiterbildung beitragen (S. 629).  

Auf Initiative des (VDI) und des Verbandes Deutscher Maschinenbauanstalten 
(VDMA) wurde 1908 der Deutsche Ausschuß für Technisches Schulwesen 
(DATSCH) gegründete, der in erster Linie für die Vereinheitlichung und den 
Ausbau des technischen Schulwesen zuständig war, sich darüber hinaus auch 
der Frage nach der Weiterbildung der Facharbeiter, der Meister und der techni-
schen Ingenieure zuwandte (vgl. DATSCH 1914, S. 178; vgl. Kap. VIII). Dane-
ben forderte der Ausschuss den Ausbau der praxisnahen „Arbeiterfortbildung“ 
in Form von Abendkursen an den Berufs- und Fachschulen (Volk 1929, S. 67) 
sowie die „Weiterbildung erwerbsloser Facharbeiter“ (Kantorowicz 1931, S. 
11).79 Im Interesse der Wirtschaft an einer weitgehenden Autonomie in der Wei-
terbildung legte der DATSCH besonderen Wert darauf, „durch möglichst weni-
ge gesetzliche Vorschriften dem Tüchtigen freie Bahn zu lassen“ (Wagner 1919, 
S. 113).  

Der Ingenieursweiterbildung wandte sich vor allem die „Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Betriebsingenieure“ (ADB) zu, die unter anderem in Kooperation mit 
dem „Reichsausschuß für Arbeitszeitvermittlung“ (REFA) in zahlreichen Kur-
sen „Stückzeitrechner“ ausbildete. Um die Optimierung des freien technischen 
Bildungswesens, d.h. um die Erhöhung des Wirkungsgrades und Verbesserung 
der Organisation des Lehrmitteleinsatzes war Oskar Lasche bemüht. Seine Be-
strebungen führten zu der Gründung der „Technisch-Wissenschaftlichen Lehr-
mittelzentrale“ (TWL), die auch Material für die (Selbst-)Qualifizierung von 
Ingenieuren entwickelte (vgl. DATSCH 1931, S. 25).  

                                                                                                                                                   

scher Chemiker, 1893 Verband deutscher Elektroniker, 1899 Schiffbautechnische Gesell-
schaft (vgl. Hellmich 1929, S. 625).  

78  Hierzu zählten die „VDI-Nachrichten“, sowie diverse Sonderzeitschriften dieses Vereins, 
wie „Technik und Wirtschaft“, „Maschinenbau“, „Technik in der Landwirtschaft“, „Archiv 
für Wärmewirtschaft und Dampfkesselwesen“, „Zeitschrift für angewandte Mathematik 
und Mechanik“, „Technische Zeitschriftenschau“. Auch von den übrigen Verbänden wurde 
eine Reihe fachspezifischer Zeitschriften herausgegeben, wie „Stahl und Eisen“ vom Ver-
ein deutscher Eisenhüttenleute, „Metall und Erz“ von der „Gesellschaft deutscher Metall-
hütten- und Bergleute“ usw. (vgl. Hellmich 1929, S. 623)  

79  Inwieweit die Forderungen des DATSCH zur „Arbeiterfortbildung“ und Arbeitslosenbil-
dung auch durch ihn umgesetzt wurden, wird hier nicht belegt.  
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All diese genannten Ausschüsse und Körperschaften waren neben weiteren dem 
„Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit“ (RKW), dessen Aufgabe in der „He-
bung der Wirtschaftlichkeit auf allen Gebieten der gesamten Wirtschaft (RKW 
1930, S. 3723) bestand, angeschlossen oder standen diesem nahe. Das Reichsku-
ratorium hatte ein unmittelbares Interesse an dem berufsfachlichen Austausch, 
zumal von Vorgesetzten und Ingenieuren.  

Einen besonderen, zumal ideologisierenden und erzieherischen Part innerhalb 
der beruflichen Weiterbildung und „Erwachsenenerziehung“ nahm das 1925 von 
Eisenhüttenmännern gründete „Deutsche Institut für Technische Arbeitschu-
lung“ (DINTA) ein. Das von K(C)arl Arnhold, der zum Leiter des DINTA er-
nannt wurde, in der Gelsenkirchener Bergwerks AG aufgebaute System einer 
„sozialen Betriebspolitik“ stellte einen zentralen Anknüpfungspunkt für die 
DINTA-Arbeit dar. Der Generaldirektor der Vereinigten Stahlwerke - Albert 
Vögler - verhalf dieser Konzeption dazu, Grundlage des betrieblichen Erzie-
hungswesens in der gesamten deutschen Industrie zu werden. In ihrer Anfangs-
phase knüpfte die DINTA-Arbeit an die Erfahrungen in der Aus- und Weiterbil-
dung der Berliner Metallindustrie, der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg, der 
Dortmunder Union an, ebenso wie an die Lehrpläne und Lehrgänge des 
DATSCH, an die Arbeiten des „Ausschusses für Berufsausbildung“ (A.f.B.) und 
an wissenschaftliche Untersuchungen auf dem Gebiet der „Menschenökonomie“ 
und der „sozialen Betriebslehre“ (Arnhold 1931, S. 31f.). Der Schwerpunkt der 
DINTA-Konzeption lag zunächst in der Berufsausbildung, später auch in der 
Weiterbildung: „Ausgangspunkt der DINTA-Arbeit ist die Werksjugend. Immer 
stärker aber tritt die Erwachsenenschulung in den Vordergrund“ (S. 30). Das 
DINTA sah sich als „unterstützendes“ Institut bei der Förderung betrieblicher 
„Erwachsenenschulung“, insbesondere auch insofern, als es selber Ingenieure 
und Vorgesetzte in Fragen der „Menschenökonomie“ schulte. Zentrales Ziel da-
bei war die „Ausbreitung des Dinta-Gedankens in den Betrieben“ (Arnhold 
1931b, S. VIII). Zu den Themen der Weiterbildung der „Dinta-Ingenieure“, die 
überwiegend in Form von Vorträgen mit anschließender Diskussion stattfand, 
gehörten „praktische Ausbildungsarbeit“, „Facharbeiterprüffragen“, „Betriebs-
führung“, „Schulwesen/ Pädagogik“, „Jugendpflege“, „Werkpflege“. Für die 
Weiterbildung von Betriebs- und Grubenbeamten waren oftmals ganze „Ar-
beitswochen“ vorgesehen, zumal sich die Kurse „keineswegs darin [erschöpfen], 
den Betriebspraktikern zu zeigen, nach welchen allgemeingültigen Grundsätzen 
schaffende Menschen zu behandeln und zu führen sind“, sondern diese Kurse 
sollten den Zweck erfüllen, die Betriebsbeamten „innerlich bereit und äußerlich 
befähigt“ zu machen, genauer: sie zu „Trägern der DINTA-Ideen innerhalb ihrer 
Arbeitsbereiche zu formen“ (S. I). Ein wesentliches Instrument der Indoktrinati-
on der Arbeiter waren die Werkzeitungen, denen Arnhold (1928) eine „ungeheu-
re Wirkung der Arbeiter-Massierung“ (S. 506) zuschrieb und sie zu „Steue-
rungsmitteln der modernen Industriearbeit“ (ebd.) machen wollte.  
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6. Gewerkschaftliche Anbieter 

Als Antwort auf die kapitalistische Rationalisierungs- und Arbeitspolitik etab-
lierte sich die Arbeiterbildung, die sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts von der bürgerlichen Bildung absetzte. Ferdinand Lassalle stellte explizit 
das Klassenbewusstsein des Proletariats der bürgerlichen Bildungsidee gegen-
über. Er gründete den „Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein“ (1863). Bildung 
als Mittel im Klassenkampf wurde von gewerkschaftlichen und parteilichen Or-
ganisationen der Arbeiterklasse bis zum Ersten. Weltkrieg ausgebaut, intensi-
viert und verstärkt. Von den Arbeiterbildungsbestrebungen ausgehend etablierte 
sich dann die gewerkschaftliche Bildungsarbeit (vgl. Fricke 1931, S. 75), die mit 
dem Wachsen und der Ausdifferenzierung der Gewerkschaften zunehmend 
„planmäßig“ (Woldt 1929, S. 649) gestaltet wurde. Eine hervorragende Bedeu-
tung in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit spielte die Funktionärsschulung 
(vgl. Fricke 1931, S. 80). Auch die Bildung der „Masse“ organisierter Arbeiter 
und der Angestellten galt als eine Voraussetzung für erfolgreiche Gewerk-
schaftspolitik.80  

Der Aufgabenkreis der Gewerkschaften hatte sich zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts weiter aufgefächert und in diesem Zuge sind neue Aufgabenbereiche und 
Berufe entstanden, mit denen ein Bildungsbedarf verbunden war, den nicht nur 
die Gewerkschaften, sondern auch der Staat zu befriedigen hatten: „Denn die in 
diesen neu geschaffenen Ämtern und Ehrenämtern Tätigen stehen zugleich im 
Dienst der Gewerkschaften und des Staates“ (Leipart/Erdmann 1930, S. 992). 
Als staatliche Institute wurden Anfang der 1920er Jahre einige gewerkschaftli-
che Bildungseinrichtungen gegründet: die „Akademie der Arbeit“ und zwei 
staatliche Wirtschaftsschulen (Fachschulen für Wirtschaft und Verwaltung). 
Woldt (1929) bezeichnete diese Institutionen als „Schuleinrichtungen für die 
geistige Oberschicht innerhalb der Arbeiterschaft“ (S. 652), also für jene, die 
eine höhere Schulbildung genossen haben. Mit der im Jahre 1921 auf Anregung 
von Hugo Sinzheimer gegründeten „Akademie der Arbeit in der Universität 
Frankfurt a.M.“ - der Nachfolgerin der 1901 gegründeten „Akademie für Sozial- 
und Handelswissenschaften“ (vgl. Antrick 1966, S. 22) - ist das „staatliche Inte-
resse an der Heranbildung von Gewerkschaftsführern mit wissenschaftlich ver-
tieftem Verständnis für staatspolitische und wirtschaftliche Fragen erstmalig in 

                                                
80  Die Gewerkschaften müssen „ihre Mitglieder dahin bringen, wenigstens die Generallinie 

der Verbandspolitik zu billigen, innerlich zu begreifen. Das hat aber zur Voraussetzung, 
dass die Mitglieder die Umstände [...] begreifen können. Sie dieses ‚Begreifen’ zu lehren, 
die Masse also geistig zur Beurteilung objektiver Tatbestände und zu einer daraus folgen-
den sachlichen Würdigung der Politik ihrer Organisation auch in schwierigen Situationen 
zu befähigen, gehört mit zu den wichtigsten Aufgaben der gewerkschaftlichen Bildungsar-
beit“ (S. 83).  
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großzügiger Weise bekundet worden“ (Gumpert 1923, S. 47).81 Die neunmona-
tige Ausbildung diente nicht der Vorbereitung auf höhere Berufe, sondern auf 
die Wiederkehr in die Praxis, in der die Teilnehmer vor dem Besuch der Aka-
demie standen und in die sie „selbständiger“ und „kritischer“ (S. 47f.) zurück 
kommen sollten. Während sich die Akademie der Arbeit auf die Verbreitung 
von Staats-, Wirtschafts-, Gesellschaftslehre und gewerkschaftspolitische Fragen 
konzentrierte (vgl. Antrick 1966, S. 210-215), lag der Schwerpunkt der Berliner 
und Düsseldorfer Wirtschaftsschulen auf den Gebieten Betriebs-, Volkswirt-
schaftslehre, Sozialpolitik, Recht und Arbeiterpädagogik. Beide Schulen sind im 
Jahre 1922 durch Alfred Kühne gegründet worden und unterstanden nicht dem 
Preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, sondern 
dem Preußischen Handelsministerium (vgl. Seelbach 1932, S. 326). Erwähnt sei 
an dieser Stelle auch die von Fritz Fricke in Berlin gegründet „Berliner Gewerk-
schaftsschule“, in ihren ersten Jahren, also ab 1919, unter dem Namen „Freie 
Hochschulgemeinde für Proletarier“ bekannt (vgl. Fricke 1931).  

Neben der politischen und wirtschaftlichen Bildung waren die Gewerkschaften 
bestrebt, Möglichkeiten zur „geistigen Fortbildung“ und „künstlerischen Ge-
schmacksbildung“, zur „körperlichen Kräftigung“ und „seelischen Erhebung“ zu 
bieten.82 Gerade in diesem Punkt wurden Unterstützungen und Kooperations-
möglichkeiten mit den Volkshochschulen gesucht und gefunden. Auch in der 
gewerkschaftlichen Bildung waren die Bibliotheken bzw. die „Gewerkschafts-
bibliotheken“, Fachzeitschriften („Gewerkschaftspresse“), Vortragswesen und 
Arbeitsgemeinschaften die Hauptformen praktischer Unterrichtsarbeit. 

Die gewerkschaftliche Bildungsarbeit umfasste aber auch Angebote jener beruf-
lichen Bildung, die nicht der Vorbereitung auf eine Funktionärstätigkeit dienten, 
sondern der individuellen Berufstätigkeit zugute kommen sollten. So zählte der 
ADGB die „Förderung der beruflichen und allgemeinen Bildung der jugendli-
chen Mitglieder durch Lehrlingszeitschriften, Vorträge, Filme, Betriebsbesichti-
gungen u.a.“ (Archiv für Volksbildung 1926, S. 26) zu seinen Aufgaben. Die 
großen Handlungsgehilfenverbände83 sahen in der beruflichen Weiterbildung 

                                                
81  Der Gründungsvertrag für die Akademie wurde zwischen dem Preußischen Ministerium 

für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung einerseits und dem Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund (ADGB), Gewerkschaftsring der Arbeiter-, Angestellten- und Beam-
tenverbände und dem Deutschen Beamtenbund abgeschlossen. Neben der Förderung der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit war aber auch ein wesentliches Motiv, „die junge Uni-
versität Frankfurt aus staatlichen Mitteln zu unterstützen“ (Gumpert 1923, S. 46).  

82  Solche Bildungsgelegenheiten „weisen zahlreiche Mängel im Aufbau und in der Leitung 
auf, leiden an der Planlosigkeit, die das gesamte, feigewerkschaftliche Bildungswesen 
noch durchzieht, und stoßen an die Schranken, die der erfolgreichen Volksbildungsarbeit 
durch das Wesen der gewerkschaftlichen Organisationen gesetzt sind“ (Gumpert 1923, S. 
113). 

83  Zu diesen Verbänden zählten in der Weimarer Republik der Gewerkschaftsbund der Ange-
stellten, der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband, der Verband der weiblichen 
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ihrer Mitglieder einen ihrer zentralen Programmpunkte. So heißt es im „Nach-
weiser für das deutsche Volksbildungswesen“ unter Deutschnationaler Hand-
lungsgehilfen-Verband: „Aufgaben: Bearbeitung aller Fragen, die mit der beruf-
lichen und volksbürgerlichen Weiterbildung der Verbandsmitglieder zusam-
menhängen“ (Archiv für Volksbildung 1926, S. 27).  

Die meisten Angestelltenverbände haben im Laufe der Jahre nach dem Ersten 
Weltkrieg „eigene Bildungsstätten eingerichtet und in besonderen Lehrgängen 
und Vorträgen, in staatsbürgerlichen Schulungskursen, in Arbeitsgemeinschaf-
ten, durch Bibliotheken, durch in eigenen Verlagsanstalten hergestellte Literatur, 
durch ein gutausgebildetes Fachzeitschriftenwesen und gute Jugendzeitschriften, 
durch eigene Film- und Lichtbildvorträge versucht, eine Standeskultur zu schaf-
fen, die sich den Dienst für den kulturellen Fortschritt des ganzen Volkes frei-
willig mit eingegliedert“ (Borchardt 1929, S. S. 679).  

Die Gewerkschaften waren auf der Basis von Berufsverbänden aufgebaut und 
auf das Zusammengehörigkeitsgefühl der Mitglieder und deren Berufsidentifika-
tion angewiesen. Entsprechend wurde „von Beginn der gewerkschaftlichen 
Entwicklung an auch auf das berufliche Können der Mitglieder Wert gelegt“ (S. 
122). In Kooperationen mit unterschiedlichen Trägern der beruflichen Bildung, 
aber auch mit den Volkshochschulen84 wurde fachlicher Unterricht praktiziert. 
So haben auch andere Berufsverbände für ihre Mitglieder Kurse angeboten, al-
len voran der Buchdruckerverband, der Malerverband und im Laufe der 1920er 
Jahre immer stärker auch der Metallarbeiterverband (vgl. Gumpert 1923, S. 
125).  

7. Zusammenfassung 

Trotz der defizitären Datenlage, der Intransparenz in der beruflichen Weiterbil-
dung und den Schwierigkeiten bei Versuchen der Systematisierung kann zum 
einen festgehalten werden, dass das Spektrum der Anbieter- und Angebote in 
der Weimarer Republik breit war. Neben der beruflichen Weiterbildung an Pri-
vat-, Fach- und Volkshochschulen, die gegen Ende der 1920er Jahre an Bedeu-
tung gewann, spielte insbesondere auch diejenige eine Rolle, die von partikula-
ren, interessengebundenen Trägern, vorwiegend für ihre Klientel, angeboten 
wurde. Entsprechend der gesichteten Quellen und Dokumente waren die wirt-
schaftsnahen Institute, Vereine und Verbände, die häufig in Kooperation mit der 
Industrie Weiterbildung durchgeführt haben, auf dem beruflichen Weiterbil-
dungsmarkt präsent. Ihre Angebote richteten sich in erster Linie an mittlere und 
                                                                                                                                                   

Handels- und Büroangestellten e.V., der Zentralverband der Angestellten, der Verband ka-
tholisch-kaufmännischer Vereinigungen Deutschlands e.V und der Allgemeine Verband 
der Versicherungsangestellten (vgl. Borchardt 1929). 

84  „Besonders neuerdings wird die Volkshochschule hier und dort auch der freigewerkschaft-
lichen Berufsausbildung nutzbar gemacht, obwohl Fachbildung für Berufszwecke von den 
meisten Volkshochschulen nicht als Zweck betrachtet wird“ (Gumpert 1923, S. 124).  
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gehobene Führungskräfte. Mit dieser Statusdifferenzierung bei der Zuweisung 
von Weiterbildungsmöglichkeiten wurde gleichzeitig die Arbeitsteilung zwi-
schen Weiterbildung für den Arbeitsmarkt, die vorrangig in Kooperation mit 
öffentlichen sozialpädagogischen und wohlfahrtsstaatlichen Einrichtungen prak-
tiziert wurde, und der betrieblichen Weiterbildung unterstützt.  
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VI. Arbeitsverwaltung und Betrieb als Weiterbildungsanbieter 
Weiterbildung für Arbeitslose und betriebliche Weiterbildung konnten bereits in 
der Weimarer Republik in unterschiedlichen Institutionen stattfinden. Träger 
solcher Weiterbildung waren die Arbeitsverwaltungen und Betriebe, deren ei-
gentliche Ziele nicht die Weiterbildung ihrer jeweiligen Klientel war. Sie gehör-
ten zu jenen Trägern mit „weiterbildungsimpliziter (abgeleiteter) Zieldimensi-
on“ (Friebel 1993, S. 14). Weiterbildung war und ist weder originäres Ziel von 
Arbeitsmarktpolitik noch von betrieblicher Beschäftigungspolitik. Die im Kon-
text der Arbeitsmarktpolitik und von Betrieben finanzierte Weiterbildung stand 
und steht im Dienst der jeweils übergeordneten Zweckbestimmungen: Regulie-
rung des Arbeitsmarktes und Reproduktion der Betriebs-, Personalpolitik und 
Steigerung der Produktivität. Weiterbildung für Arbeitslose und betriebliche 
Weiterbildung hatten zu Beginn des 20. Jahrhunderts ihren Ausgangs- und 
Hauptbezugspunkt nicht im Erziehungs- und Bildungswesen und waren diesem 
gegenüber nicht verpflichtet. Dennoch gab es unterschiedliche Anknüpfungs-
punkte: sei es aufgrund der Nutzung von und Kooperation mit schulischen Ein-
richtungen sowohl in personeller als auch materieller Hinsicht, der Beteiligung 
am und Nutzbarmachung vom pädagogischen Denken zur Legitimation der ei-
genen Praxis sowie des Rückgriffs auf Überlegungen zur Unterrichtsgestaltung.  

Aus sozioökonomischer Sicht lassen sich die sichtbaren Anfänge der Weiterbil-
dung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb mit dem Ausbau arbeitsmarktpoliti-
scher Instrumentarien im Zuge zunehmender Arbeitslosigkeit sowie der kom-
plexer werdenden Qualifikationsstruktur in der Industrie begründen (vgl. Kap. 
II). Eingebunden in den Kontext des pädagogischen Denkens zeigten sich auch 
in diesen beiden Weiterbildungsbereichen deutliche Strategien der Vergemein-
schaftung, Mechanismen der Bildungszuteilung sowie Präferenzen für die Ver-
lagerung von Weiterbildung an den „Ort des Geschehens“ (Arbeitsnähe) (vgl. 
Kap. III). Die damalige Erwachsenenbildungsdiskussion reproduzierte – mit ih-
ren Postulaten nach weitgehender Autonomie von Staat und vom Schulsystem – 
eine Reihe politischer und pädagogischer Handlungsspielräume in der Arbeitslo-
senbildung und betrieblichen Weiterbildung (vgl. Kap. IV.).  

Abgesehen von den strukturellen und ideellen Kontexten von Weiterbildung für 
Arbeitslose und betrieblich Beschäftigte, die wesentliche Anstöße und Einfluss-
faktoren quasi von außen lieferten, sind beide Bereiche auch unter dem Aspekt 
ihrer je endogenen Entwicklung zu betrachten. Die Entwicklungslinien dieser 
Weiterbildungsbereiche bis zur Weimarer Republik werden Gegenstand der Ka-
pitel VII und VIII sein.  

Als Einleitung für diese Hauptkapitel sollen folgend insbesondere die Logiken, 
Funktionen, Differenzen und Abhängigkeitsverhältnisse der beiden Weiterbil-
dungsbereiche beschrieben werden.  
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1. Weiterbildung im Kontext von Arbeitsmarktpolitik  

Bereits im 19. Jahrhundert wurden im Zusammenhang mit der öffentlichen Ar-
menpflege so genannte „Armen-„ und „Arbeitshäuser“ eingerichtet mit den Zie-
len der Beseitigung der Bettelei, der sinnvollen Beschäftigung arbeitsloser Ar-
mer und ihrer Wiederbefähigung zur Arbeit (vgl. Buss 1843). Die „planmäßige 
Versorgung“ Arbeitsloser ist im Grunde aber eine Erscheinung des 20. Jahrhun-
derts (Lehfeldt 1925, S. 1). Erst nach dem Krieg, nachdem die Erwerbslosenfür-
sorge ausgebaut worden war und sich der Staat verpflichtet hatte, die Arbeitslo-
sen zu unterstützen85, kam es auch zu einer Ausdifferenzierung der Arbeitslo-
senbildung. Neben Berufsberatung und Arbeitsvermittlung gehörten Ausbildung 
und Umschulung Arbeitsloser zu Instrumenten der „qualitativen Arbeitsmarkt-
politik“ (Wehrle 1930, S. 314), von der Finanzierungsleistungen und Versiche-
rungsschutz unterschieden werden konnten. Angestrebt wurde mit den „qualita-
tiven“ Maßnahmen „ein möglichst vollkommener Ausgleich von Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt“ (Syrup 1927, S. 16).  

Ziel von Weiterbildung im Kontext staatlicher Arbeitsförderung war die Wie-
dereingliederung von Arbeitslosen in Arbeit, Maßnahmen der Sozialintegration 
und kulturellen Bildung, die im Kontext der Arbeitslosenbildung in mehr oder 
minder großem Umfang – zumal in Zeiten geringerer Arbeitslosenzahlen - 
nachweisbar waren, ergänzten aufgrund ihrer Funktion der Reproduktion von 
Arbeitsorientierung und der Vermittlung systemstabilisierender Interpretations-
muster von Gesellschaft die beruflichen Anpassungsleistungen von Maßnahmen 
der „Ertüchtigung“, „Fortbildung“ und „Umschulung“.  

Trotz des formulierten Anspruchs auf Intervention in die reguläre betriebliche 
Beschäftigungspolitik war die Arbeitsmarktpolitik ein der betrieblichen Be-
schäftigungspolitik nachgeordnetes Politikfeld. Die staatliche Arbeitsmarktpoli-
tik reagierte trotz ihres Ausbaus zumal seit der Mitte der Weimarer Republik mit 
ihren Mitteln und Instrumenten lediglich – obwohl bereits damals die Notwen-
digkeit einer präventiven Arbeitsmarktpolitik erkannt war: „Eine vorsorgende 
und vorbeugende Arbeitsmarktpolitik tut [...] mehr als je not. Meist scheitert ei-
ne großzügige Arbeitsmarktpolitik daran, dass die variablen Momente des Ar-
beitsmarktes sich allzu oft einer halbwegs sicheren Voraussicht und Kalkulation 
entziehen. Arbeitsmarktpolitik bleibt ein schönes Wort, wenn es nicht gelingt, 
wenigstens da, wo man mit einer annähernden Gewißheit über eine zukünftige 
Konstellation des Arbeitsmarktes rechnen kann, entsprechende Maßnahmen in 
die Wege zu leiten. Wir stecken auf dem Gebiet der Konjunktur- und Arbeits-
marktprognose noch zu sehr in den Anfängen“ (Kastelsteiner 1928, S. 31).  

Allein von sich aus waren die arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien nicht in 
der Lage, Arbeitslosigkeit abzubauen. Hierzu bedurfte es der Unterstützung, 

                                                
85  Vgl. ausführlich Kap. VII. 
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dem Entgegenkommen von und der Kooperationen mit potentiellen Beschäfti-
gern, den Betrieben, die aber diejenigen waren, die unter ökonomischem Druck 
Beschäftigung abbauten und aufgrund ihres Interesses an einer weitgehend au-
tonom gesteuerten Beschäftigungspolitik Interventionen von außen abzuwehren 
versuchten. Aus der Sicht der Arbeitslosenbildungspolitik bedeutete dies, dass 
kaum gezielt darauf hin geschult werden konnte, Qualifikationsengpässe zu de-
cken, sondern nur auf bereits eingetretenen Arbeitskräftebedarf, der sich aber im 
Laufe der Weimarer Republik auf dem regulären Arbeitsmarkt immer mehr re-
duzierte, reagiert werden konnte. Damit war die arbeitsmarktpolitische Wirk-
samkeit von Arbeitslosenbildung von vornherein eingeschränkt.  

Die Arbeitslosenbildung war bereits seit ihrem Ausbau mit Unsicherheiten kon-
frontiert, nicht zuletzt aufgrund ihrer vielfachen Abhängigkeiten: von Beschlüs-
sen arbeitsmarktpolitischer Steuerungsgremien auf Reichs-, Landes- und kom-
munaler Ebene, von dem Vorhandensein notwendiger Ressourcen und Kapazitä-
ten für ihre Durchführung sowie nicht zuletzt von der betrieblichen Beschäfti-
gungspolitik. Die Vermittlung in reguläre, von der Arbeitsverwaltung unabhän-
gige Beschäftigung war ein zentrales Ziel der Arbeitsmarktpolitik und ihrer In-
strumente, auch wenn dessen Realisierbarkeit mit zunehmender Arbeitslosigkeit 
als immer geringer eingeschätzt wurde. Am Ende der Weimarer Republik be-
stand eine zentrale Funktion der Arbeitslosenbildung darin, das politische Sys-
tem vom Druck kollektiver Aktionen der Arbeitslosen zu befreien. In den Maß-
nahmen ging es verstärkt um Erziehung, Vergemeinschaftung und Befriedung 
der Arbeitslosen. Als seit der zweiten Hälfte der 1920er zunehmend künstlich 
geschaffene Ersatzarbeitsmärkte geschaffen wurden, die zu Beginn der 1930er 
Jahre in die staatliche Regulierung des Freiwilligen Arbeitsdienstes (FAD) ein-
bezogen wurden, war Arbeitslosenbildung nicht mehr primär ein unmittelbares 
Förderinstrument mehr, sondern in Form von „Arbeitsschulung“ und „Arbeits-
erziehung“ für den „Arbeitsdienst“ an solche Surrogate für berufliche Tätigkeit 
geknüpft. 

Betriebe, ihre Beschäftigungspolitik und ihr spezifisches Interessen an Qualifi-
kationen waren für die Arbeitslosenbildungspolitik zunächst zentrale Orientie-
rungspunkte (vgl. Gaebel 1923; Reh 1995). Hingegen war die betriebliche In-
vestitions- und Produktionspolitik an der Reproduktion und Optimierung der 
betrieblichen Marktposition und Wettbewerbsfähigkeit orientiert, Zielen, denen 
auch die Beschäftigungs- und Qualifizierungspolitik folgten, für die eine Ab-
schottung von externen Arbeitsmarktbedingungen immer symptomatischer wur-
de (vgl. Lutz 1984; Schmiede 1994; Schudlich 1994). 

Die Konsequenz hieraus war ein Auseinanderdriften von Arbeitsmarktpolitik 
und Beschäftigungspolitik und somit von Arbeitslosenbildung und betrieblicher 
Weiterbildung. Bereits damals galt das, was Brandenburg (1980) Ende der 
1970er Jahre festgestellt hat: „Die zweifellos einschneidenste Eingrenzung ar-
beitsmarktpolitischer Steuerung liegt im Entscheidungsverhalten der Betriebe 
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[...]. Unübersehbar ist, daß die Ziele, die die Betriebe mit Weiterbildung verbin-
den, sich zum großen Teil nicht mit denen der Arbeitsveraltung decken“ (S. 60). 
Diese Differenz führte schon in den 1920er Jahren dazu, dass Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung für Arbeitslose praktisch völlig von denen für Be-
schäftigte getrennt waren. 

2. Weiterbildung und betriebsinterne Arbeitsmarktstrategien 

Im Zusammenhang mit ihrer investitions- und produktionspolitischen Entschei-
dungsfreiheit waren und sind Betriebe auch in personalpolitischer Hinsicht 
weitgehend autonom. Dank der freien Verfügbarkeit über die Kombination der 
Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit, über die Gestaltung des Arbeitsprozes-
ses, die Einstellung, Entlassung und damit über den quantitativen und qualitati-
ven Arbeitskräftebedarf sowie aufgrund der Definitionsmacht über die „Markt-
gängigkeit“ (Max Weber) der Ware Arbeitskraft, über Qualifikationen der Be-
schäftigten und der zunehmenden personal- und qualifizierungspolitischen 
Selbstversorgung waren die Betriebe bereits in der Weimarer Republik weitge-
hend unabhängig von externen Arbeitsmarktgeschehen (vgl. Homburg 1989, S. 
232). Um diese Unabhängigkeit von externen Bedingungen zu wahren und Ar-
beitskräfte- bzw. Qualifizierungsprobleme auch weiterhin nach eigenen Interes-
sen lösen zu können, haben Großbetriebe internen Arbeitsmärkte86 aufgebaut - 
als Einheit, in der Allokation von Arbeit und Rekrutierung von Personal durch 
eine Reihe eigener Regeln und Prozeduren reguliert werden (vgl. Doerin-
ger/Priore 1971, S. 1). Damit „beherrscht das Unternehmen ein Stück Umwelt, 
es gliedert einen Marktausschnitt in den eigenen Herrschaftsbereich ein. [...]. 
Interne Arbeitsmärkte bedeuten die unmittelbare Verfügung über Arbeitskraft-
ressourcen zur quantitativen und qualitativen Veränderung des Arbeitskräftean-
gebots” (Sengenberger 1987, S.87).  

Als eine sich unter bestimmten historischen gesellschaftlichen und ökonomi-
schen Bedingungen entwickelte betriebliche Strategie fand die Internalisierung 
von Arbeitsmärkten gegen Ende des 19. Jahrhundert ihren Ausdruck in betriebs-
spezifischen Strukturen des Arbeitskräfteeinsatzes, ebenso wie in betriebsspezi-
fischen Aufgabenverteilungen, Differenzierungen von Positionen, Tätigkeiten 
und Qualifikationen. Vor dem Hintergrund der sich verschärfenden Konkur-
renzbedingungen und der Fluktuation der Arbeiter bewirkte die Industrie damit, 
dass sie im personalpolitischen Bereich über relativ verlässliche und frei verfüg-
bare Ressourcen verfügte und so je nach Bedarf flexibel auf nicht oder nur be-
grenzt antizipierbare Veränderungen reagieren konnte. So erfolgte in einer Reihe 
von Industriezweigen – nachweisbar in der Hüttenindustrie, der Chemischen 
Industrie, der Steinzeugindustrie, der Metall- und Elektroindustrie, der Feinme-
chanik und der Fahrzeugbauindustrie (vgl. Schudlich 1994) – der Ausbau von 

                                                
86  Vgl. Altmann/Bechtle/Lutz 1978; Doeringer/Piore 1971; Sengenberger 1987; Kock 1994 
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nach außen hin relativ abgeschirmten, unter betrieblicher Eigenregie verfolgten 
Strategien der Arbeitskräftepolitik, zu denen die betriebliche Sozialpolitik, die 
Leistungswirtschaft, die Entlohnung und die Qualifizierung zählten.  

Mit der Internalisierung der Arbeitskräftepolitik versuchten Betrieben zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts nicht nur, sich vom externen Arbeitsmarktgeschehen, son-
dern auch von den außerhalb des Betriebes lauter werdenden Forderungen der 
erstarkenden Arbeiterklasse unabhängig zu machen. Insbesondere die Gewerk-
schaften waren aus der Sicht der Betriebe eine Bedrohung für ihre Arbeitskräf-
tepolitik. Die auch von betrieblicher Seite nicht zu verhindernden gewerkschaft-
lichen Zusammenschlüsse qualifizierter Facharbeiter standen dem betrieblichen 
Interesse an einer weitgehenden Bindung dieser Belegschaftsgruppe gegenüber: 
„Mit deren Hilfe [der gewerkschaftlichen Zusammenschlüsse] konnten die Ar-
beiter – durch Kontrolle des Arbeitskräfteangebots – die bestehende Asymmet-
rie der Marktchancen wenn auch nicht beseitigen, so doch zu ihren Gunsten kor-
rigieren“ (Müller-Jentsch 1986, S. 26). Den Arbeitnehmervertretern war zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts daran gelegen, „das prinzipielle Machtungleichge-
wicht auf dem Arbeitsmarkt durch Organisation der Solidarität der Arbeiter zu 
kompensieren mit dem Ziel, das Angebot an Arbeitskräften und die Konditionen 
der Verwertung der Arbeitskraft im Unternehmen zu beeinflussen“ (Homburg 
1991, S. 247).  

Die Sicherheit des eigenen Hoheitsbereichs und der Autonomie der Betriebe 
schien auch da tangiert, als der Staat versuchte, mit verschiedenen Gesetzen und 
Verordnungen in alle Aspekte des Arbeitsmarktgeschehens zu intervenieren. Die 
rechtliche Grundlage hierfür war der Artikel 157 der Reichsverfassung,87 der die 
Arbeitskraft unter einen „besonderen Schutz“ stellte (z.B. rechtliche Absiche-
rung des Tarifvertrages).  

Neben diesem zentralen Element des staatlich geschützten kollektiven Arbeits-
rechts sollte die Ordnung des Arbeitsmarktes durch den Ausbau des Arbeits-
nachweiswesens, die Erwerbslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung, die 
die Marktpositionen der Arbeitslosen verbessern sollten, hergestellt werden. In 
diesem Konflikt suchte die Industrie nach Wegen, ihre wirtschaftliche und poli-
tische Macht zu behaupten. Zugute kam den Großunternehmern, dass sie durch 
ihre besondere Produktionspolitik und Rationalisierungsmaßnahmen Einschrän-
kungen ihrer Dispositionsfreiheit „durch die kollektive Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen und die staatlich verbandliche Ordnung des Arbeitsmarktes 
gleichsam unterlaufen, zumindest aber relativieren konnten“ (S. 232).  

Letztendlich hatten die staatlichen und gewerkschaftlichen Interventionsbemü-
hungen nur eine geringe Reichweite. Denn obwohl der Arbeitgeberverband in 
das kollektive Arbeitsrecht gesetzlich eingebunden und damit sein Handlungs-

                                                
87  „Die Arbeitskraft steht unter dem besonderen Schutz des Reiches. Das Reich schafft ein 

einheitliches Arbeitsrecht“. 
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spielraum im Vergleich zum Kaiserreich eingeengt war, behielten unterhalb die-
ser Verbandsebene die Einzelunternehmen weiterhin ein hohes Maß an Auto-
nomie, und je größer der Druck von außen wurde, sei es infolge von Lohn-, Ar-
beitszeitforderungen und von Forderungen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik sowie nicht zuletzt in der Berufsbildung (Ausgestaltung der Berufsschulen 
und Bemühungen zu ihrer reichsgesetzlichen Regelung,88 gewerkschaftliche 
Mitwirkungsansprüche an Ausbildungsfragen89) und die „Sorge vor dem öffent-
lichen Eingriff“ (Stratmann 1990, S. 296) immer größer wurde, umso mehr gin-
gen Betriebe dazu über, bestimmte Bereiche, wie die Allokation und Qualifizie-
rung von Arbeitskräften, innerbetrieblich auszubauen. Beispielsweise haben die 
I.G. Farbenwerken in den 1920er Jahren einen eigenen Arbeitsnachweis aufge-
baut, der in direktem Kontakt zu den Personalabteilungen der Werke stand. Ver-
setzungen, Fortbildungen, Umschulungen, Beförderungen, Entlassungen konn-
ten so weitgehend fabrikintern geregelt werden (vgl. Kramer 1994).  

Insgesamt folgte die Ausgestaltung betrieblicher Weiterbildung in der Weimarer 
Republik drei miteinander verbundenen betrieblichen Strategien (vgl. Büch-
ter/Kipp 2003): Erstens dem Aufbau komplexer, hierarchisch gegliederter Orga-
nisationsstrukturen und die betriebsspezifischen Tätigkeits- und Positionsdiffe-
renzierungen, deren Konstitution und Reproduktion durch betriebliche Weiter-
bildung erfolgt ist (vgl. Kap. II; VIII), zweitens dem Ausbau betriebsinterner 
Arbeitsmärkte seit der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts (vgl. Lutz 1984, S. 64-
78), in dessen Kontext betriebliche Weiterbildung zu einem Modus personalpo-
litischer Selbstversorgung und zu einem betrieblichen Regulativ beruflicher 
Ausbildung avancierte; und drittens der Sozialpolitik und den Vergemeinschaf-
tungsstrategien der Industrie, in die betriebliche Weiterbildung als ausbildungs-
übergreifende Form der Interessenharmonisierung und der Erziehung zur „Be-
triebs-„ und „Volksgemeinschaft“ einbezogen wurde.  

3. Betriebsexterner und interner Arbeitsmarkt und Weiterbildung 

Während also die Ziele der Weiterbildung für den Arbeitsmarkt in der „Repro-
duktion des Arbeitsmarktes“, der Vermittlung zwischen externem und internem 
Arbeitsmarkt und der „sozialen Sicherung“ zu sehen sind (vgl. Harney 1997, S. 
106), geht es der betrieblichen Weiterbildung um die „Reproduktion des Betrie-
bes“ (S. 108), um die Stabilisierung von nach außen hin relativ unabhängiger 
betriebsspezifischer Beschäftigungs- und Qualifizierungspolitik.  

                                                
88  Vgl. hierzu ausführlich Muth (1985), S. 495-501; zur „negativen Haltung der Wirtschaft in 

bezug auf die Ausdehnung der Berufsschulpflicht“ (vgl. S. 516-519). 
89  Im Jahre 1919 verabschiedete der 10. Gewerkschaftskongress in Nürnberg Beschlüsse zur 

„Regelung des Lehrlingswesens“. In Abschnitt I, Ziff. 2 heißt es: „Zur Regelung der Lehr-
lingsverhältnisse werden mit Zuständigkeit für das Reich für jeden Beruf paritätisch aus 
Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bestehende Zentralkommissionen einge-
setzt“ (zit. n. Pätzold 1982, S. 49-52).  
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Konzentriert sich die Arbeitslosenqualifizierung so lange wie möglich auf den 
Betrieb als (potenzieller) Abnehmer von Qualifikationen, sind Betriebe mit ihrer 
Weiterbildung auf sich bezogen. Werden in der arbeitsmarktbezogenen Weiter-
bildung eher verallgemeinerbare berufliche Qualifikationen, soziale Qualifikati-
onen, so genannte Kulturtechniken mit dem Ziel der Verbesserung der Mobilität 
und der sozialen Anpassung vermittelt - oder auch solche spezifischen Fertigkei-
ten, die für die Ausübung von Ersatzarbeit auf einem künstlich geschaffenen 
Arbeitsmarkt relevant sind - stehen in der betrieblichen Weiterbildung – zumal 
der arbeits- und berufsbezogenen – auf den Betrieb bezogene Inhalte im Vor-
dergrund (vgl. Kap. VIII).  

Differenzen zwischen beiden Bereichen bestehen vor allem hinsichtlich der 
Rekrutierung der Teilnehmer: Wird die Arbeitslosenweiterbildung in der Regel 
von jenen Personen frequentiert, die zumindest bereits einmal im Beschäfti-
gungssystem abgelehnt wurden, gehören zu den Teilnehmenden betrieblicher 
Weiterbildung Beschäftigte mit längerfristigen betrieblichen Verbleibsperspek-
tiven. Schließlich werden Unterschiede hinsichtlich des gesellschaftlichen 
Images der beiden Weiterbildungsbereiche deutlich: Als Auffangmöglichkeit für 
diejenigen, denen die Beschäftigung auf dem betrieblichen Arbeitsmarkt versagt 
geblieben ist, haftet der Arbeitslosenweiterbildung im Vergleich zur betriebli-
chen Weiterbildung eher das Image von kostenverursachenden Reparaturleis-
tungen an, aus der Sicht der Betroffenen, deren Interesse sich auf die berufliche 
Wiedereingliederung und auf die Vermeidung eines prekären Sozialstatus rich-
tet, bedeutet sie eine Unterbrechung in der Arbeits- bzw. Berufskontinuität.  

Abb. 19: Differenzen von Eigenschaften von Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und 

im Betrieb 

Weiterbildungseigenschaften Arbeitsmarkt Betrieb 

Rechtsform öffentlich-rechtlich privatrechtlich 

Teilnehmende Arbeitslose Beschäftigte 

Politischer Kontext 
Arbeitsmarkt/Sozialpolitik Rentabilitätspolitik/interner 

Arbeitsmarkt 

Reproduktionsfunktionen 

Funktionsfähigkeit des Ar-
beitsmark-

tes/Arbeitsmarktpolitik/ soziale 
Sicherung 

Funktionsfähigkeit der Be-
triebs-, Personal- und Qualifi-
zierungspolitik/ Vergemein-

schaftung 

Qualifizierung vermarktungsbezogen betriebsbezogen 

4. Zusammenfassung 

Arbeitsverwaltungen und Betriebe waren und sind nicht-originäre Weiterbil-
dungsanbieter. Die von ihnen finanzierte und angebotene Weiterbildung folgte 
bereits in der Vergangenheit arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Logik 
(vgl. Kap. VII; VIII). Für sie sind eigene, geschlossene Modi der Rekrutierung 
ihrer jeweiligen Teilnehmer – Arbeitslose und Beschäftigte – symptomatisch. 
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Berührungspunkte zwischen diesen beiden Weiterbildungsbereichen zum Erzie-
hungs- und Bildungssystem ergeben sich insofern, als der schulische und beruf-
liche Abschluss der (potenziellen) Weiterbildungsteilnehmer Selektionskriterien 
bei der Zuweisung von Weiterbildungsmöglichkeiten darstellen. Eine weitere 
Verbindung zum Erziehungs- und Bildungssystem ergibt sich aus den Gemein-
samkeiten pädagogischer Leitbilder, die nicht nur in originären Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen, sondern auch in der Weiterbildung dieser impliziten 
Anbieter kommuniziert werden. Zu den chronischen Strukturmerkmalen des 
Verhältnisses zwischen Weiterbildung für den Arbeitsmarkt und im Betrieb ge-
hören Segmentation und Arbeitsteilung.  

Die Trennung zwischen beiden Weiterbildungsmarktsegmenten war und ist zum 
einen Ergebnis des losen Zusammenhangs zwischen Arbeitsmarktpolitik und 
betrieblicher Beschäftigungspolitik, für den Abstimmungsdefizite, zumal in Zei-
ten von wirtschaftlichen Krisen und Arbeitslosigkeit, symptomatisch sind. Wäh-
rend bereits in der Weimarer Republik die Aufgabe der Weiterbildung für Ar-
beitslose in der Reproduktion des Arbeitsmarktes und der sozialen Sicherung 
bestand, war die betriebliche Weiterbildung eingebunden in die betriebliche be-
schäftigungspolitische Strategie der Abschirmung vom externen Arbeitsmarkt 
und der Internalisierung von Arbeitskräftepolitik.  

Dies soll in den folgenden Kapiteln ausführlich dargestellt werden. 
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VII. Weiterbildung für den Arbeitsmarkt 
Obwohl die Wurzeln der Arbeitslosenbildung bis ins 19. Jahrhundert zurückrei-
chen und hier insbesondere im Kontext der Armen- und Krüppelfürsorge (vgl. 
Büchter/Kipp 2002a) zu sehen sind, kann die Zeit, in der ein umfassenderer ge-
sellschaftlicher Bedarf an Erziehung und Bildung Arbeitsloser definiert und Ar-
beitslosenbildung in größerem Umfang sozialstaatlich instrumentalisiert wurde, 
erst auf die 1920er Jahre datiert werden. Die gestiegene Arbeitslosigkeit, die In-
stitutionalisierung und zunehmende juristische Verankerung staatlicher Sozial-
politik, der Anspruch, gesellschaftliche Krisen durch Erziehung und Bildung 
meistern zu können, der fortschreitende Ausbau von Jugend- und Erwachsenen-
bildung waren in der Weimarer Republik wesentliche Anstöße für die Arbeitslo-
senbildung. Trotz des Bedeutungszuwachses, den die Weiterbildung auf dem 
Arbeitsmarkt nach dem Ersten Weltkrieg erfahren hat, lässt sich für den weite-
ren Verlauf der Weimarer Republik eine äußerst paradoxe Entwicklung rekon-
struieren: „Ausbau und Konsolidierung arbeitsmarktorientierter Bildungsmaß-
nahmen in Zeiten ökonomischer Stabilisierung, Reduzierung und Funktions-
wandel dieser Maßnahmen während ökonomischer Krisen, in denen dann die 
sozialisationsorientierten Maßnahmen angeboten und zum vorherrschenden pä-
dagogischen Interventionsinstrument werden“ (Reh 1995, S. 251). Im Laufe der 
Arbeitslosenbildungspolitik wurden spezifische Muster des pädagogischen Den-
kens (vgl. Kap. III) funktionalisiert und reproduziert: Restabilisierung von Volk 
und Gemeinschaft und - insbesondere ab der zweiten Hälfte der Weimarer Re-
publik - Bildungsreduktionismus zugunsten von Erziehung zur Arbeitspflicht 
und zum Arbeitsdienst, die im Freiwilligen Arbeitsdienst (FAD) erfolgen sollte. 
Symptomatisch für die Arbeitslosenbildung war ferner eine fehlende Verzah-
nung mit dem Bildungssystem und eine fehlende Anschlussfähigkeit an das Be-
schäftigungssystem bzw. an die betriebliche Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungspolitik sowie eine chronische materielle, personelle und pädagogische Un-
terversorgung der Maßnahmen.  

Im Folgenden wird zunächst die Ausdifferenzierung der Arbeitslosenbildung aus 
der Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der staatlichen Arbeitsmarktpolitik 
(Kap. 1 - 5) rekonstruiert, sodann Formen, Funktionen und Einrichtungen der 
Arbeitslosenbildung (Kap. 6 - 7) dargestellt sowie schließlich die Restriktionen 
(Kap. 8) und der Übergang von der Arbeitslosenbildung in den Freiwilligen Ar-
beitsdienst (Kap. 9) beleuchtet.  

1. Zur Entwicklung von Arbeitslosigkeit vor 1919 

Nach dem Ersten Weltkrieg realisierten sich die bereits zuvor geäußerten Be-
fürchtungen vom Nachlassen der lange Zeit als gleichsam naturwüchsig ange-
nommenen Selbststeuerungskraft des Arbeitsmarktes: Die Arbeitslosigkeit er-
reichte ein bis dahin nicht gekanntes Ausmaß.  
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Das „Trauma von Weimar“ (Niess 1979, S. 9) überkam die Bevölkerung aber 
nicht plötzlich. Arbeitslosigkeit brach nicht unverhofft herein und war nichts 
gänzlich Neues. Abgesehen von Phasen arbeitsmarktpolitischer Entspannungen 
gab es erwerbsfähige Personen ohne bezahlte Arbeit spätestens seit der Zeit des 
Übergangs vom Spätmittelalter zur Neuzeit, als Folge der Erosion ständisch mit-
telalterlicher Ordnung und tradierter Lebensformen: „Die durch die Auflösung 
der feudalen Gesellschaften und durch stoßweise, gewaltsame Expropriation von 
Grund und Boden Verjagten, dies vogelfreie Proletariat konnte unmöglich eben-
so rasch von der aufkommenden Manufaktur absorbiert werden, als es auf die 
Welt gesetzt ward. Andererseits konnten die plötzlich aus ihrer gewohnten Le-
bensbahn Herausgeschleuderten sich nicht ebenso plötzlich in die Disziplin des 
neuen Zustandes finden. Sie verwandelten sich massenhaft in Bettler, Räuber, 
Vagabunden“ (Marx/Engels 1979 S. 761f.). Bevor in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts Arbeitslosigkeit als Auslöser für politische und soziale Konflikte 
und als Aufgabe staatlicher Fürsorge erkannt wurde, war sie lange Zeit ignoriert 
oder als ein sich selbst heilender Sonderfall und eine Plage isoliert worden. Wa-
cker (1983) beschreibt, wie Arbeitslose, ebenso wie Behinderte, Kranke und Al-
te im Mittelalter und im 18. Jahrhundert als Gefahr für die gesellschaftliche 
Ordnung, für Recht und Sitte stigmatisiert, verfolgt und sozial ausgegrenzt wur-
den. In vielen Städten wurden Strafanstalten, die ebenso wie Waisen-, Irrenhäu-
ser und Spitäler „Aufbewahrungsanstalten“ waren, errichtet.90  

Der Industrialisierungsprozess war von Beginn an von Arbeitslosigkeit begleitet, 
aber erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit seinem „take-off“ 
(Whitman Rostow) wurde sie als Problem volkswirtschaftlicher und sozialer Si-
cherung thematisiert. Industrie- und agrarwirtschaftliche Wachstumsstörungen 
in den Jahren der „Gründer-Krise“ 1873-1879, die Depression von 1891/92 trie-
ben die Arbeitslosigkeit mit ihren Folgen der Pauperisierung und Kriminalisie-
rung in die Höhe. „Indes deutet alles darauf hin, daß die Arbeitslosigkeit eine 
gewaltige Ausdehnung besitzt“ (Herkner 1894, S. 204). Die Ergebnisse der Be-
rufszählung vom 14. Juni 1895 und der Volkszählung vom 2. Dezember 1895 
machten im Kaiserreich erstmals die Lage auf dem Arbeitsmarkt transparent: 
Danach waren Mitte 1895 299.352 und Ende des Jahres bereits 771.005 Men-
schen arbeitslos (vgl. Chai 1930, S. 305). In den darauf folgenden Jahrzehnten 
wuchs die Arbeitslosigkeit – abgesehen von konjunkturbedingten Unterbre-
chungen – stetig an, bis sie 1933 die Sechs-Millionen-Grenze erreichte (vgl. 
Kap. II). 

Ende des 19. Jahrhunderts wurde Arbeitslosigkeit zunehmend als aktiv anzuge-
hendes Problem gedeutet, und Arbeitslose wurden eher als Träger von brauchba-

                                                
90  So wird beispielsweise der Bau eines Zuchthauses in Hamburg um 1620 darauf zurück 

geführt, „dass um 1600 die Bettlerplage so unerträglich geworden sei, dass es kaum noch 
möglich war, auf der Straße ein Gespräch zu führen, ohne von Bettlern umringt und beläs-
tigt zu werden“ (Stang, zit. n. Wacker 1983, S. 21). 
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ren Ressourcen wahrgenommen. Von nun an wurde Arbeitslosigkeit also auch 
unter dem Aspekt der Vergeudung von Arbeitskraft betrachtet, die anderswo 
noch nützlich eingesetzt werden sollte und wodurch die Arbeitslosen dann die 
Chance materieller, sozialer und psychischer Restabilisierung erhalten könnten. 
Aus ordnungspolitischer Perspektive wurde nun argumentiert, dass eine ledig-
lich existenzielle Versorgung der Arbeitslosen negative Arbeitseinstellungen der 
Betroffenen nicht beseitigen, sondern forcieren würde: Deshalb sollte es nicht 
darum gehen, die Arbeitslosen nur zu versorgen, sondern sie auch zu „betätigen“ 
und zu „befähigen“, denn: „dem Arbeitsfähigen geben, heißt den Müßiggang 
belohnen, und dadurch alle Laster und Unordnungen ermuntern“ (Buss 1834, S. 
3). Zugleich drang immer mehr das ins öffentliche Bewusstsein, was Herkner 
(1894) am Ende des 19. Jahrhunderts schrieb: „Man kann nicht erwarten, daß 
unsere Arbeiter mit der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung einen aufrichtigen 
Frieden schließen, solange sie ihnen keine ausreichende Schutzwehr gegen den 
Abgrund der Arbeitslosigkeit errichtet“ (S. 273).  

Bis die Unterstützung und Förderung von Erwerbslosen als staatliche Aufgabe 
ausgebaut wurde, vergingen Jahre, in denen aus unterschiedlichen Perspektiven 
Arbeitslosigkeit und die mit ihr verbundenen negativen Konsequenzen publik 
gemacht worden waren. So mehrte sich um die Jahrhundertwende die Zahl der 
Veröffentlichungen zum „Problem der Arbeitslosigkeit“ (Troeltsch 1907), wobei 
aber nicht nur auf ihre negativen Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft 
hingewiesen, sondern zunehmend auch die Frage nach den „Aufgaben des Staa-
tes angesichts der Arbeitslosigkeit“ (Adler 1894) aufgeworfen wurde. Häufiger 
kamen auch die Arbeitslosen selber zu Wort, Berichte über ihre Befindlichkeit 
und ihren Alltag wurden publiziert, um ihr persönliches Schicksal zu verdeutli-
chen und die Notwendigkeit der Unterstützung zu unterstreichen. „Die Arbeits-
losigkeit schwebt wie ein Damoklesschwert über dem Haupt des Arbeiters, sie 
ist eine ständig drohende Gefahr für ihn“ (Hirschberg 1897, S. 192). In der „Ar-
beiterfrage“ von Levenstein – einer 1912 publizierten Befragung von 5.040 In-
dustriearbeitern – kommen in diversen Äußerungen die Ängste der Arbeiter vor 
der Arbeitslosigkeit zum Ausdruck: „Mich drückt am meisten die Abhängigkeit, 
das Schreckgespenst eines guten Tages auf die Straße zu fliegen und dem Elend 
preisgegeben zu sein“ (S. 134). Schließlich war es die faktische Verbreitung von 
Arbeitslosigkeit, aufgrund derer ihre Ursachen nicht mehr wie bisher allein auf 
ein individuelles Verschulden reduziert werden konnten. Die außerhalb der Per-
son des Arbeitnehmers liegenden wirtschaftspolitischen Entstehungsgründe tra-
ten offensichtlicher zu Tage. Sombart (1912) sprach von der „sozialen Arbeits-
losigkeit“, die dann einträte, „wenn der Arbeiter arbeiten will, von sich aus auch 
arbeiten kann, trotzdem aber keine Arbeit findet, weil keine Nachfrage nach sei-
ner Arbeitskraft vorhanden ist“ (S. 122).  

Während des Ersten Weltkrieges führten zunächst Produktionsstockungen, Un-
terbrechungen des Außenhandels und schließlich Rohstoffknappheit in vielen 
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Betrieben zu Absatzschwierigkeiten – Massenentlassungen und Betriebsstillle-
gungen waren die Folgen. Nach dem Ersten Weltkrieg stellte sich die Arbeits-
marktsituation noch drastischer dar: „Die bei dem plötzlichen Aufhören der 
Kriegsaufträge vor die durch die Waffenstillstandsbedingungen doppelt er-
schwerte Aufgabe der Umlenkung in den Friedensbetrieb gestellte Industrie war 
infolge der Inlandswirren, der mangelnden Kohlen, Rohstoffe und Aufträge aus 
Inland und Ausland außerstande, trotz des Verlustes von zwei Millionen leis-
tungsfähiger Arbeitskräfte, den heimkehrenden Kriegern Arbeitsgelegenheit zu 
bieten“ (Statistisches Reichsamt 1920, S. 3). Die Demobilmachung bedeutete für 
viele während des Krieges insbesondere in der Industrie tätige Menschen die 
Entlassung aus der Beschäftigung: „Etwa 6 bis 7 Millionen Soldaten kamen zu-
rück und wollten ihre Arbeit wieder aufnehmen. Ihre Arbeitsplätze befanden 
sich in stillgelegten Industrien oder waren während des Krieges von Frauen und 
jugendlichen Arbeitern besetzt worden“ (Reh 1995, S. 18). Als Lösung wurde 
beispielsweise eine „Vereinbarung mit den Hoechster Farbwerken über die 
Durchführung der Demobilisation vom 14.11.1918“ formuliert, in der es heißt: 
„Alle vom Heeresdienst entlassenen [...] werden bei den Farbwerken wieder 
eingestellt [...]. Sind Entlassungen notwendig, so erstrecken sich diese zunächst 
auf: a) ledige Arbeiter und Arbeiterinnen, die früher in der Landwirtschaft tätig 
waren; b) auf einen Teil der Mitglieder einer und derselben Familie, die in meh-
reren Mitgliedern im Betrieb in Arbeit stehen“ (zit. n. Penkert 1995, S. 41). 

Die Weimarer Republik begann mit einer Vielzahl von Arbeitslosen, so dass in 
der Wahrnehmung der Bevölkerung Arbeitslosigkeit rasch zu einem Alltagsphä-
nomen avancierte. Immer öfter wurde sie in den Unterhaltungsmedien themati-
siert: „In Hörspielen, Filmen und Romanen wurde nun das Elend der Arbeitslo-
sen dargestellt als ein den einzelnen schuldlos ereilendes Schicksal, auf das in-
dividuell zu reagieren kaum möglich war“ (Reh 1995, S. 51). Auch die Zahl der 
Fachbeiträge zum Thema Arbeitslosigkeit stieg nun rapide an, wobei bis etwa 
zur zweiten Hälfte der 1920er Jahre neben den wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen von Arbeitslosigkeit auch die Frage der Arbeitslosenversicherung einen 
wesentlichen thematischen Schwerpunkt bildete (vgl. Bonß/Heinze 1984, S. 13). 
Nachdem im Jahre 1927 das „Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung“ (AVAVG) in Kraft getreten und damit die Diskussion über die 
Unterstützung der Arbeitslosen leicht abgeebbt war, gleichzeitig die Arbeitslo-
senzahlen – zumal durch die Weltwirtschaftskrise ausgelöst – weiter in die Höhe 
stiegen, machte die Hoffnung auf eine baldige Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
Fragen nach den Formen von Betätigung und Befähigung bzw. nach der richti-
gen Behandlung der Arbeitslosen jenseits des regulären Arbeitsmarktes Platz.  

2. Arbeitslosigkeit und Volksgemeinschaft 

Gewerkschaften, aber auch Unternehmer und Arbeitgebervertreter, Sozialpoliti-
ker und Pädagogen sahen in der Arbeitslosigkeit eine Gefahr bei der Restabili-
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sierung der „Ganzheit“ des Volkes, eine Bedrohung für die „Volksgemein-
schaft“. Kaum ein Autor, der sich mit Fragen der Arbeitslosigkeit befasste, ver-
zichtete darauf, die seelische und körperliche Situation der Arbeitslosen zu be-
schreiben und zugleich auf die Gefahren der „Entsittlichung“ und „Entzweiung“ 
des Volkes hinzuweisen. Arbeitslosigkeit potenziere die ohnehin schon verbrei-
tete Tendenz der „Verwahrlosung“ Jugendlicher und ärmerer Erwachsener. Jo-
hannes Schult (1919), Hamburger Schulpolitiker, warnte unmittelbar nach dem 
Krieg vor einer „Verwilderung“ der Jugend, einem „schrankenlosen Emporwu-
chern antisozialer Instinkte“, verwies auf „ein hemmungsloses Triebleben“, auf 
„geschlechtliche Genüsse“, „Zügellosigkeit“ der Jugendlichen (S. 11). Um 
„Volksgesundheit“ und „Volksgemeinschaft“ nicht verkommen zu lassen, so der 
Tenor, müsse vor allem auch der hygienische und psychische Zustand der Ar-
beitslosen in den Blick genommen werden (vgl. Hafeneger 1988, S. 28-31).  

Mit zunehmender Arbeitslosigkeit trat neben die Frage der sozialen Folgen die 
nach den psychischen Auswirkungen auf die Betroffenen: „Wie eine Seuche las-
tet die jahrelange Arbeitskrise auf unserem deutschen Volk und verschont kaum 
eine Familie mit ihren verheerenden Folgen, materiellem Mangel und seelischen 
Nöten mannigfacher Art“ (Marx 1931, S. 101). Konsens bestand darin, dass es 
bei der Frage nach der „Behandlung“ von Arbeitslosen um deren „Seelenwohl“ 
und darüber um das „Volkswohl“ zu gehen habe: „Die allermeisten Menschen 
sehen die Arbeitslosenfrage nur vom wirtschaftlichen und materiellen Stand-
punkte aus. Es kommt ihnen meist nicht zum Bewußtsein, daß auch hier ein 
Mensch mit einer Seele steht, mit einem Innenleben“ (Kemkens 1931, S. 609).91 
Immer häufiger wurden in den Beiträgen Betroffenenaussagen wiedergegeben92. 
In Schulungskursen für Arbeitslose wurden die Teilnehmer dazu aufgefordert, in 
                                                
91  Die besonders zu Beginn der 1930er Jahre sich häufenden seelischen Zustandsbeschrei-

bungen von Arbeitslosen lauten in etwa so: „[...] ein starkes Schwinden der Arbeitslust, die 
sich in einer allgemeinen Erschlaffung, einem ‚Sichgehenlassen’, einer Abneigung, ir-
gendwelche Widerstände zu überwinden, äußert. – Parallel hierzu geht eine Verminderung 
der Konzentrationsfähigkeit, da keine Aufgaben zur Sammlung und zum Einsatz zwingen. 
Das Zeitgefühl geht verloren. Der Jugendliche hat keine Vorstellung mehr von dem Wert 
der Zeit, verliert dementsprechend auch Gefühl und Neigung zur rechten Zeiteinteilung. 
Weiter ist eine allgemeine Verflachung feststellbar. Es fehlt dem Leben das eigentlich 
Ernsthafte, das Verantwortung verlangt“ (Deutsches Archiv für Jugendwohlfahrt und Ar-
chiv für Volksbildung im Reichsministerium des Innern 1931, S. 7).  

92  So hat beispielsweise die Volkshochschule Sachsen im August 1930 Äußerungen von Ar-
beitslosen gesammelt: „Die Erwerbslosen geben in Berichten offen zu, dass sie ‚ziel- und 
planlos durch die Straßen’ schlendern, um wenigstens für Stunden den ‚mürrischen Ge-
sichtern’ daheim zu entgehen. Sie kommen sich als ‚wertlose Glieder der Gesellschaft vor’ 
und verlieren den Glauben ‚an die Gemeinschaft und an den Willen des Staates’. ’Als Ar-
beitsloser’, so heißt es, ‚lernt man das Hassen“ (Engelhardt 1931, S. 1). Auch Fritz Dieck 
(1930) beschreibt die „Vorgänge in der Psyche junger Arbeitsloser“ (S. 70) anhand von ge-
sammelten Niederschriften von Betroffenen: Als „typisch“ wurden auch Aussprüche ge-
deutet wie „‚Wenn man Arbeit hätte, würde ich mit meinem Vater auskommen’ und 
‚Wenn man kein Geld nach Hause bringt, ist es mit der Liebe aus’“ (Kemkens 1931, S. 1).  
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Aufsätzen ihre Situation und ihre Ängste zu beschreiben (vgl. Seelbach 1932, S. 
437). Publizierte Darstellungen des Zustands der Arbeitslosen erfolgten häufig 
assoziativ und waren interessengeleitet93, zumal in jenen Arbeiten, in denen sich 
die Autoren im Kontext nationaler Ideologie und mit dem Ziel der Erziehung der 
Arbeitslosen „Gedanken zu einer Arbeitslosenpädagogik“ (Poppelreuther 1931) 
machten.  

Ende der 1920er Jahre nahm die Frage nach dem erzieherischen „Umgang mit 
Arbeitslosen“ (Nötzel 1933) weit mehr Raum ein als jene, zu dieser Zeit bereits 
im Ansatz sich befindenden Überlegungen zu einer vorsorgenden und vorbeu-
genden Arbeitsmarktpolitik, in deren Kontext die Auseinandersetzung mit beruf-
licher Bildung eine bedeutende Rolle hätte spielen können. Gedanken zur ar-
beitsmarktpolitisch wirksamen Berufsqualifizierung Arbeitsloser machte sich in 
der Weimarer Republik weder die sich auf die Berufsschule konzentrierende 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik noch die Volksbildungstheorie. Solche Über-
legungen wurden der Volkswirtschaftslehre (Lewek 1992), den öffentlichen 
Stellen und den unterschiedlichen gesellschaftlichen Interessengruppen überlas-
sen. Die Pädagogik reagierte mit Erziehungsfragen und zwar letztendlich vor 
allem mit solchen, die einer subversiven Politik der Arbeitslosen entgegentraten 
und die schlimmsten Auswirkungen auf die „Volksgemeinschaft“ zu vermeiden 
halfen. Vor allem oder „letzten Endes“ (Kemkes 1931, S. 619) gehe es bei den 
Bemühungen um die Beseitigung der Arbeitslosigkeit immer um das „Staats-
wohl“ und „Gemeinwohl“ (ebd.). Hierin bestand interessenübergreifender Kon-
sens. Das Ziel der Konfliktreduzierung im Sinne einer Harmonie innerhalb des 
Volkes entsprach insbesondere den Interessen der Unternehmer und Arbeitge-
berverbände, die sich gegenüber der anschwellenden Arbeitslosigkeit zuneh-
mend hilflos gaben: „Das Arbeitslosenproblem ist bei dem Umfang, den die Ar-
beitslosigkeit in den führenden Industrieländern angenommen hat, das wichtigs-
te aller staatlichen Probleme in diesen Ländern geworden; nicht in erster Linie 
wegen der außerordentlichen finanziellen Belastung [...], sondern – und das gilt 
insbesondere für Deutschland – wegen der innerpolitischen Gefahren, die zu den 
bestehenden Spannungen zwischen Stadt und Land, zwischen den Konfessionen, 
zwischen Beamtentum und Bevölkerung, zwischen Kapital und Arbeit neue be-
ängstigende Unruhemomente schaffen und den physischen und moralischen 
Aufbau der Bevölkerung gefährden“ (Pietrowski 1931, S. 4).  

3. Staatliche Initiativen zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wurde in der Weimarer Republik erstmals 
als staatliche Aufgabe festgeschrieben. Vor dieser Zeit haben sich sozial enga-
gierte Vereine und Einzelpersonen, insbesondere Konsumgenossenschaften, Be-
                                                
93  Zu den ersten empirisch abgesicherten Untersuchungen im deutschsprachigen Raum gehö-

ren die Marienthal-Studie (Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1933) und die vom Frankfurter Institut 
für Sozialforschung zur politischen Orientierung von Arbeitslosen (vgl. Fromm 1937). 
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rufsorganisationen der Arbeitnehmer, aber auch vereinzelt Unternehmer für Un-
terstützungsmaßnahmen zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit eingesetzt (vgl. 
Benda 1924, S. 124). Im Kaiserreich organisierten insbesondere die Gewerk-
schaften in Selbsthilfe Arbeitslosenunterstützungen für ihre Mitglieder, an der 
sich zunehmend auch die Städte und Gemeinden mit öffentlichen Zuschüssen 
beteiligten (vgl. Führer 1990, S. 53-55). Der konjunkturelle Einbruch 1901/02 
löste zunächst die Frage der Arbeitslosenversicherung „aus dem engen Diskus-
sionskreis der Sozialreformer und rückte sie erstmals in das Blickfeld einer brei-
teren Öffentlichkeit“ (S. 12). Gewerkschaften, der „Verein für Socialpolitik“ 
und seit 1901 auch die „Gesellschaft für Soziale Reform“ gaben den Anstoß für 
die „Veröffentlichung“ der Frage nach der Absicherung von Arbeitslosen.  

Trotz einiger Initiativen zur Erwerbslosenfürsorge vor dem Ersten Weltkrieg 
erforderte erst der Kriegsbeginn mit seinen steigenden Arbeitslosenzahlen eine 
staatliche Intervention in die Arbeitsmarktpolitik. Bereits im August 1914 ord-
nete das Reichsamt des Innern die Einrichtung der „Reichszentrale der Arbeits-
nachweise“ an, die eine systematische Kooperation der Arbeitsnachweise er-
möglichen sollte und veröffentlichte in diesem Zusammenhang „Richtlinien zur 
Beschaffung und Vermehrung von Arbeitsgelegenheiten und zur Bekämpfung 
der großstädtischen Arbeitslosigkeit“ (vgl. Lewek 1992, S. 33). Bei diesen Maß-
nahmen konnte es sich um solche zur Verhütung des Zuzugs von Personen in 
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit bis hin zur Unterstützung von Wohl-
fahrtseinrichtungen, die den Abbau der Arbeitslosigkeit unterstützen halfen, 
handeln. Gefördert werden konnten damit prinzipiell auch jene Einrichtungen, 
die zur Verbesserung der sozialen und beruflichen Integration von Arbeitslosen 
beizutragen beanspruchten.  

Demgegenüber stand, dass die Gemeinden oft nicht dazu bereit waren, eine sol-
che Unterstützung für Erwerbslose einzurichten. Ausschlaggebend für die Dis-
tanz gegenüber Initiativen zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit war, „daß 
durch den im Krieg allgemein beklagten Arbeitskräftemangel sich kein Bewußt-
sein für die Notwendigkeit einer Arbeitslosenunterstützung bilden konnte. Ar-
beitslosenunterstützung galt ganz im Sinne der Richtlinien des Bundesrates all-
gemein als Notbehelf, als zeitlich begrenzte Fürsorgemaßnahme“ (S. 36). Den-
noch drängte die Frage nach der Unterstützung und Versicherung von Arbeitslo-
sen auf eine staatliche Antwort. Vor allem die Gewerkschaften forderten die ma-
terielle Absicherung der Arbeitslosen (vgl. Hafeneger 1988, S. 20-23). Den For-
derungen nach einem weiteren Ausbau der Arbeitslosenunterstützung stand je-
doch der Widerstand von Seiten der Wirtschaft gegenüber. Ihre Vertreter debat-
tierten darüber, „ob der Sozialfall ‚Arbeitslosigkeit’ überhaupt versicherungsfä-
hig sei oder ob es andere Formen der Absicherung bzw. Unterstützung zur Er-
setzung der bis dahin vorherrschenden gemeindlichen Armenpflege geben müs-
se. Strittig blieb auch, ob es sich überhaupt um eine drängende Frage handele“ 
(Reh 1995, S. 30).  



 145

Spätestens nach dem Ersten Weltkrieg konnte der Staat seinen arbeitsmarktpoli-
tischen Auftrag nicht mehr abwehren, zumal immer deutlicher wurde, dass „die 
Arbeitslosigkeit [...] ihrem Wesen nach eine gesellschaftliche Erscheinung [ist], 
das Produkt einer ganz bestimmt gearteten Wirtschafts- und Arbeitsverfassung“ 
(Willeke 1927, S. 310). Im Kontext der Demobilisierung und der Entspannung 
der revolutionären Situation wurde die „Ordnung des Arbeitsmarktes“ (Preller 
1978, S. 236) als staatliche Aufgabe höchsten Ranges propagiert. Das Faktum 
Arbeitslosigkeit fand mit dem Artikel 163 sodann Berücksichtigung in der 
Weimarer Reichsverfassung: „Jeder Deutsche hat unbeschadet seiner persönli-
chen Freiheit die sittliche Pflicht, seine geistigen und körperlichen Kräfte so zu 
betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert. Jedem Deutschen soll die 
Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftliche Arbeit seinen Unterhalt zu 
erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen 
werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt. Das Nähere wird 
durch besonderes Reichsgesetz bestimmt“. Damit erhielten die von Erwerbslo-
sigkeit Betroffenen erstmals einen Rechtsanspruch auf staatliche Unterstützung, 
die Existenzsicherung der Bürger wurde von nun an zum Staatszweck erklärt.  

Nach den Bestimmungen der Kriegswohlfahrtspflege von 1914 konnten diejeni-
gen eine Erwerbslosenunterstützung erwarten, die aufgrund des Krieges er-
werbslos geworden waren. Das Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung 
hielt an dieser Regelung auch nach Ende des Krieges fest. Ausgehend von der 
Kriegswohlfahrtspflege wurde jetzt eine umfassende öffentliche Erwerbslosen-
fürsorge eingeführt (vgl. Führer 1990, S. 119-125; Lewek 1992, S. 27-29). Die 
wirtschaftliche Demobilisierung bzw. die ihr zugrunde gelegte Verordnung des 
Reichsamtes vom 13. November 1918 verpflichtete die Gemeinden, die Er-
werbslosenfürsorge, die sich nicht nur auf Arbeiter, sondern auch auf Angestell-
te, Freiberufler und Selbstständige und gleichermaßen auf Männer und Frauen 
beziehen sollte, auszubauen.  

Mit der Idee, dass mit den hohen Summen der Unterstützungsgelder ein „ganz 
anderer wirtschaftlicher und moralischer Nutzeffekt erzielt werden kann“ (Ben-
da 1924, S. 124), wenn sie zur Schaffung von Arbeit verwendet werden, trat ne-
ben die unterstützende die „Produktive Erwerbslosenfürsorge“, die im Oktober 
1919 eingeführt wurde. Danach konnten Mittel der Erwerbslosenfürsorge zum 
Abbau von Erwerbslosigkeit, d.h. zur Beschaffung von Arbeitsmöglichkeiten 
eingesetzt werden. Von nun an wurde die Erwerbslosenfürsorge, bis zur Verab-
schiedung des AVAVG im Jahre 1927, durch etliche Reformulierungen der ihr 
zugrunde liegenden Verordnungen immer weiter ausdifferenziert. Dies gilt auch 
für das „Arbeitsnachweisgesetz“ vom 22. Juli 1922 (vgl. Reichsgesetzblatt 1922, 
S. 657), das primär darauf zielte, die Gemeinden im gesamten Reichsgebiet dazu 
zu verpflichten, öffentliche Arbeitsnachweise einzuführen.  

Als öffentliche Angelegenheit wurde die staatliche Arbeitsmarktpolitik von nun 
an mit den unterschiedlichen gesellschaftlichen Interessen und Forderungen 
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konfrontiert, die bereits seit Beginn der 1920er Jahre auch stärker auf die Ar-
beitslosenbildung fokussierten, und zwar sowohl in sozial-, geschlechts- und 
altersdifferenzierender Weise. Beispielsweise schlugen sich die demographische 
Entwicklung und die Alterskonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt unmittelbar in der 
Arbeitsmarktpolitik nieder, was letztlich auch zu einer Konkurrenz zwischen 
bestimmten Altersgruppen in der Arbeitslosenbildung führte.  

4. Arbeitslosigkeit Jugendlicher und Erwachsener 

Bei den Forderungen und Begründungen für die Verbesserung der Arbeitslosen-
versicherung und -unterstützung wurde in erster Linie das Problem der Jugend-
arbeitslosigkeit in den Blick genommen. Der Grund hierfür war, dass das quanti-
tative Ausmaß der Jugendarbeitslosigkeit bereits in den ersten Jahren der Wei-
marer Republik nicht mehr zu übersehen war, denn die 15- bis 25-Jährigen stell-
ten besonders geburtenstarke Jahrgänge dar, die nach ihrer Schulentlassung auf 
einen überfüllten und stagnierenden Arbeitsmarkt kamen. „Die Jugendlichen der 
Geburtsjahrgänge 1900 bis 1910 hatten den Generationskonflikt um ihre Positi-
on in der Gesellschaft also mit besonderer Erbitterung und unter schlech-
testmöglichen Ausgangsbedingungen auszutragen“ (Peukert 1987, S. 92). „Die 
Not der erwerbslosen Jugendlichen“ (Gaebel 1923, S. 1067), „im Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit der Jugend“ (Verwaltungsausschuß des öffentlichen Ar-
beitsamtes Düsseldorf 1926), „Helft der arbeitslosen Jugend!“ (Flächsenhaar 
1932, S. 686) und ähnlich lauten Titel entsprechender Publikationen. Das Deut-
sche Archiv für Jugendwohlfahrt thematisierte in den 1920er Jahren in diversen 
Schriften (z.B. 1924; 1926) die Jugendarbeitslosigkeit.  

Die Lehrstellennot zu Beginn der 1920er Jahre, die Rekrutierung von Jugendli-
chen überwiegend für Hilfsarbeiter- und Anlernstellen, die ständig wieder von 
Abbau bedroht waren, stellten denkbar ungünstige Voraussetzungen für eine 
solide Lebensführung bzw. -planung von Jugendlichen dar. Jugendarbeitslosig-
keit wurde als Auslöser sowohl für gesundheitliche Probleme, als auch für Brü-
che in der Persönlichkeitsentwicklung, für Delinquenz und extreme politische 
Orientierungen gesehen. „Es liegt auf der Hand, daß in diesen Zuständen eine 
neue Quelle schwerster Verwahrlosung unserer Jugendlichen gegeben ist. Die 
Verhandlungen vor unseren Jugendgerichten bestätigen das. Nicht nur hat sich 
die Zahl der inkriminierten Jugendlichen erschreckend erhöht, sondern auch die 
Fälle ganz schwerer Verfehlungen mehren sich in besonderem Maße – Raub, 
schwerer Diebstahl, Hehlerei, Prostitution, Aufruhr spielen eine Rolle wie nie 
zuvor. Dabei handelt es sich keineswegs um Jugendliche aus der Hefe des Vol-
kes, sondern auch aus durchaus geordneten Familienverhältnissen; der Fehltritt 
wurde meist unter dem Zwang wirtschaftlicher Not, aus einem moralisch min-
derwertigen Milieu heraus begangen – Müßiggang war aller Laster Anfang“ 
(Gaebel 1923, S. 1068). Wie das „Jugendproblem“ in der Weimarer Republik 
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überhaupt, wurde auch die Jugendarbeitslosigkeit als ein „Kontrollproblem“ 
wahrgenommen (vgl. Peukert 1987, S. 95). 

Abb. 20: Aufruf zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und zur Senkung  der 

Ungelerntenzahlen, Harburg 1924  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(Quelle: Gaebel 1925, unpaginiert) 

Unter dem Vorzeichen anhaltend und verschärft begrenzter Aufnahmemöglich-
keiten des Arbeits- und Ausbildungsstellenmarktes kreisten die Fragen nun um 
Möglichkeiten der „Aufbewahrung“ arbeitsloser Jugendlicher und der Heraus-
zögerung des Eintritts ins Erwerbsleben. Vorgeschlagen wurden die Einführung 
des neunten Schuljahres und die Verschiebung der Schulpflicht zur „Verlänge-
rung der Kindheit als eins der Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ (Lü-
ders 1932, S. 682). Die Dramatik der Jugendarbeitsarbeitslosigkeit führte 
schließlich auch zu Verschiebungen von Altersgrenzen in Verordnungen und 
Gesetzestexten. Erhielten Jugendliche unter 16 Jahren seit 1920 zunächst gene-
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rell keine Erwerbslosenunterstützung, und seit 1924 auch die 16- bis 18-Jährigen 
nur noch ausnahmsweise, wurde mit dem Inkrafttreten des AVAVG der Aus-
schluss von Leistungsbezug aufgrund des zu niedrigen Lebensalters beendet 
(vgl. Führer 1990, S. 496-498). Zugunsten älterer Arbeitsloser wurde am Ende 
der Weimarer Republik die Altersgrenze für den Eintritt in berufliche Bil-
dungsmaßnahmen ausgedehnt, damit diese als Auffangmöglichkeit für die aus 
dem Freiwilligen Arbeitsdienst (FAD), für dessen Teilnahme es keine juristisch 
festgeschriebene Alterslimitierung gab, dienen konnten (vgl. Roß 1932, S. 
1529). Überhaupt hatten sich seit Ende der 1920er Jahre die Altergrenzen auch 
bei der Regulierung anderer arbeitsmarktpolitischer Unterstützungsmaßnahmen 
verschoben, weil im Laufe der zwölf Jahre Weimarer Republik die Jugendlichen 
älter wurden, so dass „gegenüber der Vorkriegszeit [...] Deutschland heute mehr 
Erwachsene und weniger Kinder als vor dem Kriege [hatte]“ (SPD 1931, S. 6).  

Der neuen Erwachsenen-Generation, die durch die Erfahrungen der Eltern und 
die der eigenen Jugend Arbeitslosigkeit bereits früh kennen gelernt hatte, rückte 
eine gleich mit Arbeitslosigkeit groß gewordene Jugendgeneration nach. Ar-
beitslosigkeit ging so von einer Generation in die nächste über. Auf Arbeitslo-
sigkeit musste der Staat in der zweiten Hälfte der Weimarer Republik zuneh-
mend generationsübergreifend reagieren, allerdings mit widersprüchlicher Wir-
kung, denn während auf der einen Seite Altersgrenzen in Verordnungen nach 
oben verschoben wurden, wurden ältere Personen gleichzeitig an anderen Stel-
len wieder zurückgedrängt, beispielsweise ab dem Zeitpunkt, wo die Arbeitslo-
senunterstützung an die Aussicht auf Wiedereingliederung in den regulären Ar-
beitsmarkt geknüpft wurde, die sich aber mit zunehmendem Alter der Einzelnen 
und steigender Arbeitslosenzahlen insgesamt verschlechterte (vgl. Brödel 1984, 
S. 32). Auch wenn das Problem der Erwachsenenarbeitslosigkeit in der Weima-
rer Republik durchaus präsent war und sich in unterschiedlichen Konzepten der 
„Arbeitslosenpädagogik“ niederschlug,94 die sich nun auch den älteren Arbeits-
losen zuwandte, und auch in der Praxis Maßnahmen zur Beseitigung von Er-
wachsenenarbeitslosigkeit konzipiert und angeboten wurden, wurde in der Fülle 
an Publikationen die Jugendarbeitslosigkeit weitaus intensiver diskutiert. Mitun-
ter wurden erwachsene Arbeitslose den Jugendlichen als Konkurrenten gegen-
überstellt, teilweise mit moralischen Appellen zum Rückzug der Älteren zuguns-
ten der Jüngeren auf dem Arbeitsmarkt.95 Auch die damalige Volksbildungsbe-
wegung, die sich mit ihren pädagogischen Leitbildern Gedanken zum Umgang 

                                                
94  Erwähnenswert ist hier, dass das DINTA den Jugendbegriff im Kontext der Beschäftigung 

mit dem Arbeitsdienst sehr weit gefasst hatte, d.h. fokussiert wurde auf das Lebensalter 
zwischen Zwanzig und Vierzig (vgl. Bauße 1932, S. 39). 

95  „Ältere Arbeitslose, deren Arbeitskraft verbraucht und deren Lebensenergie im Schwinden 
ist, die sich ohnehin nach Ruhe sehnen, gewöhnen sich schon mit der Zeit an das beschau-
liche In-den-Tag-Hineinleben, wenn die Nahrungssorgen von ihnen genommen sind. Man-
cher blüht sogar auf und fühlt sich jetzt eigentlich erst als Mensch. Ganz anders die Ju-
gend“ (Flächsenhaar 1932, S. 687).  
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mit der Arbeitslosigkeit machte, konzentrierte sich in ihren Überlegungen über-
wiegend auf junge Erwachsene, d.h. fokussiert wurde besonders auf die Gruppe 
der 18- bis 25-Jährigen.  

In der Praxis aber waren nicht nur erwerbslose Jugendliche, sondern auch ältere 
erwerbslose Erwachsene Adressaten von Arbeitslosenbildung. Reh (1995) bei-
spielsweise zeigt in ihrer Studie über die „Arbeitslosenbildung in Hamburg“ 
zwischen 1914 und 1933, „wie die Hamburger Arbeitsverwaltung versuchte, mit 
Hilfe der sozialisationsorientierten Maßnahmen den Jugendlichen nicht nur eine 
Perspektive zu geben, sondern auch auf deren politisches Verhalten einzuwir-
ken. Noch deutlicher beabsichtigten die Sozial- und Arbeitsverwaltungen auf 
allen Ebenen mit den sozialpolitischen Interventionen gegenüber erwachsenen 
Erwerbslosen – ob Einführung der Erwerbslosenhilfe, Durchführung der Ar-
beitsbeschaffung oder Initiierung von Bildungsveranstaltungen – die politische 
Gesamtsituation zu beeinflussen“ (S. 115).  

5. Arbeitslosenbildung als arbeitsmarktpolitisches Instrument 

Arbeitslosenbildung wurde erst in der Anfangszeit der Weimarer Republik als 
arbeitsmarktpolitisches Instrument ausgebaut. Die Weichen hierfür waren be-
reits im Ersten Weltkrieg im Kontext der Erwerbslosenfürsorge gestellt worden.  

Von nun an umfasste die Erwerbslosenfürsorge auch die Schulung für Arbeitslo-
se, die damit erstmals explizit in den arbeitsmarktpolitischen Überlegungen des 
Staates berücksichtigt wurde. Mit dem Erlass vom 9. April 1920 hat der Reichs-
arbeitsminister die „Grundsätze über die Förderung der Schulung Erwerbsloser 
aus Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge" herausgegeben (vgl. Rau-
ecker 1922, S. 22). Danach konnte „der hundertfache Betrag der täglich erspar-
ten Erwerbslosenfürsorge als Zuschuss gewährt werden [...], sofern es gelingt, 
den Erwerbslosen durch eine Umschulungsmaßnahme dem Erwerbsleben wie-
der zuzuführen. Es können dem betreffenden Unternehmer zwei Drittel des tarif-
lich aufzuwendenden oder für Arbeiter dieser Art ortsüblichen Tagelohnes so 
lange erstattet werden, als eine nennenswerte Ausnützung der Arbeitskraft des 
Anzulernenden für produktive Zwecke noch nicht möglich ist und deshalb eine 
volle Entlohnung noch nicht gerechtfertigt wäre" (ebd.). Erfolgen konnte die 
Umschulung (vgl. Pkt. 6.4) durch das Abhalten von Kursen, Unterricht in Lehr-
werkstätten und vor allem durch die betriebliche Anlernung. Die Anerkennung 
und Kontrolle solcher Maßnahmen wurde den örtlichen Arbeitsnachweisen 
übertragen. Nach dem Arbeitsnachweisgesetz von 1922 waren Umschulungs-
maßnahmen Bestandteile der unter den §§ 2, 15 und 16 aufgeführten „weiteren 
Aufgaben [der Reichsminister] zur Regelung des Arbeitsmarktes“ (S. 657).  

Das am 16. Juli 1927 verabschiedete und am 1. Oktober 1927 in Kraft getretene 
„Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung“ (AVAVG) – 
die wie Hentschel (1983) meint, „bedeutsamste Errungenschaft der Weimarer 
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Republik“ (S. 103) – knüpfte im Bereich beruflicher Schulung an die bis dahin 
vollzogene Entwicklung in den Erwerbslosenfürsorgeverordnungen an. Im Hin-
blick auf die berufliche Schulung Erwerbsloser sollten mit dem AVAVG zwei 
zentrale Fragen geklärt werden: 1. die der Sonderunterstützung von Erwerbslo-
sen, die Bildungseinrichtungen besuchen, und 2. die der Beurlaubung von Er-
werbslosen zum Besuch von Bildungseinrichtungen bei Weiterzahlung der Er-
werbslosenterstützung. Für die berufliche Schulung maßgeblich waren vor allem 
der § 136, insbesondere § 137 AVAVG, in dem es heißt: „Der Vorsitzende des 
Arbeitsamts kann Veranstaltungen zur beruflichen Fortbildung und Umschulung 
insoweit aus Mitteln der Reichsanstalt einrichten und unterstützen oder das übli-
che Schulgeld für die Teilnehmer zahlen, als sie geeignet sind, Empfänger von 
Arbeitslosenunterstützung der Arbeitslosigkeit zu entziehen“ (AVAVG 1929, S. 
57). Das bedeutete, die berufliche Fortbildung und Umschulung sollten nur dann 
unterstützt werden, wenn nach dieser Schulung eine Wiedereingliederung in 
Aussicht stand.  

Die durch das AVAVG geförderten Maßnahmen sollten ein breites Spektrum an 
Möglichkeiten umfassen. Ernst Benda (1927) unterteilte die für die Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit „in Betracht kommenden Maßnahmen“ in solche zur „all-
gemeine[n] Ertüchtigung“ und solche zur „berufliche[n] Ertüchtigung“ und ver-
anschaulichte seine Überlegungen durch folgende Übersicht (S. 290):  
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Abb. 21: Maßnahmen zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 

A l l g e me in e  Er t ü c h t i g u ng  B e r uf l i c he  E r t üc ht i g u ng  

für den erstmaligen 
Beruf (Jugendliche) 

für den bisherigen Beruf für einen neuen Beruf Hebung 
der Allge-
meinbil-
dung 

körperliche 
Übung und 
Kräftigung 

allgemeine 
Handfertig-
keitsschu-

lung Vorlehre 
(für Lehr-
stellensu-
chende) 

Nachlehre 
(für vor-
zeitig aus 
der Lehre 
Entlasse-

ne) 

Nachschulung 
(Auffrischung 
vorhandener 
Kenntnisse 

und Fertigkei-
ten) 

Fortbildung 
(Erweite-
rung vor-
handener 

Kenntnisse 
und Fertig-

keiten) 

Ausbildung 
(Vermitt-
lung neuer 

berufs-
zugehöriger 
Kenntnisse 
und Fertig-

keiten) 

Umstel-
lung in 

Betrieben 
mit An-

lernungs-
zuschuss 

Umschulung  

(Vermittlung 
berufsfremder 

Kenntnisse und 
Fertigkeiten mit 

dem Ziel des 
Berufswechsels) 

Quelle: Benda 1927, S. 290 
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Unterhalb der programmatischen Zielsetzung der Integration der Arbeitslosen in 
den regulären Arbeitsmarkt, waren eine Reihe weiterer Ziele und Erwartungen 
an diese Maßnahmen geknüpft, die nicht nur arbeitsmarktpolitische, sondern 
auch pädagogische, arbeitskraftverwertungsorientierte sowie Kontrollansprüche 
deutlich machten: „Indem diese Maßnahmen der körperlichen und geistigen Ge-
sundheit des Arbeitslosen dienen, erleichtern sie zugleich seine Unterbringung 
in Arbeit, ermöglichen ihm vielleicht das Einrücken in besser bezahlte Arbeits-
stellen. Sie überwinden das Vorurteil des Arbeitgebers gegen die Einstellung 
arbeitsloser Kräfte, schaffen darüber hinaus wohl auch ein Mehr an Arbeitsgele-
genheit, indem sie die Qualität der vorhandenen Kräfte heben und damit den 
Anreiz zur Einstellung neuer Arbeitskräfte bieten und verstärken. Sie sichern der 
Wirtschaft für die Zeit des Aufschwungs einen Vorrat leistungsfähiger Kräfte. 
Sie dienen endlich vom Standpunkt der Erwerbslosenfürsorge zur Aussondie-
rung derjenigen ihrer Schützlinge, die einem verheimlichten Nebenerwerb nach-
gehen oder aus sonstigen Gründen zur Annahme einer Arbeitsstelle nicht bereit 
sind“ (S. 290). 

Solche Maßnahmen zur „Ertüchtigung während der Arbeitslosigkeit“ waren 
zentrale Instrumente der Arbeitsmarktpolitik in der Weimarer Republik, denen 
auch die Funktion einer Leistungserziehung zugedacht wurde: Sie kamen der 
„Notwendigkeit einer nutzbringenden Ausfüllung der nicht selten über viele 
Monate ausgedehnten Mußezeit des Arbeitslosen [entgegen]. Es gilt insbesonde-
re, den Tüchtigen auf der Höhe jener Tüchtigkeit zu erhalten, dem minder Tüch-
tigen zu höherer Tüchtigkeit zu verhelfen, schlummernde Tüchtigkeit zu wecken 
und auszubilden“ (ebd.). Und stets tauchte die Gemeinschaftsbildung als zentra-
le Zielsetzung auf: „Maßnahmen, die diesen Zielen dienen, entreißen den Ar-
beitslosen seiner zweckentwöhnten Einsamkeit, geben ihm Gemeinschaftsgefühl 
und Daseinsinhalt zurück. Es heißt, die tatsächlichen Umstände des Arbeitslosen 
und seine seelische Verfassung verkennen, wenn man meint, er könne sich auch 
allein bilden und schulen“ (ebd.). 

6. Formen und Funktionen der Arbeitslosenbildung: Zwischen Schulung 

und Verwahrung 

Auskunft darüber, wie viele Arbeitslose sich in der Weimarer Republik in staat-
lich geförderten Bildungsmaßnahmen befanden, kann allenfalls erst ab Ende der 
1920er Jahre gegeben werden, denn erst mit dem AVAVG hatte die Reichsan-
stalt damit begonnen, statistische Daten der Landesarbeitsämter zu fordern und 
systematisch zusammenzutragen. Für die Jahre davor läßt sich die Frage nach 
der Anzahl der Teilnehmer in der Arbeitslosenschulung „auf Grund des vorhan-
denen Materials nicht annähernd genau beantworten“ (Benda 1927, S. 294). 
Aber obwohl das Reichsarbeitsministerium im Jahre 1920 alle Landesregierun-
gen bzw. die zuständigen Ministerien und alle Zentralauskunftsstellen aufgefor-
dert hatte, „Erfahrungen mit der Umschulung Erwerbsloser auf Grund der pro-
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duktiven Erwerbslosenfürsorge“ (Geib 1920, S. 232) zu melden, wurden hier 
lediglich Daten über die „durchschnittliche Zahl der beschäftigten Arbeiter“, den 
„bewilligte[n] Zuschuß“ und die Dauer der Tätigkeit im Betrieb erfasst. Über die 
tatsächliche „Umschulung“ ging aus diesen Daten wenig hervor. Unklar war zu-
dem, ob es sich hierbei tatsächlich um eine Schulung handelte oder um eine „Tä-
tigkeit“, in die die Arbeitslosen „umgeleitet“ wurden. Aber auch die nach 1927 
von der Reichsanstalt publizierten Statistiken geben Daten zur Umschulung 
nicht disaggregiert wieder. Im Vordergrund stand der Finanzierungsaspekt und 
die Gesamtanzahl der sich in allen Maßnahmen befindenden Teilnehmer.  

Dennoch kann gesagt werden, dass im Laufe der Weimarer Republik die Anzahl 
der an Arbeitslosenbildung teilnehmenden Personen kontinuierlich zugenommen 
hat. Bis Mitte der 1920er Jahre war die Zahl der öffentlichen Arbeitsnachweise, 
die Maßnahmen zur Arbeitslosenbildung durchgeführt haben, „im Verhältnis zur 
Gesamtzahl von rund 900 noch gering [...]. Immerhin kann ohne Übertreibung 
angenommen werden, daß es sich um Zehntausende von Arbeitslosen handelt“ 
(Benda 1927, S. 294). Nach den Angaben der Reichsanstalt für den Zeitraum 
Winterhalbjahr 1930/31 befanden sich zu diesem Zeitpunkt rund 120.000 Perso-
nen in von Arbeitsämtern finanzierten Maßnahmen (Ehlert 1932, S. 208). 

Zur folgenden Rekonstruktion der Praxis der Arbeitslosenbildung in der Weima-
rer Republik kann lediglich auf einzelne Berichterstattungen von Arbeitsnach-
weisen oder in der Arbeitslosenschulung Tätigen zurückgegriffen werden. Zu-
sammenfassende Darstellungen sind selten (vgl. z.B. Gaebel 1923a; Benda 
1927; Ehlert 1932). Das vorliegende Material zeichnet hinsichtlich der Träger-
schaft, der inhaltlichen Angebote, des Lehrpersonals, der Unterrichtsmittel und 
der Teilnehmenden an Erwerbslosenkursen ein vielschichtiges Bild.  

6.1 Allgemeine Ertüchtigung 

Der allgemeinen Arbeitslosenbildung wurde vor dem Hintergrund der Freizeit 
der erwerbslosen Arbeiter sowie ihres „Bildungshungers“ eine gleichzeitig 
kompensatorische und befriedende Funktion zuteil: „Massen von Arbeitern, die 
sonst in angestrengter, produktiver Tätigkeit standen, lungern untätig umher und 
bilden eine wirtschaftliche und politische Gefahr. Vielerorten werden deshalb 
von den Stadtverwaltungen oder von privaten Vereinigungen Einrichtungen ge-
troffen, die Freizeit der Arbeiterbevölkerung durch Gewähren von Bildungsge-
legenheiten für den Neubau unserer Volkswirtschaft und die Wiederaufrichtung 
unseres Volkes zu verwerten“ (Busse 1919a, S. 227). In unterschiedlichen Städ-
ten sorgten Lehrer und andere sozial Engagierte dafür, dass „Unterrichts- und 
Bildungskurse für jugendliche Erwerbslose“ (Schwabach 1919, S. 203) einge-
richtet wurden. So bot die Stadt Mannheim allgemeinbildende und kulturelle 
„Unterrichtsvorträge“ für Jugendliche an, die einen sozialintegrativen Charakter 
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hatten,96 und in denen es darüber hinaus auch um die Darstellung der „Schätze 
des deutschen Geistes“ (S. 205) ging.  

So wie sich Sozialpolitiker und Berufspädagogen der Beschulung arbeitsloser 
Jugendlicher annahmen, so waren auch praktizierende Volksbildner von Beginn 
der Weimarer Republik an um die Arbeitslosenbildung bemüht. Bereits unmit-
telbar nach dem Ersten Weltkrieg nahmen sich die Volkshochschulen der Er-
werbslosen an. Das Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung erkannte 
bald die Bedeutung der Volksbildung für die Erwerbslosen und beabsichtigte, 
diese zu fördern. Robert von Erdberg, Vertreter der Neuen Richtung in der 
Volksbildung (vgl. Kap. III), war ab 1920 als Leiter des Referats „Volksbil-
dung“ im Preußischen „Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung“ 
tätig und wurde zur Mitarbeit am Aufbau der Arbeitslosenbildung für Erwach-
sene aufgefordert (vgl. Reh 1995, S. 115). Entsprechend den Vorstellungen der 
freien Volksbildungsbewegung wurde bei der Frage nach der inhaltlichen Ges-
taltung der Arbeitslosenbildung der Akzent in erster Linie auf die zweckfreie 
Bildung gelegt. Zu Beginn der Weimarer Republik, als davon ausgegangen wur-
de, dass es sich bei der Arbeitslosigkeit um einen vorübergehenden Zustand 
handeln würde, fand diese Linie auch in den städtischen bzw. regionalen Bil-
dungsausschüssen Zustimmung. So erwogen beispielsweise die am Anfang der 
Weimarer Republik an der Planung der Arbeitslosenbildung Beteiligten des 
Hamburger Bildungsausschusses, „das Angebot von allgemeinbildenden, politi-
schen und unterhaltenden Veranstaltungen als ein dem diagnostizierten Wert- 
und Kulturverlust auch der Erwachsenen eher angemessen sei. Die Reintegration 
bzw. Integration in das Wertgefüge und ein neues Gesellschaftssystem konnte 
nach Meinung der Vertreter dieser Richtung direkt erfolgen, sie konnten schließ-
lich ein umfangreiches Maßnahmebündel dieser Art durchsetzen“ (S. 117-118). 

Recht bald zeigte sich, dass eine solche zweckfreie, allgemeine Bildung für Er-
werbslose wenig kompatibel mit der arbeitsmarktpolitischen Logik war, nach 
der es vor allem um die Reintegration in Arbeit gehen sollte. Allgemeine Bil-
dung, nach Vorstellung der Volksbildungsbewegung und der Volkshochschulen, 
war nicht das, was die Arbeitsämter als „allgemeine Ertüchtigung“ bezeichne-
ten. Zwar ging es hierbei auch beispielsweise um die „Hebung der Allgemein-
bildung“, diese verfolgte aber primär das Ziel der Kompensation von schuli-
schen Defiziten im Sinne der Erleichterung der Ausübung einer (künftigen) be-

                                                
96  „In den ersten Tagen war man zufrieden, wenn die jungen Leute im Lokal die Hüte ab-

nahmen und so viel Ruhe hielten, dass man sich verständlich machen konnte. Die fortge-
setzten Ermahnungen: ‚Lassen Sie das Pfeifen sein’, ‚Legen Sie die Mundharmonika weg’, 
‚Warten Sie mit dem Rauchen bis nachher’ illustrieren die zu Beginn bestehenden Zustän-
de. Zur Sicherung der Ruhe und gegen Ausschreitungen wurde die Volkswehr herangezo-
gen. Aus den geschilderten Umständen läßt sich erkennen, dass die Aufgabe für den Lehrer 
anders war, als er sich dieselbe gedacht hatte, und dass vorbereitete Vorträge zurückgestellt 
werden mußten“ (S. 204).  
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ruflichen Tätigkeit. Sollten allgemeinbildende Kurse als arbeitsmarktpolitische 
Instrumente anerkannt und finanziert werden, mussten sie einen beruflichen 
Verwertungsbezug erkennen lassen, bzw. die Allgemeinbildung sollte nur dann 
gefördert werden, wenn sich eine „erhöhte Leistungsfähigkeit der allgemein und 
beruflich besser ausgebildeten Anlagen und zugleich eine gesteigertere Auf-
nahmefähigkeit des Geistes“ (S. 228) bei den Teilnehmenden bemerkbar mach-
te, und wenn sie das berufliche Fortkommen der Teilnehmer unterstützte. „So 
mancher Fabrikarbeiter, der erst im Laufe der Jahre seine körperliche Geschick-
lichkeit und Eignung für sein bestimmtes Sonderfach erkennen lernt, möchte 
gern und könnte wohl aufrücken in die Stelle eines Vorarbeiters, Werkmeisters 
oder dergleichen, wenn er die nötigen Kenntnisse im Deutschen und Rechnen, 
Physik und Chemie hätte. Diesem offenbar dringend vorhandenen Bedürfnis 
abzuhelfen, werden sich Volks-Fortbildungskurse auch immer auf die Elemen-
tarfächer erstrecken müssen“ (S. 227). 

Die Maßnahmen zur beruflichen Ertüchtigung entsprachen nach Ansicht der 
Vertreter der Arbeitsmarktpolitik weit stärker den arbeitsmarktpolitischen Er-
fordernissen. Nach 1930 wurde in einer Richtlinie des Verwaltungsrates der 
Reichsanstalt festgelegt, dass nur noch berufliche Umschulung und Fortbildung 
mit begründeten Aussichten auf Vermittlungserfolg durchgeführt werden dürfen 
(Ehlert 1932, S. 204). Dennoch bestanden bis zum Ende der Weimarer Republik 
Berufsschulpädagogen, der ADGB und Vertreter der Volksbildung auf einer 
Beibehaltung kultureller und allgemeiner Bildung als Bestandteil der Arbeitslo-
senbildung (vgl. Schulz 1932, S. 586-587), die aber keine staatliche Unterstüt-
zung mehr fand.  

6.2 Nachschulung und Fortbildung  

Nach dem Krieg wurde in vielen Städten die berufliche Fortbildung zunächst 
ausgedehnt, mit dem Ziel, „die beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten der Ar-
beitslosen zu heben und vor dem Absinken [zu] bewahren“ (Deutsches Archiv 
für Jugendwohlfahrt und Archiv für Volksbildung im Reichsministerium des 
Innern 1931, S. 10). Möglichkeiten und Voraussetzungen von gezielten, syste-
matischen und abschlussbezogenen beruflichen Schulungen und Fortbildungen 
Erwerbsloser wurden zwar bereits während des Krieges intensiver diskutiert, 
wirkliche Bedeutung erhielten diese Maßnahmen erst in den Nachkriegsjahren 
(vgl. Kastelsteiner 1928, S. 30).  

In den ersten Jahren der Weimarer Republik spielten „Nachschulungen“ und 
„Fortbildungen“97 eine besondere Rolle im kaufmännischen Bereich, um die 

                                                
97  Auch wenn beide Begriffe in der Literatur nebeneinander vorkamen, lassen sich Nachschu-

lung und Fortbildung schwer voneinander abgrenzen. Nach Prochownik (1924) richtete 
sich die „Nachschulung“ (S. 82) an Lehrlingsabbrecher. Benda (1926) bezeichnet als be-
rufliche Nachschulung die „Auffrischung der erworbenen Kenntnisse“ (S. 606) und als 
Fortbildung die „Erweiterung des vorhandenen Könnens und Wissens“ (ebd.). Praktisch 
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kriegsbedingten Ausbildungsdefizite von Kaufleuten zu kompensieren: „Wäh-
rend des Krieges war ein überaus minderwertiges kaufmännisches Büropersonal 
herangezüchtet worden. Die kaufmännischen Pressen, die allen Verordnungen 
zum Trotz blühten und gediehen, die wahllos auch die Unbefähigtsten in den 
Beruf hereingezogen und in unsystematischer, kurzfristiger Weise Tausende 
‚verbildeten’, sind zum guten Teil schuld an den Zuständen, die wie heute be-
klagen“ (Gaebel 1923a, S. 434). In der kaufmännischen Nachschulung waren 
die ausgebildeten Kontoristinnen, die in Stenographie und Maschineschreiben 
qualifiziert wurden, stark vertreten (vgl. Ehlert 1920, S. 4).98 In unterschiedli-
chen Städten erteilten Handelslehrerinnen Unterricht in diesen Fächern. Weit 
stärker fielen die Kurse im hauswirtschaftlichen Bereich ins Gewicht, die jedoch 
nicht unbedingt den Charakter einer Fortbildung, sondern vielfach auch den ei-
ner ersten Anlernung hatten. Einer Anfang 1921 vom Kölner Forschungsinstitut 
für Sozialwissenschaft durchgeführten Erhebung über die Fortbildungsaktivitä-
ten einiger Großstädte in den Jahren 1919 und 1920 zufolge überwogen bei den 
inhaltlichen Angeboten in diesem Zeitraum die Haushalts- und Nähkurse für 
weibliche Arbeitslose, gefolgt von Stenographiekursen. Zu diesem Zeitpunkt 
waren auch noch die Kurse zur „allgemeinen Ertüchtigung“ quantitativ bedeut-
sam (vgl. Gaebel 1923, S. 432). Ab Mitte der 1920er Jahre wurde häufiger über 
Fortbildungen von Facharbeitern im Metallbereich berichtet. Einerseits nahm 
trotz der ständigen Klagen über einen Facharbeitermangel seitens der Industrie 
auch in dieser Berufsgruppe die Arbeitslosigkeit zu, andererseits zwangen die 
technischen Rationalisierungen zu beruflichen Anpassungen99. In enger Anleh-
nung an die berufliche Vorbildung der Arbeitslosen sollte in entsprechenden 
Fachgebieten für die Dauer von 4 bis 12 Wochen eine theoretische und prakti-
sche „Nachschulung“ erfolgen. In Verbindung mit dem Deutschen Metallarbei-
ter-Verband in Berlin initiierte der Verband Berliner Metall-Industrieller Kurse 
                                                                                                                                                   

seien diese Maßnahmen nicht voneinander zu trennen, sondern „nur der allgemeinen Bil-
dung gegenüberzustellen“ (ebd.).  

98  „Die Unterweisung in den bisher stattgefundenen Kursen dieser Art erstreckte sich in der 
Regel auf Deutsch, Kurzschrift und Maschinenschreiben, umfaßte für jeden Kursus 4 Wo-
chen, 4 Stunden täglich, von denen 2 auf Übung in Maschinenschreiben und je eine auf 
Kurzschrift und Deutsch entfielen“ (ebd.). Die Teilnehmerinnen war hinsichtlich ihres Al-
ters, ihres Familienstandes und ihrer berufspraktischen Erfahrungen unterschiedlich. 

99  So wurde in Lehrgängen für arbeitslose Facharbeiter versucht, „Kenntnisse in neuen Ar-
beitsverfahren und im Umgang mit neuen Maschinen, die die Praxis nicht überall vermit-
telt, zu verbreiten, um die Verwendungsfähigkeit der Arbeitslosen entsprechend den ge-
steigerten Anforderungen der Wirtschaft zu heben“ (Wiedwald 1931, zit. n. Deutsches Ar-
chiv für Jugendwohlfahrt und Archiv für Volksbildung im Reichsministerium des Innern 
1931, S. 10). Beispielsweise wurden Facharbeiter aus dem Metallgewerbe (Maschinen-, 
Bau-, Autoschlosser, Dreher, Werkzeugmacher, Schmiede, Former, Klempner, Elektriker 
usw.) „in den grundlegenden praktischen Arbeiten ihrer Berufe, mit schwierigeren Treib-, 
Kunstschmiede- und anderen Arbeiten, mit modernen Schweißverfahren, mit Modellieren 
und Zeichnen, insbesondere der Herstellung normgerechter Zeichnungen und dem Lesen 
der Zeichnungen sowie mit anderen Arbeiten vertraut gemacht“ (ebd.).  
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für erwerbslose Schlosser, Dreher und Feinmechaniker. Jeder Kurs umfasste 6 
Doppelstunden, in denen theoretisches Fachwissen aufgefrischt wurde. Bei den 
erwerbslosen Facharbeitern stießen diese Kurse auf eine starke Nachfrage. Auf-
grund der hohen Teilnehmerzahlen erreichten sie jedoch häufig nicht die erfor-
derlichen Qualitätsstandards (vgl. Kantorowicz 1931, S. 11- 12).100  

Nach einem zusammenfassenden Bericht der Auskünfte der Landesarbeitsämter 
über die berufliche Arbeitslosenschulung standen fast ein Jahrzehnt später - im 
Winter 1930/31 - Kurse für Metallarbeiter an erster Stelle, gefolgt von solchen 
für Holzbearbeiter und Bauarbeiter (Ehlert 1932, S. 208). Während der 1920er 
Jahre bildeten die Fortbildungskurse für kaufmännische Angestellte ein weiteres 
Schwergewicht der Bildungsmaßnahmen der Arbeitsämter (vgl. Michalke 1931, 
S. 72). Kaufmännische Schulungsangebote spielten in Handels- und Verwal-
tungsbezirken eine nach wie vor nicht unwesentliche Rolle. In Hamburg bei-
spielsweise wurden seit der Mitte der 1920er Jahre die meisten Kurse im kauf-
männischen Bereich durchgeführt. Als Kaufmannstadt und Behördenstadt hatte 
Hamburg relativ viele Angestellte – auch unter den Arbeitslosen (vgl. Reh 1995, 
S. 159), allerdings wurden auch Metallarbeiter in so genannten „Umlernkursen“ 
geschult, beispielsweise in Autogenschweißen: eine Qualifikation, die auf der 
Werft nachgefragt wurde (ebd.). Im gesamten Deutschen Reich befanden sich 
angesichts der hohen Arbeitslosigkeit und der zunehmenden Propaganda für den 
1931 auf eine rechtliche Grundlage gestellten Freiwilligen Arbeitsdienst in den 
Landwirtschafts- und Hauswirtschaftskursen immer mehr Teilnehmer.  

Zu Beginn der 1930er Jahre gab es auch im Bereich der beruflichen Nachschu-
lung und Fortbildung immer stärkere Einschränkungen. Derlei Maßnahmen soll-
ten nur noch unter der Voraussetzung durchgeführt werden, „wenn Gefahr vor-
handen ist, daß durch ein Nachlassen der beruflichen Kenntnisse und Fähigkei-
ten die Vermittlungsmöglichkeit verringert wird, oder wenn die Kenntnisse und 
Fähigkeiten erweitert und verändert oder erhöhten Anforderungen der Wirt-
schaft angepaßt werden, und dadurch eine Erhöhung der Vermittlungsfähigkeit 
erreicht werden kann“ (Kemkens 1931, S. 614). Dies war bei der hohen Zahl der 
Arbeitslosen und der zunehmenden Dauer ihrer Arbeitslosigkeit immer schwerer 
möglich.  

6.3 Berufsumleitung 

Während der Weimarer Zeit hatte die weniger mit Allgemeinbildung und theore-
tischer Schulung, sondern in erster Linie mit unmittelbarer Arbeitstätigkeit ver-

                                                
100 „Aus den Berichten der Lehrer geht hervor, dass das Interesse der Erwerbslosen an den 

Kursen ein außerordentlich reges war, dass sich aber im Unterricht infolge der Zusammen-
drängung des Stoffes auf sechs Doppelstunden Zeitmangel sehr stark bemerkbar machte 
[...]. Bei der Abhaltung der Kurse mußte eine große Anzahl von Erwerbslosen als Teil-
nehmer abgewiesen werden, da eine zu große Teilnehmerzahl die Erteilung eines erfolgrei-
chen Unterrichts gefährdet hätte“ (S. 12).  
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knüpfte „Berufsumleitung“ eine herausragende Bedeutung im Rahmen der ar-
beitsmarktpolitischen Instrumentarien. So wurde bereits während des Ersten 
Weltkrieges, verstärkt im Kontext der Demobilmachung versucht, die unter-
schiedlichen Möglichkeiten zur Reintegration der Kriegsrückkehrer in den Ar-
beitsmarkt zu nutzen, und zwar nicht nur, um die Wirtschaft rasch wieder in 
Gang zu bringen, die Arbeitslosigkeit zu reduzieren und noch brauchbare Ar-
beitskraft nicht zu vergeuden, sondern auch, um die – um einige Lebensjahre 
betrogenen und in ihrer Lebensqualität eingeschränkten – Kriegsrückkehrer 
schnell zu entschädigen. Etliche Arbeitsplätze wurden künstlich geschaffen, um 
diesen Menschen eine Einkommensmöglichkeit zu offerieren, aber vor allem, 
um sie in das zivile Leben zurückzuführen. „Beachtenswert ist, wie sich Unter-
nehmertum und Arbeiterschaft in der Textilindustrie die Überleitung vom Krieg 
auf den Frieden denken. In einer Besprechung im Reichswirtschaftsamt am 1. 
November wurde empfohlen, sofort alle Textilbetriebe wieder in Gang zu set-
zen, um alle Arbeiter von der Front und solche, die von der Rüstungsindustrie 
kommen, einstellen zu können. [...]. In den stillgelegten Betrieben sollen Putz- 
und Instandsetzungsarbeiten vorgenommen werden, bis die Rohstoffe von der 
Kriegsrohstoffabteilung zugeteilt sind“ (Soziale Praxis und Archiv für Volks-
wohlfahrt 1918a, S. 105).  

Die Berufsumleitung als pragmatisch-reduktionistische Form der Reintegration 
Arbeitsloser in das Beschäftigungssystem erhielt eine besondere Relevanz im 
Zuge der Restrukturierung der Wirtschaft nach dem Krieg. „Dieser Umstellung 
der Wirtschaft hatte die Umstellung der Arbeitskräfte nicht sofort folgen kön-
nen, und so war bei Anstauung der Kräfte in Erwerbszweigen, die im Kriege wie 
eine Saugpumpe alle irgendwie beweglichen Elemente angesogen hatte, in man-
chen Berufen, die im Kriege zum Stillstand gekommen waren, oder hinter den 
kriegswichtigen zurücktreten mußten, eine Leere eingetreten, die sich nicht so-
fort mit den zurückströmenden Kräften füllte“ (Gaebel 1923, S. 429). So gehör-
ten Maßnahmen der „Umleitung von Arbeitskräften“ in Bereiche mit einem ge-
ringen Rohstoffgebrauch zur Strategie der arbeitsmarktfördernden Demobilisie-
rung nach dem Ersten Weltkrieg: „Da die Massen zurzeit in der Industrie nicht 
unterzubringen sind, so muß dahin gestrebt werden, sie aus der Industrie und aus 
den Großstädten herauszubringen. Sie müssen Verwendung finden im Bergbau, 
in der Land- und Forstwirtschaft und bei Notstandsarbeiten, bei denen wir keine 
Rohstoffe gebrauchen“ (Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt 1919a, S. 
226).  

Eines der bevorzugten Beschäftigungsfelder für Arbeitslose - weil in jeder Hin-
sicht sicher und obendrein gesundheitsfördernd - war das Land bzw. die Land-
wirtschaft. Zur „Erleichterung der Arbeiterrückwanderung aufs Land“ (Soziale 
Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt 1919, S. 525) hat das Reichsministerium 
für wirtschaftliche Demobilmachung mit einer Verordnung vom 16. März 1919 
einen „Meldezwang“ für jede offene Arbeitsstelle in der Landwirtschaft einge-
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führt. „Binnen 24 Stunden ist jede offene Stelle und jede Besetzung einem 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweis zu melden. Solange offene Landstellen 
mit angemessenen Lohn- und Arbeitsbedingungen vorhanden sind, darf kein 
Arbeitsnachweis einen Arbeitssuchenden, der früher in der Land- oder Forst-
wirtschaft tätig war und dazu noch tauglich ist, an nichtlandwirtschaftliche Be-
triebe vermitteln“ (ebd.).  

Der „Übergang städtischer Arbeitsloser in die Landwirtschaft“ (Ehmke 1930) 
gestaltete sich während der ganzen Zeit jedoch nicht einfach. Die Arbeitsämter 
sahen sich mit der Aufgabe konfrontiert, durch Aufrufe die „Beschäftigung städ-
tischer Arbeiter in der Landwirtschaft“ (Petersen 1927) zu erhöhen und dabei 
auf die Attraktivität der Landarbeit hinzuweisen. „Die öffentliche Arbeitsver-
mittlung“, so heißt es 1930, „hat sich seit Jahren mit besonderer Sorgfalt der 
Aufgabe gewidmet, den städtischen Arbeitsmarkt durch Überführung geeigneter 
Arbeitskräfte in die Landwirtschaft zu entlasten. Die besondere arbeitsmarktpo-
litische Bedeutung dieser Aufgabe braucht kaum hervorgehoben zu werden. Es 
ist jedenfalls arbeitsmarktpolitisch höchst unerfreulich, wenn auf der einen Seite 
in den Städten die Zahl der Arbeitslosen, die aus öffentlichen Mitteln betreut 
werden müssen, steigt oder nur geringfügig abnimmt, während auf der anderen 
Seite in den landwirtschaftlichen Berufen ein empfindlicher Mangel an Arbeits-
kräften herrscht, der nur durch Hereinnahme ausländischer Landarbeiter gesteu-
ert werden kann“ (Ehmke 1930, S. 4). Die Hauswirtschaft, ein Betätigungsfeld, 
in das weibliche Arbeitslose umgeleitet werden sollten, hatte weniger mit diesen 
Problemen zu kämpfen. Aufgrund der geschlechtsspezifischen Rollenzuweisung 
blieb den Mädchen und Frauen, die Arbeit suchten, oftmals keine andere Wahl 
als die der Übernahme einer gering qualifizierten Tätigkeit in diesem Bereich. 
Bei der Berufsumleitung weiblicher Arbeitsloser ging es nach Reh (1995) um 
die Verfolgung zweier Ziele: „Neben der notwendigen Produktion des Ge-
schlechtercharakters sollten diese Angebote helfen, den außerhäuslichen Ar-
beitsmarkt wieder geschlechtsspezifisch zu strukturieren. Die in der Demobil-
machungsphase entlassenen Frauen mußten vor allem als Arbeitskräfte für pri-
vate Haushalte – hier bestand eine große Nachfrage – ausgebildet werden. Die 
Schulungsangebote für junge Mädchen und Frauen waren also in ganz spezifi-
scher Weise ‚arbeitsmarktorientiert’: es ging um die Durchsetzung einer Seg-
mentierung des Arbeitsmarktes“ (S. 167).  

6.4 Umschulung 

Bereits während des Ersten Weltkrieges kursierte der Begriff „Umschulung“ 
immer häufiger. Kriegsbeschädigte, die in ihrem alten Beruf nicht weiter arbei-
ten konnten, wurden für einen anderen Beruf oder eine andere Tätigkeit, deren 
Ausübung besondere Kenntnisse und Fähigkeiten erforderten, umgeschult. Zu-
dem wurden zur Durchführung der Kriegswirtschaft Arbeitskräfte umgeschult 
und angelernt, dies betraf nicht nur Jugendliche und junge Erwachsene, sondern 
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auch ältere Arbeitskräfte, die sich bereits zur Ruhe gesetzt hatten. Nach dem 
Ersten Weltkrieg, im Zuge der Verabschiedung des Arbeitsnachweisgesetzes, 
wurden organisatorische Voraussetzungen geschaffen, um die Umschulung von 
Arbeitslosen systematisch zu fördern. So wurden in einzelnen Gemeinden „Um-
schulungsausschüsse" eingerichtet, die den örtlichen Arbeitsnachweisen ange-
gliedert waren. Diese Ausschüsse sollten sich aus zwei Arbeitnehmern sowie 
einem Gemeindebeamten als Vorsitz zusammensetzen (Rauecker 1922, S. 23). 
Nach einem Rundschreiben des Reichsministeriums vom 9. April 1920 gehörten 
zu den Aufgaben dieser Ausschüsse: „a) Auswahl geeigneter Umschüler und 
Umschulungsbetriebe im Benehmen mit den wirtschaftlichen Vereinigungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. b) Genehmigung der Umschulungsverträge. c) 
Überwachung der Ausbildung. d) Schlichtung von Streitigkeiten aus dem Um-
schulungsvertrage und Entscheidung über die auf Grund des Vertrages oder aus 
wichtigem Grunde von einem Teil begehrte vorzeitige Auflösung des Lehrver-
hältnisses. e) Festsetzung der Ausbildungsdauer und Verteilung der Umschu-
lungsbeihilfe [...]. f) Werbetätigkeit für die Umschulung, namentlich durch 
Vermittlung der Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Wo 
Umschulungen in größerer Zahl in Frage kommen, soll ihre Durchführung 
gleichfalls paritätisch zusammengesetzten, bei den Landesarbeitsämtern (Haupt-
arbeitsämtern) zu bildenden Landesumschulungsausschüssen [...] übertragen 
werden [...]“ (Gaebel 1923a, S. 431).  

Trotz solcher Initiativen zur Förderung von „Umschulung“ und obwohl der Beg-
riff der Umschulung nach dem Ersten Weltkrieg immer häufiger verwandt wur-
de, gelang es nicht, eine konsensfähige Definition zu finden. Umschulung war 
oftmals ein Oberbegriff, unter den andere wie „Umstellung“, „Fortbildung“, 
„Anlernung“, „Nachschulung“ - manchmal auch Ausbildung - subsumiert wur-
den, obwohl die arbeitsmarkpolitisch initiierte Schulung weder formal noch in-
haltlich der beruflichen Erstausbildung gleichkam. Aus unterschiedlichen Per-
spektiven wurde der Begriff der „Umschulung“ zu definieren versucht, so zum 
Beispiel aus der Sicht der Finanzierung: „Unter ‚Umschulung’ versteht man die 
aus allgemeinen Mitteln finanzierten Anlernmaßnahmen zur möglichst dauern-
den Überleitung von Berufen mit aussichtsloser Arbeitsmarktlage in Berufe 
steigender und fester Konjunktur“ (Lüttgens 1921, S. 862). Daneben gab es Sys-
tematiken, in denen der Terminus nach Funktionen und Adressaten differenziert 
wurde. Nach Prochownik (1924) sollte „Berufsumschulung [...] alle Maßnahmen 
[umfassen], welche geeignet sind, die Unterbringung überzähliger Arbeitskräfte 
durch Umschulen, Nachschulen und Umstellen planmäßig zu fördern. Sie ver-
bessert durch Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten die Verwendungs-
möglichkeit des Einzelnen und die für ihn erreichbaren Arbeitsbedingungen“ (S. 
81). Unterteilt werden sollte die Umschulung beispielsweise in: „[...] Umschu-
lung und Umstellung von Arbeitskräften aller Art nach ihrer Herkunft oder frü-
heren Tätigkeit in zunächst ungelernte Arbeit in einem aufnahmefähigen Beruf 
(z.B. Rückführung vom Lande stammender städtischer Arbeitskräfte auf das 
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Land, Überführung Erwerbsloser in den Bergbau); [...] Umschulung ungelernter 
und angelernter Arbeiter in angelernte verwandte Berufe (z.B. von Näherinnen 
zu Zuschneiderinnen; Stickerinnen und Zuarbeiterinnen aller Art); [...] Umschu-
lung ungelernter Arbeiter zu Facharbeitern desselben Berufes, (z.B. von Haus-
hilfsarbeitern zu Bauhandwerkern); [...] Umschulung gelernter Arbeiter in fach-
benachbarte oder verwandte Berufe (z.B. von Schlossern zu Kesselschmieden; 
[...] Umschulung von Facharbeitern zu Facharbeitern anderer Berufe (z.B. von 
Junglehrern zu Stenotypisten)“ (S. 82).  

Bei der „Umstellung“ der Arbeitskraft von einer früheren Tätigkeit in einen ge-
lerntem Beruf, der Schulung Un- und Angelernter und der Facharbeiterumschu-
lung handelte es sich um Maßnahmen, die in der Regel 1 bis 4 Monate dauerten. 
Die Umschulung Ungelernter zu Facharbeitern sollte nicht nur für Erwerbslose, 
sondern auch für Arbeiter in festem Arbeitsverhältnis eingerichtet werden, die 
einen Aufstieg zum Facharbeiter anstrebten. Mit solchen Schülern sollte ein fes-
tes Lehrverhältnis von 1 bis 2 Jahren geschlossen und bei Beendigung der Lehr-
zeit die Gesellenprüfung abgelegt werden.  

In der Praxis war das Spektrum dessen, was mit Umschulung gemeint war, breit 
und reichte von der sehr kurzfristigen, für die Teilnehmenden mitunter nicht 
spürbaren Einarbeitung bis hin zur längerfristigen Schulung für neue Berufe. 
Häufig war auch die Grenze zwischen „Berufsumleitung“ und kurzfristiger 
„Umschulung“ fließend. Um die Bedeutung und Attraktivität von Arbeiten bei-
spielsweise in der Land- und Hauswirtschaft zu erhöhen, wurde explizit für eine 
hierfür notwendige Schulung propagiert, oder es wurde ein Qualifizierungswert 
dieser Arbeiten in Aussicht gestellt: „’Umschulung von Arbeitslosen’ ist vielen 
gleichbedeutend mit der Überführung in die immer aufnahmefähigen Berufe 
Landwirtschaft und Hausarbeit. Neuere Erfahrungen haben in der Tat gezeigt, 
daß diese Gebiete nicht nur für die tatsächliche Umstellung geeigneter Arbeits-
loser, sondern auch für eine regelrechte Schulung und Anlernung in Frage 
kommen“ (Benda 1927, S. 292). Die „Berufsumschulungsabteilung“ der 1919 
gegründeten Berliner „Berufsumleitungsstelle“ hat beispielsweise landwirt-
schaftliche Kurse über Viehzucht, Anbau und Ernte, Handhabung der techni-
schen Geräte, Trocknen von Getreide, Rupfen von Hühnern, Enthäuten von ge-
schlachtetem Kleingetier usw. angeboten, um die Umleitung von Erwerbslosen 
in die Landwirtschaft zu erleichtern (Soziale Praxis und Archiv für Volkswohl-
fahrt 1921, S. 146). Solche Kurse wurden – zumindest noch Anfang der 1920er 
Jahre – auch durchgeführt, um die Einstellung der Arbeitslosen gegenüber sol-
chen Tätigkeiten „innerlich [zu] heben“. Hierzu sollten auch kulturelle Angebote 
im Rahmen solcher Umschulungen beitragen (vgl. Dermietzel 1920, S. 131).101  

                                                
101 „Aber nicht nur an eine Einführung in die praktische Arbeit war gedacht, geplant war auch 

ein theoretischer Unterricht, der ‚eine allgemeine Einführung in die ersten Grundbegriffe 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit geben sollte’. Man wollte den Teilnehmerinnen ‚den 
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Im Zusammenhang mit Bemühungen zur Integration Ungelernter in Beschäfti-
gung war das, was als „Umschulung“ bezeichnet wurde, häufig derart reduziert, 
dass es von den Teilnehmenden als solche nicht bemerkt wurde, d.h. von einer 
Schulung konnte hier nicht immer die Rede sein. Dies wird in einem Bericht 
über die Vorbereitung weiblicher Ungelernter auf die Landwirtschaft deutlich: 
„Und es kam ihnen gar nicht zum Bewußtsein, daß sie ‚lernten’ und daß sie um-
geschult wurden [...]. Sie gruben, streuten Dung, legten Kartoffeln, heuten, 
melkten, verlernten die Angst vor der Kuh und den Widerwillen gegen die 
Landarbeit“ (Penschke 1932, S. 177).  

Längerfristige Umschulungen fanden für die Übernahme von qualifizierter Ar-
beit im kaufmännischen, industriellen und handwerklichen Bereich statt und für 
Tätigkeiten, die anderweitig nicht rationalisierbar waren. Dort, wo ausgebildete 
Angestellte bzw. Facharbeiter fehlten, da während des Krieges die Ausbildung 
des Nachwuchses äußerst reduziert verlaufen, teilweise sogar eingestellt worden 
war, wie im Baubereich (vgl. Teitz 1925, S. 37), reichte eine einfache „Berufs-
umleitung“ nicht aus, hier bedurfte es systematisierter Schulungen. In den Jah-
ren 1920/21 hat die Berliner Umschulungsabteilung „etwa 500 Bauhilfsarbeiter 
zu Maurern und Zimmerern in einem zweijährigen ordnungsmäßigen Lehrgang 
handwerksmäßig ausbilden lassen. Diese ‚Umschüler’ erhielten bereits vom An-
fang der Lehre an den Lohn eines jungen Gesellen, wobei ein Teil dieses Lohnes 
in Form von Umschulungszuschüssen aus Mitteln der produktiven Erwerbslo-
senfürsorge an die Lehrherren zurückgezahlt wurde“ (Teitz 1925, S. 37).  

Aufgrund des Bauarbeitermangels, der sich zu Beginn der 1920er Jahre abge-
zeichnet hatte, wurden viele Erwerbslose für die Ausübung von Bautätigkeiten 
umgeschult. Bis zur Weltwirtschaftskrise spielte der Baubereich eine bedeuten-
de Rolle in der Arbeitslosenqualifizierung. Hier konnten am Ende der Maßnah-
men formalisierte Abschlüsse erreicht werden. Entsprechend thematisierten vie-
le Berichte aus der Umschulungspraxis in den 1920er Jahren den Baubereich als 
vorbildlich und fortschrittlich (vgl. Soziale Praxis 1922, Lüttgens 1921a). Der 
für Forderungen nach „Umschulung von Arbeitskräften zu Bauhandwerkern“ 
(Soziale Praxis 1922, S. 788) zentrale Anstoß ist nicht allein in der Notwendig-
keit der Unterstützung der wiederbelebten Bauwirtschaft zu sehen, „sondern 
auch in dem Umstand, daß die Bautätigkeit Schlüsselgewerbe für zahlreiche an-
dere Industrien ist und die Belebung des Baumarktes auch indirekt zur Minde-
rung der Arbeitslosigkeit beiträgt“ (ebd.). Während das Reichsarbeitsministeri-
um für alle Umschulungsmaßnahmen erwerbslose und „geeignete“ Personen im 

                                                                                                                                                   

Geist der Landwirtschaft und die Lust an landwirtschaftlichen Arbeiten’ spüren lassen, da-
rüber hinaus sie ‚innerlich heben’, durch gelegentliche sonntägliche, künstlerische Darbie-
tungen und Unterhaltungen; durch volkstümliche musikalische Veranstaltung hoffte man‚ 
die häßlichen, zum Teil demoralisierenden Gassenhauermelodien aus der Gewohnheit des 
Volkes zu verdrängen, um so den Sinn für das schöne herrliche deutsche Volkslied zu er-
wecken und auf dem Lande wieder einzubürgern’“ (S. 131).  
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Alter zwischen 18 und 30 Jahren vorschlug (vgl. Gaebel 1923a, S. 431), kamen 
im Baubereich nur jene in Frage, „die das 17. Lebensjahr vollendet, tunlichst 
aber das 25. Lebensjahr noch nicht überschritten haben“ (Soziale Praxis 1922, S. 
790). Die Umschulungszeit sollte maximal 1½ bis 2 Jahre umfassen. Für beson-
ders geeignete Schüler oder solche, die aufgrund ihrer bisherigen [Bau-] Tätig-
keit bereits über Kenntnisse und Erfahrungen verfügte, konnte die Ausbildungs-
zeit auf ein Jahr herabgesetzt werden (ebd.). 

Unabhängig von dem Gewerbe und dem Arbeitsbereich sollten Umschulungen 
in praxisnahen Berufsbildungseinrichtungen, aber nach Möglichkeit in den Be-
trieben erfolgen, die mit den jeweiligen Ausschüssen einen Lehrplan erstellten. 
„Nach Möglichkeit“ (Soziale Praxis 1922, S. 790) – demnach nicht obligatorisch 
– sollte die betriebliche Ausbildung durch theoretischen Fachunterricht ergänzt 
werden. Nach erfolgter Ausbildung sollte der Umschüler, im Einvernehmen mit 
der Handwerkskammer, die Gesellenprüfung vor dem Gesellenprüfungsaus-
schuss ablegen. Finanziert wurden Umschulungsmaßnahmen aus Mitteln der 
Erwerbslosenfürsorge für die Umschulungseinrichtung und die Umschüler wäh-
rend der Zeit der Ausbildung.  

Solche hoch gesteckten Ziele waren für die ersten Jahre der Weimarer Republik 
noch realistisch. Sie machten im Zuge der drastischen finanziellen Kürzungen 
sowie der sich allmählich durchsetzenden Anti-Verschulungs-Kampagne und 
der Präferenz für eine Reduktion von Bildung zugunsten der Erziehung zu Ar-
beitsethos und Arbeitsdienst Forderungen nach pragmatischen und kurzfristigen 
Vorgehensweisen bei der Umschulung Platz. Ende der 1920er Jahre wurde im-
mer mehr dafür plädiert, dass die Umschulungsmaßnahmen keine Lehre erset-
zen, sondern nur eine möglichst rasche Unterbringung in Arbeit erleichtern soll-
ten. Anfang der 1930er Jahre – als die Arbeitslosenzahlen immer weiter anstie-
gen - wurde mit Nachdruck ein „sparsamer“ Einsatz von Umschulung gefordert, 
auch mit dem Argument, dass jede Umschulung wieder das Angebot auf einem 
neuen Berufsgebiet vermehren würde: „Demnach soll eine Umschulung nur 
stattfinden, wenn der Arbeitslose in seinem bisherigen oder einem ähnlichen Be-
rufe nicht unterzubringen ist, wenn aber andererseits eine Unterbringung in dem 
neuen Berufe Aussicht bietet. Selbstverständlich muß der Arbeitslose für den 
neuen Beruf geeignet und willens sein. Keinesfalls soll diese Notmaßnahme ei-
nen Ersatz einer ordentlichen Lehre bedeuten und bezwecken. Es wird sich 
demnach mehr um einen Anlernprozeß handeln können, nicht um die Heranbil-
dung neuer Facharbeiter, was in kurzer Zeit auch nicht erreichbar wäre und nach 
kurzer Zeit zu einer erneuten Belastung des Arbeitsmarktes führen müßte“ 
(Kemkes 1931, S. 615). Nur vereinzelt gab es Bemühungen, Lehrlingen, die 
durch Schließung ihrer Betriebe ihre Lehrzeit nicht beenden und eine neue Lehr-
stelle nicht finden konnten, eine Möglichkeit zur Beendigung ihrer Lehre zu bie-
ten, wie in dem „Musterkurs für die Ausbildung jugendlicher Erwerbsloser“ 
(Die Deutsche Berufsschule 1932, S. 216).  
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6.5 Werkstattunterweisung, Vorlehre und Nachlehre 

Im Kontext der seit Ende der 1920er Jahre stärkeren Bemühungen um Theorie-
minderung und Erhöhung des unmittelbaren Praxis- bzw. Arbeitsbezugs in der 
Arbeitslosenbildung ist auch die praktische Unterweisung in simulierten 
„Scheinfirmen“,102 Werkstätten und Betrieben gefordert und gefördert worden. 
So wurden erwerbslose Meister und Gesellen vom Arbeitsamt dazu angehalten, 
in stillgelegten Betrieben „Werkstattunterweisung“ zu erteilen. In den alten Fab-
riken gab es „Schrott in Fülle zum Übungsstoff“ (Ehlert 1932, S. 207): „Hier 
konnten Maschinen und Werkzeuge, oft jahrelang unbenutzt und verrostet, aus-
einandergenommen, gereinigt, instand gesetzt und dann zu Unterrichtszwecken 
weiter verwandt werden. Der moderne Maschinenraum der stillgelegten Fabrik 
wurde zum Schulraum“ (S. 204). Dabei ging es weniger um Schulung, d.h. um 
die Vermittlung und Aneignung des dazugehörigen Theoriewissens. Im Vorder-
grund stand die „Arbeit an Drehbank und Schraubstock, an Hobelbank und Fur-
nierbock“ (S. 204f.). Es ging darum, die manuellen Fertigkeiten auf „die alte 
Höhe [zu] bringen oder sie nach Ansprüchen der Wirtschaft [zu] erweitern“ (S. 
205)103.  

Das Deutsche Institut für Technische Arbeitsschulung (DINTA) setzte sich be-
sonders für die Ausdehnung der ca. dreimonatigen „Vorlehre“ als „gesellschaft-
liche Aufgabe der Wirtschaft“ (Arnhold 1932, S. 271) ein – quasi als Antwort 
auf die damalige Diskussion um die Einführung des neunten Schuljahres. In 
mehreren zu Beginn der 1930er Jahre publizierten Beiträgen insistierten DIN-
TA-Vertreter wie Carl Arnhold (1932b), Friedrich Dellwig (1932) und W. Krü-
ger (1932) auf einer umfassenden Einführung der Vorlehre. Von gewerkschaftli-
cher Seite kam massive Kritik an der Vorlehre, da diese für die Betriebe als 
vollständig rechtsfreier Raum gestaltet werden sollte, d.h. ihnen wurde eine 
„völlige Freiheit gegenüber den Jugendlichen“ (Krüger 1932, S. 680) einge-

                                                
102 „Von den beruflichen Betreuungsmaßnahmen hat sich die Scheinfirmenarbeit als die er-

folgreichste Maßnahme erwiesen. Diese Scheinfirmen beschäftigen durchschnittlich 20 bis 
25 Mitarbeiter. Sie kommen in der Woche 2-, 3-, meistens 4mal zur Arbeit zusammen. In 
der Regel werden 4 Stunden Scheinfirmenarbeit täglich durchgeführt [...]. Schon die Na-
men solcher Scheinfirmen besagen, dass man kein Freund von Miesepeterei und trocken-
lehrhaftem Wesen ist. Firmenbezeichnungen wie I.G. Stempeln GmbH, Arbeit & Samt 
(lies Arbeitsamt) und AL K.G. (lies Arbeitslose) lassen ohne weiteres darauf schließen“ 
(Lischke 1932, zit. n. Reh 1995, S. 189).  

103 Wie die Arbeitszeit aufgeteilt war, verdeutlicht ein Bericht aus unterschiedlichen Arbeits-
losenwerkstätten: „Die Hälfte der Arbeitszeit schaffen die Werkstattmitglieder für die 
Werkstatt [...]. Zwei Mann halten in einigen der Werkstätten das gesamte Arbeitsschuh-
werk in gutem Zustand mit Hilfe von Lederabfällen. In einer Bitterfelder Abteilung rasiert 
ein stellenloser Friseur alle Kollegen. Die andere Hälfte der Arbeitszeit gehört den Jugend-
lichen selbst. In dieser Zeit dürfen Gegenstände für den eigenen Gebrauch oder für die el-
terliche Häuslichkeit angefertigt werden“ (Deutsches Archiv für Jugendwohlfahrt und Ar-
chiv für Volksbildung im Reichsministerium des Innern 1931, S. 11-12).  
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räumt.104 Arbeitserziehung war ein zentrales Ziel der Vorlehre. Das heißt, es 
ging darum, „den pädagogischen Wert aller vorkommenden Arbeiten bis auf das 
Letzte“ (S. 681) auszunutzen: „Indem wir die jungen Menschen bei ihrem prak-
tischen Tun zu Gründlichkeit, Gewissenhaftigkeit und Exaktheit anhalten, schaf-
fen wir eine Arbeitsdisziplin“ (ebd.). Im Sinne einer Nachlehre sollten auch die-
jenigen, die nach ihrer Lehrzeit arbeitslos geworden waren, beschult werden. 
Auch bei diesen etwas älteren Arbeitslosen müsse darauf geachtet werden, dass 
„eine theoretische Schulung [...] nicht das ist, was die jungen Menschen brau-
chen. Sie wollen wieder ein Werkzeug in der Hand haben“ (S. 682). Und: Hier 
ging es neben der Arbeitsdisziplinierung vor allem auch darum, alles zu tun, 
„damit nicht für diese hoffnungslos in die Erwerbslosigkeit hineinwachsenden 
Menschen der Bolschewismus der einzige Ausweg bleibt“ (ebd.).  

6.6 Reintegration körperlich und geistig beeinträchtigter Menschen  

Neben diesen Formen der Fortbildung und Umschulung Arbeitsloser wurden 
während des und nach dem Ersten Weltkrieg Maßnahmen zur Förderung der 
Erwerbsfähigkeit Arbeitsloser mit geistiger und körperlicher Beeinträchtigung 
institutionalisiert und juristisch verankert. Zu den Vorläufern der Förderung 
„Erwerbsbeschränkter“ gehörten die aktivierende Fürsorge seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts105 und die daran anknüpfende „moderne Krüppelfürsorge“ seit Be-
ginn des 20. Jahrhunderts (vgl. Büchter/Kipp 2002a).  

Die „moderne Krüppelfürsorge“ sah ihre Aufgabe nicht mehr in der einfachen 
Verwahrung, sondern Ziel sollte es sein, „den Krüppel, soweit es noch möglich 
ist, von seiner Krankheit zu heilen, oder diese möglichst zu bessern und nach 
Abschluß oder während dieser Behandlung durch eine geeignete Unterweisung 
und Ausbildung zu einem brauchbaren Mitgliede der Gesellschaft zu machen, 
das seinen Unterhalt ganz oder zum Teil selbst verdienen kann" (Dietrich 1908, 
S. 81). Die Förderung der Erwerbsfähigkeit galt als eine wesentliche Vorausset-
zung für ökonomische Selbständigkeit und damit soziale Integration der Betrof-
fenen. Biesalski (1909) formulierte die Zielsetzung so: „Erwerbsfähig soll der 
Krüppel gemacht werden. Aus einem Unsozialen soll er ein Sozialer werden, 
oder, wenn man das in die Form eines zwar übertriebenen aber immerhin doch 

                                                
104 „Bei der Vorlehre fällt also gegenüber der Lehre einmal die vertragliche Bindung für län-

gere Zeit fort, die unter den heutigen unsicheren wirtschaftlichen Verhältnissen wohl in 
den meisten Fällen den Abschluß von Lehrverträgen scheitern läßt; so sinken durch den 
Fortfall der Lernvergütung und der sozialen Anwendungen aber auch die Kosten auf ein 
erträgliches Maß“ (S. 680).  

105 Die Fortschritte in der Medizin, vor allem in der Orthopädietechnik, sowie das Engage-
ment einiger Philanthropen und Geistlicher, die sich „der Krüppel annahmen und eigene 
Schulen und Erziehungsstätten [...] gründeten" (ebd.), waren Anstoß der aktivierenden Für-
sorge. Der Konservator v. Kurz errichtete im Jahre 1832 als einer der Ersten eine "Erzie-
hungs-, Unterrichts- und Bildungsanstalt für krüppelhafte Knaben in München", die 1844 
von der Stadt übernommen wurde (Dietrich 1908, S. 81). 
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sofort einleuchtenden Schlagwortes kleiden will, er soll aus einem Almosen-
empfänger ein Steuerzahler werden" (S. 12).  

Der Erste Weltkrieg, die täglich steigende Zahl an Kriegsrückkehrern und der 
Druck von Seiten des Staates, zumal des Kriegsministeriums, für die Schäden 
am Menschen aufzukommen, trugen dazu bei, dass, bevor überhaupt die zivile 
„Krüppelfürsorge“ zu einem öffentlich breiter diskutierten Thema werden konn-
te, die Aufmerksamkeit auf die Kriegsbeschädigtenfürsorge gelenkt wurde. Wie 
ein „gemeinsamer Schwur [ging es] durch ganz Deutschland, daß das Invaliden-
elend früherer Zeiten nicht wiederkehren dürfe, und jene Helden, die für uns 
bluteten, vor Not und Sorge geschützt und zur Erwerbsfähigkeit und Erwerbs-
möglichkeit zurückgeführt werden müßten“ (Winterfeldt 1916, S. 19). Aus den 
während der Kriegszeit gegründeten örtlichen Arbeitsnachweisen und Berufsbe-
ratungsstellen für Kriegsbeschädigte entstanden auf der Grundlage der „Verord-
nung über die Beschäftigung Schwerbeschädigter. Vom 9. Januar 1919“ 
(Reichsgesetzblatt 1919, S. 28) bzw. des „Gesetzes über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter. Vom 6. April 1920“ (Reichsgesetzblatt 1920, S. 458) nach 
dem Krieg die Vermittlungsstellen für Schwerbeschädigte. Von nun an hatten 
die Kriegsbeschädigten einen Rechtsanspruch auf Unterstützung bei der Be-
rufswahl, der Berufsausbildung und der Arbeitsunterbringung. Der Ausbau der 
Erwerbslosenfürsorge seit Mitte der 1920er Jahre brachte der Kriegsbeschädig-
tenfürsorge insofern weitere Vorteile, als „für die Unterstützungsempfänger so-
wohl für Einzelausbildung im Betrieb als auch für Teilnahme an Fortbildungs-
kursen Mittel bereitgestellt werden. Damit wird dem Berater eine größere Be-
wegungsfreiheit in der Auswahl der zweckdienlichen Mittel gegeben“ (Teitz 
1925, S. 3f.). In Unterrichts- und Werkstattkursen sowie in Übungsbetrieben 
sollten nach Eignungstests die Kriegsbeschädigten für Tätigkeiten auf dem regu-
lären Arbeitsmarkt umgeschult werden.  

Die Auseinandersetzung mit der Frage nach der Integration geistig und körper-
lich beeinträchtigter Menschen ins Erwerbsleben reduzierte sich in der Weima-
rer Republik nicht lediglich auf Kriegsversehrte, sondern bezog auch jene „Er-
werbsbeschränkten“ (ebd.) mit ein, die von Geburt an, durch Krankheit oder 
durch Unfälle bedingt, beeinträchtigt waren und nicht ohne weiteres einen Aus-
bildungs- bzw. Arbeitsplatz finden konnten. Auch die „Berufsfürsorge“ für „Be-
rufsschwache“ und „Schwachbegabte“ wurde während der 1920er Jahre intensi-
viert, mit dem Ziel der „selbständigen Behauptung im Wirtschaftsleben“ (Fran-
zisket 1929, S. 518). Kernpunkte dieser Berufsfürsorge waren Berufsberatung, 
Eignungsprüfung, Arbeitsvermittlung und eine eng mit Arbeit verbundene An-
lernung und Umschulung. Die Eingliederung beeinträchtigter Personen durch 
Anlernung und Umschulung erfolgte anhand bestimmter Selektionskriterien. So 
wurden minder Beeinträchtigte und beruflich (Vor-)Qualifizierte bevorzugt: 
„Die eigentliche Umschulung mit längerer Anlernung muß nach Möglichkeit 
den Bedauernswerten vorbehalten bleiben, die aus anderen Berufen ohne Ar-
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beitsspezialisierung kommen, sowie solchen, denen die weitere Berufsausübung 
infolge Infektions- oder Berufskrankheiten unterbunden wird (Lungen-, Kno-
chen-, Kehlkopftuberkulose, Hautkrankheiten, Bleierkrankung u.a.)" (Teitz 
1925, S. 4). 

Für in den ersten Arbeitsmarkt nicht-integrierbare „Erwerbsbeschränkte“ wur-
den bis zur Verabschiedung des AVAVG im Rahmen der Produktiven Erwerbs-
losenfürsorge von Seiten der Gemeinden und gemeinnütziger Verbände beson-
dere Arbeitseinrichtungen ins Leben gerufen, sogenannte „Beschäftigungswerk-
stätten“ - auch um auf „einzelne Arten der Erwerbsbeschränkung, z.B. bei teil-
weiser Lähmung oder sonstiger Bewegungsbehinderung der Hände und Arme“ 
(S. 25) eingehen zu können. Hier spielte „die Frage der Uebbarkeit eine große 
Rolle [...]. Ein auf Gewinn eingestellter Betrieb wird sich hierfür kaum herge-
ben, da nicht nur ein Arbeitsplatz, sondern auch die Arbeitskraft einer weiteren 
Person, des Beobachters, wenigstens zum Teil für eine bestimmte Zeit der pro-
duktiven Arbeit entzogen wird [und] da es bei der Feststellung der Uebbarkeit 
gewisser Bewegungen und Handgriffe weniger auf die Art der Produktion als 
vielmehr darauf ankommt, daß die auszuführende Arbeit sich stets gleich bleibt 
[...]“ (ebd.). Allerdings waren „einfache Umleitungen ohne Anlernung [...] häu-
figer, sie erfordern weiter nichts als die Umschau nach passenden Arbeitsstel-
len“ (S. 36). Die Voraussetzung für eine Förderung dieser Maßnahmen aber wa-
ren Beschäftigungsmöglichkeiten in Betrieben, die mit zunehmender Dauer der 
Arbeitslosigkeit immer mehr abnahmen. Die zunehmenden Einschränkungen in 
der Erwerbslosenfürsorge insgesamt trafen insbesondere die berufsfürsorgeri-
schen Maßnahmen, sie „beschränken sich auf bestimmte Gruppen, lassen Lü-
cken offen in fachlicher und persönlicher Beziehung, entbehren der Einheitlich-
keit und vielfach auch der ausreichenden berufspolitischen Grundlage“ (Fran-
zisket 1929, S. 524).  

7. Einrichtungen der Arbeitslosenbildung: Zwischen Unterversorgung 

und Distanz 

Die Trägerschaft der Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose, die im Rahmen der 
Erwerbslosenfürsorge bzw. auf der Basis des AVAVG durchgeführt wurden, fiel 
den öffentlichen Arbeitsnachweisen bzw. -ämtern zu. Sie waren nicht nur die 
„gesetzlich berufenen Beobachter und Verwalter des Arbeitsmarktes“ (Benda 
1927, S. 291), sondern hielten auch „engste Fühlung mit den sonstigen öffentli-
chen und privaten Stellen [...], deren Interessengebiet sich mit dem der Bil-
dungsmaßnahmen für Arbeitslose berührt“ (ebd.).  

Da die Arbeitsverwaltungen selbst keine Schulungsstätten besaßen, fand der Un-
terricht für Arbeitslose in (Berufs-)Bildungs- oder Wohlfahrtseinrichtungen 
statt. Dabei wurde zumindest in den ersten Jahren der Weimarer Republik Wert 
darauf gelegt, dass die Bildungs- bzw. Schulungseinrichtungen „neutral“ waren. 
Eine besondere Bedeutung für die Arbeitslosenbildung spielten die Fortbil-



 168

dungs- und Fachschulen, ebenso wie die Volkshochschulen: „Die öffentlichen 
Arbeitsnachweise bedienen sich daher zur Durchführung der Maßnahmen insbe-
sondere der Berufsschulen, ihrer Erfahrungen wie ihrer Einrichtungen und Lehr-
kräfte, greifen aber auch auf sonstige Bildungsstätten aller Art zurück (Handels-, 
Gewerbeschulen, Volkshochschulen, Gewerkschaftseinrichtungen, Stenogra-
phenvereine, Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, gemeinnützige Ver-
bände und dgl. mehr)“ (ebd.).  

7.1 Berufsschulen  

Die Frage der Schulung Arbeitsloser beschäftigte die praktizierende Berufs-
schulpädagogik vor allem nach der Weltwirtschaftskrise. Von nun an erhöhte 
sich die Zahl entsprechender Publikationen in den einschlägigen Zeitschriften106. 
In der Praxis waren Fortbildungsschulen bereits unmittelbar nach dem Krieg 
bedeutende Einrichtungen im Kontext der Arbeitsmarktpolitik. Sie hatten bereits 
ab dem Zeitpunkt eine arbeitsmarktpolitische Bedeutung, als der Fortbildungs-
schulunterricht für arbeitslose Jugendliche unter 18 Jahren ausgedehnt wurde. 
Dies galt aber zunächst ausnahmslos für Jungen und dort, wo Fortbildungsschu-
len tatsächlich vorhanden waren. Das – vor allem zu Beginn der Weimarer Zeit 
und selbst nach Einführung der Pflichtfortbildung „völlige Fehlen öffentlicher 
Fortbildungs- und Fachschulen für Mädchen an vielen Orten [zwang] zur Benut-
zung recht bedenklicher Notbehelfe“ (Gaebel 1923a, S. 431), d.h. insbesondere 
die aus der Volksschule entlassenen und arbeitslos gewordenen Mädchen und 
Frauen waren auf Maßnahmen angewiesen, die hinsichtlich der Ressourcenaus-
stattung extrem dürftig waren. Aber dies war ein Zustand, wie er insgesamt in 
den Maßnahmen der Beschulung Ungelernter anzutreffen war (vgl. 
Kipp/Biermann 1989, S. 45) und sich mit der Reduzierung der Förderung der 
Arbeitslosenschulung durch die Reichsanstalt noch verschärfte.  

Obwohl Aufsicht und Koordination der beruflichen Qualifizierung Arbeitsloser 
den Arbeitsnachweisen bzw. -ämtern oblagen, hing die Art und Weise der prak-
tischen Durchführung in erster Linie von den Interessen, dem Engagement, den 
Ressourcen und Kapazitäten der kooperierenden Institutionen ab, ebenso wie 
von der regionalen Wirtschaftsstruktur. So war die Kooperation zwischen Ar-
beitsnachweisen und dem Fort- und Fachschulwesen in der Praxis nicht von 
vornherein selbstverständlich und verlief insgesamt heterogen: „Der Zusam-
menhang mit dem öffentlichen Fach- und Fortbildungsschulwesen dürfte sich 
überall ergeben haben, scheint aber zum Teil nur sehr lose gewesen zu ein. In 

                                                
106 In der Zeitschrift „Die Deutsche Berufsschule“ wurde zu Beginn der 1930er Jahre zu die-

sem Problem mehrfach Stellung genommen (vgl. Kemkens 1932, S. 465), so in Fachbei-
trägen wie beispielsweise denen von Müller (1932), Wölbing (1932), Michalke (1931), 
Meier (1931), Goergel (1932), Schulz (1932) und in vielen kleineren Berichten und Mittei-
lungen. 
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München wurde mit der Organisation des geplanten Unterrichts ein städtischer 
Gewerbeschuldirektor betraut; auch in Kiel stammte die treibende Kraft aus der 
Fortbildungsschule“ (Gaebel 1923, S. 432). An manchen Orten fehlte es an ge-
eignetem Unterrichtsmaterial oder es war unvollständig vorhanden oder nicht 
auf dem neusten Stand (ebd.).  

Demgegenüber standen aber auch Schulen, die die Pflichtbeschulung von 6 Wo-
chenstunden für Jugendliche unter 18 Jahren auf 20 Stunden ausdehnten und 
bemüht waren, die Erwerbslosen in den allgemeinen Unterricht einzugliedern 
(ebd.). In manchen Schulen nahmen auch ältere, also über 18-jährige Arbeitslose 
am Fortbildungsschulunterricht teil. So wurden beispielsweise aufgrund des 
„Facharbeitermangels“ in der Metallindustrie „den laufenden Lehrgängen der 
Handwerkskammer oder gewerblichen Fachschulen einfach ein besonderer 
Lehrgang für Erwerbslose angegliedert und das Schulgeld für die Betreffenden 
im Rahmen des bewilligten Vertrages aus der Erwerbslosenfürsorge gezahlt“ 
(Kastelsteiner 1928, S. 30). Ähnlich wurde auch an einigen kaufmännischen 
Fachschulen verfahren. Hier nahmen Arbeitslose – sofern Plätze frei waren – an 
dem Unterricht in Übungskontoren teil.  

Einige Städte und Gemeinden suchten nach Möglichkeiten zur Selbsthilfe in der 
Arbeitslosenbildung. Auch hierbei spielten die Berufsschulen eine bedeutende 
Rolle. So hat die Stadt Magdeburg im Herbst 1931 aus Mitteln der Winternothil-
fe eine „Arbeitslosenschule“107 gegründet. Diese Schule ging aus der Kooperati-
on zwischen Lehrern von Haushaltungs-, Gewerbeschulen und kaufmännischen 
Lehranstalten zurück. Auch die Volkshochschulen waren an der Planung und 
Durchführung beteiligt und sahen ihre Aufgabe in der die berufliche Schulung 
ergänzenden „überberufliche[n]“ (Seiferth 1932, S. 179) Bildungsarbeit. Mit 
dem Hinweis auf die Bedeutung der „Rolle der Berufsschule und ihre Bedeu-
tung für die Lösung des Problems [der Arbeitslosigkeit]“ (Schulz 1932, S. 582) 
wurde auch versucht, die gesellschaftliche Relevanz der Schulen zu unterstrei-
chen und sie aus ihrer bildungspolitischen Randposition zu holen. Mit steigender 
Jugendarbeitslosigkeit wurde auch die Bedeutung der Schulen als arbeitsmarkt-
politische Einrichtungen von offizieller Seite immer mehr betont108.  

                                                
107 Diese Abendschule begann in 14 Fächern mit je 10 Doppelstunden: „Richtiges Deutsch - 

Bürgerliches Rechnen - Fachkurse für Metallarbeiter und Maschinenbauer [...] - Fachkurse 
für Autoschlosser und -fahrer - Einheitskurzschrift - Buchführung - Maschinenschreiben - 
Schriftzeichnen und Schriftmalen - französischer Übungskurs - französische Handelskor-
respondenz - englische Handelskorrespondenz - englische Zeitungslektüre - Ausbildungs-
kurs für Hauswirtschaft, Kochen und Wäschenähen - Praktischer Kochkurs“ (Seiferth 
1932, S. 179). Im Laufe eines Jahren stiegen die Zahl der Kurse, der Doppelstunden und 
der Belegungen stetig an (ebd.).  

108 So hat man sich im Jahre 1931 in einer „Konferenz im Preußischen Wohlfahrtsministeri-
um, bei der Vertreter der Reichs- und Landesbehörden, der Gewerkschaften, der Jugend-
verbände und der Reichsanstalt zugegen waren, [...] für die Beibehaltung bisher gepflegter 
Lehrgänge unter besonderer Berücksichtigung der beruflichen Weiterbildung ausgespro-
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Demgegenüber gab es auch ablehnende Haltungen seitens der Berufsschule ge-
genüber Vorschlägen zu einer intensiveren Beteiligung an der Arbeitslosen-
betreuung, nicht nur aufgrund von Defiziten der öffentlichen Fürsorge und fi-
nanziellen Unterstützung und der Befürchtung, die nicht-arbeitslosen Jugendli-
chen nicht mehr hinreichend intensiv betreuen zu können, sondern auch auf-
grund des Ansehens: „Es ist sogar schon vorgekommen, daß man ernsthaft die 
Frage erörtert hat, ob eine Mitbeteiligung der Dipl.-Hdl. [Handelslehrer] an die-
sem Aufgabengebiet noch mit dem Ansehen und der Würde vereinbar wäre“ 
(Kemkens 1932, S. 465).  

Neben arbeitslosen Volksschul-, Gewerbe- und Handelslehrern wurden als 
Lehrpersonal für die Arbeitslosenkurse auch unbeschäftigte Berufsangehörige 
ohne besondere pädagogische Vorbildung (Ingenieure, Architekten, Kaufleute, 
Akademiker, Kochfrauen, Näherinnen), aber auch Landwirte, Pfarrfrauen, Haus-
frauen usw. verpflichtet. Die pädagogische Eignung war bei der Einstellung von 
Lehrpersonen für Arbeitslosenkurse – auch vor der arbeitsmarkt- bzw. arbeitslo-
senbildungspolitischen Restriktionsphase ab 1930 – kein entscheidendes Krite-
rium. Im Vordergrund standen fachliche Fertigkeiten, Disziplin und rationelles 
Arbeiten: „Was ihnen an pädagogischen Kenntnissen fehlte, ersetzten sie durch 
Fachtüchtigkeit und die Beherrschung der rationellen Arbeitsmethode des Be-
triebes“ (Ehlert 1932, S. 207). Zuweilen richteten sich die Kurse - wenn es über 
eine sozialpädagogische Betreuung oder Allgemeinbildung hinaus um „berufli-
che Ertüchtigung“ gehen sollte, inhaltlich nach den Kompetenzen des zur Ver-
fügung stehenden Lehrpersonals, der Unterrichtsmaterialien, aber auch nach den 
regionalen Möglichkeiten von Beschäftigung (vgl. ebd.; Benda 1927, S. 293; 
Kipp/Biermann 1989, S. 45; Reh 1995, S. 154-156).  

Die Kooperation zwischen Berufsschulen und Arbeitsämtern im Hinblick auf 
die Schulung von jugendlichen und erwachsenen Arbeitslosen gestaltete sich 
aber in der Praxis aufgrund der unterschiedlichen Selbstverständnisse und Ziel-
setzungen beider Organisationen schwierig. Dies wurde besonders zu dem Zeit-
punkt deutlich, als die Reichsanstalt immer mehr Restriktionen in der Arbeitslo-
senschulung einführte: „Denn wenn die Berufsschule berufspädagogische Zwe-
cke verfolgt, so musste das Arbeitsamt die arbeitsmarktpolitischen Gesichts-
punkte – wie die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes, die berufliche Schichtung der 
                                                                                                                                                   

chen“ (Schulz 1932, S. 584). Auch auf einer Tagung des Reichsausschusses der deutschen 
Jugendverbände am 21. Oktober 1931 wurde für die Beibehaltung der Berufsschule mit 
dem Hinweis auf deren Bedeutung bei der Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit verwie-
sen. In der „Entschließung“ heißt es: „Die ausgezeichneten Dienste, die die Berufs- und 
Fachschulen in der beruflichen und allgemeinen Fortbildung für erwerbslose Jugendliche 
geleistet haben und leisten können, nötigen den Reichsausschuss zu der Forderung, dass 
die Länder als die Träger des Berufs- und Fachschulwesens sich der Notwendigkeit nicht 
verschließen, die Berufs- und Fachschulen in ihrem gegenwärtigen Umfange zu erhalten 
und im Hinblick auf die Verwendungsmöglichkeit für die Erwerbslosenhilfe diese pädago-
gischen Einrichtungen auszubauen“ (zit. n. Schulz 1932, S. 584).  
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Arbeitslosen – zur Geltung bringen“ (Ehlert 1932, S. 207). Hinzu kam, dass sich 
die Berufsschule bestimmungsgemäß in erster Linie den Berufschulpflichtigen 
widmen wollte, während es den Arbeitsämtern darum ging, die berufliche Vor-
sorge vor allem auf die Arbeitslosen, zu denen auch die über 18-Jährigen zähl-
ten, zu konzentrieren (vgl. ebd.). Die Konzentration der Berufsschulen im Be-
reich der Arbeitslosenbildung auf Jugendliche wurde mitunter auch mit einer 
erwachsenenspezifischen Pädagogik begründet. Diese Argumentation fand sich 
beispielsweise dort, wo es um die Frage der „Schulung erwerbsloser Angestell-
ter“ (Die Deutsche Berufsschule 1931, S. 173) ging: „Gerade bei der Bildung 
erwerbsloser Angestellter handelt es sich überwiegend um Erwachsenenbildung 
mit wesentlich anderen pädagogischen Voraussetzungen als bei den Jugendli-
chen. Der hauptamtlich tätige Berufsschullehrer wird dieser Aufgabe selbst bei 
einem hochanzuerkennenden sozialen Opfertum neben seiner eigentlichen Be-
rufsarbeit kaum gerecht“ (ebd.). Als Problem wurde auch angeführt, dass die 
Berufsschule über Erwachsene „keinerlei Verfügungsrecht“ hatte (Goergel 
1932, S. 592): „Ihre von manchen Schulpolitikern empfohlene Wiedereingliede-
rung in bestimmte Fachklassen der Berufsschule würde nicht nur auf den stärks-
ten Widerstand dieser Erwerbslosen selbst stoßen, sondern die Ausbildung und 
Erziehung der eigentlichen Berufsschüler schwer schädigen“ (ebd.).  

7.2 Volkshochschulen  

Neben den Berufsschulen engagierten sich auch die Volkshochschulen in der 
Arbeitslosenbildung. Aber erst Ende der 1920er Jahre wurde die Arbeitslosen-
bildung zu einem Gegenstand der Diskussion unter den damaligen theoretischen 
Volksbildungsvertretern. Eine ihrer zentralen Fragen war die nach dem richtigen 
Umgang mit der erzwungenen Freizeit der Arbeitslosen. „Zum ersten Male in 
der Menschheitsgeschichte findet der Schwerarbeiter freie Zeit. Sie muss voll-
wertig ausgefüllt, aus dem Unsegen der Arbeitslosigkeit der größte Nutzen für 
die Arbeitslosen selber und für ausnahmslos alle Volksgenossen herausgeschla-
gen werden!“ (Nötzel 1933, S. 6). 

Die freien Volksbildner erkannten auf der einen Seite die Erwerbslosigkeit als 
massives Problem, das sie angehen wollten: „Die Zunahme der Arbeitslosigkeit 
und die Zunahme ihrer Dauer beim einzelnen Arbeitslosen stellt die Erwachse-
nenbildung vor eine Aufgabe von außerordentlicher Schwere“ (Weitsch 1931a, 
S. 13). Die „neue[n] Probleme“ (Waas 1931, S. 28), vor denen sich die Volks-
bildungsarbeit gestellt sah, lagen auf zwei Ebenen: Zum einen mussten sich die 
Volkshochschulen aus existentiellen Gründen an der Arbeitslosenbildung betei-
ligen. Dies galt vor allem für die Heimvolkshochschulen: „Die Bewältigung die-
ses Problems [des Arbeitslosenproblems] ist auch für die Existenz der Heime 
wichtig, angesichts der Schwierigkeit, in unserer wirtschaftlich tief verängstig-
ten Zeit Menschen aus dem normalen Produktionsprozeß für die Zeit eines 
Heimkursus freizusetzen“ (Weitsch 1931a, S. 14). Gleichzeitig gerieten aber die 
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Volkshochschulen mit ihrem Prinzip der Zweckfreiheit mit den Arbeitsämtern, 
die in erster Linie die berufliche Schulung unterstützten, in einen Konflikt. Den 
Volksbildnern ging es nicht in erster Linie um die Reintegration in den Beruf, 
sondern um eine Stärkung für das Leben. Damit war aber nichts weiter erreicht 
als ein Zustand, wie ihn Müller (1931) anhand einer Aussage eines Arbeitslosen 
beschreibt: „Nun kehre ich wieder in den grauen Alltag zurück, reihe mich wie-
der ein in das riesige Heer der Arbeitslosen – doch nicht so mutlos, sondern ge-
stärkt an Körper und Geist. [...] Das Minderwertigkeitsgefühl ist gewichen. Frei 
und froh blicke ich wieder in die Zukunft, hoffend, daß die kommenden Monate 
bald Arbeit und Brot für mich und meine Kollegen bringen“ (S. 47).  

Ab 1930 zeigte sich an den Volkshochschulen folgende Entwicklung: Erwerbs-
lose nahmen an den Kursen teil, mussten aber nicht mehr die vollen Kursgebüh-
ren zahlen. Zudem wurden für sie Sonderangebote und -veranstaltungen durch-
geführt, wie z.B. das Schaffen von Lesegelegenheiten für Arbeitslose.109 Um die 
politische Schulung nicht zu vernachlässigen und sie mit dem besonderen Inte-
resse von Arbeitslosen, beispielsweise an Literatur über ferne Länder (Waas 
1931, S. 33), zu verbinden, wurden Kurse angeboten, wie „Macht und Politik im 
Orient“, „Asien wacht auf (Indien und China)“, „Demokratie und Diktatur in 
Frankreich und Italien“ (ebd.). Einem „Bericht über Erwerbslosenbildung im 
Rahmen der Volkshochschulen“ von 1931 ist zu entnehmen, dass die meisten 
Volkshochschulen Kurse im Bereich der allgemeinen und politischen Erwachse-
nenbildung angeboten haben, auch mit dem Hinweis, dass Berufskurse von den 
Handels- und Gewerbeschulen übernommen würden (vgl. Theiss 1931, S. 40). 
Aufschlussreich ist die Wiedergabe der Aussagen von 36 Volkshochschulen 
über die „bevorzugten Lehrgebiete der erwachsenen Erwerbslosen“: „16mal 
werden an erster Stelle Elementarkurse (Deutsch, Rechnen), 8 mal Fachkurse 
(Kurzschrift, Buchführung, Sprachen), 5 mal Wirtschaftsfragen, 3 mal Technik 
und Naturwissenschaft, 2 mal Weltanschauung und 2 mal Hygiene als besonders 
verlangte und geeignete Gebiete bezeichnet“ (S. 41). Theiss folgert: „Es wäre 
gewiss verfehlt, aus diesen Angaben irgendwelche allgemein geltenden Schlüsse 
zu ziehen. [...] Trotzdem fällt das Übergewicht der Forderung nach Elementar- 
und Fachunterricht bei den erwachsenen Erwerbslosen auf, die ja zum größten 
Teil nicht durch Berufs- und Gewerbeschulen gingen“ (S. 41).  

Nicht nur in den finanziellen Einschränkungen und den Erwartungen der Ar-
beitsämter an die Volkshochschulen, daß diese auch berufliche Schulung anbie-

                                                
109 Waas (1931) berichtet, dass „in Frankfurt [...] die städtischen Volksbüchereien an zwei 

Stellen der Stadt große Zeitungslesesäle [haben], aber sie genügen für den Bedarf nicht. 
Sie sind eben schon stets besetzt, und man wird im Winter wieder mit Überfüllung und 
stundenweiser Schließung wegen Überfüllung zu rechnen haben. Die Stadtverwaltung wird 
wieder Wärmehallen einrichten, aber alles wird nicht genug ein. Um so mehr ist es zu be-
grüßen, dass auch von privater und rechtlicher Seite ähnliche Aufenthaltsräume eingerich-
tet werden“ (S. 32). 
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ten sollten, sondern auch in der psychischen Verfassung, der „geistigen und see-
lischen Lage des Arbeitslosen“ (Waas 1931, S. 29), sahen die Volkshochschulen 
ein Problem. Beklagt wurde „ein Mangel gemeinschaftsbildender Kraft“ (Ull-
rich 1930, S. 118) in den Volkshochschulkursen mit Arbeitslosen. Nicht mehr 
der „hocherfreuliche Menschentyp“ mit „Hoffnung und Schwung“, sondern der 
von „Enttäuschung“ und „persönliche[r] Verbitterung“ gezeichnete Arbeitslose 
(Weitsch 1931a, S. 15) kam jetzt ins Volkshochschulheim: „Der Weg in’s Heim 
ist nicht mehr wie vor zehn Jahren ein hoffnungsvoller Anfang einer tatenfrohen 
Zukunft, er ist ihnen bestenfalls ein letzter skeptischer Versuch, den sie mit tie-
fem Mißtrauen und mit der Erwartung neuer Enttäuschungen beginnen“ (S. 16). 
Diese veränderte Ausgangssituation wirke sich im Unterricht und in der Erzie-
hung aus.110 Als nüchternes Ergebnis seines Berichtes über „Arbeitslose als 
Heimschüler“ in der Heimvolkshochschule Dreissigacker resümierte Weitsch 
(1931a) jedoch, es dürfe nicht erwartet werden, dass ein Arbeitslosenkursus die 
Anforderungen der Volkshochschule berücksichtigen kann, denn ein „fruchtba-
rer Austausch der Meinungen“, „das fruchtbare Stutzigmachen“, „Erschüttern 
und Verlebendigen“ – wesentliche Aufgaben der Volkshochschule – wäre durch 
die Sorgen und Nöte der Arbeitslosen erschwert (S. 28). 

In der Konsequenz müsse sich die Volksbildung, „will sie in breiteren Kreisen 
der Erwerbslosen das Interesse für sinnvolle Nutzung der erzwungenen Freizeit 
wecken, auf die primitiveren und materiellen Bedürfnisse der großen Masse der 
Arbeiter einstellen, d.h. sie muß der ‚Schulung’ einen breiteren Raum neben der 
‚Bildung’ einräumen als es sonst bei ihr üblich ist“ (Keiser 1928, S. 180). 

In der Volkshochschulpraxis waren berufliche Arbeitslosenschulungen nichts 
Ungewöhnliches. Es wurde aber versucht, die zentralen Ideen der Volksbil-
dungsbewegungen mit den Erfordernissen einer zweckorientierten Erwerbslo-
senschulung zu verbinden, wie beispielsweise im Volkshochschulheim Berlin-
Wilhelmshagen. In ihrem Bericht über die Erwerbslosenkurse an diesem Berli-
ner Volkshochschulheim bezieht sich Schubert (1931) auf einen hauswirtschaft-
lichen Umschulungskurs mit 20 ungelernten Arbeiterinnen im Alter zwischen 17 
und 21 Jahren. Die Teilnahme der Arbeiterinnen erfolgte auf freiwilliger Basis. 
Informiert über diesen Kursus waren sie durch das Berliner Arbeitsamt sowie 
durch das Pflegeamt. Die Aufgabe der Umschulung sollte „neben der Vermitt-
lung von objektiven Berufskenntnissen in hohem Maße die Entwicklung subjek-

                                                
110 Bemerkenswert ist, dass Weitsch die Skepsis und Ernsthaftigkeit der erwerbslosen Heim-

schüler weniger auf die Erfahrungen mit der Arbeitslosigkeit, sondern viel stärker noch auf 
die Zeit ihrer betrieblichen Beschäftigung zurückführte, genauer: „auf die Sünden üblicher 
Betriebspädagogik“ (S. 20), die dazu beitrage, dass sich „die Atmosphäre vergiftet“ (S. 
21): „Es sind zwei Fehler des Betriebslebens, die dem Heim Schwierigkeiten machen. So 
ist die Gewohnheit vieler Vorgesetzter, dem Arbeiter ironisch zu kommen, und es ist zum 
andern der Mangel an Solidarität in der Belegschaft. Beides sieht der Arbeitslose ver-
schärft als der in und am Betrieb Gescheiterte“ (S. 20). 
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tiver Fähigkeiten im Arbeitslosen, nämlich: Verantwortlichkeit und persönliche 
Anpassung sein“ (S. 1157). Gelöst werden sollte diese Aufgabe durch die Integ-
ration „beruflicher Fachschulung, fürsorgerisch-pädagogischer Betreuung und 
jugendpflegerischer Erfassung“ (S. 1155). Besonderer Wert wurde dabei darauf 
gelegt, „alles Schulmäßige zu vermeiden und das organische Ineinandergreifen 
und Abwickeln der Hausarbeiten nicht durch eingeteilten Stundenbetrieb zu stö-
ren“ (S. 1156). War das arbeitsmarktpolitische Ziel dieser Umschulung die 
Vermittlung der Arbeiterinnen in Lehre und Arbeit, die durch Kontaktaufnahme 
und -pflege des Volkshochschulheims mit Wirtschaftsbetrieben erleichtert wer-
den sollte, so bestand die pädagogische Vorstellung darin, „den Menschen aus 
der mechanisierten Welt des laufenden Bandes“ herauszuholen, um „zu sich 
selbst zu finden“ (S. 1157). Als Lehrkräfte waren neben der Leiterin des Volks-
hochschulheims und einer entsprechend vorgebildeten Wohlfahrtspflegerin ge-
lernte Fachkräfte zuständig. 

7.3 Betriebe 

Obwohl Betriebe keine expliziten Bildungseinrichtungen waren, galten sie aus 
der Sicht der Arbeitsverwaltungen als die erfolgversprechendsten Stätten der 
Arbeitslosenbildung, weil sie potentielle Beschäftiger für die Erwerbslosen nach 
der Maßnahme sein konnten. Als besonders vorteilhaft wurde die Anlernung im 
aktiven111 Betrieb angesehen, da hierbei der Unterricht genau an die betriebli-
chen Bedürfnisse und deren Arbeitsmethoden angepasst werden konnte (vgl. 
Gaebel 1923a, S. 434). Durch die betriebliche Anlernung sollten insbesondere 
arbeitslose Ungelernte eine Einstiegsmöglichkeit in den Betrieb erhalten und für 
Angelerntenpositionen qualifiziert werden. Die Vorstellung der Erwerbslosen-
fürsorge war, dass „an die Stelle der aufgerückten Arbeiter [...] neue, ungelernte 
Arbeiter eingestellt werden, und so wird der Arbeitsmarkt von diesen ihn am 
meisten belastenden Kräften in dem natürlichen Laufe der Dinge befreit“ (S. 
435). Durch Eignungsprüfungen sollte von Beginn an der „richtige“ Arbeitslose 
an den „richtigen“ Anlernplatz gesetzt werden, mit dem Argument, dass hier-
durch Betriebe Neurekrutierungen vermeiden und Arbeitslose Enttäuschungen 
ausschließen könnten.  

In der Praxis wurden bei der betrieblichen Anlernung von Arbeitslosen Mitnah-
meeffekte deutlich, d.h. Betriebe beanspruchten mitunter die Mittel aus der Pro-
duktiven Erwerbslosenfürsorge, um ihr Personal zu rekrutieren und eigene An-
lernaufwendungen einzusparen: „Tatsächlich sind auch die von manchen Ar-
beitsnachweisen mit der Fortbildung im Einzelbetriebe erreichten angeblichen 
Erfolge bei näherem Zusehen recht zweifelhaft. Es ist nicht recht einzusehen, 
warum die Firma Borsig auf das Dazwischentreten des Berliner Umschulungs-
ausschusses gewartet haben soll, um arbeitslose Schlosser zu Kesselschmieden 

                                                
111 Demgegenüber standen die stillgelegten Betriebe, die vor allem Einrichtungen des Werk-

stattunterrichts waren.  
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anzulernen. Wahrscheinlich hätte sich diese Anlernung auch so vollzogen und 
ihr wäre die Einstellung von arbeitslosen an Stelle der aufgerückten Schlosser 
gefolgt. Und warum soll eine große Textilfirma auf Anlernzuschüsse von ein 
paar Hundert Marken warten, um sich die nötigen Weberinnen heranzubilden?“ 
(ebd.).  

Insgesamt war die Bereitschaft der Betriebe, Arbeitslose anzulernen, selbst 
wenn hierfür Mittel der Erwerbslosenfürsorge bereit standen, gering. Gaebel 
(1923a) spricht von der „Schwerfälligkeit des Unternehmers“, sogar von der 
„Abneigung der Arbeitgeber, außenstehende Arbeitslose zur Anlernung einzu-
stellen“ (S. 435). Aufgrund dieser ablehnenden Haltung, die teils aus betriebli-
chen Vorurteilen gegenüber Arbeitslosen, teils aus fehlendem Personalbedarf 
oder aus Lohnkonkurrenz resultierenden Konflikten zwischen Arbeitslosen und 
Beschäftigten herrührten, bestand allzu oft die Gefahr, „daß der Anzulernende 
nur zu Teilarbeiten herangezogen und ungenügend ausgebildet wird oder daß die 
Anlernzuschüsse lohndrückend wirken. Sehr oft fehlt es den mit der Ausbildung 
betrauten Kräften an der nötigen Geduld und pädagogischen Fähigkeit“ (S. 435).  

Vorgeschlagen wurde deshalb, die Anlernung Arbeitsloser im Betrieb unter die 
ständige Kontrolle der Arbeitsnachweise, der Berufsorganisationen und der Be-
triebsräte zu stellen. „Die Fachausschüsse bei den Arbeitsnachweisen oder ad 
hoc vom Arbeitsnachweis gebildeten paritätischen Ausschüsse von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern werden die geeignete und unentbehrliche Instanz sein, um 
dem System zur Ausbreitung und nützlichen Anwendung zu verhelfen; sie kön-
nen den Widerstand von Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch Aufklärung am 
besten beseitigen, Tariffragen regeln und die notwendige Aufsicht (Zwischen-
prüfungen!) über beide Teile ausüben“ (ebd.). Über die tatsächliche Einrichtung, 
die Arbeit und die Erfolge solcher Fachausschüsse liegen keine Belege vor.  

Aus Praxisberichten geht hervor, dass während des gesamten Untersuchungs-
zeitraums die Anlernung von Arbeitslosen von den Betrieben allenfalls wider-
willig durchgeführt wurde. Zudem fühlten sich die Arbeitgeber durch die Forde-
rungen des Reichsarbeitsministeriums gegängelt, was dazu beigetragen haben 
mochte, daß Betriebe im Bestreben um Autonomie und auf „die Wahrnehmung 
der berechtigten Interessen der Wirtschaft durch das Reichsarbeitsministerium“ 
(Gothein 1929) insistierend, um die Internalisierung von Arbeitsmärkten mit 
einer vom externen Arbeitsmarkt weitgehend unabhängigen Personal- bzw. Be-
schäftigungspolitik bemüht waren (vgl. Kap. III).  

Nicht allein von Seiten der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sondern auch von 
Berufsschullehrern kam Kritik daran, „daß es eine ganze Anzahl von Betrieben 
gibt, die sich der Pflicht der beruflichen Aus- und Fortbildung ihres Personals 
entziehen und die Kosten den anderen überlassen“ (Michalke 1931, S. 73), ob-
wohl „die Anpassung der beruflichen Kenntnisse der Arbeiter und Angestellten 
an die immer neuen Anforderungen des Berufslebens Sache der Wirtschaft 
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selbst sei“ (ebd.). Die finanziellen Restriktionen in der Fortbildung und Um-
schulung Arbeitsloser auf der einen Seite und die „Selbstverwaltung der Wirt-
schaft“ auf der anderen Seite erschwere eine gezielte berufliche Anpassung Ar-
beitsloser immer mehr (vgl. S. 74).  

Erst als Ende 1932 der Reichspräsident unterschiedliche Bevölkerungskreise 
zum „Notwerk der deutschen Jugend“ aufrief, das Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen Gelegenheit zur beruflichen Bildung, zur „geistigen und körperli-
chen“ Betätigung bieten und in Verbindung damit ihnen täglich eine Mahlzeit 
sichern sollte, begannen vereinzelt Großbetriebe sich stärker für die Aufnahme 
von Arbeitslosen einzusetzen. Da der größte Teil der Arbeitslosen Industriear-
beiter waren, war der Appell des Reichspräsidenten in erster Linie an die Indust-
rie gerichtet. Finanzielle Einschränkungen hatten die Betriebe hierdurch nicht, 
da die Arbeitslosen weiterhin ihre staatliche Unterstützung empfingen. So haben 
beispielsweise die Siemens-Werke solche „Notwerke“ eingerichtet: „Zwei still-
gelegte Werkstätten, eine Werkzeugmacherei im Wernerwerk XV und eine Be-
triebsschlosserei im Kleinbauwerk werden hierfür in Betrieb genommen. Da es 
sich überwiegend um schulmäßige Fortbildung handelt, werden die Jugendli-
chen durch unsere Werkschule betreut, deren Lehrer auch die Leitung des Unter-
richts und der sportlichen Übungen übernehmen, während zum Anlernen und 
Beaufsichtigen bei der praktischen Werkstattarbeit einige kürzlich pensionierte 
Werkmeister herangezogen werden. Als erste sollen vorwiegend arbeitslose 
ehemalige Lehrlinge und wegen Arbeitsmangel entlassene jugendliche Arbeiter 
unserer Firmen berücksichtigt werden, die schon längere Zeit arbeitslos sind“ 
(Siemens-Mitteilungen 1933, S. 10). Im Jahre 1933 beschäftigte dieses „Not-
werk“ 300 Personen112.  

 

                                                
112 „Es wurde zunächst eine kleinere Zahl von ehemaligen Lehrlingen, die schon ein und zwei 

Jahre arbeitslos sind, herangezogen, um eine stillgelegte Betriebswerkstatt und eine Werk-
zeugmacherei in Gang zu setzen. Die Maschinen wurden überprüft und gereinigt, die 
Werkzeuge verteilt und die Arbeitsplätze hergerichtet. [...] Die Hauptschwierigkeit bei der 
fachlichen Durchführung des Notwerks lag in der Auswahl der praktischen Werkstattarbei-
ten. Die Jugendlichen durften nicht mit zwecklosen Arbeiten beschäftigt werden, da ja der 
ethische Wert des Notwerks in der Stärkung des durch die Untätigkeit bedrohten Selbstbe-
wußtseins der Jugend liegt. Außerdem soll jede Arbeit der beruflichen Fortbildung dienen. 
Demnach kommen nur solche Arbeiten in Betracht, die für die Schulung der Jugendlichen 
von Wert sind, wie z.B.: Anfertigen von Modellen für den Unterricht in der Werkschule 
zur Darstellung richtiger und falscher Konstruktion; Herstellung von Schautafeln für ver-
schiedene Arbeitsvorgänge, die in Anlernwerkstätten und Frauenabteilungen die Beleg-
schaft mit dem Sinn ihrer Arbeit vertraut machen sollen: schulmäßige Übungsarbeiten 
nach Lehrplänen“ (Siemens-Mitteilungen 1933, S. 13).  
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8. Restriktionen und Kontrollen in der Arbeitslosenbildung und ihre 

Wirkung 

Im Kontext der arbeitsmarktpolitischen Verordnungen wurde die Arbeitslosen-
bildung von Beginn an unter dem Finanzierungsaspekt betrachtet, d.h. es ging 
um die Regulierung der finanziellen Förderung, um die Festschreibung ihrer Vo-
raussetzungen und der dafür zu erfüllenden Bedingungen. Damit war die Ar-
beitslosenbildung, ihre Quantität und Qualität abhängig von der Finanzierungs-
politik der Arbeitsverwaltungen, was schließlich die Schwankungen in der Re-
gulierung der Arbeitslosenbildung begründet und die Durchsetzung allgemein- 
und berufsbildender Konzeptionen grundsätzlich erschwerte.  

8.1 Einschränkungen der Arbeitslosenbildung durch das AVAVG 

Auch wenn das AVAVG für die Erwerbslosen zunächst eine Verbesserung ihrer 
materiellen Absicherung bedeutete, engte es im Bereich der beruflichen Schu-
lung Spielräume weitgehend ein. „Für die Durchführung der Maßnahmen nach 
den §§ 132 bis 137 kann der Verwaltungsrat der Reichsanstalt bindende Richtli-
nien aufstellen. Er kann das Recht zur Aufstellung der Richtlinien den Verwal-
tungsausschüssen der Landesarbeitsämter für ihren Bezirk übertragen“ 
(AVAVG 1929, S. 57). Von dieser Reformulierungsoption konnte zu jeder Zeit 
Gebrauch gemacht werden, in umfassenderer Form geschah dies erstmals im 
Jahre 1930: Als die Wirtschaft in eine massive Krise geraten und die Arbeitslo-
senzahlen rapide angestiegen waren, wurden einige durch das AVAVG einge-
führten Leistungen wieder abgebaut: Der anspruchsberechtigte Personenkreis 
wurde eingegrenzt (z.B. zu Ungunsten von verheirateten Frauen), ebenso wie 
die Unterstützungsdauer. Zudem wurden verschärft Bedürftigkeitsprüfungen 
durchgeführt. Auch die Unterstützung beruflicher Fortbildung und Umschulung 
wurde reduziert. Mit den in Anlehnung an den § 138 AVAVG erstellten „Richt-
linien zur Durchführung beruflicher Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose. Vom 
17. September 1930“ wurde im Teil I (Allgemeines) unter den Ziffern 2 und 3 
die Zulässigkeit von Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung und Umschulung 
eingeschränkt: „2. Maßnahmen der beruflichen Fortbildung dürfen nur durchge-
führt werden, a) wenn die Gefahr besteht, daß die beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten der Arbeitslosen während einer längeren Arbeitslosigkeit nachlas-
sen und dadurch die Vermittlungsfähigkeit verringert wird, oder b) wenn sie die 
beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten der Arbeitslosen so erweitern, daß sie 
sich erhöhten oder veränderten Anforderungen der Wirtschaft anpassen oder die 
Vermittlungsfähigkeit erhöht wird. 3. Umschulungen dürfen erst durchgeführt 
werden, wenn festgestellt ist, a) daß die Unterbringung der Umzuschulenden im 
bisherigen oder einem ähnlichen Beruf nicht möglich ist, und b) daß der neue 
Beruf nach Lage des Arbeitsmarktes für eine Unterbringung des Umgeschulten 
begründete Aussicht bietet; ferner c) daß der Umzuschulende für den neuen Be-
ruf geeignet sowie willens und fähig ist, sich auf diesen Beruf umzustellen; 
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schließlich d) daß Umschulung eine normale Berufsbildung zum Gesellen (Ge-
hilfen, Facharbeiter) nicht umfaßt“ (Reichsarbeitsministerium 1930, S. 202). 
Unter Ziffer 4 heißt es: „Bildungsmaßnahmen, die die allgemeine körperliche 
oder geistige Ertüchtigung und Fortbildung zum Gegenstande haben, dürfen 
nach § 137 AVAVG aus Mitteln der Reichsanstalt nicht gefördert werden. Eine 
Bildungsmaßnahme verliert jedoch nicht dadurch ihren beruflichen Charakter, 
daß innerhalb des Lehrplans in geringfügigem Umfange auch eine Unterweisung 
in nicht rein beruflichen Lehrfächern vorgesehen ist“ (ebd.). Damit wurde deut-
lich, dass der Besuch allgemein bildender Volksbildungskurse nicht unterstützt 
wurde. Danach mussten auch die Volkshochschulen berufliche Schulung anbie-
ten, um von der Reichsanstalt für Arbeit finanzielle Unterstützung zu erhalten. 
Seitens der damaligen Volksbildner wurde dennoch versucht, eine Kompromiss-
linie zwischen den Anforderungen der Reichsanstalt und ihren eigenen Vorstel-
lungen vorzuschlagen. Engelhardt (1931) berief sich dabei auf die bisherigen 
Erfahrungen: „Die Reichsanstalt scheint nach Erfahrungen, welche verschiedene 
Heimvolkshochschulen usw. machten, einer Erleichterung des Besuchs von all-
gemeinbildenden Veranstaltungen durch Erwerbslose nicht abgeneigt zu sein“ 
(S. 8) - und formulierte folgenden Vorschlag: „Die Bildungseinrichtungen müs-
sen durch Leitung, Lehrkörper und Lehrplan die Gewähr bieten, daß sie den Er-
werbslosen in seiner Allgemeinbildung, insbesondere in seinen Aufgaben als 
Staatsbürger und als Glied des Wirtschaftslebens fördern“ (S. 12). Solche Vor-
schläge fanden wenig Unterstützung – zumal dies bereits die Zeit war, in der 
sich immer stärker die Arbeit als Ausgangspunkt von Arbeitslosenschulung 
durchsetzte, was sich schließlich in der Einführung des Freiwilligen Arbeits-
dienstes (FAD) niederschlug.  

Auch den Berufsschullehrern waren mit den „Richtlinien zur Durchführung be-
ruflicher Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose. Vom 17. September 1930“ die 
Hände gebunden. So durfte die Arbeitslosenschulung nicht den Stellenwert einer 
Lehre haben, die Lehrpläne nicht mit denen der Berufschulen identisch sein, was 
zwangsläufig zu einer Separierung von nicht-arbeitslosen und arbeitslosen Be-
rufsschülern kommen musste. Der Stoff sollte auf den unmittelbaren Verwer-
tungszweck „zusammen gedrängt“ werden: So heißt es im Teil III (Durchfüh-
rung) unter Ziffer 4: „Bei der Aufstellung des Lehrplans ist auf Zusammendrän-
gung des Lehrstoffes auf eine kurze Zeitdauer, die Ausschaltung des weniger 
wichtigen und Hervorhebung des notwendigen Stoffes Wert zu legen. Die Maß-
nahme muss an die Zeit und Kraft der Teilnehmer diejenigen Anforderungen 
stellen, die einer ernsten beruflichen Bildung entsprechen. Die Dauer von Lehr-
gängen darf in der Regel 6 Wochen nicht überschreiten, unter keinen Umständen 
mehr als 3 Monate betragen“ (S. 203). Die Verwertungsbezogenheit wurde zu-
dem unter Ziffer 5 deutlich: „[...] Die Veranstaltungen der Arbeitsämter sollen in 
erster Linie dem Arbeitssuchenden die Vertrautheit mit den Arbeitsmethoden 
seines Berufs erhalten, ihm eine ausreichende Arbeitsübung vermitteln und ihn 
mit neuen Arbeitsverfahren von besonderer Wichtigkeit bekannt machen; sie 
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dürfen sich deshalb stofflich nicht ohne weiteres den Lehrplänen und Lehrme-
thoden der vergleichbaren Fach- und Berufsschulen anschließen und müssen 
durch eine besonders konzentrierte Form des Unterrichts eine Hebung der Ver-
mittlungsfähigkeit innerhalb möglichst kurzer Frist anstreben. Die vorhandenen 
Einrichtungen und Erfahrungen besonders des Fach- und Berufsschulwesens 
sind soweit als möglich den beruflichen Bildungsmaßnahmen der Reichsanstalt 
nutzbar zu machen, sofern sie die zweckmäßige Durchführung gewährleisten. In 
Fällen, in denen das Arbeitsamt die Maßnahmen ohne Benutzung von Fach- und 
Berufsschulen durchführt, sollen Gutachten der wirtschaftlichen Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Fachausschüsse) und der Fachschulauf-
sichtsbehörden eingeholt werden“ (ebd.).  

In den Richtlinien wurde auch der § 136 AVAVG (Gewährung von Anlernzu-
schüssen) erweitert. So heißt es im Teil III, Abschnitt A.: „1. Haben Arbeitneh-
mer, die in einer früheren Arbeitsstelle bereits vollen Verdienst erreicht hatten, 
eine Arbeitsstelle angenommen, in der sie vollen Verdienst erst erreichen kön-
nen, wenn sie eine erforderliche Fertigkeit neu erlangt haben, so kann ihnen bis 
zur Dauer von acht Wochen ein Zuschuß zum Arbeitsentgelt gewährt werden. 
Voraussetzung ist jedoch, daß es dem Arbeitgeber weder nach dem Tarifvertrag 
noch nach der üblichen Praxis zugemutet werden kann, Arbeitskräften dieser Art 
bereits den vollen Verdienst zu zahlen. 2. Der Anlernzuschuß kann sowohl für 
eine berufliche Fortbildung als auch für eine Umschulung gewährt werden. 3. 
Der Anlernzuschuß ist auf alle Fälle zu beschränken, in denen es sich nicht um 
den normalen Lehr- und Anlernprozeß der Wirtschaft handelt. 4. Durch die An-
lernung muß die Aufnahme einer voraussichtlich dauernden Beschäftigung er-
schlossen werden“ (S. 202). Hierdurch war für Betriebe die Anlernung Arbeits-
loser weniger attraktiv, denn zum einen wurden die Mitnahmeeffekte reduziert 
und zum anderen konnten die Arbeitsämter stärker auf die Überleitung der An-
lernschüler in dauernde Beschäftigung insistieren.  

Aus der Sicht der Teilnehmenden bedeutete das AVAVG aufgrund seiner einge-
bauten Sanktionsmodi, die bereits in den Erwerbslosenfürsorgeverordnungen zu 
finden waren, ein Kontrollinstrument. So wurde mit dem § 92 AVAVG die Er-
werbslosenunterstützung an die Teilnahme von Bildungsmaßnahmen gekoppelt: 
„(1) Wer sich ohne berechtigten Grund weigert, sich einer Berufsumschulung 
oder -fortbildung zu unterziehen, die geeignet ist, ihm die Aufnahme von Arbei-
ten zu erleichtern, ohne daß ihm dadurch Kosten erwachsen, erhält für vier Wo-
chen keine Arbeitslosenunterstützung“ (AVAVG 1929, S. 35). Danach musste 
jeder, der sich ohne Grund weigerte, an einer Umschulung oder Fortbildung teil-
zunehmen, mit dem Entzug der Arbeitslosenunterstützung rechnen. Nach § 114 
des AVAVG hing die Zahlung der Erwerbslosenunterstützung von der Erfüllung 
einer Meldepflicht ab: „Die Arbeitslosenunterstützung darf für die Tage nicht 
gewährt werden, für die der Arbeitslose die vorgeschriebenen Meldungen (§ 
173) ohne genügende Entschuldigung unterläßt. Eine nachträgliche Entschuldi-
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gung ist zulässig“ (AVAVG 1929, S. 50). Absatz 3 des § 173 lautet: „Das Nähe-
re bestimmt der Verwaltungsausschuß des Landesarbeitsamts. Er bestimmt ins-
besondere, wie oft sich der Arbeitslose zu melden hat und für welche Zeitab-
schnitte die Meldungen gelten. Er soll mindestens drei Meldungen in der Woche 
vorschreiben und Ausnahmen nur zulassen, soweit der Zweck der Meldung 
nicht darunter leidet“. Allerdings war es damit, ebenso wie nach den Bestim-
mungen des § 173 Abs. 5 AVAVG, den Landesarbeitsämtern bzw. auf deren 
Anordnung den Arbeitsämtern überlassen, gegebenenfalls von der üblichen Re-
gelung der Meldepflicht abzuweichen: „Der Verwaltungsausschuß des Landes-
arbeitsamtes kann die Befugnisse, die ihm nach Abs. 3 oder 4 zustehen, ganz 
oder teilweise auf den Verwaltungsausschuß des Arbeitsamtes übertragen“ 
(AVAVG 1929, S. 70). So bestand die Möglichkeit, die Kontrolle über den 
Schulbesuch der Erwerbslosen auf den Schulort bzw. den Leiter des Kurses zu 
übertragen.  

Im Teil V, unter Ziffer 1 der „Richtlinien zur Durchführung beruflicher Bil-
dungsmaßnahmen für Arbeitslose. Vom 17. September 1930“, heißt es: „1. Die 
Kontrolle der Teilnehmer nach § 173 kann dem Leiter der Veranstaltung über-
tragen werden. Neben der Kontrolle bei der Veranstaltung selbst haben die Teil-
nehmer sich, wenn die Veranstaltung im Bezirk des Arbeitsamtes eingerichtet 
ist, mindestens einmal wöchentlich im Arbeitsamt zu melden. Die Teilnehmer 
stehen auch während der Teilnahme an einer Bildungsveranstaltung der Arbeits-
vermittlung zur Verfügung. Bei der Vermittlung in Arbeit ist aber auf den ange-
strebten Erfolg der Veranstaltung Rücksicht zu nehmen. Ein Teilnehmer ist nur 
dann abzuberufen, wenn für die gemeldeten offenen Stellen unter den sonstigen 
Arbeitssuchenden geeignete gleichwertige Bewerber nicht vorhanden sind, es 
sei denn, daß seine Arbeitsunterbringung mit Rücksicht auf seine besondere Er-
werbsbedürftigkeit billigerweise nicht hinausgeschoben werden kann“ (Reichs-
arbeitsministerium 1930, S. 203). 

Der damaligen Volksbildung bzw. den Volkshochschulen, die aufgrund finan-
zieller Engpässe unter Druck gerieten, sich beruflich zu orientieren und die Be-
stimmungen des AVAVG einzuhalten, kam diese Regelung entgegen – bedeute-
te sie doch ein Stück weit Autonomie im Hinblick auf den Umgang mit den 
Teilnehmenden: „Bei Einhaltung der erwähnten Bedingungen von Seiten der 
Veranstalter und Besucher der Bildungseinrichtungen dürfte eine entgegen-
kommende Haltung der Arbeitsämter wohl erleichtert werden. Im Interesse des 
störungsfreien Ablaufs des Unterrichts wäre es jedenfalls zu begrüßen, wenn die 
Arbeitsämter sich entschließen könnten, die Kontrolle der Erwerbslosen der 
Schulleitung selbst zu übertragen, wie es in den Richtlinien zur Durchführung 
beruflicher Bildungsmaßnahmen vom 17. September 1930 für berufliche Fort-
bildungskurse bereits vorgesehen wurde“ (Engelhardt 1931, S. 13) 
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8.2 Wirkungen und Kritiken 

Die Vermittlungserfolge von Umschülern waren nach Berichten einzelner Ar-
beitsnachweise zu Beginn der 1920er noch relativ groß, nahmen aber bereits 
nach der Krise ab: „Die Leute konnten bis zum Eintritt der Krise im August 
1923 immer gut untergebracht werden, dann allerdings stockte diese Möglich-
keit“ (Gaebel 1923a, S. 435). Dieser Trend setzte sich in den nächsten Jahren 
fort (vgl. Benda 1927), wobei nicht von einer generellen Verschlechterung der 
Vermittlungschancen nach erfolgten Arbeitslosenschulungen ausgegangen wer-
den konnte. Im Jahre 1932 heißt es in einem resümierenden Bericht über die be-
rufliche Arbeitslosenschulung: „Die Bemühungen um eine berufliche Arbeitslo-
senschulung [...] haben je nach der wirtschaftlichen Situation des Bezirks, je 
nach dem Entwicklungsstand des Berufs- und Fachschulwesens, je nach Unter-
stützung und Interesse, das sie außerhalb der Reichsanstalt fanden, auch ver-
schiedenartige Erfolge gehabt. Sie haben tastend eingesetzt [...] bedürfen aber 
noch sehr der zahlenmäßigen Ausweitung, der Intensivierung der beruflichen 
Fortbildung [angesichts der Stärken Konzentration auf Berufsumleitung und 
-schulung]“ (Ehlert 1932, S. 209). Die meisten Umschüler befanden sich in den 
ersten Jahren der Weimarer Republik zwischen 16 und 21 Jahren, in der Mitte 
zwischen 18 und 25 Jahren. Erst gegen Ende der 1920er Jahre nahm die Zahl der 
über 25-Jährigen in Umschulungskursen zu. Gründe hierfür lagen in der zuneh-
menden Alterung der Bevölkerung und der damit auch gestiegenen Zahl an älte-
ren Arbeitslosen.  

Während der gesamten Zeit widerfuhr der Politik der Arbeitslosenschulung sei-
tens der Arbeitsnachweise bzw. der Arbeitsämter aus unterschiedlicher Perspek-
tive massive Kritik (vgl. Führer 1990, S. 506). Abbrüche und die hohe Fluktua-
tion der Teilnehmer veranlassten bereits im Sommer 1922 den Präsidenten der 
Reichsanstalt zu Begründungen, die sich vorrangig auf den Hinweis auf das ge-
ringe Interesse der Erwerbslosen an solchen Kursen reduzierte. Auch die Ar-
beitgeber zweifelten an der Arbeitslosenschulung, zum einen sahen sie nicht den 
Sinn in der „allgemeinen Ertüchtigung“, zum anderen kritisierten sie die man-
gelnden Lernerfolge der „beruflichen Ertüchtigung“ sowie deren Praxisferne. In 
der Diskussion um den Nutzen der Arbeitslosenbildung gerieten die Arbeiterge-
ber aber selber ins Kreuzfeuer der Kritik: In der Zeitschrift „Soziale Praxis und 
Archiv für Volkswohlfahrt“ heißt es 1922: „Für den Arbeiter ist eine Umschu-
lung, die schließlich doch, trotz der Reichszuschüsse mit gewissen Opfern an 
Geld und Freiheit verbunden ist, nur dann lockend, wenn ihm später eine erheb-
liche Besserstellung winkt. Das ist aber bisher nicht der Fall [...]. Viel stärker 
sind die Hemmnisse aber seitens der Arbeitgeber, die der Frage oft recht wenig 
Verständnis entgegenbringen und in einer gewissen zünftlerischen Enge befan-
gen sind“ (S. 789-790).  

Vor allem die Bemühungen zur beruflichen „Umleitung“ von Arbeitslosen in die 
Land- oder Hausarbeit, die – zumal in der Anfangszeit – wenig Anklang fanden, 
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und deren Attraktivität auch mit dem Hinweis auf Qualifizierungsmöglichkeiten 
zu steigern versucht wurde, wurden kritisiert: „Die Hoffnung, auf dem Wege 
über die Umschulung unbeliebten Berufen [...] Kräfte zuführen zu können, hat 
sich als trügerisch erwiesen. Es handelt sich hier nicht um eine Bildungs-, son-
dern Willensfrage. Was sich erreichen läßt, kann ebenso gut auf dem Wege ein-
facher Umstellung und einer strafferen Handhabung der Erwerbslosenfürsorge 
ohne den Umweg über teure Kurse erreicht werden“ (Gaebel 1923a, S. 437). 
Schon recht früh wurde die mangelnde Wirksamkeit von „Berufsumleitungen“ 
in die Landwirtschaft attestiert. Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht wurde ihnen 
aber eine nur „episodenhafte Bedeutung“ (Dermietzel 1920, S. 133) nachgesagt: 
„Eine wirkliche Lösung der Frage können sie nicht bringen“ (ebd.). 

Insbesondere in Krisenzeiten wurde die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der 
Schulungsmaßnahmen in Frage gestellt: Im „Vorwärts“ vom 16. Januar 1924 
wurden Umschulungsprogramme als „schön in der Theorie, schwer erfüllbar in 
der Praxis und für die gegenwärtige Situation gänzlich unbrauchbar“ umschrie-
ben. Protest kam vor allem von Seiten der Gewerkschaften. Der ADGB sah hier-
in lediglich eine „passive Sanierung“ des Arbeitsmarktes (Leibfried 1977, S. 
290). Der Sozialdemokrat Emil Lederer (1927) sah in den Umschulungen allen-
falls ein Instrument „bloßer Heilungspolitik“, nicht eines von „Verhütungspoli-
tik“.  

8.3 Perspektivlosigkeit und Lernwiderstände der Teilnehmenden 

Die Erfahrungen derjenigen, die in der Arbeitslosenbildung tätig waren, verdeut-
lichen, dass der Erfolg einer Schulung wesentlich von den subjektiven Einstel-
lungen der Teilnehmenden abhing. Aus diesem Grund plädierten zu Beginn der 
1920er Jahre insbesondere auch Praktiker der Erwerbslosenbildung für eine 
freiwillige Teilnahme. Deshalb sollten Sinn und Nutzen der Kurse die Jugendli-
chen und Erwachsenen derart überzeugen, sollten Aushänge, Handzettel und 
Zeitungsartikel so ansprechend sein, dass diese sich aus eigener Initiative dazu 
meldeten. Vor dem Hintergrund, dass viele Arbeitslose aufgrund existenzieller 
Nöte in erster Linie danach trachteten, wieder eine Einkommensquelle zu be-
kommen und weniger auf der Suche nach Schulungsmöglichkeiten waren, ges-
taltete sich die Werbung für die Arbeitslosenkurse schwierig: „In Leipzig wurde 
zunächst versucht, freiwillige Teilnehmer zu gewinnen. Es wurden große Plaka-
te an allen Litfasssäulen und an auffälliger Stelle im Arbeitsnachweis ange-
bracht, die auf die Kurse hinwiesen. Da sich niemand (bei etwa 6000 weiblichen 
Arbeitslosen!) meldete, ging die Leiterin der Erwerbslosenkurse mehrere Tage 
lang auf den Arbeitsnachweis und hielt den bei der Stempelung versammelten 
Arbeitslosen kleine aufklärende Ansprachen. Dabei zeigte sich, daß die Plakate 
fast gar nicht beachtet und vielfach nicht verstanden worden waren (z.B. Aus-
drücke wie ‚unentgeltlich’, ‚pflichtmäßig’, ‚wahlfrei’). Schließlich meldeten 
sich freiwillig 291 Erwachsene und 148 Jugendliche, also 439 auf 6000=7 v.H. 
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[...]. Die Teilnehmerzahl blieb in allen Kursen erheblich hinter der Zahl der 
Meldungen zurück“ (Gaebel 1923a, S. 432f.). Die ablehnende Haltung vieler 
Arbeitsloser gegenüber den Schulungsmaßnahmen der Reichsanstalt für Arbeit 
wurde von den entsprechenden Behörden teils mit Empörung zur Kenntnis ge-
nommen. Oftmals reagierten die Behördenvertreter in moralisierender Weise 
und mit Sanktionsandrohungen: „So ist die besondere Konstellation gegeben, in 
der der Arbeitslose den Helferwillen ablehnt, ihn bekämpft, parodiert usw. So 
kommt es, daß es im Arbeitslosenliede heißt: Man gibt uns Unterricht statt Brot. 
D.h. der Versuch, die Arbeitsinitiative durch Arbeit in Fachkursen zu erhalten, 
wird im tiefsten Grund abgelehnt. Die Masse der Teilnehmer folgt dem Ruf zum 
Kursus unter Zwang des Gesetzes“ (Bogen 1932, S. 37). 

Über Motive der Teilnahme, ebenso wie über Gründe für die Nicht-Teilnahme 
an Erwerbslosenkursen in der Weimarer Republik liegen keine empirischen Stu-
dien vor, einzelne Praxisberichte enthalten unterschiedliche Hinweise (vgl. Gae-
bel 1923a; Roß 1932; Schubert 1931). Schubert (1931) berichtet, daß beispiels-
weise die Meldungen zu einem hauswirtschaftlichen Umschulungskursus „aus 
den allerverschiedensten persönlichen Motiven erfolgten“ (S. 1154). Neben 
Teilnehmerinnern, die mit „beruflichem Ernst“ gekommen wären, hätten einige 
Arbeiterinnen, die zuvor „immer wieder auf den Arbeitsmarkt zurückgeworfen“ 
worden waren, zunächst eine „Erholung“ in dem Lehrgang gesehen (S. 1154). 
Zu erwähnen ist, dass das Arbeitsamt diejenigen Teilnehmenden an Umschu-
lungskursen, denen von Seiten der Bildungseinrichtung kein berufliches Interes-
se attestiert wurde, durch „beruflich Befähigte“ (Schubert 1931, S. 1155) ersetz-
te. Roß (1932) nennt in seinem Bericht unter anderem zwei wesentliche Motive 
der Nicht-Teilnahme: hierzu zählen einmal – sozialisationsbedingt – persönliche 
Lernerfahrungen und die Verortung von Lernprozessen in die Phase der Kind-
heit und frühen Jugend. So lautet eine Aussage: „’Ich habe kein Interesse. – Ich 
habe ja 4 Jahre gelernt. – Da kann ich doch nichts mehr lernen, da soll man Jün-
gere zu nehmen. - Ich bin 20 Jahre alt und soll noch zur Schule gehen? – Das hat 
keinen Zweck für mich, ich komme ja doch nicht mehr in Arbeit. – Ich kann 
doch nichts, ich habe doch nichts gelernt, was soll ich denn jetzt damit anfangen 
(häufige Äußerung von Ungelernten)’“ (zit. n. Roß 1932, S. 1527). Hinzu kom-
men – ökonomisch bedingt – die Dauer der Arbeitslosigkeit und die damit ver-
bundene zunehmende Einschränkung der Lebensqualität. „Je länger die Arbeits-
losigkeit dauert, je geringere Unterhaltsmittel dem Arbeitslosen zur Verfügung 
gestellt werden können, desto weniger wird man ihn von dem Vorteil der beruf-
lichen Bildungsmaßnahmen überzeugen können. Denn desto mehr kommt er in 
die Lage, wo ihm das Brot tatsächlich notwendiger ist als jeder Unterricht. Dann 
bedeutet für den Arbeitslosen auch die Teilnahme an einem unentgeltlichen 
Kursus nicht nur einen Aufwand an Zeit, sondern auch an materiellen Mitteln, 
der seine Lebensführung berührt“ (Roß 1932, S. 1528).  
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Aufgrund der Praxiserfahrungen konnte davon ausgegangen werden, dass die 
Bereitschaft der Arbeitslosen, an Schulungsmaßnahmen teilzunehmen mit dem 
Niveau ihrer Vorbildung zunahm: „Die Erfahrung zweier Jahre hat ergeben, daß 
Jugendliche in Berufen mit stärkerem theoretischen Einschlag am ehesten sich 
für Kurse interessieren lassen“ (S. 1526). In ihrer Untersuchung über die Ar-
beitslosenbildung in Hamburg in den Jahren 1914 bis 1933 kommt Reh (1995) 
zu folgendem Ergebnis: „Im Fortbildungsverhalten von Handarbeitern und 
kaufmännischen Angestellten gab es erhebliche Unterschiede, da die letzteren 
aufgrund der Struktur ihres Berufes und der vorausgegangenen Ausbildung die 
Notwendigkeit der Fortbildung schnell einsahen und oft eher gewillt waren, an 
Fortbildungskursen teilzunehmen“ (S. 223). Diese differente Bildungseinstel-
lung fand schließlich auch Eingang in die Überlegungen von Arbeitsämtern und 
Arbeitgebern bei der Auswahl der Teilnehmenden. Von Seiten der Arbeitsämter 
sowie einiger Arbeitgeber kamen Klagen darüber, dass die Teilnehmenden in 
solchen Kursen nicht ausreichend selektiert seien, nur die „obere Schicht“ der 
Erwerbslosen und möglichst solche unter 30 sollten für berufliche Schulung 
ausgewählt werden (vgl. Gaebel 1923, S. 434-435).  

Zunehmend häuften sich die Hinweise auf das Desinteresse von Teilnehmenden 
an „allgemeiner Ertüchtigung“ und an überwiegend theoretischer Schulung. 
Dies entsprach der Politik der Arbeitslosenschulung der Reichsanstalt: So bestä-
tigten Praktiker die Auffassung, dass „rein theoretische Unterweisungen in 
schulmäßiger Form [...] den geringsten Anklang gefunden [haben], so daß heute 
die Kurse überwiegend mit der Möglichkeit zu praktischer, wirklichkeitsnaher 
Betätigung aufgezogen werden. Kurse, in denen spezielle Techniken neu vermit-
telt werden, erfreuen sich eines besseren Interesses als solche mehr allgemeinen 
Wiederholungscharakters“ (Roß 1932, S. 1526).  

In der Arbeitslosenbildung tätige Pädagogen waren darum bemüht, die Interes-
sen der Teilnehmenden aufzugreifen und sich Gedanken über die didaktisch-
methodische Gestaltung eines Unterrichts, der über einfache funktionale Ertüch-
tigung hinaus gehen sollte, zu machen. Nicht nur in den berufsorientierenden 
Schulungsmaßnahmen für erwerbslose Jugendliche sondern auch in denen für 
Erwachsene griffen Lehrpersonen auf die damaligen pädagogischen Reform-
ideen zurück und begründeten damit ihr unterrichtliches Vorgehen. Insbesonde-
re Kerschensteiners Idee der „Arbeitsschule“ mit ihren zentralen Prinzipien der 
Selbsttätigkeit, Lebensnähe und staatsbürgerlichen Gesinnung fand Eingang in 
die Konzeptionen der Schulung jugendlicher Arbeitsloser (vgl. Reh 1995, S. 
175). Konnten die didaktischen und methodischen Konzeptionen der Schulung 
Jugendlicher an die damaligen Ideen der Berufspädagogik anknüpfen, stand die 
der Erwachsenen vor anderen Herausforderungen. Aufgrund der (berufs-
)biographischen Erfahrungen und der unterschiedlichen Vorbildung der Arbeits-
losen konnten in den für sie vorgesehenen Maßnahmen die berufs- bzw. arbeits-
schulpädagogischen Überlegungen nicht so ohne weiteres umgesetzt werden: 
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„Sie waren des Lernens häufig entwöhnt. Die Motivation der Teilnehmer war 
ebenfalls nicht einheitlich. Die älteren Arbeitslosen waren so wenig gewillt, 
wieder die Schulbank zu drücken wie die gerade aus der Volksschule Entlasse-
nen; teilweise wurde Initiativlosigkeit und Desinteresse beobachtet“ (S. 198). So 
sollte der Unterricht für erwerbslose Erwachsene auch nicht wie der in der rei-
nen Lernschule konzipiert werden, vielmehr sollten die didaktischen und metho-
dischen Ideen der freien Volksbildung – insbesondere der „Arbeitsgemein-
schaft“ – für Erwerbslosenschulung gültig sein (vgl. Weitsch 1931a). Aufgrund 
des Fehlens von überlieferten Reaktionen von Teilnehmenden ist nicht rekon-
struierbar, ob und welche didaktische(n) Überlegungen der Arbeitslosenbildung 
tatsächlich zugrunde lagen.  

Zu den begrenzten Ressourcen und Kapazitäten kam die hohe Fluktuation der 
Teilnehmenden, die eine kontinuierliche Arbeit in den Kursen und den Aufbau 
von persönlichen Kontakten zwischen Lehrern und Teilnehmenden erschwerte. 
Die Teilnehmenden verließen den Kurs, sobald sie Arbeit fanden. Neue Arbeits-
lose kamen hinzu: „In der Natur der Sache liegt es, daß das Schülermaterial ei-
nem ständigen Wechsel unterworfen ist. Dies Kommen und Gehen, sowie die 
Ungleichmäßigkeit der Vorbildung macht eine methodische Ausnutzung der Un-
terrichtszeit fast unmöglich. Es erweist sich als notwendig, an jedem einzelnen 
Unterrichtstag einen abgeschlossenen Gegenstand durchzunehmen; größere Ge-
biete, die mehrere Unterrichtstage erforderten, lassen sich deshalb überhaupt 
nicht in den Unterricht einbeziehen. Es muß, was manchem Lehrer nicht ganz 
leicht fallen mag, auf ein bestimmtes Schulziel im gewöhnlichen Sinne bewußt 
verzichtet werden. Leider kann sich nicht jenes Vertrauensverhältnis zwischen 
Lehrer und Schüler, das Eingehen auf die Eigenart des einzelnen entwickeln, das 
die Grundlage jeder erziehlichen Beeinflußung ist. Schüler und Lehrer, werden 
nicht recht warm miteinander“ (Gaebel 1923a, S. 432). Angesichts dieser Situa-
tion plädierten nicht nur Lehrpersonen, sondern auch Vertreter der Arbeitsnach-
weise bzw. Arbeitsämter dafür, die Teilnahme der Erwerbslosen an den Kursen 
zu erzwingen: „Umstritten ist die Frage, ob die Teilname am Unterricht durch 
Androhung des Unterstützungsverlustes erzwungen werden soll. [...] Vielfach 
hat man die Jugendlichen (bis zu 21 Jahren) dem Besuchszwang unterworfen. 
Wo er auch für Erwachsene eingeführt ist, pflegt er nur bis zu einer gewissen 
Altersgrenze zu gehen oder auch nach der Berufszugehörigkeit gestaffelt zu sein 
(z.B. kaufmännische Angestellte bis zu 35, technische bis zu 40 Jahren)“ (Benda 
1927, S. 291). Aus der Perspektive älterer Erwerbspersonen bedeutete der „Be-
suchszwang“ in besonderem Maße eine Einschränkung. Angesichts ihrer schwe-
ren Vermittelbarkeit nach Abschluss einer Umschulung war es für sie wichtig, 
dass die Option aufrecht erhalten blieb, zu jeder Zeit abspringen zu können.  

Die Arbeitslosenschulung für Erwachsene befand sich im folgenden Dilemma: 
Auf der einen Seite wollten die Menschen möglichst rasch eine berufliche Tä-
tigkeit wieder aufnehmen, gleichzeitig waren ihre beruflichen Chancen auf dem 
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Arbeitsmarkt, auch noch nach der Schulung immer noch begrenzt. Hinzu kam, 
dass die Planung der Kurse weniger nach teilnehmerorientierten, sondern viel-
mehr nach finanzpolitischen und funktionalen Gesichtspunkten durchgeführt 
wurde. All dies unterschied die Arbeitslosenschulung Erwachsener eindeutig 
von den Grundsätzen der erwachsenenorientierten freien Volksbildung. In dem 
Moment also, als die Arbeitsschulung als arbeitsmarktpolitisches Instrument 
eingesetzt wurde und damit einer staatlichen Reglementierung unterlag, hingen 
auch ihre Qualität und Quantität von den arbeitsmarktpolitischen Interessen, 
Zielsetzung und Ressourcen ab, die aber mit zunehmenden Restriktionen konträr 
zu den pädagogischen bzw. volksbildnerischen Ansprüchen an Jugend- bzw. 
Erwachsenenbildung standen.  

9. Arbeit und Arbeitsdienst als Ausweg 

Die Vorschläge und Maßnahmen zur Reduktion von Bildung für Arbeitslose, 
zur Theorieminderung in der Umschulung und „Zusammendrängung des Stof-
fes“ konnten in ihren Begründungen auch an jenes pädagogische Denken an-
knüpfen, das auf Praxisbezogenheit und Arbeit als Instrument von Erziehung 
und Bildung insistierte (vgl. Kap. II). Auch die Programme zur Förderung von 
jenseits des Beschäftigungssystems liegenden Arbeitswelten, wie sie auch sei-
tens der freien Volksbildner formuliert wurden, leisteten der seit Ende der 
1920er Jahre stattfindenden Intensivierung des Freiwilligen Arbeitsdienstes 
Vorschub. Weniger Bildung, sondern Arbeit, „Arbeitsdienst“ und „Arbeitserzie-
hung“ auf künstlich geschaffenen Arbeitsmärkten waren die Antwort auf die 
zunehmende Arbeitslosigkeit. Selbst in Kreisen der Volksbildung wurde mit zu-
nehmender Arbeitslosigkeit die Wirksamkeit der Fortbildung von Arbeitslosen 
als begrenzt angesehen: „Die verantwortlichen Stellen suchen schon bisher die-
ser Not abzuhelfen, indem Schulungs- und Fortbildungskurse in großer Zahl 
eingerichtet werden. Wir müssen uns darüber klar sein, daß, so nützlich diese 
Versuche sind, sie doch nur vorübergehenden Wert besitzen. Helfen kann allein 
Arbeit, und zwar sinnvolle Arbeit und ein sinnvoll ausgefüllter und gestalteter 
Tag“ (Bäuerle 1932a, S. 407). Dabei sollte es sich um solche Arbeit handeln, die 
erzieherisch nützlich ist, das heißt an die Stelle des Lohnprinzips sollte der 
Dienstgedanke bzw. die um 1930 in Pädagogenkreisen geforderte „Wohlfahrts-
ethik und Opferethik“ (Spranger 1930, S. 385) treten113 und „damit die Arbeit 

                                                
113 Nicht die einfache Arbeit verstanden als ausgeführte Tätigkeit, sondern das an Arbeit ge-

knüpfte Ethos des Dienens, so der Tenor, mache die Arbeit erst zu einem wesentlichen 
Element der Gemeinschaft – ein Gedanke, den die klassische Berufsbildungstheorie in den 
1920er Jahren weiter entfaltet hat, und an den sich nun bei der Theoretisierung des Ar-
beitsdienstes ohne weiteres anknüpfen ließ. Bei Eugen Rosenstock (1932) heißt es: „Statt 
den Arbeitslosen nur als arbeitswillig misszuverstehen, werden wir ihn als dienstwillig 
würdigen. Dies Wort dienstwillig aber umspannt einen weiteren Lebensrahmen als das 
Wort arbeitswillig. Der Dienstwillige will nicht durch Arbeit sein Brot verdienen, sondern 
in einer Gemeinschaft zu leben verdienen“ (S. 283).  
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sinnvoll eingeglieder[t] in die eigentliche Lebenssphäre des erwachsenen Ju-
gendlichen“ (Bäuerle 1932a, S. 408).  

In Arbeitgeber- und Gewerkschaftszeitschriften und in jenen, die schwerpunkt-
mäßig Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik behandelten, hatte ab 1930 
das Thema „Arbeitsdienst“ eine herausragende Bedeutung. Auch innerhalb der 
pädagogischen Diskussion waren es nicht nur die Arbeitspädagogen im Umkreis 
des Deutschen Instituts für Technische Arbeitsschulung (DINTA), sondern auch 
Berufs(schul)pädagogen114 thematisierten den Arbeitsdienst im Kontext „wirt-
schaftspädagogischer Aufgaben“, wie Abraham (1932), oder als Medium zur 
Schulung und Erziehung Ungelernter an Berufsschulen (vgl. Reinisch 1985, S. 
218-220). Auch die Vertreter der freien Volksbildung behandelten das Thema 
„Arbeitsdienst“ nun mit einem hohen publizistischen Aufwand (vgl. Laack 
1932; Bäuerle 1932; Neundörfer 1932; Rosenstock 1932; Engelhardt 1932; 
Weitsch 1932).  

9.1 Genese und Kritik des Arbeitsdienstgedankens 

Der Freiwillige Arbeitsdienst (FAD) hatte seinen Ursprung in unterschiedlichen, 
seit Ende des 19. Jahrhunderts sich ausbreitenden Bewegungen, die mit ver-
schiedenen Motiven, Interessen und Zielsetzungen den Arbeitsdienstgedanken 
propagierten und in Arbeit eine Möglichkeit der Selbsthilfe Notleidender, des 
Dienstes am Gemeinwesen und der Nation sahen. Das Spektrum der impulsge-
benden Linien, die in der Programmatik des Freiwilligen Arbeitsdienstes Ende 
der 1920er Jahre zusammen liefen, reichte von jenen Gemeinschaft suchenden 
Bündnissen, für die das Schaffen von Alternativen zu herkömmlichen Lebens- 
und Arbeitsformen im Vordergrund stand, über jene, die auf Initiativen der Be-
friedung von Forderungen nach Bildung und Beschäftigung zurückgingen, bis 
hin zu der Linie paramilitärischer, nationalistischer Konzeptionen von Arbeits-
dienst.  

Der Gedanke des Arbeitsdienstes tauchte bereits in der Jugendbewegung seit 
Ende des 19. Jahrhunderts auf. Verschiedene bündische Gruppen, darunter der 
Jungdeutschlandbund, der Bund deutscher Ringpfadfinder, die Wandervogel- 
Jungenschaft und der Deutsche Hochschulring suchten nach anderen sinnstiften-
den und gleichzeitig gemeinschaftsbildenden Betätigungsformen. Es waren vor 
allem die Studenten, denen aufgrund der ökonomischen Krise zu Beginn der 
1920er Jahre vielfach die Möglichkeit genommen war, ihre Existenz über das 
Werkstudentendasein zu sichern, und die sich nun für das bündische Arbeitsla-
ger einsetzten. Ihre Situation war „durch materielle Not und ideelle Verarmung, 
durch soziale Deklassierungsängste und Entwertung akademischer Qualifikatio-
nen bestimmt [...]. Besonders die Studenten mittlerer und unterer Schichten traf 
die Verelendung weiter Studentenkreise“ (Dudek 1988, S. 118). Daneben kann 

                                                
114 Vgl. Abraham 1932; Demmer 1932; Franzisket 1931; Meier 1931; Wölbing 1932. 
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die bereits um die Jahrhundertwende insbesondere in bürgerlichen Kreisen ge-
forderte weibliche Dienstpflicht als ein Vorläufer gesehen werden. Der Anstoß 
hierfür kam aus der zunehmenden Vergesellschaftung der weiblichen Arbeits-
kraft und den damit verbundenen Forderungen nach Berufsbildung und Beschäf-
tigung für Mädchen und Frauen. Vor diesem Hintergrund „wurde eine ausbil-
dungsorientierte Frauendienstpflicht von vielen Vertretern als ein Mittel zur Lö-
sung der sozialen Frage einmal der überlasteten Arbeiterinnen und zum anderen 
der unversorgten höheren Töchter angesehen“ (Schulz 1992, S. 435).  

Eine weitere Wurzel des Arbeitsdienstes lag in der Siedlungsbewegung. Die im 
Anschluss an den Versailler Vertrag zunehmend kritisierte Enge im deutschen 
Reich, genauer die Bevölkerungsdichte in den Industrieregionen (vgl. Kap. II), 
führte zu einem Aufblühen der Reagrarisierungsidee und des Siedlungsgedan-
kens. Mit der Verabschiedung des Reichssiedlungsgesetzes von 1919 erhoffte 
sich die Regierung in Maßnahmen der Ödlandkultivierung, Flussregulierung, 
des Kanalbaus und der Intensivierung der Landwirtschaft die nach dem Krieg 
erwerbslos gewordenen Menschen zu beschäftigen und gleichzeitig Brachland 
bewohnbar und nutzbar zu machen (vgl. Dudek 1988, S. 55). Die Kultivierung 
„deutschen Bodens“ und die Erziehung Erwerbsloser mittels harter körperlicher 
Arbeit galt als Antwort auf bevölkerungs- und arbeitsmarktpolitische Probleme. 
Vor allem faszinierte der Vorschlag der gruppenweisen Isolation von Arbeitslo-
sen in Siedlungen ab dem Zeitpunkt, als deutlich wurde, dass die Arbeitslosig-
keit nicht mehr in den Griff zu bekommen war, und zwar sowohl in bürgerli-
chen115 als auch in nationalistischen Kreisen. Im § 1 der Notverordnung über 
„landwirtschaftliche Siedlung, vorstädtische Kleinsiedlung, Bereitstellung von 
Kleingärtnern für Erwerbslose. Vom 6. Oktober 1931“ ist das Ziel der Reichs-
siedlungspläne festgeschrieben: „Um die Seßhaftmachung der Bevölkerung auf 
dem Lande zu fördern, um die Erwerbslosigkeit zu vermindern und Erwerbslo-
sen den Lebensunterhalt zu erleichtern, werden die landwirtschaftliche Siedlung 
sowie die Kleinsiedlung in der Umgebung von Städten und größeren Industrie-
gemeinden (Vorstädtische Kleinsiedlung) und die Bereitstellung von Kleingärt-
nern für Erwerbslose [...] gefördert“ (zit. n. Mangold 1931, S. 553). Diese Arbeit 
erfordere nicht nur körperliche Kraft und Opferbereitschaft, sondern auch Lern- 
und Umstellungsbereitschaft. Arbeitgeber sahen hierin eine „notwendige und 
segensreiche vaterländische Entwicklung, die vielleicht dazu berufen ist, We-
sentliches beizutragen dazu, daß das deutsche Volk die große Krise der moder-
nen Zivilisation schließlich glücklich überwindet“ (Mangold 1931, S. 557). 
Rasch formulierte das RKW eine Reihe von Broschüren zu „Selbsthilfesiedlung 

                                                
115 Besonders begeistert von der Siedleridee war u.a. auch Theodor Bäuerle (1932): „Im Ar-

beitsdienst wendet sich die unwert gewordene Menschenkraft dem unwert gewordenen 
Heimatboden zu; beide erhalten dadurch wieder Sinn und Wert [...]. Es gibt außer der Ar-
beitslosigkeit nichts Sinnloseres als die Tatsache, dass unser aller Nährmutter, unsere deut-
sche Erde, unwert geworden ist“ (S. 251-252).  
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von Arbeitslosen“, „Auswahl der Siedler für vorstädtische Kleinsiedlung“ sowie 
„Auswahl und Schulung der Siedler“ (RKW-Nachrichten 1932, S. 124). 

In einigen Vorläuferbewegungen des Freiwilligen Arbeitsdienstes fanden sich 
Analogien zum Militär bzw. zur Militärerziehung, in massiver Form in den nati-
onalistischen Konzepten, wie in dem des „Vaterländischen Hilfsdienstes“ nach 
dem Ersten Weltkrieg, der alle männlichen heeresuntauglichen Deutschen vom 
17. bis zum 60. Lebensjahr zum Hilfsdienst verpflichten wollte; einerseits um 
die Produktion wieder rasch in Gang zu bringen, andererseits damit die „der Sit-
te und der Arbeit entwöhnte Jugend [...] erzogen und gleichzeitig wieder an den 
Staat herangeführt“ (Meier 1931, S. 168) werden konnte. Auch die 1919 als Re-
aktion auf die Revolution entstandene „Technische Nothilfe“, deren Aufgabe in 
der Verrichtung von Notstandsarbeiten und Versorgungsmaßnahmen bei Streiks 
in lebenswichtigen Betrieben bestand, kann als weitere Impulsgeber für den Ar-
beitsdienst betrachtet werden. Zunächst dem Reichswehrministerium, bald dar-
auf dem Innenministerium unterstellt, richtete die Technische Nothilfe in zahl-
reichen Städten so genannte Zeitfreiwilligen-Abteilungen ein, deren Angehörige 
darin eingewiesen wurden, für öffentliche Ruhe und Ordnung zu sorgen (vgl. 
Dudek 1988, S. 53f.): „Die Aufgaben der Nothilfe waren expressis verbis gegen 
die politischen Aktionen der Arbeiterbewegung gerichtet; sie war letztlich eine 
staatlich subventionierte Streikbrecherorganisation, deren Mitglieder vorwie-
gend aus dem Kleinbürgertum stammten“ (S. 54). Daneben sahen Vertreter der 
extremen Rechten und der Wehrverbände im Arbeitsdienst einen Ersatz für die 
abgeschaffte Wehrpflicht: „Allen voran waren es der Stahlhelm und später die 
NSDAP, die einen paramilitärisch organisierten Arbeitsdienst als Wehrpflicht-
Ersatz forderten [...]. Geschickt verstand es die militante Rechte, die Arbeits-
dienstpflichtforderung mit ihrer antidemokratischen, gegen die sog. ‚November-
verbrecher’ und das ‚Schanddiktat von Versailles’ gerichteten fundamentalop-
positionellen Propaganda zu verbinden“ (S. 58).  

Während der 1920er Jahre tauchte der Gedanke der Einführung eines Arbeits-
dienstes immer wieder auf, insbesondere in Zeiten politischer und wirtschaftli-
cher Krisen wurde er lebhafter erörtert „und vielfach als das einzige Mittel zur 
Absorption des ständig wachsenden Arbeitslosenheeres betrachtet“ (Meier 1931, 
S. 168).  

Mit der Notverordnung vom 5. Juni 1931 forderte das Kabinett Brüning schließ-
lich den Freiwilligen Arbeitsdienst (FAD) ein. Im AVAVG wurde der § 139a 
eingefügt, der die juristische Grundlage des FAD darstellte: „(1): Der Reichsan-
stalt liegt es ob, den freiwilligen Arbeitsdienst zu fördern. Sie darf dafür Mittel 
der Arbeitslosenversicherung und der Krisenfürsorge insoweit einsetzen, als es 
mit Rücksicht auf die Beteiligung unterstützter Arbeitsloser angemessen ist. (2) 
Gefördert werden dürften nur gemeinnützige zusätzliche Arbeiten, die ohne die 
Förderung auch nicht im Wege der Notstandsarbeiten bereitgestellt werden kön-
nen [...]. (3) Träger der Arbeiten dürfen nur Körperschaften des öffentlichen 



 190

Rechts oder solche Vereinigungen oder Stiftungen sein, die nach ihrem Ver-
bandszweck gemeinnützige Ziele verfolgen [...]. (4) Die Beschäftigung im frei-
willigen Arbeitsdienst begründet kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeits-
rechts [...]. (5) Das Nähere, insbesondere über Art, Höhe und Dauer der Förde-
rung, über den Personenkreis sowie über das Verfahren bestimmt der Reichsar-
beitsminister“ (Reichsgesetzblatt 1931, S. 295). Danach bestand das Prinzip des 
Freiwilligen Arbeitsdienstes in der Freiwilligkeit der teilnehmenden Personen 
und in der Verrichtung gemeinnütziger zusätzlicher Arbeiten: „Der FAD stellt 
somit eine Maßnahme der wertanschaffenden Arbeitslosenfürsorge dar, die ihre 
besonderen Wesensmerkmale durch 1. die außergewöhnlichen Arbeitsbedin-
gungen, 2. das Moment der Freiwilligkeit, 3. ihren sozialpädagogischen Charak-
ter erhält“ (Schellenberg 1932, S. 58). Der FAD war von Beginn an nicht nur 
auf Jugendliche beschränkt: In der „Verordnung über die Förderung des freiwil-
ligen Arbeitsdienstes. Vom 23 Juli 1931“ heißt es nämlich im Artikel 3, Absatz 
1: „Die Förderung wird für Empfänger von versicherungsmäßiger Arbeitslosen-
unterstützung und von Krisenunterstützung gewährt, die bei der Arbeit mit Zu-
stimmung ihres zuständigen Arbeitsamts [...] beschäftigt werden“ (Reichsge-
setzblatt 1931a, S. 398).  

Bevor es zur Einführung des FAD kam, gab es aus den unterschiedlichen politi-
schen Lagern massive Kritik dagegen. Bereits vor der Einführung des Freiwilli-
gen Arbeitsdienstes opponierten insbesondere die Gewerkschaften (vgl. Eich-
berg 1989, S. 34). Der ADGB lehnte mit dem Hinweis auf eine neue Variante 
des „verkappten Militarismus“, der „modernen Sklavenhalterei“ den FAD ab. 
Massive Kritik kam vom Metallarbeiter-Verband. So heißt es in der Deutschen 
Metallarbeiterzeitung aus dem Jahre 1931: „Das läßt auch die ideologische Seite 
der ganzen Angelegenheit in einem bedenklichen Lichte erscheinen. Im Hinter-
grund droht die Gefahr, daß einerseits der DINTA-Gedanke, andererseits der 
Gedanke der ‚nationalen Wehrhaftigkeit’ diese freiwilligen Arbeitsdienstkolo-
nien verseuchen“ (zit. n. Hafeneger 1988, S. 133). Insbesondere auch die Ge-
werkschaftsjugend, die kommunistischen und sozialdemokratischen Jugendver-
bände, die auf Ausbeutung, ideologische Formierung, Lohndrückerei und 
Streikbrecherabsichten aufmerksam machten, lehnten sich gegen den Arbeits-
dienst auf. Zentral für den ADGB war die Tatsache, dass der FAD Arbeit ohne 
Lohnrecht, ohne gewerkschaftliche Interessenvertretung, eine „kasernierte La-
gerexistenz; bei unqualifizierter Handarbeit; unentgeltlicher Nutzung der Ar-
beitskraft und politisch-formierender Arbeitserziehung“ konsolidierte (Hafene-
ger 1988, S. 128). Mit dem Programm „Arbeitshilfe für erwerbslose Jugendli-
che“ und der reichsweiten Initiative „Soziale Dienste für Arbeitshilfe“ wollte der 
ADGB eine Antwort auf den FAD geben, bei der die Jugendlichen „nicht dem 
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Drill und den Schikanen ehemaliger Offiziere [...] in die Hände fallen“ (Deut-
sche Metallarbeiterjugend 1932, zit. n. Hafeneger 1988, S. 137).116  

Aus dem Kreis akademischer Pädagogen kam eine grundsätzliche Kritik bzw. 
Ablehnung lediglich vom „Bund Entschiedener Schulreformer“, deren Reprä-
sentanten den Arbeitsdienst mit den Argumenten der Einschränkung persönli-
cher Freiheit, der „Kulturhemmung“, der Vergrößerung der Kriegsgefahr, der 
Lohnsenkung und Brechung des Streikrechts ablehnten. Besonders aus erzie-
hungstheoretischer Perspektive wurde der Arbeitsdienst abgelehnt: „Der mit der 
Arbeitsdienstpflicht notwendig verbundene Zwang ist mit wahrer Erziehung un-
vereinbar. Niemals werden auf solchem Wege schöpferische Fähigkeiten ge-
weckt werden [...]. Er bevorzugt einseitig körperliche Arbeit gegenüber der geis-
tigen. Arbeit wird Zwangsarbeit, Last, unwillig dargebrachtes Opfer“ (Fabian 
1924, S. 93).  

Die dabei entfachten Auseinandersetzungen inspirierten die damaligen bürgerli-
chen Pädagogen weniger dazu, die Arbeitsdienstidee grundsätzlich zu überden-
ken und in Frage zu stellen: „Obwohl fast alle Arbeitsdienstbefürworter mit 
‚volkserzieherischen’ Intentionen operieren und ein möglicher Arbeitsdienst ei-
ne umfassende Erziehungs- und Sozialisationsinstanz etablieren würde, hat die 
Pädagogik in den zwanziger Jahren diese Diskussion faktisch ignoriert“ (Dudek 
1988, S. 93) – aber auch nicht ganz: dies trifft insbesondere für die damalige 
Berufsbildungstheorie zu, während einzelne Volksbildungsvertreter des Hohen-
rodter Bundes sich durchaus Gedanken zum „Arbeitsdienst“ machten.  

9.2 Arbeitsdienstbewegung in der Berufs- und Volksbildungsdiskussion  

Die Berufsschulpädagogen nahmen die Vorschläge für den Arbeitsdienst unhin-
terfragt auf und standen der Konzeption aufgeschlossen und positiv gegenüber 
(vgl. Reinisch 1985, S. 219). Sie sahen hierin eine Möglichkeit der Erziehung 

                                                
116 Anfang 1933 befanden sich in den Arbeitsgemeinschaften des „Sozialen Dienstes“ ca. 

30.000 Erwerbslose (Pahl 1933, S. 6). Pahl (Leiter des Sozialen Dienstes) umschreibt in 
einem Artikel in der Zeitschrift der „Deutsche Arbeitsdienst“ die gewerkschaftliche Positi-
on folgendermaßen: „Die Organisationen der sozialistischen Arbeiterbewegung beteiligen 
sich aktiv am freiwilligen Arbeitsdienst um seiner sozialpädagogischen Wirkungsmöglich-
keiten willen. Die Praxis hat im übrigen bewiesen, dass der freiwillige Arbeitsdienst vom 
ökonomischen Standpunkt aus durchaus problematisch bleibt. Dennoch ist die Arbeiterbe-
wegung bereit, alle Wege, auch den des freiwilligen Arbeitsdienstes zu gehen, um den 
vollständigen Verfall der Lebens- und Arbeitskraft der erwerbslosen Jugend zu verhüten. 
Der freiwillige Arbeitsdienst ist ein Notbehelf. Die wichtigste Aufgabe bleibt: Durch einen 
strukturellen Umbau des gesellschaftlichen Ganzen der erwerbslosen Jugend den Weg frei 
zu legen für ihr Wachstum und ihren Gestaltungswillen. Ich halte es durchaus für eine ide-
ologische Übersteigerung, wenn man im Arbeitsdienst Möglichkeiten für die Schaffung ei-
ner „neuen Volksordnung“ erblickt“ (ebd.).  
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zur Arbeit, Gemeinschaft und Staatsloyalität der Jugend117 und setzten sich für 
die stärkere Miteinbeziehung der Berufsschulen in die Arbeitsdienstdiskussion 
und -praxis ein, auch um die arbeitsmarkt- und staatspolitische Relevanz der Be-
rufsschulen zu unterstreichen. Neben der Auseinandersetzung mit den konkreten 
Aufgaben der Berufsschulen bzw. der Lehrerschaft im FAD (vgl. Wölbing 1932, 
S. 432) und der Gestaltung des Unterrichts ging es um folgende Fragen: „[...] 
wie soll die unbedingt erforderliche straffe Disziplin erzielt und durchgeführt 
werden? Es ist klar, daß ohne einen gewissen militärischen Zug nichts zu errei-
chen ist. Was soll mit solchen Dienstpflichtigen geschehen, die sich nicht unter-
ordnen? Welche Machtbefugnisse sollen die Lehr- und Aufsichtspersonen aus-
üben?“ (Meier 1931, S. 170). Weder in den Beiträgen zum Arbeitsdienst noch in 
denjenigen, in denen es um die berufspädagogischen Aufgaben in Zeiten hoher 
Arbeitslosigkeit ging, zeigt sich eine Perspektive auf eine Reintegration der Ar-
beitslosen in das Beschäftigungssystem. Vielmehr fanden sich die meisten mit 
der Arbeitskrise ab, standen ihr hilflos gegenüber, nahmen Politik, Ökonomie 
und Technik als gegeben hin und sahen ihre Aufgabe nicht mehr in der ab-
schlussbezogenen beruflichen Bildung sondern in der Erziehung der Arbeitslo-
sen zur Volksbejahung und zum Staatsdienertum.  

Genauso wenig wie die damalige Berufsschulpädagogik rezipierten die Volks-
bildner den Arbeitsdienst als Instrument der Integration Arbeitsloser in den ers-
ten Arbeitsmarkt, sondern unter dem Aspekt seiner pädagogischen Funktion. 
Auch ihnen ging es im Grunde um die Abwendung politisch-subversiver Wir-
kungen von Arbeitslosigkeit und um die Realisierung ihrer pädagogischen 
Grundprinzipen, wobei die Protagonisten der Konzeption des „Arbeitslagers“ 
mit Nachdruck darauf bestanden, das Arbeitslager ausschließlich als Variante 
der freien Volksbildung, nicht als Instrument für politische, ökonomische, ge-
schweige denn paramilitärisch-nationalistische Zwecke zu begreifen. So war die 
Konzeption des Arbeitslagers der freien Volksbildung eng mit den Interessen 
und Zielen der Jugendbewegung – zumal der Studentenschaft verbunden. Sie 
sahen die Arbeitslager in ihrer äußeren Form als „eine Gabe der Jugendbewe-
gung an die Erwachsenenbildung“ (Rosenstock/Trotha 1931, S. 5). Das Arbeits-
lager sollte eine Möglichkeit sein, Erwerbslose vor den negativen sozialisatori-
schen und psychischen Folgen ihrer Arbeitslosigkeit zu bewahren und gleichzei-
tig der entfremdeten industriell organisierten Arbeit ein Gegenüber zu setzen, 
indem hier die Arbeit selbstverwaltet, enthierarchisiert und gemeinschaftlich 

                                                
117 So behandelte der Reichsverband der Lehrerinnen an beruflichen Schulen auf einer Ta-

gung im November 1932 das Thema „Freiwilliger Arbeitsdienst und Berufsschule“. Dabei 
wurde die These formuliert: „Der Reichsverband sieht im FAD eine Einrichtung, die von 
großer Bedeutung für die erwerbslose, arbeitswillige Jugend ist. Die durch Erwerbslosig-
keit körperlich und seelisch gefährdeten Jugendlichen lernen den Wert der straffen Arbeit 
schätzen und die Bedeutung des Gemeinschaftslebens kennen. Sie werden widerstandsfä-
higer gemacht, gegen die zersetzenden Einflüsse der Arbeitslosigkeit“ (Die Deutsche Be-
rufsschule 1933, S. 697).  
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verrichtet werden sollte. Die pädagogische bzw. volksbildnerische Idee bestand 
darin, die körperliche Arbeit mit „Geistesbildung“ zu kombinieren, beispiels-
weise durch die Beurteilung gemeinsamer Arbeitserfahrungen, das Erzählen ei-
gener Lebensläufe, die Auseinandersetzung mit politischen Problemen (vgl. Fei-
del-Mertz 1977, S. 41). Auch der im Kontext der „Laienbildung“ und der „Ar-
beitsgemeinschaft“ formulierte Anspruch, das Wirken im gemeinnützigen Sinne 
zu fördern, fand sich in den Überlegungen zum Arbeitslager wieder und wurde 
hier als eine wesentliche Zielsetzung der Verbindung körperlicher und geistiger 
Arbeit gesehen – als Chance zur Wiedergewinnung des eigenen Lebens- und 
Arbeitssinnes. Die Konzeption des Arbeitslagers und die Arbeitslagerpraxis, wie 
sie in den Berichten von Rosenstock (1930) und Rosenstock/Trotha (1931) deut-
lich wird, entsprach zwar durchaus der historisch nachvollziehbaren Grundori-
entierung der Volksbildung und ihrer Vorstellungen von Lebens- und Arbeits-
formen, dennoch waren begriffliche Schnittmengen mit den Vokabeln der anti-
demokratischen Konzeptionen derart groß, dass ein Dissens zwischen diesen 
und jenen, zwischen „Arbeitslager“ und „Arbeitsdienst“ nur schwer auszuma-
chen war. Die Problematik des Begriffs Arbeitslager erkannte Rosenstock 
(1930, S. 29) durchaus,118 auch wandte er sich zunächst gegen den FAD und 
grenzte seine Arbeitslageridee hiervon ab – aber nur für eine kurze Zeit: bald 
darauf sprach er selber vom „Arbeitsdienst“ und übernahm den Dienstgedanken, 
der insbesondere in den Überlegungen der politischen Rechten zentral war119. 
Auch in den Überlegungen anderer Volksbildner wird eine begriffliche Affinität 
zu paramilitärischen Konzeptionen deutlich. So zog Theodor Bäuerle Parallelen 
zwischen dem Heeresdienst und dem Arbeitsdienst. Die Funktion nämlich, die 
der Heeresdienst erfüllt hätte, als „er die erwachsene Jugend ohne Unterschied 
des Standes, der Konfession und der politischen Richtung zum Dienst an Staat 
und Volk zusammenfaßte, [und die] an sich schon ein Bekenntnis zu den großen 
gemeinsamen und überindividuellen Werten Volk und Staat und schon darum 
von größter volkserzieherischer und staatsbürgerlicher Bedeutung [war]“ (S. 
405), sollte der Arbeitsdienst im Kontext der staatlichen Arbeitsmarktpolitik 

                                                
118 In seiner Abhandlung über „die Arbeitslager innerhalb der Erwachsenenbildung“ geht Ro-

senstock (1930) auf die Wahl des Wortes „Arbeitslager“ ein: „Ich muß also um Erlaubnis 
bitten, einen neuen Namen in die Erwachsenenbildung einzuführen, den der Arbeitslager. 
Ich werde mich bemühen, nachzuweisen, daß dieser Name keine willkürliche Erfindung 
ist, sondern den Eintritt der Volksbildung in die akademische Welt durch den Gebrauch ei-
nes anderen Namens als diesen verhindert worden wäre. Dies Plädoyer für den Namen Ar-
beitslager mußte ich vorausschicken, weil es mir begegnet ist, daß Leute, die für die 
Volkshochschule und die Volksbildung ihr Herz längst entdeckt hatten, es ablehnten, die 
Arbeitslager zu unterstützen, weil sie sagten, es müsse das zur Zersplitterung führen und 
dergleichen mehr. [...] Als Berater für Volkshochschulen an der Universität [bin ich] gewiß 
nicht gesonnen [...] etwas anderes zu tun als Volksbildungsarbeit zu leisten und zu fördern“ 
(S. 29). 

119 „Statt den Arbeitslosen nur als arbeitswillig mißzuverstehen, werden wir ihn als dienstwil-
lig würdigen“ (Rosenstock 1932, S. 283). 
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übernehmen. Fritz Laack (1932) forderte demgegenüber: „Die Schaffung aber 
von Privatarmeen und die Übernahme soldatischer Lebensformen, wo sie nicht 
am Platze sind – und das gilt für den Arbeitsdienst - , sind als volkszerstörend 
(und nicht –aufbauend) abzulehnen“ (S. 245). Fraglich ist aber andererseits, ob 
es Laack hierbei nicht eher um die Ablehnung von Privatisierungen ging. Denn 
später heißt es, der Staat dürfe den Arbeitsdienst nicht privaten Verbänden über-
lassen, sondern müsse ihn im nationalpädagogischen Sinn „als Arbeitsarmee 
organisieren“ (ebd.). Einer nicht ungefährlichen militärischen Metaphorik be-
diente sich auch Wilhelm Flitner (1933),120 so dass die zumindest terminologi-
sche Grenze zwischen Volksbildung und DINTA und der Ideologie der NS-
Diktatur nach 1930 immer mehr verschwamm.  

Die Differenzen zwischen den Konzeptionen der Volksbildner und des DINTA 
aber lagen im Menschenbild und im pädagogisch-normativen Anspruch. Für die 
Vertreter des DINTAs waren Arbeitslose von vornherein defizitäre Personen, 
die einer entsprechenden Behandlung bedürften. So stand auch bei den „Gedan-
ken zu einer ‚Arbeitslosenpädagogik’“ (Poppelreuther 1931), die Frage im Vor-
dergrund: „Wie sind die Erwerbslosen zu organisieren bzw. zu behandeln?“ (S. 
96) - und zwar im Sinne einer „Umformung der bisherigen Struktur der Arbeits-
losen als eines Heeres von Müßiggängern“ (ebd.). Die Vertreter des DINTA in-
sistierten massiv auf der Einführung einer allgemeinen Arbeitsdienstpflicht, an 
die arbeitspädagogische Motive wie Arbeitsdisziplin und Dienen und militäri-
sche Unterordnung geknüpft waren121. „Arbeit als Dienst am Volk“ (Arnhold 
1932, S. 99) und „Beschäftigung macht schlaff – Dienst macht straff“ (Arnhold 
1932a, S. 3) waren die Parolen, mit denen der Arbeitsdienst begründet wurde. 
Der „Arbeitsdienst“ sollte von vornherein auf einer entsprechenden „ideellen 
Grundlage“ (Arnhold 1932, S. 36) aufgebaut werden: „Es liegt nahe, die Lager-
form nach der erprobten Grundform aller männlichen Gemeinschaft – der solda-
tischen Form zu prägen“ (ebd.). In diesem Sinne sollte im Arbeitsdienst nicht 
nur Arbeit einfach verrichtet, sondern auch Maßnahmen der Arbeitsschulung 
und Erziehung erfolgen. Die DINTA-Anhänger waren besonders von dem Ge-
danken fasziniert, die Arbeitslosen zu isolieren, sie auf sich selbst gestellt sein 

                                                
120 Flitner grenzte sich zwar von einer „falschen“ auf Kampf ausgerichteten Militarisierung ab 

und verstand unter militärischer Pädagogik eine Erziehung zum Dienst, zur Ordnung und 
Gemeinschaft, ohne jedoch gänzlich auf eine Parallelisierung zwischen Jugend- und Hee-
reserziehung zu verzichten, im Gegenteil: er wollte die „echte militärische Propädeutik, die 
in jenen bündischen Spielen und Übungen ungesucht liegt“ (S. 331), den „Weg einer mo-
dernen Heereserziehung“ (ebd.): „Die noch ungenutzte Kriegserfahrung der Jugendbewe-
gung gilt es hier in die Jugendführung einzubauen“ (S. 332).  

121 In etlichen Publikationen befassten sich die Anhänger des DINTA beispielsweise mit der 
„Erwerbslosenführung, eine Vorstufe zum freiwilligen Arbeitsdienst“ (Dellwig 1932), mit 
„Geist und Stil des Arbeitslagers“ (Bauße 1932), der „Mobilmachung des Arbeitsdienstes“ 
(Hauenstein 1932), seiner „praktische[n] Durchführung“ (Claussen 1932) sowie mit „Ar-
beitsschulung und freiwilliger Arbeitsdienst“ (Riedel 1932). 



 195

zu lassen und sie in der Isolation zu Dienst, Arbeit und Gemeinschaft zu erzie-
hen. Das „Gefangenenlager“ war hierbei Vorbild: „Würde es gelingen, die Er-
werbslosen analog den Gefangenenlagern zu einer in sich zusammengeschweiß-
ten Schicht zu gestalten, zu einer Schicksalsgemeinschaft, die den vehementen 
Willen hätte, nur sich selber zu helfen, dann wäre die Lösung der Erwerbslosen-
frage quod Pädagogik, Erziehung zur Arbeit, zu einem sinnvoll erfüllten Leben, 
überhaupt kein Problem mehr“ (Poppelreuther 1931, S. 98). Ausgemalt wurden 
„Geist und Stil des Arbeitslagers“ (Baußes 1932) im Sinne der DINTA-
Ideologie. Nach den Vorstellungen von Carl Arnhold sollten sich die „Gemein-
schaften“ der einzelnen Arbeitsdienste aus „homogenen“ Teilnehmenden zu-
sammensetzen, die vorher eignungsgeprüft und selektiert werden sollten: „Fer-
ner darf nicht übersehen werden, daß der Erfolg jeder Schulung und auch jede 
Gemeinschaftsbildung von der Homogenität der zusammengefaßten Menschen 
abhängt. Dies rückt die Frage der Auswahl und Eingruppierung in den Vorder-
grund. Die richtige Zusammenstellung der Arbeitsdiensteinheiten dürfte umso 
entscheidender sein, als der Arbeitsdienst seine formende – um nicht zu sagen 
uniformierende - Kraft erst zu beweisen haben wird“ (Arnhold 1932a, S. 36). 
Aus diesem Grund plädierte Arnhold (1931) für die Durchführung von psycho-
technischen Auslesemaßnahmen, die „neben einer praktisch-ärztlichen Untersu-
chung in einer vereinfachten arbeitscharakterlichen Prüfung bestehen müßte“ (S. 
XI). Außerdem bot er die Unterstützung des DINTA an, „bei der Schaffung ei-
nes Führerkorps mitzuarbeiten, dem in kurzen Kursen nach Art unserer Be-
triebsbeamtenkurse die elementarsten arbeitspädagogischen und arbeitsdiszipli-
narischen Grundlagen vermittelt werden sollen“ (ebd.) 

9.3 Erziehung zur Gemeinschaft und Arbeit statt Bildung  

Berufsschulpädagogen und Sozialpolitiker sahen den Arbeitsdienst primär in 
seiner „volkspädagogischen Bedeutung“ (Deutsches Archiv für Jugendwohlfahrt 
1931, S. 41), d.h. in seiner Funktion der Aufbewahrung arbeitsloser Jugendli-
cher und junger Erwachsener, der Resozialisation bzw. der Erziehung zum Ar-
beitsethos und zur Volksgemeinschaft. Durch den besonderen Bezug des Ar-
beitsdienstes zum „deutschen Boden“ sollten Heimatbewusstsein und nationale 
Identität gewahrt bzw. aufgebaut werden. So konzentrierten sich die Lehrpläne 
auf Fächer wie Heimat-, Bodenkunde, Landwirtschaft, Gartenbau, Viehzucht, 
auf die Arbeitstechniken in den unterschiedlichen Einsatzbereichen (vgl. ebd.; 
Wölbing 1932a, S. 462-463; Reinisch 1985, S. 220), auf „sittliche Erziehung 
und körperliche Ertüchtigung“ (Meier 1931, S. 168). Die Arbeit betrug 6 bis 7 
Stunden täglich, die körperliche Ertüchtigung nahm ca. 1 bis 2 Stunden in An-
spruch, so daß die Grundkenntnisse über den jeweiligen Einsatzbereich in sehr 
kurzer Zeit, entweder innerhalb einiger Stunden zu Beginn des Arbeitsdienstes, 
während der Arbeit oder zwischendurch vermittelt wurden. Dies galt auch für 
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die „sittliche Erziehung“,122 die durch die straffe Ordnung und Appelle an Ge-
horsam im Arbeitsdienst und weniger im Unterricht vermittelt wurde.  

Nicht selten kam es vor, dass aufgrund fehlender personeller und materieller Vo-
raussetzungen keine Schulung durchgeführt wurde. Zwar war vorgesehen, dass 
in solchen Fällen der Unterricht im Anschluss an den Arbeitsdienst an Berufs- 
und Fachschulen nachgeholt werden sollte,123 aber hierfür gab es keine verbind-
lichen juristischen Auflagen, keine Kontrollen oder bei Nicht-Einhaltung Sank-
tionen. Die Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt war in den wenigsten be-
rufsschulpädagogischen und arbeitsmarktpolitischen Konzepten als explizites 
Ziel formuliert. Die Aussichten hierfür schienen als zu gering. Der Arbeitsdienst 
sollte dazu beitragen, daß die Teilnehmer wenigstens „nur vorübergehend“ 
(Deutsches Archiv für Jugendwohlfahrt 1931, S. 41) in einen Arbeitsprozess 
eingegliedert werden. Zudem war die Tätigkeit im Arbeitsdienst nicht von der 
Art, dass sie gezielt auf eine Arbeit im ersten Arbeitsmarkt vorbereiten konnte, 
weil der FAD keine Verengung des Arbeitsmarktes von Seiten des Angebots 
noch der Nachfrage herbeiführen durfte. Falls überhaupt, so waren die Abgänger 
des Arbeitsdienstes für Betriebe auch weniger aufgrund ihrer dort erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten attraktiv, sondern aufgrund der ihr zugeschriebenen 
„Arbeitswilligkeit“ und ihres Gehorsams. So bevorzugten Betriebe zumal bei 
der Auswahl von Angestellten und Arbeitern mitunter diejenigen, die nachwei-
sen konnten, dass sie einen Arbeitsdienst geleistet hatten124 Über diesen Weg 
unterstützte die Wirtschaft den FAD, nicht zuletzt auch, weil hierdurch viele 
Arbeiter von gewerkschaftlicher Agitation und Arbeitslose von Aufständen fern 
gehalten werden konnten.125 Die praktische Berufsschulpädagogik sowie Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik sahen im Arbeitsdienst vor allem eine sozialpäda-

                                                
122 Gemeint war hiermit die „Pflege der Kameradschaft, der Gemeinschaftsgesinnung und der 

Manneszucht, sowie Erziehung zur Verantwortungsbereitschaft, Gewöhnung an Pflichter-
füllung, Pünktlichkeit und Ordnung“ (Meier 1931, S. 168).  

123„Falls für die AD.-willigen in offenen Arbeitslagern ausreichende Möglichkeiten zur Teil-
nahme an beruflichen Lehrgängen am Arbeitsort nicht vorhanden sind, sollten Vorberei-
tungen für ihren Beginn sofort getroffen und die Leiter der Maßnahmen wie die AD.-
willigen davon benachrichtigt werden. AD.-willigen in geschlossenen Arbeitslagern, für 
die sich die Einrichtung von beruflich-praktischen Kursen, z.B. durch Bereitstellung stil-
liegender Betriebe in der unmittelbaren Nachbarschaft der Lager, nicht durchführen lässt, 
ist nach ihrer Rückkehr an den Wohnort durch Meldung beim Arbeitsamt Gelegenheit zu 
ihrer Eingliederung in laufende, evtl. neu einzurichtende Lehrgänge zu geben“ (Soziale 
Praxis 1932a, S. 1529f.). 

124 Die Robert-Bosch A.G. wies ihre Angestellten- und Arbeiterbüros an, „bei künftigen Ge-
suchen junger lediger Angestellter und Arbeiter, bei sonst gleicher beruflicher Befähigung 
solche Bewerber zu bevorzugen, die während der Dauer ihrer Arbeitslosigkeit für einige 
Zeit einem freiwilligen Arbeitsdienst angehört haben“ (Debatin 1932, S. 123) 

125 Beispielsweise fand der „Freiwillige Arbeitsdienst der Ulmer Max-Eyth-Kameradschaft“ 
in Württemberg unter dem Motto statt: „Weniger politisieren, mehr arbeiten“ (Kicherer 
1932, S. 149).  
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gogische Aufgabe und eine geeignete Möglichkeit der Erziehung zu Arbeit und 
Gehorsam, betonten aber mitunter ihre Distanz gegenüber Versuchen der öko-
nomischen Funktionalisierung und der Militarisierung des Arbeitsdienstes, auch 
wenn die auch in entsprechenden pädagogischen Konzeptionen zu findende mi-
litärische Metaphorik dies nicht gleich vermuten lässt.126  

Nach volksbildnerischen Vorstellungen eröffnete das „Arbeitslager“ ein breites 
Aufgabenfeld, das von der Führerschulung, über die allgemeine und politische, 
teilweise berufliche Bildung, bis hin zur Freizeitbetreuung reichte (vgl. Brödel 
1985). Ansätze von kultureller Bildung und politischer Mündigkeit fanden sich 
insbesondere in den ersten ausführlichen Überlegungen zum Arbeitslager von 
Eugen Rosenstock (1928). Ganz im Sinne der freien Volksbildung forderte er 
nur 3 bis 4 Stunden Arbeit täglich, an die sich die „geistige Anregung“ anschlie-
ßen sollte. Vorträge, Gespräche und Arbeitsgemeinschaften sollten den Teil-
nehmern die Möglichkeiten bieten, sich über bestimmte Themen, die sie betra-
fen auszutauschen und nach Klärungen zu suchen. „Aber wenn der mit seinen 
Händen schaffende Mensch Zeit hat, Freizeit, dann lockt ihn naturgemäß nicht 
die körperliche Arbeit als das Neue, sondern die geistige Anregung. Vorträge, 
Besprechungen von Fragen in Gruppen und in der Lagerversammlung werden 
notwendig. Aber der geistige Trieb fordert mehr: Praktische Forderungen wer-
den aufgestellt, Thesen werden erörtert und der Weg zu ihrer Durchsetzung. Die 
wirklichen Anliegen der einzelnen Klassen und Berufe werden vorgetragen und 
verschaffen sich oft in scharfem Kampf der Meinungen Gehör, bis ihr Bereich 
im Rahmen des Volksganzen geklärt erscheint“ (S. 218). Solche Ansprüche 
wurden in den Folgejahren immer mehr reduziert und der Realität angepasst. 
Gleichzeitig glichen die Argumente der freien Volksbildung für die Einführung 
des Arbeitsdienstes immer mehr denjenigen der Arbeitspädagogen. Schließlich 
war es vor allem der ADGB, der für eine Intensivierung der beruflichen Fortbil-
dung und der Allgemeinbildung plädierte und den Schwerpunkt nicht auf Ar-
beitsdienst sondern auf „Arbeitshilfe“ gesetzt sehen wollte (vgl. Die Deutsche 
Berufschule 1932, S. 462-463). Dennoch kam Schellenberg (1932) in seiner zu 
der Zeit einzigen empirischen Untersuchung über den Arbeitsdienst zu dem Be-
fund, daß aufgrund des „Primat[s] der Arbeitsleistung“ und des „Grundsatz[es] 
unbedingter Unterordnung“ eine „systematische volksbildnerische Gestaltung 
des FAD“ (S. 113-114) nicht erfolgt wäre.  

Fest steht, dass es hier um Arbeit, nicht um Bildung ging. Somit war nach den 
Bestimmungen des AVAVG der Arbeitsdienst keine Bildungsmaßnahme, und 
seine Aufgabe war nicht die berufliche Fortbildung im Sinne des § 137 
AVAVG. Dennoch war die Neuregelung des FAD durch die „Verordnung über 

                                                
126 So „fordern vor allem die pädagogisch interessierten Kreise, dass der jeweilige Träger des 

Dienstes sich der volkspädagogischen Bedeutung bewußt bleibt und ein Abgleiten des Ar-
beitsdienstes sowohl in das rein Ökonomische wie in das Politische und Soldatische ver-
hindert wird“ (Deutsches Archiv für Jugendwohlfahrt 1931, S. 42).  
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den freiwilligen Arbeitsdienst. Vom 16. Juli 1932“ eine Antwort auf gewerk-
schaftliche und volksbildnerische Forderungen, nach politischer Neutralität bzw. 
ideologiefreier Pädagogisierung des FAD: So heißt es im Artikel 1 der Verord-
nung: „Der freiwillige Arbeitsdienst gibt den jungen Deutschen die Gelegenheit, 
zum Nutzen der Gesamtheit in gemeinsamem Dienste freiwillig ernste Arbeit zu 
leisten und zugleich sich körperlich und geistig-sittlich zu ertüchtigen“ (Reichs-
gesetzblatt 1932, S. 352). Und der Artikel 2, Absatz 2 lautet: „Der freiwillige 
Arbeitsdienst dient der Gesamtheit; er darf nicht für politische oder staatsfeind-
liche Zwecke mißbraucht werden“ (ebd.). Von nun an sollte auch „den Bezirks-
kommissaren die Aufgabe übertragen [werden], die Arbeitsmöglichkeiten ihres 
Bezirks planmäßig zu durchdringen und zu erfassen“ (Funcke 1932, S. 1431). 
Von nun an stieß die Idee des Freiwilligen Arbeitsdienstes auf eine politisch 
breitere Zustimmung, um Produktion und Arbeit miteinander zu verbinden und 
um den Gedanken der Erziehung zur Volksgemeinschaft zu realisieren (vgl. Ha-
feneger 1988, S. 42-47; Dudek 1988).  

An dem Bildungs- und Schulungsreduktionismus im Arbeitsdienst änderte sich 
aber kaum etwas. Die Lehrgänge für die Arbeiter - so sie stattfanden - sollten 
weitgehend theoriegemindert sein, d.h. sie sollten „mehr Werkstattarbeit als 
Schule sein“ (Soziale Praxis 1932, S. 1529). Träger der Bildungsmaßnahmen 
waren die Arbeitsämter, geleitet wurden sie von Fachlehrern und Praktikern. Um 
die Motivation zu erhalten, wurden an das Ende solcher Lehrgänge „Aufstiegs-
möglichkeiten“ geknüpft: „In den Lehrgängen [...] dürfen im Anschluß an plan-
mäßige Übungsarbeiten Facharbeiten geleistet werden, die bei Maßnahmen des 
FAD. Verwendung finden können“ (S. 1530). 

Wie bei den unterschiedlichsten vom DINTA behandelten Themen, wurde auch 
bei den Überlegungen zur Arbeitslosigkeitspolitik die Furcht vor der Verschu-
lung und „Verbildung“ Deutschlands – die die „Sozialisten“ und die „marxisti-
sche Volkshochschulbewegung“ verursacht hätten – deutlich: „Man kann er-
wachsene Menschen, die jahrelang in der Werkstatt bzw. in praktischen Arbeits-
betrieben gestanden haben, nicht mehr einfach auf die Schulbank setzen. Es ist 
durchaus nicht immer Arbeitsscheu, daß viele von ihnen die Erwerbslosenkurse 
‚schwänzen’. Leider wird gerade von sozialistischer Seite aus die Notwendigkeit 
derartiger Erwerbslosenkurse mehr oder weniger agitatorisch begründet mit dem 
‚Bildungshunger der Massen’. Ich stehe nicht an, zu erklären, daß es sowohl 
nach meinen subjektiven Erfahrungen als auch nach den objektiven Pleiten der 
Volkshochschulbewegung einen Bildungshunger der Massen nicht gibt“ (Pop-
pelreuther 1931, S. 97). Nur Arbeit und eine eng an sie geknüpfte Arbeitsschu-
lung seien in der Lage, die ökonomischen, aber vor allem auch politischen Aus-
wirkungen von Arbeitslosigkeit zu reduzieren.  

Nach den Vorstellungen des DINTA bzw. seinen Anhängern sollte sich die im 
Arbeitsdienst erfolgende Schulung auf ein Minimum reduzieren, d.h. sie sollte 
arbeitsnah erfolgen. Dies traf sich mit den Vorstellungen der Arbeitsverwaltung: 
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„Wo Sport und Spiel, berufliche oder allgemeine, geistige oder körperliche 
Schulung überwiegt, ist das Erfordernis der Arbeit im Sinne des Arbeitsdienstes 
nicht erfüllt“ (Benda, zit. n. Hess 1931, S. 404). In ihrer Argumentation für eine 
Bildungsreduktion opponierten die DINTA-Anhänger und zwar im üblichen Stil 
gegen all jene Gruppen, die sich seither für eine Intensivierung der Bildung ein-
gesetzt hatten: Der Arbeitsdienst biete den Studenten, den „Geistesarbeitern“, 
„statt der üblichen Politisiererei“, die Möglichkeit, „aus der Welt der Bücher in 
die reinere Luft des Landes“ (Bauße 1932, S. 39) zu kommen: „heraus aus den 
Verkrampfungen in Intellekt und Sentiments und zurück zur Natürlichkeit, her-
aus aus den zivilisatorischen Verirrungen zu einer bewußten Einfachheit der Le-
benshaltung“ (S. 41). 

Überhaupt waren auch hier die Gedanken zur Arbeitsschulung in erster Linie 
Vorstellungen zur Arbeitserziehung. Für Johannes Riedel (1932) lag „der Wert 
der Arbeitschulung [...] darin, daß der am Arbeitsdienst Teilnehmende über-
haupt richtig arbeiten lernt“ (S. 51). Dieses sei die Basis, damit die eigentlichen 
seitens des DINTA an den Arbeitsdienst geknüpften Ziele überhaupt erreicht 
werden könnten: „daß er in seiner Arbeit zur vollen Sicherheit kommt, ohne daß 
er sich in der Arbeit wirklich zu Hause fühlt, werden sich die andern Werte, die 
der Arbeitsdienst geben will, – etwa der der Gemeinschaft oder der des Dienstes 
– nie richtig entfalten können“ (S. 51). In seiner „Anleitung zur Arbeitsschulung 
im Arbeitsdienst“ beschreibt Riedel (1932a) die für ihn drei zentralen Aufgaben: 
„Erste und wichtigste Aufgabe der Arbeitsschulung ist, den Arbeitenden mit den 
von ihm verlangten Arbeiten vertraut zu machen. [...] Zweite Aufgabe der Ar-
beitsschulung ist, falschen Gewohnheiten von vornherein zu begegnen. Dritte 
Aufgabe der Arbeitsschulung ist, zur Durchgeistigung der Arbeit anzuleiten. [...] 
Alles, was nun seitens des Arbeitenden geschieht, um mit Hilfe der Überlegung 
Kraft und Zeit zu sparen, ist Durchgeistigung der Arbeit. Zu solcher Durch-
geistigung anleiten, bedeutet dann: erstens den Willen zur Durchgeistigung we-
cken und zweitens die Fähigkeit dazu steigern“ (S. 81ff.). In der „Durchgeisti-
gung der Arbeit“ sah er eine „arbeitspädagogische Aufgabe von großer volkser-
zieherischer Bedeutung“ (1932, S. 45). Die Schulung beim Freiwilligen Arbeits-
dienst sollte nicht über eine 3 bis 4-wöchige Anlernzeit hinausgehen. Aus der 
Sicht der Arbeitswissenschaft war das primäre Ziel, das Finden eines „inneren 
Kontakt[es] zur Arbeit“, das Erreichen der „Normalleistung des Lagers“, durch 
die Exaktheit bei der Handhabung der technischen Geräte. Unterstützt werden 
sollte die durch „arbeitskundliches Material speziell für den freiwilligen Ar-
beitsdienst [...] in Form von Merkblättern“ (RKW-Nachrichten 1932, S. 124) 
und anhand von umfangreichem Bildmaterial, mit dem falsches und exaktes 
Handeln demonstriert werden. So beispielsweise auf einem Bild, auf dem ein 
„Arbeitsdienstwilliger“ zu sehen ist, der in gebückter Stellung steinigen Boden 
urbar macht; im Kommentar darunter heißt es: „Man sieht deutlich, wie der jun-
ge Mann sich infolge seiner ungünstigen Stellung an seinem Arbeitsplatz viel zu 
tief bücken muß, außerdem fasst er den Spaten mit dem oberen Arm nicht am 
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Griff, sondern am Stiel an, seine Ermüdung ist ungleich stärker“ (ebd.). Auch 
über die „Lernerfolge“ wird berichtet: „Es herrscht ein frischer Geist ohne jegli-
chen Zwang, die Kolonnenführer besitzen auf Grund ihres Könnens und Auftre-
tens eine anerkannte Autorität. Die Arbeitsdienstwilligen haben jede Anregung 
auf Verbesserung ihrer Körperhaltung bei der Arbeit, die sie als Erleichterung 
empfanden, mit Humor entgegengenommen“ (S. 125). 

10. Zusammenfassung 

Bald, nachdem Arbeitslosenbildung zu einem arbeitsmarktpolitischen Instru-
ment avanciert war, unterlag sie dem Druck der Mittelkürzungen und Ressour-
cenreduktion. Paradoxerweise nahmen diese Restriktionen mit zunehmender 
Arbeitslosigkeit zu. Gleichzeitig zeichnete sich im Laufe der 1920er Jahre ein 
Funktionswandel ab. Neben der berufsqualifizierenden Aufgabe in Kursen zur 
Nachschulung, Fortbildung, Umschulung, Unterweisung und Nachlehre über-
nahm die Arbeitslosenbildung zunehmend die Funktion der Krisenintervention 
und Sozialintegration. So ging es darum, die Arbeitslosen vor dem „Herumlun-
gern“ und dem „demoralisierenden Nichtstun“ zu bewahren, sie in eine gewisse 
Regelmäßigkeit des Lebens und in Verpflichtungen einzuspannen, die ein, wenn 
auch nur annähernder Ersatz sein sollten für die Ordnung und den Zwang des 
täglichen Berufslebens. Die Freizeit der Erwerbslosen, deren individuelle Ges-
taltung nicht berechenbar zu sein schien, musste minimiert werden, und dies 
sollte durch zwar beruflich nominierte, schließlich aber von stark moral-
pädagogisch akzentuierten Beschäftigungs- und Bildungsveranstaltungen für 
Erwerbslose bewerkstelligt werden. 

Insbesondere anhand der Darstellung unterschiedlicher Formen und Funktionen 
von Maßnahmen der Arbeitslosenbildung sollte verdeutlicht werden, dass im 
Laufe der Weimarer Republik eine sukzessive Reduktion von allgemeiner und 
berufsbezogener Bildung hin zur funktionalen Anpassung an einzelne Tätigkei-
ten, eine immer stärkere Gewichtung von Arbeitserziehung, Disziplinierung und 
Vergemeinschaftung jenseits des primären Arbeitsmarktes stattgefunden hat und 
dass der arbeitsmarktpolitische Anspruch von Arbeitslosenbildung am Ende der 
Weimarer Republik längst aufgegeben war. Die Protagonisten der Arbeitserzie-
hung abseits vom regulären Beschäftigungssystem bedienten sich erziehungs- 
und bildungstheoretischer Denkmuster zur Legitimation der „Umleitung“ einer 
großen Zahl Arbeitsloser auf künstlich geschaffene Beschäftigungsfelder.  

Insgesamt hatte die berufliche Arbeitslosenbildung in der Weimarer Republik 
mit erheblichen Widerständen umzugehen, zu denen nicht zuletzt eine nicht-
verlässliche Kooperation relevanter Einrichtungen und schwer absehbare Ver-
mittlungsaussichten zählten. Immer mehr verloren die Arbeitsmarktpolitik und 
Arbeitslosenbildung die Anschlussfähigkeit an das Beschäftigungssystem, be-
günstigt dadurch, dass die Betriebe, insbesondere die industriellen Kernsektoren, 
sich mit ihrer Arbeitskräfte- und Qualifizierungspolitik nach außen abschirmten 
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und ihre eigene Weiterbildungsstrategien verfolgten. Dies erschwerte der Ar-
beitslosenbildung ihre Verbindung mit der betrieblichen Beschäftigungs- und 
Weiterbildungspolitik und reduzierte zugleich ihre arbeitsmarktpolitische Wirk-
samkeit. 
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VIII.  Weiterbildung im Betrieb 
Wie die Arbeitslosenbildung, deren Wurzeln bis ins 19. Jahrhundert zurück rei-
chen, ist auch die betriebliche Weiterbildung das Ergebnis eines längeren konti-
nuierlichen historischen Prozesses. Auch ihre Konturen wurden erst in den 
1920er Jahren deutlicher sichtbar. Beide Weiterbildungstypen reagierten relativ 
losgelöst voneinander auf die Anforderungen ihrer jeweiligen Systemzusam-
menhänge. Während die Arbeitslosenbildung als Instrument der Arbeitsmarktre-
gulierung verstanden werden kann, ist die von Betrieben seit jeher autonom ges-
taltete Weiterbildung Folge des betrieblichen Interesses an einer weitgehenden 
Selbstversorgung mit Qualifikationen der Mitarbeiter und an einem Medium 
umfassender betriebsinterner arbeitskräftepolitischer Strategien.  

Verschiedene Impulse wirkten seit Ende des 19. Jahrhunderts auf die allmähli-
che industriebetriebliche Ausgestaltung von solchen Erziehungs- und Bildungs-
formen, die von betriebsexternen Zugriffen weitgehend abgeschirmt, unbürokra-
tisch gestaltet, ausschließlich von Betrieben gesteuert werden konnten und auf 
den betrieblichen Bedarf zugeschnitten waren: 

− sozialpolitische und bildungsökonomische Erwägungen und Initiativen der 
Industrie sowie ihre Aufmerksamkeit gegenüber Erziehung und Bildung 
von Beschäftigten als Medium zur Sicherung ihres politischen und ökono-
mischen Einflusses (vgl. Baethge 1970; Görs 1999); 

− die Funktionalisierung von an Industriearbeit geknüpfter Erziehung und 
Bildung als Symbolform, um die Verbindung zwischen dem autonomen in-
dustriellen Agieren und dem Volkswohl und der „Volksgemeinschaft“ zu 
legitimieren und zu unterstreichen;  

− ein industriespezifischer Qualifikationsbedarf; dieser hat einerseits die An-
fänge industrieller Ausbildung im 19. Jahrhundert begründet, andererseits 
suchten Betriebe – angesichts des Kosten- und bürokratischen Aufwandes 
bei der Erstausbildung (vgl. Tollkühn 1926, S. 6) – nach unaufwendigen 
Modi der Qualifikationsversorgung; 

− die Ausdifferenzierung betriebsspezifischer Tätigkeiten und Positionen in-
folge komplexer, hierarchisch gegliederter Organisationsstrukturen, von 
Lohndifferenzierungen nach Anforderung und Leistung und die „vertikale 
Beweglichkeit der Arbeitskraft“ im Betrieb (Schumpeter 1916, S. 67); zu-
dem war die industrielle Nutzung unterschiedlicher Optionen beim Tech-
nikeinsatz und bei der Gestaltung von Arbeitsorganisationen ein entschei-
dender Auslöser für die Heterogenität in der Qualifikationsstruktur im in-
dustriellen Vergleich, die nur durch betriebsspezifische Qualifizierungspro-
zesse (re-)produziert werden konnte;  

− der Ausbau betriebsinterner Arbeitsmärkte in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts (vgl. Lutz 1984), in dessen Kontext betriebliche Weiterbil-
dung neben der Leistungswirtschaft, der Entlohnung und Sozialpolitik zu 
einem Instrument der nach außen hin relativ abgeschirmten, unter betriebli-
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cher Eigenregie verfolgten Strategie der Arbeitskräftepolitik wurde. Aus 
dieser Sicht trug (und trägt) betriebliche Weiterbildung zur Sicherung be-
trieblicher Autonomie und Bindung bestimmter, in der Regel schwer er-
setzbarer Belegschaftsgruppen an den Betrieb bei;  

− die Sozialpolitik und die Vergemeinschaftungsstrategien (vgl. Krell 1994) 
der Industrie, in die betriebliche Weiterbildung als ausbildungsübergreifen-
de Form der Interessenharmonisierung und der Erziehung zur „Werks-“ und 
„Volksgemeinschaft“ einbezogen wurde.  

Die betriebliche Weiterbildungspolitik konnte mit ihren Argumenten und Strate-
gien das pädagogische Denken der Weimarer Zeit (Kap. III) reproduzieren. Zum 
einen wurde betriebliche Bildung nach außen hin als Dienst an der Volksge-
meinschaft begründet, während sie im Innern des Betriebs die Werksgemein-
schaft festigen sollte. Parallel zu den Ansätzen zum Umgang mit Bildung als zu 
dosierendem Gut und gesellschaftsdifferenzierendem Medium fungierte Weiter-
bildung im Betrieb als Instrument der Statuszuweisung und als Legitimations-
grundlage für Beschäftigtensegmentationen. Die industrielle Forderung nach 
Praxis-, Betriebs- und Arbeitsnähe von Bildungsprozessen, die betriebliche In-
ternalisierung von Schule sowie die arbeits- und betriebsspezifische Ausrichtung 
von Weiterbildung konnten an reformpädagogische Ansätze zur Verzahnung 
von Arbeit und Bildung anknüpfen.  

Im Folgenden wird die Ausdifferenzierung der betrieblichen Weiterbildung aus 
der betrieblichen Sozial-, Personal-, Organisations- und Qualifizierungspolitik 
unter Rekurs auf zentrale Argumentationsfiguren der Industrie und der Entwick-
lungen in Betrieben beleuchtet (Kap. 1-5). Danach werden betriebliche Auto-
nomiebehauptungen und Schließungsstrategien in der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung anhand der Tendenz zur betriebsinternen „Verschulung“ darge-
stellt (Kap. 6), um im Anschluss Formen und Funktionen arbeits-, berufs- und 
betriebsbezogener Weiterbildung sowie vergemeinschaftender Erwachsenener-
ziehung (Kap. 7-8) zu skizzieren.  

1. Industriebetriebliches Weiter-Bildungsengagement vor 1919  

Industrielle Initiativen zur weiterführenden Bildung von Werksangehörigen so-
wie ihren Verwandten und Bewohnern der jeweiligen Regionen lassen sich be-
reits im 19. Jahrhundert nachweisen. Zu den sozialpolitisch engagierten Unter-
nehmern gehörten beispielsweise Friedrich Wilhelm Harkort (vgl. Satzvey 
1978), Ernst Abbe (vgl. Fischer 1978), Werner Siemens (vgl. Matschoß 1916; 
Burhenne 1932) und Friedrich Oechselhäuser. Diese haben den Zusammenhang 
zwischen sozialen, gesundheitlichen und materiellen Missständen und Bildung 
betont, die Bildung der unteren Volksklassen gefordert und gefördert und zu 
diesem Zweck Vereine zur Förderung allgemeiner und gewerblicher Kenntnisse 
errichten. Auch die als patriachalisch-autoritär bekannten Unternehmer wie Alf-
red Krupp (vgl. Engelmann 1970) und der Hüttenwerksbesitzer Friedrich Stumm 
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(vgl. Gergen 2000) bauten werkseigene Schulen für Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene zur allgemeinen und beruflichen Elementar- und Fortbildung auf. 
Einige Unternehmen beteiligten sich im Kontext ihrer Wohlfahrtspolitik am 
Aufbau von Armen- und Sonntagsschulen für Mitglieder der jeweiligen Ge-
meinden und unterhielten Volksschulen. In seinem Generalregulativ von 1872 
forderte Alfred Krupp: „Ein besonderer Gegenstand der Sorge wird es sein, An-
stalten für die Erziehung und den Unterricht der Kinder zu errichten, und den 
Erwachsenen die Gelegenheit zur Belehrung, Fortbildung und Unterhaltung zu 
bieten“ (zit. n. Matschoß 1954, S. 223).  

Seit den 1870er Jahren, vor dem Hintergrund zunehmender Liberalisierung von 
Besitz und Bildung, wurden Unternehmensstiftungen127 gegründet, aus dessen 
Fonds Stipendien an Beschäftigte sowie deren Söhne verteilt wurden. Auch wa-
ren Unternehmer in örtlichen Volksbildungsvereinen vertreten und an der Grün-
dung der „Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung“ beteiligt (vgl. Kap. 
IV, 1). Die Firma Krupp gründete einen eigenen Bildungsverein, dem im Jahre 
1920 7.547 Mitglieder aus der Arbeiterschaft angehörten (vgl. Büchter 2003). 

Mit den industriellen Erziehungs- und Bildungsinitiativen wurde auf der einen 
Seite die Möglichkeit der Kompensation von schlechtem Bildungsstand und des 
Aufbaus und der Erweiterung allgemeiner und fachlicher Kenntnisse und Fähig-
keiten geschaffen. Insbesondere Bewohnern ländlicher Regionen, welche von 
der städtischen sozialen Infrastruktur abgeschnitten waren,128 kamen solche 
kompensatorischen und beruflich-qualifizierenden Bildungsangebote zugute. 
Andererseits konnten die Fabrikbesitzer durch diese Leistungen nicht nur für 
ihren eigenen Qualifikationsbestand sorgen, sondern auch nach außen hin die 
besondere Bedeutung ihres Betriebs in der Erziehung und Bildung demonstrie-
ren und hierüber Einfluss und Kontrolle nicht nur über die eigenen Arbeiter, 
sondern auch innerhalb der jeweiligen Region ausüben. Sie konnten ihre spezifi-
schen Erziehungs- und Bildungsvorstellungen geltend machen und zusätzliche 
Abhängigkeiten zwischen sich und denjenigen, die diese sozialen Leistungen 
beanspruchten, schaffen. Mit der am Ende des 19. Jahrhunderts immer deutli-
cher werdenden „Verschränkung von Wirtschaft und Bildung“ (Baethge 1970, 
S. 32) versuchten einzelne Unternehmer ihre Existenz und Machtposition in der 
gesellschaftlichen Öffentlichkeit zu festigen und zu legitimieren, gleichzeitig 
ihre Autonomie zu sichern und öffentliche Eingriffe abzuwehren.  

                                                
127 Mit diesen Motiven wurden beispielsweise 1872 die Cramer-Klett-Stiftung der MAN AG 

und 1889 die Zeiss-Stiftung gegründet. F.A. Krupp gründete 1890 eine Stiftung zur Verga-
be von Stipendien für die weitere Ausbildung von Facharbeitern an Fachschulen (vgl. Foth 
1943; Fischer 1978).  

128 „Die Georg-Marien-Hütte unterhielt eine für ländliche Verhältnisse im vergangenen Jahr-
hundert geradezu luxuriös ausgebaute Volksschule, für die die Werkschule eine [...] Er-
gänzung war. Die Norddeutsche Jutespinnerei hatte ebenfalls eine Fabrikvolksschule, Kin-
dergarten und Handarbeitsschule für Mädchen“ (Dehen 1928, S. 15-16).  



 205

Seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts spielten auch bildungsökonomische 
Gründe für die Auseinandersetzung der Industrie mit der Förderung beruflicher 
Kenntnisse der Beschäftigten eine wichtiger werdende Rolle. Die Theorie der 
politischen Ökonomie und die Arbeitswerttheorie lieferten hierfür zentrale Ar-
gumentationsfiguren (vgl. Thünen 1826; Görs 1999). Der Industrie wurde klar, 
dass sie, um technisch und ökonomisch konkurrenzfähig bleiben zu können, 
zumindest auf ein paar qualifizierte und aufgrund längerer Erfahrungen mit den 
betrieblichen Erfordernissen vertraute Arbeiter angewiesen war. Die Weltaus-
stellungen in Wien (1875) und in Philadelphia (1876) hatten der deutschen In-
dustrie vor Augen geführt, dass wenn sie qualitativ höherwertige Waren liefern 
wollte, für einen tüchtigen und qualifizierten Arbeiterstab zu sorgen hatte129. 
Fast zur gleichen Zeit legten Untersuchungen des „Vereins für Socialpolitik“ 
über das Lehrlingswesen 1875 und das Fortbildungswesen 1878 sowie die 
Reichsenquete über das Verhältnis der Lehrlinge, Gesellen und Fabrikarbeiter 
von 1875 den schlechten Zustand der gewerblichen Ausbildung in Handwerk 
und Industrie offen (vgl. Tollkühn 1926; S. 12; Abel 1963; S. 9f.). Bei den daran 
anknüpfenden, unterschiedlichen Reformvorschlägen bestand Konsens darin, 
„daß man die Sorge für die gründliche praktische und theoretische Ausbildung 
sowie für die sittliche Erziehung des gewerblichen Nachwuchses nicht allein 
dem guten Willen und der Willkür des einzelnen überlassen dürfe“ (Tollkühn 
1926, S. 12). Neben Forderungen des Ausbaus staatlicher (Berufs-
)Bildungseinrichtungen (vgl. Bücher 1877), setzte sich zunehmend die Einsicht 
durch, dass die Industrie für die Aus- und Fortbildung ihrer Arbeiter mehr Ver-
antwortung tragen müsse (vgl. Scheven 1894).  

Die allmähliche Ausbreitung industrieeigener Lehre war mit dem Aufbau von 
Werkschulen und Lehrwerkstätten verbunden (vgl. Tollkühn 1926; Dehen 
1928). Diese stellten auch für die erwachsenen Betriebsangehörigen von Beginn 
an zentrale Lernorte dar. Obwohl also für die Werkschulen „im allgemeinen nur 
jugendliche Werksangehörige in Betracht [kamen]" (Dehen 1928, S. 40), fanden 
sich hier auch immer wieder erwachsene Arbeiter: „Die Leitung der Schule von 
W. Spindler in Spindlerfeld bei Köpenick hatte, während der Besuch der Werk-
schule für alle Lehrlinge verpflichtend war, 'auch anderen in der Fabrik beschäf-
tigten männlichen Personen' (gedacht war an ältere Arbeiter) die Teilnahme am 
Unterricht gestattet" (S. 41). Erwachsenen Beschäftigten wurde zunächst die 
Möglichkeit offeriert, am Unterricht teilzunehmen, später wurden für sie in 
Werkschulen besondere Kurse, Nebenkurse, Abend- und Sonntagsunterricht an-
geboten.  

                                                
129 In seinen „Briefen aus Philadelphia“ resümierte der Berliner Gewerbeschuldirektor Reu-

leaux, „daß Deutschland eine schwere Niederlage auf der Philadelphiaer Ausstellung erlit-
ten hat“ (zit. n. Dehen 1928, S. 17); und weiter: „Unsere Leistungen stehen in der weitaus 
größten Zahl der ausgestellten Gegenstände hinter denen anderer Nationen zurück“ (S. 18).  
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Ein besonderes Interesse hatte die Großindustrie an der höheren Weiterbildung 
ihrer qualifizierten Beschäftigten. Seit Ende des 19. Jahrhunderts setzte sie sich 
für Möglichkeiten zur Förderung von aufbauendem, vom unmittelbaren Produk-
tionsprozess losgelöstem technischen Spezialwissen ein, war an der Etablierung 
des technischen Hochschulwesens maßgeblich beteiligt und gründete betriebsei-
gene Lehr- und Untersuchungsanstalten. Neben Alfred Krupp und Werner Sie-
mens drängte beispielsweise auch Heinrich Roesler, Geschäftsführer der Deut-
schen Gold- und Silber-Scheideanstalt (DEGUSSA), auf die Einrichtung einer 
solchen Anstalt für qualifizierte Handwerker. In einem seiner Bittschreiben an 
den Berliner Staatsminister heißt es: „Es handelt sich darum [...], auch den phy-
sikalischen Unterricht [...] zu erweitern, und zwar, um vornehmlich den Gewer-
befleiß unmittelbar zu nützen, eine ‚elektronische Lehr- und Versuchsanstalt’ zu 
errichten, welche jedoch keineswegs gleich den technischen Hochschulen Inge-
nieure auszubilden, sondern vielmehr jungen strebsamen Handwerkern der 
Elektrotechnik nach Beendigung ihrer Lehrzeit durch Vorlesungen und prakti-
sche Übungen Gelegenheit geben soll, sich das wünschenswerte Maß von theo-
retischen Kenntnissen zu erwerben“ (zit. n. Wolf 1993, S. 81).130 Für die Förde-
rung mathematisch-wissenschaftlicher Kenntnisse der Mitarbeiter der Industrie 
trat vor allem auch Ernst Abbe ein. In dem Gründungsstatut der Carl Zeiss Stif-
tung von 1896 war dieses Ziel explizit festgelegt (vgl. Fischer 1978, S. 47).  

Insgesamt betrachtet haben die einzelnen Industriebetriebe bereits im 19. Jahr-
hundert damit begonnen (vgl. Adelmann 1978), entsprechend ihrem spezifischen 
Bedarf an Qualifikationen und ihren arbeits- und betriebspolitischen Strategien 
im Innern des Betriebs und in ihrem regionalen Kontext, eigene Weiterbildungs-
strukturen aufzubauen. Hierbei besaßen sie eine vollständige Autonomie, die ihr 
auch von außen zugestanden wurde, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie ihr Tun 
in der Öffentlichkeit als Dienst an Gemeinwohl und am Vaterland plausibel ma-
chen konnten.  

2. Betriebliche Bildung und Volksgemeinschaft 

Auf der Linie jener, seit dem 19. Jahrhundert von unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Interessengruppen geteilten Hoffnung, durch Erziehung und Bildung die 
Integration des Volkes, die „Volksgesamtheit“ wiederherstellen zu können (vgl. 
Kap. III, 1), nutzte auch die Industrie diese Symbolfunktion von Bildung, indem 
sie ihre Erziehungs- und Bildungsarbeit als Hilfe am Aufbau von Vaterland und 
Volk propagierte. Gestützt wurde die Verbindung von betrieblichem Erzie-
hungs- und Bildungsengagement und Volkswohl durch die Theorie der politi-
schen Ökonomie, die auf den Zusammenhang von nationalem Wohlergehen, 
                                                
130 Roesler gehörte auch zu den Begründern des Frankfurter Volksvorlesungswesens, dem 

Vorläufer des Frankfurter Bundes für Volksbildung (S. 80), und zum Aufsichtsrat der 
Frankfurter Societätendruckerei, da er fand, dass „die Zeitung [...] für die demokratische 
Entwicklung wichtiger [ist] als die ganze Partei“ (S. 81).  
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industrieller Produktion und qualifizierter Arbeiter aufmerksam gemacht hatte. 
Symptomatisch für die industriellen Bildungsimperative war, dass sie in enger 
Verbindung mit einem Arbeitsimperativ standen.  

Bereits während des Ersten Weltkriegs sahen Großindustrielle berufliche Bil-
dung in der Funktion, den „Sieg Deutschlands“ herbeiführen und die Volksge-
nesung unterstützen zu können. A. v. Rieppel (1916), Generaldirektor der MAN 
Augsburg-Nürnberg AG, betonte den Zusammenhang zwischen der technischen-
industriellen Qualifizierung und den „technischen Leistungen im jetzigen Krie-
ge“ (S. 15f.). Während des Krieges wäre aufgrund der technischen Intelligenz 
Deutschlands ein „Ruck durch unser ganzes Volk“ (S. 3) gegangen, der dazu 
geführt hätte, dass „alle Angriffe von außen wie Granaten an Kruppschen Pan-
zerplatten zerschellen müssen“ (ebd.). Zur weiteren Stärkung Deutschlands und 
zur Förderung seiner Unabhängigkeit sollten Wissenschaft und Technik, die „die 
Kampfeswunden in einer geradezu zu Herzen gehenden Weise zu lindern [su-
chen]“ (S. 1) auch im Anschluss an den Fortbildungsschulbesuch und die Mili-
tärzeit in Abendkursen, „die im Zusammenwirken von Staat, Gemeinde, Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern errichtet werden“ (S. 13), verbreitet werden. Fortbil-
dung dürfe nicht als eine egoistische Angelegenheit verstanden, sondern müsse 
als Beitrag zum Wiederaufbau Deutschlands gesehen werden: „Ein jeder dachte 
nur an seinen eigenen persönlichen Vorteil und hatte für die Allgemeinheit des 
Volksganzen keinen Sinn. Auf diesen Mangel an Gemeinsinn ist es auch zu-
rückzuführen, daß von den einzelnen Volksklassen und Erwerbszweigen der 
persönliche Vorteil zu rücksichtslos, ohne genügende Beachtung der berechtig-
ten Ansprüche der anderen Volksgenossen betrieben wurde“ (ebd.). Nach dem 
Ersten Weltkrieg kündigte Rieppel die Gründung einer „Pflegestätte für wissen-
schaftlich-wirtschaftliche Weiterbildung“ an. Zuvor gründete er den „Friedrich-
List-Verein e.V.“, dessen Zweck er darin sah, im Sinne des Volksganzen Wissen 
zu verbreiten. Der Verein verdanke seiner Gründung der Erkenntnis, „’daß wir 
in Deutschland auf allen Gebieten des Wirtschaftslebens ausgezeichnete Spezia-
listen mit langjährigen praktischen Erfahrungen besitzen, aber keine Männer der 
Praxis mit wirklich gründlichem Überblick über größere Abschnitte“ (zit. n. 
Foth 1943, S. 237).  

Nach dem Ersten Weltkrieg forderte die Industrie ihre Belegschaften mit Nach-
druck zunächst dazu auf, sich auf ihre Arbeit, und damit auf ihren Beitrag am 
ökonomischen Wiederaufbau und am politischen Frieden zu konzentrieren: 
„Was uns in Deutschland in unserer schweren Lage jetzt nottut, ist Arbeit, Ruhe 
und Ordnung. [...] Wir erwarten, daß unsere Belegschaft auch ferner zu den 
Kruppschen Werken steht. Treue um Treue!“ (Kruppsche-Mitteilungen 1919, S. 
17). In den Werkzeitungen wurde Arbeit als Beweis für Verantwortung für Be-
trieb und Volk hochstilisiert. Stilbildend waren zu dieser Zeit Texte wie der fol-
gende in einer DEMAG-Werkzeitung (1923), auf deren Titelbild schwer arbei-
tende Männer vor der Industrie abgebildet sind: „Es ist nicht leicht, in einer Zeit, 
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wo überall die Sorge ihre dürren Arme emporreckt, aufrechten Mutes zu bleiben 
und an des Vaterlandes und der eigenen Zukunft nicht zu verzagen. Dazu bedarf 
es des engen Zusammenschlusses aller derjenigen, die in der Stärkung des 
Pflichtgefühls und der Hebung der Gütererzeugung durch intensive Arbeit das 
einzige Rettungsmittel aus der Not des Volkes sehen. Die Arbeits- und Volks-
gemeinschaft aller produktiven Stände im gegenseitigen Vertrauen und Zusam-
menwirken muß mehr als bisher zur Tat werden, um das Schmarotzertum auszu-
schalten und den ausschlaggebenden Wert ehrlicher Arbeit wieder zu Ehren 
kommen zu lassen“ (S. 1).  

Arbeit und berufliche Anpassung galten als Garanten des Wiederaufbaus 
Deutschlands, unabhängig davon, um welche Tätigkeit es handelte. So beschrieb 
beispielsweise die BASF die „Anpassung der weiblichen Arbeitskräfte an die 
Anforderungen im Bereich Stenographie und Schreibmaschine als einen Dienst 
am Großbetrieb und Vaterland zugleich. Denn diejenigen weiblichen Arbeits-
kräfte, die nach einer Fortbildung über solche Kenntnisse verfügten und die Be-
reitschaft besäßen, diese sich anzueignen, folgten dem Mahnrufe [...], der wie 
Posaunenton durch deutsche Lande dringt: ‚Arbeiten, arbeiten und wiederum 
arbeiten!’, dann werden Stenographie und Schreibmaschine im Dienste der 
Großindustrie an ihrem Teil ebenfalls mithelfen zum glücklichen Wiederaufbau 
des Wirtschaftslebens in unserem aus tausend Wunden blutenden, geliebten Va-
terlande“ (Barthels 1920, S. 39).  

Die betrieblichen Angebote an fachlicher und kultureller Bildung wurden in den 
Werkzeitungen als besonderes Entgegenkommen der Industrie umschrieben, die 
es im Sinne der wirtschaftlichen Restauration und des Aufbaus des Volkes zu 
nutzen galt. So forderte Carl Friedrich von Siemens auf einer Vorstandsitzung 
der Siemens-Schuckertwerke im Jahre 1919, „daß im Sinne des nationalen 
Wohls die Behandlung der Personalien bei unserer Gesellschaft in Zukunft eine 
weit gründlichere sein muss“ (zit. n. Homburg 1991, S. 404). In einem Artikel 
der BASF-Werkzeitung über die „Berufsausbildung für Metallhandwerker“ 
heißt es: „Das schaffende Volk war endlich frei und löste Kräfte aus, die nach 
Betätigung auf politischem und wirtschaftlichem Gebiete stürmen und drängen. 
Zu Macht und Einfluß gelangt, verlangt das Volk nun auch teilzunehmen an den 
Schätzen unserer nationalen Kultur [...]. In allen größeren Orten der Pfalz sowie 
auch von dem Arbeiter- und Angestellten-Ausschuß unseres Werkes ist die 
Wichtigkeit dieser Angelegenheit erkannt und es sind Bildungsausschüsse er-
richtet worden, die schon ganz ansehnliche Erfolge zu verzeichnen haben [...]. 
Hierdurch kann die B.A.S.F. am Wiederaufbau unserer Volkswirtschaft hervor-
ragenden Anteil nehmen. [...]. Wenn wir von innen heraus das Volk der Gesun-
dung entgegenbringen, dann werden wir in einer verhältnismäßig kurzen Zeit-
dauer diese große Krise überwunden haben“ (Schmid 1920, S. 47).  

Im selben Jahr wurde in dieser Werkzeitung ein Artikel an die Werksangehöri-
gen von Strecker (1920) über „die neuen Aufgaben der Volksbildung“ publi-
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ziert, in dem Volksbildung als Mittel zur Herstellung von „Seelenkraft“, zum 
„Ertragen und Überwinden schweren Unglücks“ gesehen wurde (S. 62). Der er-
zieherische Auftrag der Volksbildung laute: „Arbeitsfreude an Stelle der Genuß-
sucht“, denn: „was uns die straffe militärische Disziplin bisher gebracht hat, 
muß künftig durch andere Antriebe ersetzt werden“. Deshalb „muß alles an die-
se Volkserziehungsaufgabe gesetzt werden, [...] daß die Seele des Volkes dabei 
gewinnt und wahre innere Aufrichtung erfährt, statt daß sie, wie heute nur zer-
streut und den schädlichsten niedrigsten Instinkten ausgeliefert wird“ (S. 63).  

In den Osram-Nachrichten wurde in einem Artikel über „Unterricht und Volks-
gesundung“ (Schneider 1920) explizit für die Teilnahme an betrieblicher Wei-
terbildung zum Zweck eines „gesunden Wiederaufstiegs Deutschlands“ gewor-
ben: „Trotz aller Fortbildungs-, Fach- und Handelsschulen ist für das geistige 
Wohl der unbemittelten, werktätigen Bevölkerung noch lange nicht genug getan. 
Hier kommen in erster Linie die in Handel und Industrie beschäftigten Hand- 
und Kopfarbeiter in Frage. Da sie die Masse des arbeitenden Volkes bilden, ist 
ihre geistige Förderung für einen gesunden Wiederaufstieg Deutschlands uner-
läßlich. [...] So wurden in einzelnen industriellen Groß-Betrieben Lehrkurse ins 
Leben gerufen, in denen fast alle Fächer des Berufslebens berücksichtigt werden 
und zu denen sich Angestellte und Arbeiter beiderlei Geschlechts als Hörer an-
melden können“ (S. 1). Den Beschäftigten wurde dabei die Verantwortung für 
Deutschlands Zukunft zugeschrieben: „Sie alle sind Menschen, die schwer ar-
beiten und das Bedürfnis haben, sich fortzubilden. Man wollte Ihnen helfen, so 
helfen, daß alle Ihre Wünsche erfüllt würden [...]. Helfen Sie alle, helfen Sie 
bauen an diesem Bau, der gefestigt sein muß auf dem fröhlichen Glauben und 
das Hinausstreben der Menschen!“ (Kornell 1920, S. 1).  

Mit solchen in der Öffentlichkeit konsensfähigen Verlautbarungen demonstrierte 
die Industrie nach außen ihr Verantwortungsbewusstsein, durch Arbeit und Bil-
dung der Beschäftigten zum Volkswohl beizutragen. Gleichzeitig befreite sie 
sich damit von zusätzlicher Rechtfertigung für ihr betriebsinternes beschäfti-
gungs- und bildungspolitisches Agieren und von öffentlichen Eingriffen in ihren 
personalpolitischen Hoheitsbereich. Schließlich konnte sie durch die Arbeits- 
und Bildungsimperative an jeden einzelnen an die Loyalität der Belegschaft in 
Zeiten der Arbeiterproteste und Massenentlassungen appellieren.  

3. Betriebsorganisation, Arbeitsteilung und Qualifikationsbedarf  

Im Innern der Industriebetriebe fanden in mehr oder minder systematisierter 
Form unterschiedliche fachliche Weiterbildungsmaßnahmen für Beschäftigte 
aus dem kaufmännischen und technischen Bereich statt.  
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Abb. 22: Technische Fortbildungskurse bei AEG 1928 

 

Quelle: AEG 1930, S. 6 

Seit der Industrialisierung hat sich in den Betrieben eine Reihe an organisatori-
schen Veränderungsprozessen vollzogen, denen eine Auffächerung von Positio-
nen und Tätigkeiten folgte. Mit dem Wachstum der betrieblichen Organisatio-
nen, dem Ausbau der Bürokratien, der Arbeitsteilung und den veränderten Ko-
operationsformen in der Hierarchie trat quer zur skalaren Ordnung (Lehrling-
Geselle-Meister) von Positionen die „funktionale Differenzierung“ (Dahrendorf 
1965), die durch wissenschaftliche Vorschläge zur Rationalisierung von indus-
trieller Arbeit und Verwaltung zu Beginn des 20. Jahrhunderts forciert wurde. 
Kennzeichnend für die funktionale Differenzierung war eine zunehmende Viel-
falt an Positionen (z.B. Ingenieure, Betriebsbeamter, Werkmeister, Facharbeiter, 
Vorarbeiter, Werkhelfer, u.ä.), deren Ausübung nicht durch eine einfache Über-
nahme der Tätigkeit nach Eintritt in den Betrieb und durch eine einmal abge-
schlossene Berufsausbildung gewährleistet werden konnte. Das für die Großin-
dustrie der Weimarer Republik charakteristisch werdende „aufgaben-
diskontinuierliche Status-System“ (Offe 1970, S. 24)131 war gekennzeichnet 
durch eine Heterogenität von Arbeitsfunktionen und Qualifikationen in horizon-
                                                
131 Offe (1970) differenziert zwischen einem kontinuierlichen Typ der Status-Organisation, in 

der die Positionen übereinander geordnet sind und von oben nach unten betrachtet jeder die 
Aufgaben der unteren Positionen übernehmen könnte, weil er über ihre Qualifikationen 
verfügt. Bei aufgaben-diskontinuierlichen Status-Organisationen ist das Verhältnis zwi-
schen hierarchisch angeordneten Positionen so beschaffen, daß die Qualifikationen einer 
unteren Position nicht wesentlicher Bestandteil der nächst höher liegenden ist. Die Aus-
übung der Positionen erfordert unterschiedliches Spezialwissen (vgl. S. 21ff.).  
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taler und vertikaler Rangfolge. Für die Industrie hatten die funktionale Differen-
zierung und die aufgaben-diskontinuierliche Status-Organisation nicht nur den 
Effekt, betriebliche Abläufe und Kommunikationsprozesse im Zuge des Wachs-
tum der Betriebe zu rationalisieren, sondern die Differenzierung von Positionen 
und Funktionen förderte zudem den Prozess der „Re-Individualisierung bzw. 
Vereinzelung sozialer Beziehungen und Strukturen, um dem Problem der Ver-
massung der Arbeiterschaft in Fabrikhallen, Mietskasernen und politischen Ver-
sammlungen, die als Nährboden für soziale Unruhen angesehen werden, zu be-
gegnen“ (Staehle 1989, S. 15).  

Besonders im Produktionsbereich haben sich unterschiedliche Aufgabenfelder 
und Qualifikationen mit enger Bindung an den Betrieb herauskristallisiert. Dies 
zeigt sich am Beispiel einzelner Industriezweige (vgl. Schudlich 1994), beson-
ders in der Hütten- und Metallindustrie, die über zahlreiche „Spezialarbeiter“ 
verfügten. Konnten beispielsweise noch die Metallgrundberufe in einer hand-
werksmäßigen Lehre gelernt werden, so konnte die Ausbildung für die qualifi-
zierten Spezialberufe nur an den Maschinen selbst statt finden und war damit auf 
den Industriebetrieb beschränkt (vgl. Homburg 1991, S. 97).  

Die Betriebsspezifizität der Qualifikationsstruktur und die damit einhergehende 
„Illiquidität von individuellem Arbeitsvermögen“ (Offe 1970, S. 22) speziali-
sierter Arbeiter waren Ausdruck von unterschiedlichen Produktionsanforderun-
gen und -bedingungen, verschiedenen technischen Möglichkeiten und arbeitspo-
litischen Strategien im zwischenindustriellen Vergleich. Dies führte dazu, dass 
die Zahl und der Grad qualifizierter Arbeit, die quantitative Relation zwischen 
gelernter, spezialisierter, angelernter und ungelernter Tätigkeit zwischen unter-
schiedlichen Industriezweigen variierten. Waren in bestimmten Industrieberei-
chen überwiegend Strategien der Arbeitszerlegung und Dequalifizierung, wie z. 
B. die in der Textil- und Chemieindustrie, anzutreffen, setzten andere Industrie-
zweige auch darauf, durch den Einsatz einer größeren Anzahl gelernter und spe-
zialisierter Beschäftigter „Qualitätsarbeit“ zu leisten und hierdurch am Markt zu 
bestehen. Selbst innerhalb einer Branche, im zwischenbetrieblichen Vergleich, 
fielen Qualifikationsdifferenzierungen unterschiedlich aus (vgl. Homburg 1991, 
S. 142). Auch innerhalb eines Industriebetriebes existierten verschiedene techni-
sche Reifegrade, Formen der Produktion und Arbeitsorganisation nebeneinan-
der. So trat die industrielle Fertigung zwar immer massiver neben die hand-
werksmäßige, die Maschinenarbeit ersetzte diese in einigen Bereichen, elimi-
nierte sie jedoch nicht zwangsläufig. Anders: Veränderte Arbeitstechniken und 
Arbeitsorganisationen führten zwar in der Regel zu Veränderungen in der Quali-
fikationsstruktur der Belegschaften, jedoch betrafen diese Entwicklungen nicht 
jeden Arbeitsbereich bzw. -platz zur gleichen Zeit und in gleicher Weise, und 
deren Ergebnisse ließen sich nicht auf einen Nenner bringen. In unterschiedli-
chen Betriebsbereichen und Abteilungen gab es innerhalb der Gruppen der Ge-
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lernten und Un- und Angelernten eine Vielzahl an Abstufungen der Qualifikati-
onen (vgl. Kap. II).  

Die komplexe industriebetriebliche Qualifikationsstruktur wurde dadurch be-
günstigt, dass in vielen Großbetrieben neben der Hauptproduktion einige Subab-
teilungen bzw. „Nebenbetriebe“ mit Beschäftigten unterschiedlicher Aufgaben-
bereiche und Qualifikationen zu finden waren. Deutlich wird dies am Beispiel 
der Farbenfabriken Bayer Leverkusen, die neben der chemischen Produktion ein 
Konglomerat verschiedener, der chemischen Herstellung zuarbeitender Satelli-
tenindustrien umfassten. So gab es hier eigene Kaianlagen, eine eigene Fabrik-
bahn, Wasserwerk, Gasfabrik und elektrische Gaszentrale. Ferner eine eigene 
Buchdruckerei und -binderei, eine Kartonagenfabrik, Bücherfabrik, Küferei und 
Holzbearbeitungswerkstätten, in denen die benötigten Behälter produziert wur-
den. Zudem gab es noch Metallbearbeitungswerkstätten, in denen die chemi-
schen Anlagen installiert und repariert wurden (vgl. Stolle 1980, S. 26). Neben 
den Chemiearbeitern waren dort „Hafen- und Kranarbeiter, Lokomotivführer, 
Rangierer, Heizer, Maschinisten, Buchdrucker und -binder, alle Arten von Holz-
arbeitern und Zimmerern, Anstreicher, Schlosser, Dreher, Fräser, Zuschläger, 
Bleilöter, Installateure und Transportarbeiter der Ladekolonnen, Lagerarbeiter 
der Farben- und technischen Läger [beschäftigt]. Zusätzlich gab es noch Kehrer, 
Boten, Kaffeestubenwärter, Sicherheitsdienstler und Feuerwehrleute, die als 
Werkschutz fungierten“ (ebd.). In den unterschiedlichen Abteilungen der eigent-
lichen Chemieindustrie, der Anorganischen Abteilung, der Zwischenprodukte-, 
Farben- und Pharmaabteilung, waren jedoch überwiegend un- und angelernte 
Arbeiter beschäftigt, die sich aber auch nicht einfach in diese zwei Untergruppen 
unterteilen ließen, sondern innerhalb dieser Gruppe existierte eine breit gefä-
cherte Differenzierung: „So entstanden z.B. in den ‚kontinuierenden’, großche-
mischen Betrieben der Anorganischen Abteilung, auf Grund der dort weit fort-
geschrittenen Mechanisierung, neben niedrigen auch anspruchsvollere Qualifi-
kationsanforderungen als z.B. in den Farbenbetrieben. In den Farbenbetrieben 
können Arbeiter kaum nach verschiedenen Funktionen unterschieden werden, 
sondern höchstens, und auch das ist recht problematisch, nach dem Grad der 
Einarbeitung in identische Funktionen“ (S. 27). Deutlich wird hieran, dass selbst 
in der chemischen Industrie, die in der Weimarer Republik zu den Industrie-
zweigen mit hohem Anteil Geringqualifizierter gehörte, eine überaus komplexe 
Qualifikationsstruktur anzutreffen war, mit der betriebsspezifische Qualifizie-
rungsprozesse verbunden waren.  

Aufgrund der funktionalen Differenzierung und der betriebseigenen Produkti-
onsökonomie und -gestaltung, Aufgaben- und Qualifikationsschneidung gab es 
kaum qualifizierte Tätigkeiten, für die ausschließlich betriebsextern, etwa in An-
lernungsprozessen in anderen Betrieben, in einer Erstausbildung oder im Ingeni-
eurstudium erworbene Qualifikationen genügten. Unterschiedliche Formen be-
trieblicher Weiterbildung erfüllten vor diesem Hintergrund die Funktion eines 
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betrieblich gesteuerten Regulativs bzw. Scharniers zwischen dem individuellen 
Qualifikationsvermögen der Beschäftigten und den betriebsspezifischen Qualifi-
kationsanforderungen (vgl. Büchter 1999, S. 45).  

Die Arbeitgeber waren auf die betriebsspezifische kontinuierliche Qualifizie-
rung von Beschäftigen angewiesen, förderten daher die bereitere, geschweige 
denn überbetriebliche Anwendbarkeit der Qualifikationen nicht, sondern offe-
rierten ausgewählten, betrieblich qualifizierten und erfahrenen Arbeitern inner-
betriebliche Karrieremöglichkeiten.  

4. Weiterbildung als Selektions- und Rekrutierungsinstrument 

Die personalpolitische Strategie der Rekrutierung von Personal für höhere Posi-
tionen über betriebliche Weiterbildung und der Steuerung von betriebsinternen 
Karriereleitern, die von der Entscheidungsmacht der Vorgesetzten abhing, war 
in den 1920er Jahren ein Bestandteil der Werksgemeinschaftspolitik, wie bei-
spielsweise bei der Adam Opel AG. In den „Gedanken über Werksgemein-
schaft“ (Der Opel-Geist 1930, S. 1) hieß es, der Vorgesetzte habe darauf zu ach-
ten, „welche starken Kräftequellen in jedem Menschen schlummern, welche na-
turgewachsene Intelligenz, welche schaffensfreudige Tatkraft und welch gesun-
des Vorwärtsstreben dort zu finden ist. Diesen Kräften zum Durchbruch zu ver-
helfen, muss die Pflicht und Schuldigkeit jedes Vorgesetzten gegenüber dem 
Werk sein, weil er damit den Interessen des Werkes dient [...]. Er weiß aber 
auch, daß nur da Höchstleistungen zu erwarten sind, wo jeder mit innerster An-
teilnahme an seiner Arbeit schafft“ (S. 1 und 4).  

Dank der Kombination – arbeits- und betriebsspezifische Qualifizierung und 
Aufstieg über betriebsinterne Karriereleitern - konnte in einigen Industriezwei-
gen die regulierte Ausbildung für Facharbeiterberufe umschifft, in Betrieben, in 
denen die industrielle Ausbildung bereits zu einem festen Bestandteil betriebli-
cher Qualifizierungspolitik gehörte - wie im Maschinenbau, der Metall- und 
Elektroindustrie (vgl. Greinert 1998, S. 65; Kap. II) - wesentlich ergänzt werden. 
Ein Vorteil dieser Äquivalenzlösung lag aus der Sicht der Industrie nicht nur in 
der raschen, unbürokratischen und kostengünstigen Form der Qualifikationsbe-
schaffung,132 gleichzeitig konnte damit die Bezahlung nach Facharbeiter-Lohn 
umgangen werden, ohne dass Betriebe auf fachlich qualifizierte Beschäftigte 
verzichten mussten. Zudem „bewahrten sich die Unternehmungen die Kontrolle 
über ihre Arbeiter. Denn nur eine offiziell anerkannte, abgeschlossene Ausbil-
dung konnte der Arbeiter als erworbenen Anspruch behaupten“ (Zollitsch 1990, 
                                                
132 So heißt es in einem Schreiben des Generaldirektors der DEMAG vom 21. April 1917: 

„Ich möchte dagegen hervorheben, daß nach meinen Erfahrungen große Firmen mit der 
Anlernung von Arbeitern in ihren eigenen Betrieben recht günstige Erfahrungen gemacht 
haben. Ein wesentlicher Vorteil dieser Einrichtung liegt darin, daß sie nach Beendigung 
der Lernperiode ohne weiteres als mehr oder weniger vollwertiger Einsatz für gelernte 
Facharbeiter gelten können“ (zit. n. Foth 1942, S. 242). 
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S. 60). Auch war es möglich, dass Arbeiter aufgrund von Anlernung und daran 
anschließender umfassenderer Weiterbildung und von Erfahrungen in, bezogen 
auf Anforderungen und Qualifikationsniveau, dem Facharbeiterstatus vergleich-
bare betriebsgebundene Funktionsgruppen hineinwuchsen. So konnte – wie in 
der Chemieindustrie – mit einer äußerst geringen Zahl an Arbeitern mit regulä-
rer Ausbildung eine qualifizierte Stammbelegschaft entstehen (vgl. S. 47).  

In der BASF waren zu dieser Zeit drei relativ große Gruppen betriebsspezifisch 
qualifizierter Arbeiter, die angelernten Anilinschlosser133, die Heizer und Ma-
schinisten, beschäftigt. Da sie für spezielle Anforderungen qualifiziert und „auf 
die Ordnungsvorstellungen und Verhaltenserwartungen der Betriebsführung er-
zogen“ (Schiffmann 1983, S. 121) waren, wurde ihnen schließlich der Zugang 
zum Facharbeiterstatus gewährt. Ähnlich gab es auch bei Siemens neben jenen 
qualifizierten Arbeitern, „die aufgrund einer drei- bis vierjährigen Ausbildung in 
einem Facharbeiterberuf“ standen, solche, die „in langjähriger Werkstattätigkeit 
dieselben vielseitigen Fähigkeiten erworben hatten und [sogar] in die beiden 
obersten Tariflohnklassen [des Tarifvertrags für die in der Berliner Metallindust-
rie beschäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen vom 16. Juli 1928] eingestuft wa-
ren“ (Homburg 1991, S. 556).  

Solche spezialisierten Qualifikationsgruppen mit quasi Gelerntenstatus fanden 
sich auch in anderen Industriezweigen (vgl. Muth 1985; Hachtmann 1989; 
Schudlich 1994). Dieser Politik des Arbeitereinsatzes und der betriebsspezifi-
schen Qualifizierung entsprach es, dass die industrielle Beteiligung an der Erst-
ausbildung insgesamt betrachtet schleppend verlief. Die Lehrlingsbildung bilde-
te nur einen kleinen Teil im Gesamt der betrieblichen Personal- und Qualifizie-
rungspolitik. Selbst am Ende der Weimarer Republik hatte die industrielle Lehr-
lingsausbildung nicht das Niveau erreicht, was die Arbeitgeber einige Jahre zu-
vor in Aussicht gestellt hatten (vgl. Schütte 1992, S. 61f.; Kap. II). Hingegen 
gab es Qualifizierungsprozesse für unterschiedlich Vorqualifizierte, sei es in 
Form von Anlernkursen, Aufbaukursen, Lehrgängen, Vorträgen, Arbeitsgemein-
schaften bis hin zu „Studiengängen“ an Werkfach- oder -hochschulen.  

Aufgrund der Auswahl von Teilnehmern durch Vorgesetzte und die Zuweisung 
von Karriere- und Statuschancen reproduzierte betriebliche Weiterbildung die 
Beschäftigtensegmentierung. Sie war ein wesentliches Instrument betrieblicher 
Stammarbeiterpolitik. 

                                                
133 „Die Betriebsschlosser gewannen durch die Beteiligung an der Montage von Neuanlagen 

im Bereich der Fabrikationsabteilungen, die sie zu betreuen hatten, eine fundierte Kenntnis 
der Maschinen und Apparate. Im Rahmen der Anlagenüberwachung sollten sie ein Gespür 
für die Schwachstellen entwickeln, um Verschleißerscheinungen rechtzeitig erkennen bzw. 
bei auftretenden Störfällen zumindest rasch lokalisieren zu können“ (Schiffmann 1983, S. 
116).  
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Stammarbeiterpolitik und Weiterbildung 

Seit der Hochindustrialisierung bestand ein besonderes Ziel betrieblicher Sozial-
politik darin, die erfahrenen, qualifizierten und loyalen Arbeiter im Betrieb sess-
haft zu machen (vgl. Kaelble 1983, S. 84). Alfred Krupp legte aus diesem Grund 
Wert darauf, dass das Eintrittsalter der ersten Generation nicht zu niedrig ausfiel 
und damit die Neigung zum Betriebswechsel gering war. Die darauffolgende 
Generation sollte frühzeitig durch sozialpolitische Maßnahmen an den Betrieb 
gebunden werden (vgl. Schmiede 1994, S. 78-79). Werner Siemens beklagte im 
Jahre 1873, dass die Arbeiter „nicht mehr wie früher und noch in einigen älteren 
Fabriken dauernd an ihrer Arbeitsstelle bleiben, sondern es vorziehen, häufig zu 
wechseln. Sie erhalten daher nicht mehr die volle Übung und Routine in ihrer 
Arbeit, leisten weniger und liefern schlechtere Arbeit. Natürlich kann ein solcher 
vagabundierender Arbeiter auch nicht soviel verdienen wie ein seßhafter. Au-
ßerdem geht jeder innigere Zusammenhang zwischen Arbeitsstelle und Arbeiter 
verloren und die Folge ist, daß die letzteren umso leichter von sozialistischen 
Schwindlern eingefangen und für ihre Zwecke ausgenutzt werden“ (zit. in: 
Heintzenberg 1954, S. 262f.).  

Die Bedeutung eines Arbeiterstammes wurde zu Beginn des 20. Jahrhunderts in 
den unterschiedlichen Industriezweigen häufiger betont (vgl. Schudlich 1994, S. 
90-93; Kap. II, 2) und fand ihren praktischen Ausdruck „in dem außerordentlich 
hohen Durchschnittsalter und der starken Besetzung der höheren Altersgruppen“ 
(S. 90). Die betriebliche Relevanz des längerfristig beschäftigten Arbeiter-
stamms lag nicht nur in seiner sozialen Betriebsverbundenheit, sondern auch 
darin, dass seine Mitglieder über jene Qualifikationen verfügten, die auf dem 
externen Arbeitsmarkt selten oder nicht zur Verfügung standen.  

Die Firma Borsig praktizierte in den 1920er Jahren eine „bewußte Politik“ der 
Rekrutierung für einen „zahlreichen Stamm älterer, erfahrener Angestellter“ 
(Landmann 1930, S. 63): „Wir stehen auf dem Standpunkt, daß ein zahlreicher 
Stamm, wenn ich so sagen darf, altgedienter Angestellter und Arbeiter für unser 
Werk von unschätzbarem Wert ist. Wir beschäftigten auch tatsächlich eine ver-
hältnismäßig recht große Zahl Angestellter mit hohem Dienst- und Lebensalter 
[...]. Wir haben nun unsererseits ein großes Interesse daran, diesen Arbeiter-
wechsel nach Möglichkeit zu beschränken, da uns jeder neu eingestellte Arbei-
ter, bis er sich richtig eingearbeitet hat, Geld kostet“ (S. 63 und 66). Längerfris-
tig beschäftigte, ältere Arbeitnehmer wären „für fast alle Arbeiten geschulter 
und fähiger, vor allem den jüngeren gegenüber weitaus disziplinierter“ (S. 66). 

Die Mitglieder der Stammbelegschaft bildeten eine wichtige Zielgruppe in der 
betrieblichen Weiterbildung. So handelte es sich bei der betrieblichen Weiterbil-
dung bei Siemens „um ein Maßnahmebündel, das auf berufserfahrene, beständi-
ge bzw. ‚sesshafte’ Arbeitskräfte [...] zugeschnitten war. Die Leistungen waren 
zwar als generelles Angebot formuliert, blieben aber durch besondere Zugangs-
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voraussetzungen und/oder interne, meist mehrstufige Selektion des Empfänger-
kreises letztlich auf eine relativ kleine Gruppe von Beschäftigten beschränkt. Sie 
zielten aufgrund ihres spezifischen Charakters insbesondere auf die Herausbil-
dung und Förderung einer betriebsbezogenen, leistungsmotivierten und hoch-
qualifizierten Stammarbeiterschaft“ (Homburg 1991, S. 594).  

Zwar versuchte die Industrie in erster Linie, die qualifizierten, erfahrenen und 
loyalen Arbeiter durch betriebliche Weiterbildung und innerbetriebliche Auf-
stiegsmöglichkeiten an sich zu binden. Aber auch Mitgliedern des gering quali-
fizierten Beschäftigtensegments bot der Betrieb mitunter längerfristige Beschäf-
tigungsmöglichkeiten an, weil sie aufgrund von Erfahrung und Anlernung über 
betrieblich relevante Verhaltensweisen und Qualifikation verfügten, die über 
den externen Arbeitsmarkt nicht rekrutierbar waren. Dies wird am Beispiel der 
Beschäftigung von Industriearbeiterinnen deutlich. Trotz Arbeitslosigkeit und 
„Frauenüberschuß“ in der Industrie nach dem Ersten Weltkrieg waren die schon 
lange vor Kriegsende entworfenen Pläne für die Zurückführung der weiblichen 
Ersatzkräfte in ihrer Umsetzung nicht durchweg erfolgreich. In einigen Betrie-
ben wollten die Vorgesetzten nicht auf das von den Frauen erworbene Produkti-
onswissen und die Arbeitserfahrungen verzichten, zumal deren Ausnutzung auf-
grund der lohnpolitischen Benachteiligung der Industriefrauen für die Betriebe 
auch billig waren.  

Bei Bosch zum Beispiel „waren sogar die minderqualifizierten, d.h. die angel-
ernten, die weiblichen Arbeiter [...] nicht beliebig ersetzbar“ (Stolle 1980, S. 
234). Nach Kriegsende wurde auch in anderen Industriezweigen deutlich, dass 
die Industriearbeiterinnen, die als Ersatz für die in den Krieg gezogenen Männer 
für die Produktion rekrutiert worden waren, Erfahrungen und Qualifikationen 
erworben hatten, auf die die Arbeitgeber nicht mehr verzichten wollten. Zwar 
kamen Frauen, die in der Industrie als billige Arbeitskräfte nur auf den untersten 
Stufen der Betriebshierarchie beschäftigt waren, in der Regel über den Hilfsar-
beiterstatus nicht hinaus, nicht zuletzt auch, weil durch Arbeitszerlegung der 
Bedarf an Qualifikationen auf diesen Arbeitsplätzen weitgehend gering zu hal-
ten versucht wurde.134 Aber auch die unmittelbare Produktionsarbeit konnte 
nicht ausschließlich mit unqualifizierten Arbeitskräften geleistet werden. Um 
den Anforderungen an „Qualitätsarbeit“ zu genügen, wurden zunehmend spezia-
lisierte Kurse für einige Produktionsarbeiterinnen konzipiert. In Zusammenar-
beit mit dem im November 1915 gegründeten reichsweiten „Verein für hand-
werksmäßige und fachgewerbliche Ausbildung der Frau“ wurden systematische 
Lehrkurse für Frauen in speziellen Lehrsälen durchgeführt. Diese wurden auch 
„in der Folgezeit beibehalten und war charakteristisch für die Beschäftigung von 

                                                
134 Es ging um „Anpassung des Produktionsprozesses an das veränderte Menschenmaterial“ 

(Oppenheimer, zit. in Schecker 1963, S. 192).  
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Frauen in der Industrie“ (Schecker 1963, S. 192), und häufig gegen Widerstand 
der männlichen Kollegen.135  

Aufgrund der personalpolitischen Strategie, bestimmte Beschäftigte, die über 
jene für die Betriebe unverzichtbaren Verhaltens-, Wissens- und Erfahrungsres-
sourcen verfügten, an sich zu binden, wurde es den Bewerbern auf dem externen 
Arbeitsmarkt, der großen Gruppe der Arbeitslosen, erschwert, Eingang in das 
reguläre Beschäftigungssystem zu bekommen, es sei denn, sie besaßen aufgrund 
ihrer Ausbildung und beruflichen Erfahrungen jene speziellen Qualifikationen, 
die ein Betrieb gerade suchte. Oder aber sie konnten aufgrund eines betriebli-
chen Bedarfs an Ungelernten vorübergehend auf nicht anspruchsvolle, instabile 
Arbeitsplätze gelangen. Vielmehr trachteten Betriebe aber danach, sich perso-
nalpolitisch weitgehend selber zu versorgen und anhand ihrer Definitionsmacht 
über Selektions- und Rekrutierungskriterien auf dem internen Arbeitsmarkt nach 
außen hin abzuschirmen. Arbeitslose wurden so lange wie möglich von der be-
triebsinternen Arbeitsmarktpolitik und Schließungsstrategie ausgegrenzt.  

Das Interesse der Wirtschaft, d.h. der Einzelbetriebe sowie ihrer Verbände und 
Körperschaften, daran, ihre Position „gegenüber den Ansprüchen eines sich zu-
nehmend ausprägenden Interventionsstaates und in Auseinandersetzung mit den 
sozial- und bildungspolitischen Forderungen verschiedener gesellschaftlicher 
Gruppen“ (Gladen 1979, S. 57) zu behaupten, fand seinen Ausdruck in Bemü-
hungen um die weitgehende Selbststeuerung in der Personal-, Sozial- und Be-
rufsbildungsverwaltung und -organisation, der Weiterbildungsangelegenheiten 
subordiniert waren.  

5. Ausbau betrieblicher Personal- und Bildungspolitik 

Die staatlichen Anstrengungen zur Regulierung des Arbeitsmarktgeschehens, 
staatliche Appelle an die industrielle Unterstützung bei der Beseitigung des Ar-
beitslosigkeitsproblems und die Anforderungen an die Gestaltung beruflicher 
Bildung sowie die arbeits- und lohnpolitischen Forderungen der Gewerkschaften 
waren Herausforderungen für die Autonomie der Unternehmer im Hinblick auf 
die freie Verfügung über den Produktionsfaktor Arbeit (vgl. Kap. VI, 2).  

Die Industrie reagierte auf diese Herausforderungen auch mit Neuansätzen und 
Umstrukturierungen der Personalarbeit und -verwaltung. Die ersten wirtschaftli-
chen Betriebslehren (vgl. z.B. Dietrich 1914; Nicklisch 1922; Seyffert 1922), die 
sich mit dem „Mensch im Betrieb“ und Fragen der „Menschenwirtschaft“ ausei-
nandersetzten, gaben der betrieblichen Personalpraxis weitere Impulse (vgl. 

                                                
135 „Die Arbeiter weigerten sich oft – aus Konkurrenzbefürchtungen – ihre weiblichen Kolle-

gen anzulernen. Aber auch die Meister lehnten aus einem Vorurteil heraus es zunächst häu-
fig ab, Frauen anzulernen, und man sah sich daher (in einzelnen Betrieben) gezwungen, ein 
Prämiensystem einzuführen, durch das die Meister bei erfolgreicher Anlernung der Frauen 
eine Sondervergütung erhielten“ (Meister 1938). 
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Wunderer 1983, S. 218). Konsens bestand darin, dass die Personalarbeit der 
wichtigste Kern der Gemeinschaftsbildung im Betrieb wäre, und dass diese mit 
ihren unterschiedlichen Aufgabenfeldern dafür zu sorgen hätte, die Leistung der 
Arbeitskräfte aufrechtzuerhalten und zu fördern, Konfliktpotential in der Beleg-
schaft auszuschalten und die betriebliche Ordnung zu sichern. In diesem Sinn 
umschrieb Arthur Weiß (1930), Professor der Münchener Handelshochschule, 
die Aufgabe der betrieblichen Personalverwaltung: „Es ist Sache der mit Perso-
nalverwaltung betrauten Stelle, dafür zu sorgen, daß die im Einvernehmen mit 
der Betriebsbelegschaft und im Sinne der Betriebswirtschaftlichkeit festgelegte 
‚Betriebsordnung’ eingehalten, die ‚Dienstvorschriften’ strenge befolgt werden; 
sie in erster Reihe ist für die Dienstzucht und ‚Ordnung im Betriebe’ [...] ver-
antwortlich. Zu den nicht minder wichtigen Aufgaben gehört die Sorge für 
gründliche Ausbildung des ‚Nachwuchses’. [...] Endlich leitet sie auch die ‚Wei-
terfortbildung’ sämtlicher, im Betriebe tätigen Menschen [...] in geordnete Bah-
nen“ (S. 3488f.).  

Die Betriebe der Kernindustrie (vgl. Kap. II) besaßen bereits in der Weimarer 
Republik institutionalisierte Personalabteilungen mit hauptamtlichen Beschäftig-
ten. Zu den zentralen Aufgaben gehörten personalrechtliche, lohnpolitische und 
andere Verwaltungsaufgaben. In zusätzlichen, meist angegliederten sozial- oder 
wohlfahrtspolitischen Abteilungen wurden Fragen der Pensionierung, Gesund-
heitsfürsorge, Wohnungsfürsorge, Spareinrichtungen, Kinderfürsorge, des Vor-
schlagswesens und der Freizeitgestaltung behandelt. In unmittelbarer Nähe gab 
es gesonderte Bildungsabteilungen, die zuständig für das Lehrlingswesen, die 
Begabtenförderungen, die Weiterbildung, das Werkzeitungswesen und die 
Werkbibliotheken waren, wie bei der Firma Zeiss (vgl. Zeiss-Werkzeitung 1926, 
S. 45). Die Adam-Opel AG verfügte über eine personalpolitische Abteilung, in 
der auch berufliche Aus- und Fortbildung geregelt wurden sowie über eine sozi-
alpolitische „Abteilung Bildung und Kunst“. Bei der Osram GmbH war der Be-
reich „Unterricht und Fortbildung“ einer von insgesamt sechs „Wohlfahrtsein-
richtungen“, ähnlich bei der Firma Borsig, hier gehörten Aus- und Weiterbil-
dung zur „Sozialen Werkspolitik“ (vgl. Büchter 2003). 

Vielfach befanden sich die Personalabteilungen in unmittelbarer Nähe zum 
Hauptvorstand. So war die „Verwaltungsabteilung Wirtschaft/Recht/Personal 
und Soziales“ der Firma DEMAG direkt unterhalb der Vorstandsebene angesie-
delt (DEMAG 1922, S. 3). Dies lässt sich auch bei Bosch nachweisen. Die „Per-
sonalleitung“, die ein „Angestellten-„ und ein „Arbeiterbüro“ umfasste, war Be-
standteil der Verwaltungshauptabteilung, von der aus auch die Arbeit in den 
Bildungsabteilungen koordiniert wurde, die hier jedoch, in Verbindung mit der 
Personalleitung, den einzelnen Fachabteilungen (kaufmännische und technische 
Hauptabteilung) zugeordnet waren (Der Bosch-Zünder 1927, S. 84).  

Bereits nach 1919 wurden bei Siemens eine zentralisierte, hierarchisierte Perso-
nalverwaltung und eine Vereinheitlichung der Arbeits- und Angestelltenbüros 
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auf der Konzernebene geschaffen. In diesem Zuge kam es auch zu der Einrich-
tung der „Sozialpolitischen Abteilung“ als Bestandteil der Personalpolitik. Diese 
Abteilung umfasste unterschiedliche Büros, deren Zahl im Laufe der 1920er 
Jahre stetig zunahm. So gehörten im Jahre 1928 zu dieser Abteilung das Büro 
für „allgemeine und grundsätzliche Fragen des Arbeitsrechts und der Sozialpoli-
tik“, ein weiteres Büro sollte das Personalreferat „bei der Bearbeitung aller 
grundsätzlichen oder allgemeinen, die Angestellten des Konzerns betreffenden 
Fragen und Einrichtungen“ unterstützen. Als Pendant dazu kümmerte sich ein 
drittes Büro um „Arbeiterfragen“, daneben gab es das Büro für Bildungsangele-
genheiten, eines für arbeitsgerichtliche Streitfragen und ein Büro für Wohl-
fahrtsfragen (vgl. Siemens-Archiv/Aktenstück 1929).  

Gegen Ende der Weimarer Republik wurde die Bedeutung betrieblicher Perso-
nalarbeit für die Werksgemeinschaft immer nachdrücklicher betont: „Die Perso-
nalfrage muß notwendigerweise weitestgehende Beachtung zuteil werden“ (Der 
Opel-Geist 1930, S. 2). Kurt Meißner, Leiter des „Büros für Angestelltenfragen“ 
des Siemens-Konzerns schrieb 1930: „Die Aufgabe der heutigen Personalpolitik 
muß [...] darin bestehen, den die friedliche Zusammenarbeit im Betrieb stören-
den, von außen auf ihn eindringenden Einflüssen aus dem Betriebe heraus ent-
gegenzuwirken mit dem Ziel, den Gedanken der Verbundenheit aller am glei-
chen Werke Schaffenden neu zu beleben, den Geist der Arbeitsgemeinschaft 
wiederherzustellen. Die Personalpolitik muß diese Wege gehen, wenn sie sich 
nicht damit abfinden will, daß Leerlauf und Reibungsverluste als Ausfluß der 
heute unser öffentliches und privates Leben zersetzenden Mächte und Strömun-
gen auch weiterhin der Wirtschaftlichkeit des Betriebes Abbruch tun. Sie muß es 
umso mehr, als heute unsere Volks- und Wirtschaftslage äußerste Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit zur zwingenden Notwendigkeit macht“ (S. 18).  

6. Schulkritik und betriebsinterne Verschulung 

Zu den Anstößen für den Ausbau betrieblicher Personal-, Sozial- und Bildungs-
arbeit gehörte nicht zuletzt auch die Kritik der Industrie und ihrer Vertreter an 
der staatlichen Bildungs- und Schulpolitik, der ein Aufbau betriebsinterner 
Schulen folgte. Besonders kritisiert wurde die Leistungsfähigkeit der Volksschu-
le, die den betrieblichen Anforderungen nicht gerecht würde (vgl. Kap. II, 6). 
Ende der 1920er Jahre wurden einige Untersuchungen (vgl. Arnhold/Senft 1929; 
Heilandt 1929) durchgeführt, die die Unzufriedenheit der Wirtschaft mit den 
Kenntnissen der Jugendlichen bestätigen sollten. Negativ hervorgehoben wurden 
insbesondere die Kenntnisse der Volksschulabgänger in den Fächern Deutsch 
und Mathematik. Mit dieser Argumentation wurden bei der Einstellung von 
Lehrlingen Realschüler bevorzugt, was Lehrer, Wohlfahrts- und Arbeitsmarkt-
politiker dazu veranlaßte, die Rekrutierungspraxis der Betriebe unter Legitima-
tionsdruck zu setzen: „Die Robert Bosch AG stellt entgegen der viel verbreiteten 
Ansicht durchaus nicht nur Lehrlinge mit der mittleren Reife ein, sondern nimmt 
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auch Volksschüler auf, von denen aber der erfolgreiche Abschluß der 8. Klasse 
verlangt wird. [...] Aber allgemein zeigt sich, daß Realschüler im klaren Denken, 
im folgerichtigen, selbständigen Durcharbeiten einer Aufgabe Volksschülern 
überlegen sind“ (Bernhardt 1931, S. 245).  

Besonders die Berufsschule geriet in die Kritik der Wirtschaft. Sie wäre eine 
Störung für den Betriebablauf. Der Ausdehnung der Berufschulpflicht auf alle 
volksschulentlassenen Jugendlichen unter 18 Jahren stand die Wirtschaft ableh-
nend gegenüber. Befürchtet wurden auch der Einfluss der Berufsschullehrer-
schaft und eine damit verbundene Entfremdung der Schule von der Wirtschaft. 
Anfang der 1930er Jahre kam in Industriekreisen die Idee auf, die Verwaltung 
der Berufsschulen den Kammern zu übertragen, mit dem Argument, „daß durch 
die Fehlentwicklungen der Vergangenheit eine Gefahr für den Bestand des ge-
samten Berufschulwesens entstanden wäre, der nur durch die Übernahme der für 
die Arbeitgeber interessanten Teile durch die Wirtschaft selbst begegnet werden 
könnte“ (Muth 1985, S, 520). Dieser Vorschlag wurde von Seiten der Kammern 
abgelehnt, da seine Realisierung den Aufbau eines Verwaltungsapparates bedeu-
tet hätte, der aufgrund fehlender Kapazitäten als unmöglich eingeschätzt wurde 
(vgl. ebd.). Schließlich hat die zu dieser Zeit sukzessiv erfolgte Einschränkung 
an Ressourcen im Berufschulwesen auch dazu geführt, dass diese weniger als 
Bedrohung für den wirtschaftlichen Einfluss auf die Jugendlichen angesehen 
wurden.  

Die Industrie und ihre Vertreter plädierten in ihren Vorstellungen von Schule für 
mehr Grundkenntnisse in den Elementarfächern, für einen stärkeren Arbeitsbe-
zug zumal in der beruflichen Bildung, für die „Vermeidung aller überflüssigen 
Theorie“ (Debatin 1926, S. 40) und den Abbau bürokratischer Berufsbildungs-
reglements. Kritisiert wurde besonders das Berechtigungswesen (vgl. Muth 
1985, S. 61), das, wie es im Bosch-Zünder heißt, „uns Deutsche mit Fug und 
Recht schon zum Gespött des Auslands gemacht hat“ (Debatin 1926, S. 39). 
Oder: „Über das deutsche Titel- und Rangunwesen machen sich schon die jun-
gen Amerikaner lustig“ (Fischer 1929, S. 247). „Auch in dieser Beziehung lobe 
ich mir die Amerikaner, die sich um Titel im allgemeinen überhaupt nicht küm-
mern“ (1929a, S. 97).  

Nicht nur Defizite der Volks- und Berufsschulbildung wurden vorgetragen, son-
dern auch die Hochschulausbildung der Ingenieure wurde kritisiert: In einer 
Glückwunsch-Rede zum 50-jährigen Jubiläum der Technischen Hochschule in 
Karlsruhe kritisierte Robert Bosch die Ingenieursausbildung: „Man wird in Zu-
kunft eine verhältnismäßig kleine Zahl hochstehender Forscher und Theoretiker 
brauchen und neben diesen eine sehr große Zahl von Technikern, gesund, leis-
tungsfähig und tatkräftig, zuverlässigen Charakters, erfahren und begabt mit ei-
nem klaren Blick für das Notwendige und Erreichbare. [...] Es ist Sache jedes 
einzelnen Studierenden, sich zu prüfen, ob er sich für berufen hält, ein Ho-
herpriester der Wissenschaft zu werden, oder ob er das Zeug in sich hat, prak-
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tisch tätig unsere Wirtschaft vorwärts zu bringen“ (zit. n. Debatin 1926, S. 40-
41). Gegen die Akademisierung und das Berechtigungswesen finden sich in den 
Werkzeitungen noch etliche andere Beiträge, so beispielsweise unter dem Titel: 
„Muß studiert sein“ (Schwenk 1929). Die dahinter liegende Botschaft war, den 
Einfluss der Wirtschaft auf die Berufsbildungspolitik für einen stärkeren An-
wendungsbezug nicht einzuschränken: „’Schwimmen lernt man am sichersten 
und zuverlässigsten im Wasser; sich wehren lernt man im unmittelbaren Le-
benskampf!’ [...] Theoretische Kenntnisse allein stehen in der Produktion nicht 
allzu hoch im Kurs, ja, mit praktischem Können vereint, gelten sie viel“ (S. 50). 
Plädiert wurde für eine kontinuierliche Qualifizierung: „Es ist auch nicht zu 
übersehen, dass sich eine stattliche Anzahl an Möglichkeiten findet, nach und 
nach seine theoretischen Kenntnisse, die gewiß nicht mißachtet werden dürfen, 
anzueignen; es sei nur an die immer mehr in Aufnahme kommenden Aufbaukur-
se, insbesondere aber an die heute weitverzweigte Fachliteratur erinnert, die eine 
Wissensquelle ersten Ranges für den ist, der sich fortlaufend und planmäßig 
damit abgibt“ (ebd.). 

Der Schulkritik folgte in der Weimarer Republik der großindustrielle Ausbau 
von betriebsinternen Stätten und Schulen für die Aus- und Weiterbildung der 
Beschäftigten.  

Werkschulen, Werkfachschulen, Werkhochschulen und Weiterbildung 

Um die Lehrlingsausbildung weitgehend selbst steuern zu können, begannen 
Großbetriebe bereits im 19. Jahrhundert, verstärkt seit Beginn des 20. Jahrhun-
derts, Lehrwerkstätten und Werkschulen einzurichten. Die Zahl der Lehrwerk-
stätten, an die die Hoffnung geknüpft wurde, dass sie die „Mängel und Hem-
mungen bisher üblicher Systeme zu beseitigen und geeignetere Voraussetzungen 
für eine sorgfältige Ausbildung zu schaffen“ (Tollkühn 1926, S. 82) vermöch-
ten, nahm in der Weimarer Republik zu.  

Die Vorteile der Lehrwerkstatt lagen aus betrieblicher Sicht darin, dass die Lehr-
lingsausbildung nicht mehr länger betriebsstörendes Moment sein musste und 
dass die Lehrmeister, als Angehörige der Werksgemeinschaft, zu einer intensi-
ven Bindung der Lehrlinge an den Betrieb beitragen konnten (vgl. Tollkühn 
1926, S. 91f. und S. 148f.).136 Tollkühn kam Mitte der 1920er Jahre auf eine 
Zahl von 175 Lehrwerkstätten. 

Gleichzeitig nahm auch die Zahl der Werkschulen zu. Auch für ihre Einrichtung 
war Betriebsnähe ein zentraler Grund. In der Werkschule wäre eine enge Ver-
zahnung von Theorie und Praxis (in der Lehrwerkstatt) und eine stärkere Be-
rücksichtung betriebsspezifischer technischer und arbeitsorganiatorischer Ent-

                                                
136 Im Hinblick auf die moralisch-sittliche Erziehung wurde auf die Berufsbildungstheorie 

von Kerschensteiner, von der Sachlichkeit zur Sittlichkeit, zurückgegriffen (ebd.). 
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wicklungen137 im Unterricht gewährleistet. Das werkseigene Lehrpersonal ver-
füge über Kenntnissen über die Besonderheiten des Werkes und der Produktion. 
In den Werkschulklassen wäre die Schülerschaft hinsichtlich ihres Ausbildungs-
ziels weniger unterschiedlich, sondern hier wären Lehrlinge gleicher oder ähnli-
cher Berufe vereint. Der theoretische Unterricht, der in der öffentlichen Berufs-
schule nur drei Jahre betrug, könnte mit der Werkschule viel besser an die prak-
tische Lehrzeit (vier Jahre) angepasst werden. Im Vergleich zu den öffentlichen 
Berufsschulen wären die Werkschulen technisch weitaus besser ausgestattet. 
Zudem könnte eine Zeitersparnis durch den Wegfall längerer Schulwege erfol-
gen, ebenso wie die Anpassung der Unterrichtszeit an die Werksbedürfnisse. 
Nicht zuletzt stünden die Lehrlinge unter der permanenten Aufsicht der Betrie-
be. Äußerer erzieherischer Einfluss könnte reduziert und damit die Integration 
der Schüler in die Werksgemeinschaft begünstigt werden (vgl. Tollkühn 1926, 
S. 102f.; Muth 1985, S. 551f.).  

Obwohl Aufsicht, innere Ausgestaltung, Bestimmung von Unterricht und Me-
thode in der Werkschule nach dem Ersten Weltkrieg nicht mehr ausschließlich 
bei den jeweiligen Werkleitungen lagen,138 behielten die einzelnen Betriebe als 
Träger der Werkschulen ein hohes Maß an Autonomie. Die Schulen expandier-
ten.139 Die Werkschulgründungen können vor allem als eine Reaktion auf die 
Verbreitung des öffentlichen Fortbildungsschulen interpretiert werden: „Bisher 
hatten die Fabrikbesitzer eigene Schulen gegründet, weil öffentliche Fortbil-

                                                
137 In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, daß die Industrie die „Berücksichti-

gung ihrer Sonderinteressen“ im Unterricht erfordere: „Gerade für die Maschinenindustrie 
kommt es in hohem Maße darauf an, daß die Einrichtungen des betreffenden Werkes im 
Unterricht behandelt werden. Das Arbeitsgebiet der einzelnen Betriebe und Werkstätten ist 
spezialisiert worden. Der Betrieb besitzt zum Teil Einrichtungen und Arbeitsverfahren, die 
in anderen Betrieben unbekannt sind. In einem Allgemein-Unterricht kann deshalb nicht 
das für diese Werke Brauchbare gelehrt werden“ (Tollkühn 1926, S. 103).  

138 Ebenso wie die öffentlichen Berufsschulen wurden die Werkschulen den staatlichen Be-
hörden unterstellt: „Um als Ersatz der öffentlichen Berufsschulen anerkannt zu werden, 
müssen die Werkschulen zum mindesten die gleichen Anforderungen hinsichtlich des Um-
fanges des Unterrichts und der Befähigung der Lehrpersonen erfüllen wie diese“ (Stolzen-
berg 1929, S. 185). Neben dem 1921 gegründeten „Reichsverein der deutschen Werkschu-
len“ im „Deutschen Verband der Reichsvereine hauptamtlicher Lehrkräfte an Berufs- und 
Fachschulen“ waren insbesondere die wirtschaftsaffinen Körperschaften, wie DATSCH 
und DINTA, um eine Verbreitung und Vereinheitlichung der Werkschulen im Hinblick auf 
Ordnung, Organisation und Standards bemüht (vgl. hierzu ausführlich Kopsch 1928, S. 45-
50 und S. 53-67 sowie Dehen 1928, S. 176).  

139 Für den Untersuchungszeitraum läßt sich die „zahlenmäßige Entwicklung der Werkschu-
len [...] nur relativ schwierig rekonstruieren“ (Muth 1985, S. 558). Nach einer Zusammen-
stellung unterschiedlicher Datenangaben aus verschiedenen Untersuchungen kommt der 
Autor zu folgendem Ergebnis über die Entwicklung der Werkschulen in den ersten drei 
Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts (vgl. S. 558): 1911: 56; 1919: 94; 1923: 64; 1926: 158; 
1928: 125.  
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dungsschulen fehlten, jetzt gründen sie Schulen, weil öffentliche Fortbildungs-
schulen da sind“ (Dehen 1928, S. 65).  

Von Beginn an waren die Lehrlinge nicht die ausschließliche Adressatengruppe 
der Werkschulen. In den meisten Betrieben waren sie auch Stätten der Weiter-
bildung anderer Beschäftigtengruppen: „Schon bei den Werkschulen des ver-
gangenen Jahrhunderts haben wir die Beobachtung gemacht, daß sie [die Betrie-
be] bemüht waren, neben den eigentlichen Betriebslehrlingen auch kaufmänni-
sche Lehrlinge und ungelernte Arbeiter zu unterrichten, und daß sie es sehr gern 
sahen, wenn ältere Fabrikangehörige sich am Unterricht beteiligten“ (S. 94). Ein 
vorrangiges Ziel dabei war es, „möglichst die gelernten, hochwertigen Fachar-
beiter zu fördern, um geeigneten Nachwuchs für Qualitätsarbeit heranzubilden“ 
(Stolzenberg 1929, S. 189).  

Abb. 23: Werkschule für Aus- und Fortbildung  

 

Quelle: AEG 1928, S. 5  

Die erfolgreiche Werkschularbeit führte in der Weimarer Republik nicht nur da-
zu, dass die Zahl der Betriebe, die Werkschulen einrichteten, zunahmen, sondern 
auch, dass „einzelne Firmen [...] auf Grund dieser Erfahrungen sogar dazu über-
gegangen [sind], besondere Ausbildungsmöglichkeiten für vorwärtsstrebende, 
nicht mehr schulpflichtige Facharbeiter zu schaffen“ (Stolzenberg 1929, S. 195). 
Gehilfen- und Meisterkurse fanden sich zunehmend seit Ende der 1920er Jahre 
in jenen größeren Betrieben, in denen auch Werkschulen und Lehrwerkstätten 
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anzutreffen waren. Das Krupp-Grusonwerk in Magdeburg-Buckau hat bei-
spielsweise zu dieser Zeit die Fortbildung zum Werkmeister intensiviert und die 
„Weiterbildung und Vervollkommnung der Konstrukteure des Werks“ (Kaiser 
1930, S. 55) gefördert.  
Die Werkschule wurde zudem als geeignete Stelle der sozialtechnischen Wei-
terbildung für Aufsichtspersonal und Erzieher gesehen: „Und hier ist die Werk-
schule die gegebene Stelle! Sie verfügt über die beste Betriebsnähe und erzielt 
durch Unterrichtung des eigenen Werkstattpersonals eine ideale wechselseitige 
Arbeitsbefruchtung. Die Werkschularbeit wird zugleich auf eine breitere Basis 
gestellt; ihre Erziehungsarbeit wird ausgedehnter, und das ist sicherlich wertvoll, 
denn wir brauchen bekanntlich heute mehr als je in Deutschland erzogene Er-
zieher!“ (Dehning 1931a, S. 656). 

Der Aufstiegsweiterbildung dienten bereits im 19. Jahrhundert die „teils staatli-
chen teils industrieeigenen privaten Fachschulen, wie etwa Webschulen, Berg- 
und Bergvorschulen und die 1882 in Bochum gegründete, später nach Duisburg 
verlegte Rheinisch-Westfälische Hüttenschule. In der mechanischen Industrie 
erfolgte im allgemeinen die Weiterbildung – auch der technischen Angestellten 
– in Nebenkursen, Abend- und Sonntagsunterricht an den Fachschulen, die von 
den Betrieben durch Bereitstellung von praktischen Lehrkräften und Sachmitteln 
unterstützt wurden“ (Adelmann 1979, S. 21). Die Einrichtung werkseigener 
Fachschulen, die für ausgebildete und ältere Werksangehörige eingerichtet wur-
den (vgl. Dehen 1928, S. 276-278), erfolgte parallel zum Werkschulaufbau – 
wenn auch in geringerem Umfang.  

Aufgrund des Mangels an öffentlichen Fachschulen, insbesondere im mechani-
schen Bereich, haben größere Firmen in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhun-
derts besondere Werkfachschulen zur Weiterbildung vor allem in speziellen Be-
rufen eingerichtet. So gründete die Robert-Bosch AG 1924 eine „auf ihre Erfor-
dernisse zugeschnittene“ (Ottmann 1926, S. 149) eigene Werkfachschule, „de-
ren Aufgabe es ist, unter möglichster Beschränkung auf praktische Bedürfnisse, 
aus geeigneten Angehörigen unserer Firma, Technikern, Meistern, Kalkulatoren, 
Arbeitsstudienleuten, aber auch befähigten Facharbeitern, ausgesuchte tüchtige 
Betriebsbeamte für die besonderen Erfordernisse unserer feinmechanischen und 
elektrotechnischen Massenfabrikation heranzubilden“ (ebd.).140 Ein Lehrgang an 
der Werkfachschule umfasste drei Halbjahreskurse mit insgesamt 270 Unter-
richtstunden, d.h. in allen drei Kursen wöchentlich 4 Stunden, die abends ab-
gehalten werden. Im Mittelpunkt des Unterrichts standen die betriebstechni-
schen Fächer (Werkstattrechnen, Werkstattphysik, Werkerzeugnisse, Betriebs-

                                                
140 Ein Lehrgang umfaßte ca. 25 Teilnehmer. Die Aufnahmebedingungen waren: a) 3-4-

jährige abgeschlossene Lehrzeit als Werkzeugmacher, Mechaniker oder Maschinenschlos-
ser (Lehrzeugnis) und Nachweis des Besuches einer Gewerbeschule, b) Gehilfentätigkeit 
von etwa 5 Jahren (somit ein Mindestalter von 22 bis 25 Jahren), c) Nachweis der grundle-
genden Vorkenntnisse durch eine Aufnahmeprüfung) (ebd.). 
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organisation und Arbeiterfragen). Durchgeführt wurde der Unterricht von den 
Ingenieuren des Betriebs, weil sie, anders als die Lehrer an öffentlichen Schulen, 
„ihre Vorträge in der volkstümlichen Sprache der Werkstatt [halten]. Buchwis-
sen und abstrakte Betrachtungen spielen keine große Rolle, wirklichkeitsfremde 
Aufgaben und Dinge werden nicht behandelt“ (S. 150). Eine Gesamtabschluss-
prüfung fand nicht statt.141  

Zu den Werkfachschulen zählten auch die in einigen Großbetrieben eingerichte-
ten Verkaufs- und Serviceschulen, wie die Verkäuferschule der Robert-Bosch 
AG142 oder die Serviceschule der Adam-Opel AG. Die im März 1931 von Opel 
gegründete Service-Schule war Bestandteil des Kundendienst-Programms. Be-
gründet wurde ihr Aufbau mit dem Hinweis auf die Produktion und den Verkauf 
neuer Automobilmodelle, die Anwendung neuer Spezialwerkzeuge bei der Re-
paratur und die Bedeutung einer systematischen Organisation des Ablaufs von 
Reparaturarbeiten. Da weder die fachliche Vorbildung noch die praktischen Er-
fahrungen der leitenden Personen in den Automobil-Reparatur-Werkstätten aus-
reichten, wurden insbesondere Meister von Reparaturwerkstätten in zweiwöchi-
gen Kursen theoretisch und praktisch unterwiesen.143  

                                                
141 Nach Beendigung der Werkfachschule wurde ein Zeugnis über die Leistungen in den ein-

zelnen Fächern ausgestellt. Auf Wunsch konnten die Ergebnisse den Studierenden mitge-
teilt werden, „die Aushändigung der Zeugnisse erfolgte jedoch erst, wenn der Betreffende 
aus der Firma ausscheidet“ (S. 151). 

142 Die im Jahre 1929 bei der Robert-Bosch AG eingerichtete „Verkäuferschule“ war folgen-
dermaßen gestaltet: „Der erste Kurs, der anfangs November abgehalten wurde, und an dem 
vor allem Barverkäufer teilnahmen, dauerte 2 Wochen. In 71 Vortrags- und Übungsstun-
den wurden folgende Fragen behandelt: 1. Die Geschichte unseres Hauses [...]. 2. Das 
Wichtigste über unsern Geschäftszweig [...]. 3. Die für den Verkauf bedeutsamen Erzeug-
nisse [...]. 4. Die Kunden, eingeteilt nach Gruppen, Charaktertypen und Kaufmotiven. 5. 
Der Verkaufsvorgang [...]. 6. Das Schaufenster [...]. 7. Verkaufs- und Werbebriefe [...]. 8. 
Reisendenwesen [...]“ (Seitz 1929, S. 265-266).  

143 „Sämtliche Arbeiten, die an dem dafür bereitgestellten Wagen vorgenommen werden, füh-
ren die Kursteilnehmer selbst aus, denn allein dieser Weg sichert die Vertrautheit mit den 
vorgenommenen Arbeiten, die es allein möglich macht, später selbst Anweisungen für der-
artige Arbeiten zu geben. Die Montage- und Demontagearbeiten sind durchaus den prak-
tisch vorkommenden Fällen angepasst [...]. Die theoretischen Unterweisungen und Erklä-
rungen stehen jeweils im Zusammenhang mit den am betreffenden Tag vorgenommenen 
praktischen Arbeiten [...]. Den Abschluß des Kursus bildet eine Prüfung, über deren Beste-
hen den Kursus-Teilnehmern ein Diplom ausgestellt wird. Diese Prüfung wird keineswegs 
nur als eine Formalität aufgefasst, und sie soll nicht ein weiteres Glied der endlosen Kette 
von Prüfungen bilden, deren Schrecken man in Deutschland erst überstanden haben muß, 
ehe man für wert befunden wird, zu zeigen, ob man nach so vielem Lernen auch tatsäch-
lich etwas kann. Die Anforderungen für die Prüfung sind hoch, und die Prüfung bestanden 
zu haben, bringt tatsächlich den Nachweis, mit der Materie durchaus vertraut zu ein“ (Der 
Opel-Geist 1931, S. 5). 
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Abb. 24: Kursus in der Serviceschule 

 

Quelle: AEG 1928, S. 60 

Wie eine betriebsinterne Variante der Volkshochschule mutet die von der 
Adam-Opel AG im Jahre 1931 gegründete „Werkhochschule“ an. In der Ziel-
formulierung spiegelt sich die Diktion der damaligen Volksbildungsbewegung 
wider: „[...] unseren Werkangehörigen über die engen Grenzen ihrer Berufstä-
tigkeit hinaus Wege zu weisen zur persönlichen Lebensgestaltung, zum klaren 
Erfassen der Grundlagen von Beruf und Arbeit, zur Mitarbeit an der Gestaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft, und zur Erkenntnis der schicksalhaften Ver-
bundenheit mit Heimat, Volk und seiner Kultur. Diesem Ziel ist auch die Ar-
beitsmethode der Opel-Werkhochschule angepasst. Entsprechend ihrer ganzen 
Einstellung verzichtet sie auf bestimmte Vorkenntnisse und knüpft vielmehr an 
die Lebenserfahrung des einzelnen an. Demgemäß ist auch die pädagogische 
Haltung der Dozenten bestimmt. Alle Vorträge sind populär gehalten. Die 
Lehrmethode der in langer Volkshochschultätigkeit erprobten Dozenten ver-
bürgt jedem Teilnehmer die Möglichkeit wirklicher Förderung. Jeder Werkan-
gehörige sollte daher diese Gelegenheit zur Fortbildung wahrnehmen und sich 
zu den ihn interessierenden Vorträgen anmelden. Die beste Waffe im Daseins-
kampfe jeder Art ist und bleibt die Macht des Wissens“ (Der Opel-Geist1931, S. 
2). Schließlich ging es aber um die „Anpassung der Bildungsarbeit an die Be-
dürfnisse des Wirtschaftslebens“, darum, „den geistig beweglicheren Mitarbeiter 
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zu fördern und in die Lage zu versetzen, die wirtschaftlichen Zusammenhänge 
und Erfordernisse des Betriebs besser zu erkennen und zu würdigen und damit 
auch eine vollkommenere Leistung zu erzielen“ (Der Opel-Geist 1932a, S. 1). 
Neben dem Fachwissen sollte die Werkhochschule „auch Verständnis und Freu-
de an den Schätzen der Kunst und Literatur vermitteln. So verstanden, sei die 
Gründung ein Bekenntnis zu einem festen Lebenswillen, so dunkel auch die Zu-
kunft vor uns liege, ein Ausdruck der Zuversicht, aber auch des Glaubens an die 
eigene Kraft“ (ebd.). 

Nach Ablauf des ersten Winterhalbjahres, am 2. Mai 1932, hatten „500 Hörer, 
von denen zirka 60% dem Arbeiterstand angehören, [...] sich mit großem Inte-
resse an den Vorträgen beteiligt“ (Der Opel-Geist 1932, S. 1). Nach dem Win-
terhalbjahr 1933/34 konnten 700 Hörer gezählt werden. 

7. Formen und Funktionen arbeits-, berufs- und betriebsspezifischer 

Weiterbildung 

In der betrieblichen Weiterbildung der Weimarer Republik lassen sich unter-
schiedliche Formen und Funktionen herauskristallisieren. Die in den Untersu-
chungsmaterialien am häufigsten genannten arbeits- berufs- und betriebsbezo-
genen Maßnahmen werden im Folgenden näher beschieben: 1. arbeitsbezogene 
Anlernung und Anlernkurse, 2. berufsbezogene Anpassung, Aufbaukurse und 
Selbstschulung, 3. Förderung von betriebsspezifischem Zusammenhangswissen 
und Erfahrungsaustausch und 4. Vorgesetzten- und Führerschulung.  
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Betriebliche Weiterbildung in der Weimarer Republik (Auszug)
144

 

Anpassung an den Arbeitsplatz/ 

Aufbaukurse 

Betriebszusammenhangsschulung/ 

Führungskräftequalifizierung 
Sozialpolitik/ „Volksbildung“ 

tätigkeits-/arbeitsplatz-

bezogene 
berufs- und positionsbe-

zogene Qualifizierung 

Aneignung von Werkswissen/ 

Produktions- und Rationalisie-

rungswissen  

Vorgesetztenschulung 
„Lebenshilfe“/ „Fürsor-

ge“ 
Freizeitkurse 

„Einlernen“, psychotechni-
sche Anlernung (Fähig-
keitsschu-
lung/Fertigkeitsschulung) 

Anlernung und Anpassung 
nach Stellenwechsel 

Vorträge (z.B. Bürokratisie-
rung/Techniken/Produkt/ 
Arbeitsschutz/Unfallverhütung/ 
Betriebsrätegesetz) 

Anlernung der Anlerner „Entsorgung des Arbeiters 
daheim“ (z.B. Haushalts-
führungs-/Erziehungskurse 
für Arbeiterfrauen) (DIN-
TA) 

Reim-/Mal-/Photo-
/Gesangkurse/Astronomie/
Landeskunde/ Reiseberich-
te (Volksbildung) 

Berufsumleitung und Ein-
arbeitung Arbeitsloser  
(nach dem AVAVG) 

technische, kaufmänni-
sche, betriebswissenschaft-
liche (Aufbau-)Kurse für 
Arbeiter und Angestellte 

Betriebsbesichtigungen (z.B. Pro-
duktionsweise/ technische Vor-
richtungen/Organisationsablauf) 

Vorgesetzten-
/Betriebsbeamten-
/Ingenieurkurse (z.B. 
Betriebsführung/ Psycho-
tech-
nik/„Menschenökonomie 

Gesundheits-
/Hygienekurse/ Ernäh-
rungsunterricht 

Schreibkurse/ „Fremdwör-
terunterricht“/Sprachkurse 

„Wiederertüchtigung der 
Anbrüchigen“ 
(nach dem Schwerbehinder-
tengesetz) 

Studium in Werkfach- und 
Werkhochschulen  

Filmvorführungen (z.B. Funkti-
onsweise neuer Techni-
ken/Rationalisierung/ Psychotech-
nik/ Zeitstudien) 

„Frauenwalterinnenkurse“ 
(z.B. Arbeitsschutz für 
Arbeiterinnen) 

Gartenpflege-/ Tierzucht-
kurse 
 

 Serviceschulung für die 
Angestellten im Kunden-
dienst 

Erfahrungsaustausch (Transparenz 
von Wissen und Anhörung von 
Arbeitern und Führungskräften) 

Weiterbildung für Be-
triebsräte 

Bau-/Sparkurse 

„Selbstbildungs-material“:  

Werkzeitungen/ Werkbib-

liotheken/ Filme 

                                                
144 Die Tabelle ist das Ergebnis einer Auswertung von Archivmaterialien großer Industriebetriebe und deren Werkzeitungen aus den Jahren 

1919-1933: „Der Bosch-Zünder. Zeitschrift für alle Angehörigen der Robert-Bosch A.G.“, „Werkzeitung der Badischen Anilin- & Soda-
Fabrik Ludwigshafen“, „Borsig-Zeitung“, „Zeiss-Werkzeitung“, „Der Opel-Geist“, „Osram-Nachrichten. Mitteilungsblatt für die Angehörigen 
der Osram G.m.b.H.“, „Siemens-Mitteilungen“, „AEG-Zeitung“, „Kruppsche Mittelungen mit der Beilage‚ Nach der Schicht’“, „DEMAG-
Werkzeitung“, „Telefunken–Zeitung“ und „Daimler-Werkzeitung“. 
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7.1 Anlernung und Anlernkurse 

In der Spannweite zwischen planloser arbeitsplatzbezogener Einweisung von 
Arbeitskräften in neue Tätigkeiten und systematisierter Qualifizierung für be-
triebliche Spezialarbeiten gehörte die Anlernung zu einem wesentlichen Be-
standteil betrieblicher Arbeitskräftepolitik, die täglich im Kontext von Neuein-
stellungen, Tätigkeitsveränderungen oder Stellenwechseln statt fand. Diese Qua-
lifizierungsform nahm in der Industrie „seit jeher [...] beträchtlichen Raum ein“ 
(Sass/Sengenberger/Weltz 1974, S. 35). Mit der Arbeit war sie in zweierlei Hin-
sicht eng verzahnt: einmal aufgrund der inhaltlichen und prozessualen Nähe, 
andererseits als sozialer Integrationsmodus, an dem auch „Arbeitsethos“ und 
„Arbeitswille“ der Anzulernenden abgelesen werden konnten. Als betriebsspezi-
fische Form der Qualifizierung war die Anlernung nicht unwesentlich für Positi-
onsverbesserungen auf dem internen Arbeitsmarkt: Je nach Intensität der Anler-
nung und kombiniert mit Erfahrungen konnten Un- und Angelernte hierdurch 
auf Angelernten- bzw. Spezialarbeiter- und in Ausnahmen auf facharbeiteräqui-
valente Positionen gelangen, (vor-)qualifizierte Belegschaftsmitglieder konnten 
anspruchsvollere Tätigkeiten übernehmen oder aufsteigen.  

Als betriebliches Rekrutierungsmedium wurde die Anlernung in der damaligen 
Theorie nicht diskutiert. Die Berufsbildungstheorie hatte solche Qualifizierungs-
formen aus ihrer Diskussion ausgeklammert, weil sie keine Vorbereitung auf 
den „eigentlichen“ Beruf waren. Der DATSCH war bemüht, die Anlernung zu 
systematisieren und von der Ausbildung abzugrenzen. Die Arbeitspädagogik 
und -psychologie betrachteten Anlernung unter den Aspekten der Psychotechnik 
und Erziehung. 

Das DINTA sah in der Anlernung ein wesentliches Instrument der „Bewirtschaf-
tung der Ungelernten“ (Bäumer 1930, S. 75): „Die Wirkung [der Anlernung] auf 
den Arbeiter scheint mir ferner die zu sein, [...] daß auch der ungelernte Arbeiter 
über ‚Chancen’ verfügen lernt, Herr seiner Arbeit zu sein“ (S. 75). Anlernung 
war in der DINTA-Konzeption Bestandteil der Erwachsenenschulung, da sie 
sich zu einem überwiegenden Teil an erwachsene Ungelernte richte, die als be-
sonders arbeitserziehungsbedürftig eingeschätzt wurden, „denn es wächst die 
Erkenntnis dafür, daß diese Arbeiterkategorie ohne eine planvolle Einführung in 
die arbeitstechnischen Grundlagen ihrer Funktion kein Verständnis für ihre Ar-
beitsaufgabe haben und kein Gefühl der Verantwortung für die von ihr geforder-
te Arbeitsleistung besitzen kann“ (Arnhold 1931c, S. 106).  

Das DINTA hatte ein starkes Interesse daran, die Anlernung weitgehend zu rati-
onalisieren. Seine Vertreter wollten weg von der empirischen Anlernung, die 
durch Zuschauen und Abschauen von Handgriffen erfolgte, hin zur planvollen 
Anlernung: „Eine planvolle Anlernung gewisser Gruppen von Arbeitern und 
Arbeiterinnen ist [...] der allgemein üblichen, empirischen Anlernung vorzuzie-
hen, selbst dann, wenn zu Anfang messbare ‚Anlernkosten’ erwachsen. Um ge-
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eignete Methoden für eine geordnete Anlernung zu entwickeln, werden zunächst 
wieder Untersuchungen darüber veranstaltet, auf welchem Wege die hochwerti-
gen Arbeiter bzw. Arbeiterinnen des Betriebes ihre Bestleistungen erzielen“ 
(Arnhold 1931a, S. 69). Die „planvolle“ Gestaltung sollte durch Arbeitsanaly-
sen, psychologische Begutachtungen, Gruppierungen der Belegschaft nach indi-
viduellem Arbeitstypus und Bestimmungen von Anlernmethoden für die einzel-
nen Arbeitsfunktionen erfolgen. 

Arbeitspädagogen und -psychologen wie Riedel (1925a), Rupp (1928) und Pop-
pelreuther (1930) waren um die Erstellung von wissenschaftlichen Regeln für 
die Anlernung bemüht. So wurde eine länger dauernde Beobachtungsphase vor-
geschlagen, die die Mängel der kürzeren Einweisung in der Produktion ausglei-
chen sollte und in der Lage war, „das ‚beste’ Verfahren mit allen Einzelheiten 
einzudrillen“ (Riedel 1925a, S. 93). Auch wurde dafür plädiert, die planmäßige 
Vorbereitung einer Arbeit von der eigentlichen Ausführung zu trennen. Der ge-
samte Anlernprozess sollte folgendermaßen organisiert werden: Die erste Anler-
nung sollte von der Produktion losgelöst stattfinden, damit der Arbeiter jeden 
einzelnen Handgriff solange üben kann, bis er ihn beherrscht, nicht durch das 
Fabrikleben oder durch Arbeitsgewohnheiten älterer Arbeiter, die gegenüber den 
rationalisierten Verfahren der Anlernung meist schlechter seien (vgl. Korn 
1932a). Ein „Lehrarbeiter“ sollte darauf achten, dass der Arbeiter jeden einzel-
nen Griff „nach der besten und praktischsten Methode“ ausführt. In einem sich 
abseits vom Produktionsprozeß befindenden besonderen Vorschulungs- oder 
Einübungsraum sollte der Arbeiter sich nach einem auf arbeitspsychologischer 
Grundlage aufgebauten Übungsplan Griff für Griff auf seine Tätigkeit vorberei-
ten. Ziel dieser „vorbereitenden Anlernung“ sollte es sein, bei den Lernenden 
eine Fertigkeit zu erreichen, die der „mittleren Leistung“ im Betrieb entspricht, 
die durch einen Vergleich von errechneten Zeitwerten mit den Registrierungen 
aus dem Betrieb ermittelt wurde (ebd.).  

Ein erzieherisches Element dieser Anlernung wurde in dem Aufbau von Leis-
tungsorientierung gesehen: „Der Ehrgeiz wird angefacht, und ein gewisser sport-
licher Wettbewerb verhindert, daß die Arbeit als eintönig und langweilig emp-
funden wird, was sonst leicht der Fall ist, weil ihr das produktive Moment fehlt. 
Es hat sich immer wieder gezeigt, daß das allgemeine Streben stets darauf ge-
richtet war, möglichst bald in die Produktion zu kommen“ (Mann 1930, S. 9). 
Ferner würden hierdurch die Arbeitstugenden geschult. Rupp (1931) sah hierin 
die Möglichkeit zur „Erziehung allgemeiner Arbeitsgewohnheiten“: „Sorgfalt 
bis zur peinlichen Genauigkeit; andererseits frisches, flinkes Arbeiten; zielbe-
wußt arbeiten, nicht abspringen; Arbeiten unbedingt erledigen, nicht hinaus-
schieben bei kleinen Schwierigkeiten oder Widerwärtigkeiten usw. Es kommen 
auch die sozialen Arbeitsanforderungen hinzu: sich nicht gegenseitig stören, sich 
helfen, gut einander Hand in Hand zu arbeiten, sich in den gemeinsamen 
Rhythmus fügen usw.“ (S. 48).  
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Innerhalb der Diskussion um die Systematisierung und Rationalisierung der An-
lernung ist ferner zwischen zwei psychotechnischen Schulungstypen unterschie-
den worden: der „Fertigkeits-“ und der „Fähigkeitsschulung“. Unter Fertigkeits-
schulung wurde das Einüben von mechanisiertem und routinisiertem Handeln 
verstanden: „Wir nennen F[ertigkeit] die durch Übung erworbene Leichtigkeit in 
der Ausübung einer bestimmten Tätigkeit. F. ist ein ausgesprochener Übungsef-
fekt. [...] Jede F. bzw. F.-Übung ist durch die im Individuum gegebene Fähigkeit 
begrenzt. Wessen Fähigkeiten etwa für die motorischen Leistungen, wie sie z.B. 
beim Klavierspielen als Koordination von Bewegungen, Schnelligkeit und Ex-
aktheit der Bewegungen der Finger, der Hände bzw. der Arme u.a. in Frage ste-
hen, eng begrenzt sind, wird es – rein technisch genommen – nie zu F. im Kla-
vierspielen bringen können“ (Fabian 1930a, S. 1856f.). Auch bei der Fähigkeits-
schulung ging es um Leistungsoptimierung. Hierbei sollte „das Wesentliche der 
Berufsausübung nachgeahmt [werden], so daß der Übende möglichst die gleiche 
innere Einstellung wie bei der wirklichen Arbeit hat“ (Riedel 1925, S. 324). Das 
Besondere an dieser Schulung war, dass bestimmte Schwachstellen beim Ar-
beitsvollzug so lange geübt werden mußten, bis die höchste Leistungsfähigkeit 
erreicht war. Die Fähigkeitsschulung sollte „zur Meisterschaft im beruflichen 
Können, dem Bewußtsein davon und den daraus quellenden Seiten des Arbeits-
erlebnisses“ (ebd.) führen. Friedrich (1922) hat seine Überlegungen, die für die 
Ausübung bestimmter Tätigkeiten erforderlichen Fähigkeiten übbar und damit 
steigerbar zu machen, in der Kruppschen Gussstahlfabrik erprobt: „Man will 
einzelne berufswichtige Funktionen für sich üben lassen, wählt also Versuchs-
anordnungen, die unter möglichst enger Anlehnung an die tatsächlichen Ver-
hältnisse im Arbeitsbetrieb selbst die übrigen Funktionen stark zurücktreten las-
sen. Da es z.B. beim Nieter in erster Linie auf das gleichmäßige Umfahren des 
Nietkopfes mit dem Meißel ankommt, läßt man das Umfahren üben, wobei jede 
unzulässige Abweichung des Meißels durch Glockenzeichen und Zählwerk an-
gezeigt wird. Übungen dieser Art ergeben Leistungssteigerung“ (Fabian 1930, S. 
1745).  

Inwieweit solche Vorschläge zur Rationalisierung und Psychotechnisierung der 
Anlernung in der Praxis Verbreitung fanden, ist schwer auszumachen. Fest steht, 
dass Anlernprozesse in der Regel arbeitsplatzspezifisch ausgerichtet waren, je-
doch ohne dass sie stets unmittelbar am Arbeitsplatz stattfanden. Die meisten 
Großbetriebe, insbesondere jene, die auch über Lehrwerkstätten verfügten, hat-
ten hiermit eng verbundene Anlernräume oder Anlernecken, einige sogar pro-
duktionsfähige Anlernbetriebe, in denen die Anlernung nach systematischen 
Kriterien erfolgen sollte (z.B. AEG, Krupp, Siemens).  
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Abb. 25: Anlernkursus für Spezialarbeiter 

 

Quelle: AEG 1928, S. 61 

Die Teilnehmer von systematisierten Anlernkursen waren häufig Belegschafts-
mitglieder der unteren Hierarchieebene: Ungelernte, Angelernte, Arbeitslose, 
„Anbrüchige“ und „Anormale“ (vgl. Büchter/Kipp 2002a). Aber auch Lehrlinge 
wurden in kurzen Anlernkursen für zusätzliche Bereiche qualifiziert, ebenso wie 
Facharbeiter im Sinne einer „Nachschulung“ für spezielle Tätigkeiten.  

7.2 Berufliche Anpassung, Aufbaukurse und Selbstschulung 

Betriebliche Weiterbildung in Form von institutionalisierter Qualifizierung, die 
all jene Maßnahmen umfasste, „die dazu dienen, die Kenntnisse und Fähigkeiten 
in der eigentlichen Berufstätigkeit, aber auch auf den damit in Verbindung ste-
henden Arbeitsgebieten auf gleicher Höhe zu halten und darüber hinaus zu stei-
gern“ (Bonin 1930, S. 286), war in Kreisen der Großindustrie und ihrer Vertreter 
in den 1920er Jahren keine Besonderheit mehr. Bereits in den Vorschlägen des 
DATSCH, dessen Konzeptionen sich in erster Linie auf das technische Schul- 
und Hochschulwesen und auf die Lehrlingsausbildung in der mechanischen In-
dustrie konzentrierten, war auch von beruflicher Weiterbildung für technische 
Berufe, die möglichst betriebsnah ausgerichtet werden sollte, die Rede. Schon 
hier war der Lehrabschluß nur noch ein „Transitorium“, der „kein Finale beruf-
lichen Lernens markiert“ (Stratmann 1999, S. 409).145 So heißt es in der Ab-

                                                
145 Während die Berufsbildungstheorie noch lange am ständisch-orientierten Berufsbegriff 

festhielt, hatten die Industrie und ihre Vertreter Aus- und Weiterbildung als zusammenge-
hörig begriffen.  
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handlung des DATSCH (1912) über die „Weiterbildung des industriellen Fach-
arbeiters“: „Was wir wollen, ist die Heranziehung einer Klasse besonders guter 
Arbeiter, die sich leichter dem heutigen Zuge unserer Werkstatttechnik: schärfs-
te Ausnutzung der vorhandenen menschlichen und maschinellen Kräfte anpasst“ 
(S. 74). Die Weiterbildung sollte in Kursen „ohne Unterbrechung der Berufstä-
tigkeit“ stattfinden, also in Sonntags- und Abendkursen, die „jede den jeweiligen 
Bedürfnissen entsprechende Entwicklung ohne Schwierigkeiten und mit ver-
hältnismäßig geringen Kosten [ermöglichen]“ (S. 71), sowie in Kursen „mit Un-
terbrechung der Berufstätigkeit“ (S. 74), d.h. in Maschinenbauschulen, Werk-
meisterschulen o.ä.. In den Ausführungen des Fabrikbesitzers Gustav Wagner 
(1919) für den DATSCH über „die Weiterbildung der Facharbeiter im Maschi-
nenbau“ heißt es: „Die richtige Durchführung der Weiterbildung der Facharbei-
ter hätte ferner den Vorteil, daß, wie dies schon seit Jahren in Amerika der Fall 
ist, ein gewisser Wettbewerb zwischen den Arbeitern in Höchstleistung stattfin-
den und die Freude am Beruf gehoben werden müßte“ (S. 114). Die Weiterbil-
dung hätte durch besonders tüchtige Fachleute in Fortbildungswerkstätten zu 
geschehen, welche größeren Betrieben oder Maschinenschulen angegliedert sind 
und im ersten Fall der Kontrolle der Betriebsleiter, andernfalls der Aufsicht be-
sonders bewährter Fachleute unterstellt sind. Der theoretische Unterricht hätte 
sich dabei nur auf technische Weiterbildung zu beschränken, auch wäre der 
Selbstunterricht durch Stellung guter Lehrbücher und Freilassung der Abend-
stunden zu unterstützen, überhaupt durch möglichst wenige gesetzliche Vor-
schriften dem Tüchtigen freie Bahn zu lassen“ (S. 113).  

Für Riedel (1925) waren die Charakteristika organisierter „Weiterbildung neben 
der Arbeit“, dass sie an die Berufsvorbereitung anschließen und von den Betrie-
ben geleistet werden sollten, mit dem Ziel der Steigerung der individuellen Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten: „Unter der Bezeichnung Weiterbildung neben 
der Arbeit wollen wir alles das zusammenfassen, was an bewußter beruflicher 
Bildungsarbeit nach Abschluß der Berufsvorbereitung noch durch die Betriebs-
leitung geleistet wird oder geleistet werden solle. Es handelt sich dabei sowohl 
darum, de Leistungsfähigkeit der einzelnen zu erhalten und zu vergrößern, als 
auch darum, die innerhalb und außerhalb des Betriebes unablässig gemachten 
Erfahrungen fortlaufend für die Betriebsarbeit zu verwerten“ (S. 335).  

Konsens bestand in der Notwendigkeit betrieblicher Weiterbildung zur Förde-
rung von Leistungsfähigkeit und darin, die Verantwortung und Steuerung orga-
nisierter beruflicher Weiterbildung der Beschäftigten den Betrieben zu überlas-
sen.  

In der Praxis fanden berufliche Anpassungs- und Aufbaukurse neben der Arbeit 
in den meisten Großbetrieben statt. Hierbei handelte es sich um einzelne Vorträ-
ge, Vortragsreihen, Unterrichtskurse bis hin zu längerfristigen Lehrgängen. Sie 
wurden entweder durch die Personalabteilung, die Vorgesetzten oder mitunter 
auch durch die Beschäftigten selbst angeregt. Eine besondere Bedeutung hatte 
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das betriebliche Vortragswesen, das der Ergänzung von beruflichem Wissen 
dienen sollte, wie beispielsweise die belehrenden Vorträge für Kranführer der 
Borsig GmbH146 oder für Konstrukteure in Werkstoff-Fragen der Firma DE-
MAG.147 Krupp beispielsweise bot für die Mitarbeiter Lehrkurse an der Gewerb-
lichen Fortbildungsschule/Industrieschule/Abteilung Krupp der Stadt Essen an. 
Hier hatten sie die Möglichkeit, nach der Arbeit Unterricht in Fachkunde für 
Metallarbeiter, Rechenschieberechnen und technische Zeichenkurse zu besu-
chen. (Kruppsche-Mitteilungen 1921, S. 72.). Hier wurden auch die „Techni-
schen Lehrgänge für Kruppsche Werksangehörige“ durchgeführt.148 In solchen 
und ähnlichen industriellen Lehrkursen wurde auch Wert darauf gelegt werden, 
die „aktive Selbstbeteiligung der Teilnehmer im Unterricht“ (ebd.) zu fördern. 

Außer den in den meisten Großbetrieben durchgeführten technischen Kursen 
wurden vor allem auch kaufmännische Weiterbildungsmaßnahmen angeboten 
sowie Sprach-, Stenographie- und Schreibmaschinenkurse. So spielten bei-
spielsweise die „Ertüchtigungsmaßnahmen für Stenotypistinnen und Maschinen-
schreiberinnen, deren Arbeiten in jedem Wirtschaftsbetriebe für das Buchungs- 
und Nachrichtenübermittlungsverfahren von Bedeutung sind“ (Elbel 1930, S. 
28), bei Siemens und AEG 149 eine bedeutende Rolle.  

                                                
146 „Seitens des Betriebs sind in letzter Zeit wiederum 7 Vorträge für unsere Kranführer ver-

anstaltet worden, um durch ständige Belehrung über die Handhabung der Kranapparatur 
und die richtige Bedienung Kranunfälle nach Möglichkeit zu verhüten“ (Borsig-Zeitung 
1927, S. 84). 

147 „Um unseren Konstrukteuren Gelegenheit zu geben, sich mit den Werkstoff-Fragen und 
den neueren Forschungen auf dem Gebiete der Metallkunde zu beschäftigen, wird der Lei-
ter unserer Materialprüfanstalt, Herr Professor Dr. Keßner, einen Kursus von 12 Vorträgen 
abhalten über das Thema: „Was muß der Konstrukteur von den Eigenschaften des Eisens, 
der Stähle und der Metallegierungen wissen?“ Die Vorträge beginnen Ende Januar und 
finden voraussichtlich Donnerstag abends von 8.-9.15 in der Tonhalle statt“ (DEMAG-
Werkzeitung 1923a, S. 19). 

148 Der Lehrplan umfasst: Geometrisches, Projektions- und Maschinenzeichnen, Arithmetik 
und Algebra, Geometrie, Trigonometrie und Stereometrie, Mechanik und Physik, Werk-
stoff und Werkstattkunde. Der gesamte Unterrichtsstoff verteilt sich auf 2 Jahre“ 
(Kruppsche-Mitteilungen 1919, S. 268). 

149 So wurden für ausgebildete Kaufleute, die als kaufmännische Angestellte beschäftigt wa-
ren, „Buchhaltungs- und Korrespondenz-Kurse, Werksführungen und Vorträge abgehalten. 
Ein ganz besonders wichtiges Gebiet dieser Art stellt der Warenvertrieb dar. Die sich 
schnell fortentwickelnde Technik bringt dauernd neue, verbesserte Erzeugnisse auf den 
Markt, über deren Entstehung, Vorteile im Gebrauch, Haltbarkeit und Preiswürdigkeit die 
im Vertrieb Tätigen von Zeit zu Zeit unterrichtet werden müssen. Langfristige, größere 
Aufträge bedingen unter Umständen die Einrichtung besonderer Kurse, die auf die Ver-
hältnisse im Belieferungsgebiet Rücksicht nehmen, vielleicht auch, falls es sich um das 
Ausland handelt, Sprachkenntnisse auffrischen oder vermitteln sollen“ (ebd.). 
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Abb. 26: Stenographiekursus 

 

Quelle: AEG 1928, S. 65 

Auch die Sprachkurse für die kaufmännischen Angestellten nahmen an Bedeu-
tung zu. Die lässt sich auch aus den betrieblichen Aufforderungen an die Beleg-
schaft, an Englisch- und Französischkursen teilzunehmen, die seit Mitte der 
1920er Jahre immer häufiger in den Werkzeitungen zu lesen waren, schließen. 

Abb. 27: Sprachkursus 

 

Quelle: AEG 1928, S. 53  
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Die technischen und kaufmännischen Anpassungs- und Aufbaukurse waren kar-
riererelevant, auch wenn ihnen nicht in jedem Fall ein Aufstieg folgte. Sie waren 
in Relation zur arbeitsbezogenen Anlernung auch weit stärker berufsspezifisch 
ausgerichtet und damit überbetrieblich tansferierbar. Die Amortisierung der 
Weiterbildungsinvestition war aber oftmals dadurch gesichert, dass die ohnehin 
betriebsgebundene und loyale Stammbelegschaft Zielgruppe solcher Maßnah-
men war. 

Neben der Förderung technischer und kaufmännischer Vorträge, den Unter-
richtskursen und Lehrgängen hatte die „Selbstschulung“ und „Selbstbildung“ 
der Beschäftigten eine nicht wesentliche Bedeutung. Vor allem, so der betriebli-
che Tenor, wäre es wichtig, wenn sich die Beschäftigten selber um die Erweite-
rung ihrer Fachkenntnisse kümmerten: „Aber auch der Industrieangestellte und -
arbeiter steht in einem Beruf, der es von jedem einzelnen immer mehr erfordert, 
sich das beste berufliche Rüstzeug zu schaffen und zu erhalten. Dieses Rüstzeug 
ist neben der persönlichen Tüchtigkeit das berufliche Wissen, das sich keiner 
heute ohne stetige Selbstschulung erhalten kann [...]. Der Strebsame wird sich 
durch Selbststudium immer fördern können“ (Weisser 1928, S. 217f.). Vielfach 
wurde „der Gedanke des Selbsterarbeitens“ aus der Schulbewegung übernom-
men: In diesem Sinn sollte „man nicht fertige Vorschriften von vornherein ge-
ben, sondern sie selbst suchen lassen [...]. Man soll z.B. nicht immer das richtige 
Verfahren von vornherein zeigen, sondern die Lernenden zum eigenen Suchen 
und Nachdenken anspornen, wohl aber nachher zur Kritik, zum Vergleich ver-
schiedener Verfahren und zur bewussten und überzeugten Entscheidung für das 
beste Verfahren hinführen“ (Der Bosch-Zünder 1928, S. 50).  

Die durch die Betriebe zur Verfügung gestellten Selbstbildungsmedien waren 
Werkzeitungen mit ihren fachlichen Berichten sowie Bücher aus den Werkbib-
liotheken: „Jeder kann sich aus Büchereien Fachschriften beschaffen und da-
durch seinen Überblick über das gesamte Gebiet erweitern. Erst dann lässt sich 
auch ermessen, welche Summe von Mühe, Ausdauer und Kraft dazu nötig war, 
Werkzeuge und Werkzeugmaschinen auf die hohe Stufe zu bringen, die uns fast 
als selbstverständlich erscheint“ (Schönhaar 1921, S. 24). Gerade den Werkzei-
tungen wurde ein hoher Fortbildungs- und Erziehungswert beigemessen (vgl. 
Büchter/Kipp 2002). Die Werkbibliotheken galten bereits in frühen betriebswis-
senschaftliche Arbeiten (vgl. Dietrich 1914; Krauß 1924) als eine „eigentümli-
che Anstalt erziehlichen Berufs“ (S. 755), als das „bequemste wie äußerlich 
größte Bildungsmittel“ (S. 756). Sie stehe „ununterbrochen im Betrieb“, „sie 
bietet Mittel für allerlei Bildung, soweit das gedruckte Wort sich dazu eignet; 
die Wahlfreiheit hat das weiteste Feld“ (S. 755). Nach Krauß (1924) leisten 
Werkbüchereien in zweifacher Weise „ein[en] Beitrag zur Bildungsarbeit in der 
Industrie“: Sie dienten der betriebstechnischen Schulung und kompensierten 
Kenntnislücken und Praxisdefizite: „Alle Spezialbildung hat nur Wert, wenn sie 
vorhandene elementare Kenntnisse bei ihrem Objekt voraussetzen kann. Nicht 
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nur die Mängel einer von der Produktionsstätte getrennten Fachschule, sondern 
auch die den praktischen Lebenserfordernissen entfremdete Lernschule sind zu 
überwinden“ (S. 20). Zudem wurden Lehrfilme zum Zweck der Unterrichtung 
zur Verfügung gestellt. Daneben wurde auch der Fernunterricht angeboten.150  

Die Selbstschulung war nicht für eine definierte Belegschaftsgruppe vorgesehen, 
sondern prinzipiell für jeden möglich. Hinweise auf diese Qualifizierungsform 
konnten zu einer Verwischung der Grenze zwischen Teilnehmern und Nicht-
Teilnehmern an der betrieblichen Weiterbildung führen und der Kritik, bestimm-
te Belegschaftsmitglieder würden von der betrieblichen Weiterbildungsförde-
rung ausgegrenzt, vorbeugen.  

7.3 Förderung von Zusammenhangswissen und Erfahrungsaustausch  

Eine besondere Aufmerksamkeit erfuhr im Laufe der 1920er Jahre jene betriebs-
spezifische Weiterbildung, in der den Beschäftigten „Zusammenhangswissen“ 
über betriebliche Bereiche und Prozesse vermittelt und Einblicke in den „Ge-
samtorganismus“ Betrieb gegeben werden sollten. Die Belegschaft sollte „im 
Ganzen“ denken, Werkstreue, Firmenstolz und die Überzeugung von der Rich-
tigkeit und Bedeutsamkeit der Betriebspolitik sollten hierdurch gefördert werden 
(vgl. Borst 1925, S. 258): „Durch Werkschulen, Vorträge und Führungen sind 
die vielverzweigten Zusammenhänge zu zeigen. Es muss Verständnis dafür ge-
weckt werden, warum die heutige Arbeitsweise notwendig ist, warum jeder ein-
zelne, auch der kleinste Teil der fertigen Ware, gut, genau und auswechselbar 
gefertigt sein muss, und wie sehr das Schicksal des Betriebes davon abhängt, 
dass jeder einzelne auch im Kleinsten treu seine Pflicht tut“ (ebd.). Hieraus soll-
te sich „ein besonderes Verhältnis zur Gesamtaufgabe, zu dem großen Betriebs-
körper“ entwickeln (ebd.). 

Diese Schulung konzentrierte sich auf bestimmte Beschäftigtengruppen. Der 
Bedarf an Zusammenhangswissen, so die Vorstellung des Siemens Konzerns, 
erfordere vor allem die betriebliche Weiterbildung der Werkmeister, Ingenieure 
und Facharbeiter sowie der Angestellten im kaufmännischen und Verwaltungs- 
und Sekretärinnenbereich (vgl. Elbel 1930, S. 27): „Um den Blick auf die Not-
wendigkeit des Verständnisses der Zusammenhänge hinzulenken, müssen die 
auf den verschiedensten Spezialgebieten Tätigen [bei Siemens] in Betrieb und 

                                                
150 „Im Verlag des Athenäums am Lech erscheinen seit einiger Zeit Selbstunterrichtsbriefe 

über Volkswirtschaftslehre und Staatskunde, die zum Teil namhafte Wissenschaftler zum 
Verfasser haben. Diese Briefe wollen strebsamen, im praktischen Leben stehenden Leuten, 
denen ein Hochschulstudium nicht möglich ist, einen vollwertigen Ersatz bieten [...]. Mag 
man an sich solchen Unterrichtsbriefen auch mit gewissen Zweifeln gegenüberstehen, ob 
sie als Ersatz für ein regelechtes Hochschulstudium gelten dürfen, soviel ist sicher, daß mit 
dieser Einschränkung hier Möglichkeiten zur Weiterbildung eröffnet werden, die nur zu 
empfehlen sind“ (Osram-Nachrichten 1924, S. 50). 
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Büro auch Einblick in Entstehung, Aufbau und Organisation des Unternehmens, 
dem sie dienen, erhalten“ (ebd.).  

Auch die Adam-Opel AG berichtete über ihre Überlegungen zur Förderung von 
Zusammenhangswissen: „Wir wollen versuchen, zunächst in ungebundener Fol-
ge Themen durch Fachleute behandeln zu lassen, die dem Interessenkreis vieler 
Mitarbeiter unserer Organisation nahe liegen. Als nächstliegendes Stoffgebiet 
könnte beispielsweise das Thema zur Diskussion gestellt werden: ‚Wie entsteht 
ein Opel-Wagen?’ Es dürfte für viele Werksangehörige von Interesse sein, über 
die grundsätzlichen Voraussetzungen unterrichtet zu werden, die mit der Her-
stellung und dem Vertrieb unserer Fabrikate zusammenhängen, und auch den 
Vermittlern dieses Wissens, nämlich den hierin erfahrenen Kollegen, würde sich 
dadurch eine in vielerlei Hinsicht dankbare Aufgabe bieten“ (Der Opel Geist 
1930, S. 1). Vorgeschlagen wurde „ein Leitfaden für eine Vortragsreihe“: „1. 
Grundsätzliche Ausführungen über Werte, die erzeugt werden, über Bedürfnis-
se, die befriedigt werden, über das Verhältnis von Herstellung und Verbrauch 
und die rechtlichen Voraussetzungen, die bezüglich der Benutzung von Kraft-
wagen vorhanden sind. 2. Die Organisation und Beschaffung von Rohstoffen 
und Halbstoffen. 3. Ablauf des eigentlichen Produktionsprozesses, Betriebsglie-
derung nach Abteilungen, besondere Fragen der Betriebsorganisation, Betriebs-
kontrollen, Nebenbetriebe und Hilfsbetriebe. 4. Die Verkaufsorganisation ein-
schließlich Werbewesen und Absatzfinanzierung. 5. Kapital-Basis, Kapital-
Quellen, Gesellschaftsformen und Verknüpfungen, Bedeutung des Konzerns in 
der deutschen Volkswirtschaft und der Gesamtwirtschaft“ (ebd.). Zur Förderung 
des Werkswissens wurden auch die Werkzeitungen eingesetzt. Sie lieferten Be-
richte über die Geschichte der Firma, stellten einzelne Abteilungen vor, be-
schrieben Produktionsprozesse, technische Neuerungen, neue Produkte und de-
ren Einsatz (vgl. Michel 1997; Büchter/Kipp 2002).  

Zur Schaffung von Transparenz in Werksgeschehnisse wurde auch der Erfah-
rungsaustausch gefördert, der nach dem Ersten Weltkrieg zunächst die Funktion 
der industriellen Selbsthilfe erfüllte. So forderte beispielsweise der Berliner Be-
zirksverein des VDI, der BBVDI, in dem die Großbetriebe der Berliner Metall-
industrie, wie Borsig, AEG, Siemens-Schuckert, Ludwig-Loewe & Co., vertre-
ten waren, gegen Ende des Ersten Weltkrieges einen „Erfahrungsaustausch unter 
den Betrieben“, um die unverzügliche qualifikatorische Anpassung der Arbeiter 
an die aus der Rationalisierung der Fertigung und der Arbeitsvorgänge resultie-
renden veränderten Arbeitsanforderungen voranzutreiben. Diskussionsabende 
wurden eingerichtet, um Ratschläge, Anregungen, Berichte über Erfolge und 
Misserfolge zur Anlernung von Facharbeitern auszutauschen, mit dem Ziel, die 
heraus gewonnenen Erkenntnisse zu verallgemeinern. Nach dem Krieg instituti-
onalisierte der BBVDI den „Erfahrungsaustausch“, und es kam zur Gründung 
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verschiedener Ausschüsse151, die neben dem „Ausschuß für das Anlernen von 
Facharbeitern“ existierten (vgl. Homburg 1991, S. 258-261). Diese Ausschüsse 
boten für Meister und Ingenieure der Berliner Werke Möglichkeiten der Weiter-
bildung, wie die „technischen Sonderkurse“ (S. 260), an.  

Neben dem Austausch von Wissen sollte der Erfahrungsaustausch auch der 
Pflege sozialer Beziehungen und der Gemeinschaftsförderung dienen, wie bei 
Krupp, wo er als „Arbeitsgemeinschaft“ konzipiert war, bei der die „Förderung 
der Erkenntnis, nicht Anhäufung von trockenem Wissensstoff, sondern [...] 
warmes Erleben wahren Menschentums in unermüdlicher kameradschaftlich 
geistiger Arbeit“ (Kruppsche-Mitteilungen 1920, S. 200) im Mittelpunkt stehen 
sollte. Um ein „gemeinsames Werkverständnis“ unter den Meistern und Ingeni-
euren zu erreichen, organisierte der Siemens Konzern den Erfahrungsaustausch 
zwischen den einzelnen Werken. (vgl. Siemens-Mitteilungen 1925, S. 99).  

Für den „laufenden Erfahrungsaustausch“ als Bestandteil betrieblicher Weiter-
bildung plädierte Riedel (1925), um dem „Zustand des Mißtrauens aller gegen 
alle ein Ende zu machen“ (S. 337). Der Erfahrungsaustausch habe einen „unmit-
telbar wirtschaftlichen Wert“. Als noch wichtiger schätzte er den sozialpflegeri-
schen Wert ein, denn durch ihn würden „selbständige und selbstbewußte Mitar-
beiter an Stelle ausführender Organe erzogen werden. Es wird vielfach gerade in 
den Kreisen der geistig hochstehenden und deshalb wertvollsten Arbeiter dar-
über geklagt, daß ihre Anregungen unbeachtet bleiben und ihr Wirkungsstreben 
künstlich beschränkt wird“ (ebd.). Im Hinblick auf die „Organisation des Erfah-
rungsaustauschs“ schlug Riedel zwei Stufen vor: Erfahrungssammlung (Moti-
vieren der Arbeiter zur Preisgabe ihrer Erfahrungen, Sammeln von Beamtenbe-
richten etc.) und Erfahrungsverwertung (z.B. schriftliche Aufzeichnungen für 
Anlernung und Fähigkeitsschulung) zur Optimierung von Arbeitsprozessen und 
„Vervollkommnung der Leistungsfähigkeit der im Betrieb Tätigen“ (S. 339).  

In den meisten Werkzeitungen der Großbetriebe wurde über Erfahrungsaustau-
sche, die mehr oder weniger längerfristig institutionalisiert waren, berichtet. 
Beispielsweise hat Mitte 1931 die Robert-Bosch AG den so genannten „Techni-
schen Erfahrungsaustausch“ ins Leben gerufen, um Möglichkeiten zur „regel-
mäßigen Aussprache“ (Huber 1931, S. 270) zu schaffen: „Diese Zusammen-
künfte, in denen von Werksangehörigen Vorträge mit Themen aus ihrem Ar-
beitsgebiet gehalten werden, dienen hauptsächlich dazu, die Erfahrungen einzel-
ner Stellen den anderen zu übermitteln. Sie sind von dem Grundsatz getragen: 
Fehler dürfen nur einmal gemacht werden, besondre Erfahrungen einzelner Stel-
len sollen allen zugute kommen. Diese Zusammenkünfte sollen auch das Zu-
sammengehörigkeitsgefühl wecken und die Gemeinschaftsarbeit fördern“ (S. 

                                                
151 „Unterausschuß für Betriebsorganisation“ (1917), „Arbeitsausschuß für industrielle Psy-

chotechnik“ (1918), „Ausschuß für Wirtschaftswissenschaften“ (1919), „Ausschuß für 
technische Mechanik“ (1919) und „Ausschuß für Wärmewirtschaft“ (1920) 
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270-271). In einem Artikel im Bosch-Zünder aus dem Jahre 1933 über Erfah-
rungsaustausch heißt es: „Jeder einzelne wird dadurch besser befähigt als früher, 
im Sinne des großen Ganzen zu arbeiten“ (Goerner 1933, S. 38).  

7.4 Vorgesetzten- und Führerschulung 

Von zunehmender Bedeutung war auch die Vorgesetztenschulung, die Betrieb-
sorganisations- und Führungsfähigkeiten fördern sollte. Die Schwerpunkte der 
Vorgesetztenschulung lagen auf unterschiedlichen Ebenen:  

Zum einen gehörten hierzu solche Kurse und Lehrgänge, in denen mittleren und 
höheren Führungskräften das zur Einhaltung von Standards rationalisierter Be-
triebsorganisation notwendige Wissen vermittelt wurde. In Kooperation mit der 
„Arbeitsgemeinschaft Deutscher Betriebsingenieure“ (ADB) und dem „Reichs-
ausschuss für Arbeitszeitvermittlung“ (REFA), die um die „Bestgestaltung“ von 
Arbeiten und Lernen bemüht waren, organisierte die Industrie Kurse für Be-
triebsbeamte, Ingenieure, Meister und Vorarbeiter. Zu den Hauptthemen gehör-
ten Zeitstudien, Differentiallohn, Auslese, Eignungsprüfung und Anlernung von 
Personal. An den REFA-Kursen bei Siemens sollten vorrangig jene Arbeiter 
teilnehmen, „die gleichsam die Rationalisierung insgesamt und der Maschinen-
prozesse im besonderen durch ihr fachliches Wissen, ihre Arbeitserfahrung, ihre 
Flexibilität und Lernbereitschaft mit- und vorantrugen [...]. Dabei überwogen 
die (gelernten und hochwertigen angelernten) Metallfacharbeiter bei weitem“ 
(Homburg 1991, S. 555). 

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten die „Werkmeister-Fortbildungskurse“, 
deren „Zweck und Ziel“ es war, „die persönlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
unserer Werkmeister zu erweitern, damit sie den Anforderungen ihrer Stellung 
voll und ganz gerecht werden können, und mit der Entwicklung der Industrie 
Schritt zu halten vermögen“ (Der Opel-Geist 1931a, S. 5). Zu den Themen der 
Werkmeister-Fortbildung gehörten beispielsweise: „Persönliche Kennzeichen 
und Aufgaben des Meisters“; „Moderne Organisation und ihre wesentlichen Er-
fordernisse“; „Der Meister in der Organisation und in seiner Abteilung“; „Der 
Meister und seine Leute“; „Arbeiterbehandlung“; „Aufrechterhaltung einer 
wirksamen Belegschaft“; „Die Einstellung des Meisters zu den Grundsätzen der 
Firma und seine Gesinnungstreue“; „Aufrechterhaltung der Disziplin“ (ebd.). 
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Abb. 28: Vorarbeiterkursus 

 

Quelle: AEG 1928, S. 63 

Zu einem wichtigen Bestandteil der Vorgesetztenschulung avancierte in der 
Weimarer Republik die Unfallverhütung. Unfälle während des Produktionsab-
laufes bedeuteten für die Betriebe unter Umständen nicht nur Personalausfall, 
Zeit- und Materialverluste, sondern angesichts der Arbeiterschutzregelungen 
waren sie auch zur Fürsorge und zum Unterhalt der am Arbeitsplatz Verletzten 
verpflichtet (vgl. Feeg 1930). Die Unfallverhütung wurde daher als „Aufgabe 
des ganzen Volkes“, als „große Erziehungsarbeit“ (Borsig 1929, S. 45) im Be-
trieb angesehen. Anhand von Vorträgen von Gewerbeaufsichtsbeamten, Kursen 
für Betriebsleiter und Werkmeister, Wanderausstellungen, Bildpropaganda und 
Filmvorführungen für Arbeiter sollte über Maßnahmen der Unfallverhütung be-
lehrt werden. Die „Zentralstelle für Unfallverhütung“ und die „Unfallverhü-
tungsbild-G.m.b.H“ sorgten dafür, dass Schulungskurse zur Unfallverhütung 
von den Betrieben selbst durchgeführt werden konnten, indem sie das hierzu 
nötige Anschauungsmaterial, die so genannten „Unfallverhütungsbilder“ entwi-
ckelten und an einzelne Betriebe schickten.  

Das DINTA hielt auch seine Vorstellungen zur Unfallverhütungsschulung nicht 
zurück. Die Kurse „haben die Aufgabe einer Schulung für praktische Unfallver-
hütung und befassen sich meist mit den spezielleren Gebieten: Gasschutz, erste 
Hilfe bei Unglücksfällen, Bekämpfung von Bränden usw. Von besonderem Wert 
sind sie dadurch, daß sie sich nicht mit theoretischen Belehrungen begnügen, 
sondern, was zu Werkmännern so ungleich stärker spricht, immer praktische 
Übungen sind, die nach und nach - bei den Betriebsführern und Werkmeistern 
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beginnend - zuletzt die ganze Belegschaft erfassen, so daß schließlich alle Be-
legschaftsmitglieder tätige Mitarbeiter in der Unfallverhütung sein können“ 
(Bäumer 1930, S. 79).  

Abb. 29: Unterricht zur Unfallverhütung für Arbeiter bei Hoesch 1927 

 

Quelle: Rasch 1997, S. 84 

Ein weiteres Gewicht in der Vorgesetztenschulung bildete die Anlernung der 
Anlerner. Sie gehörte zu einem festen Bestandteil betrieblicher Weiterbildung. 
Anstöße hierfür waren die Häufigkeit von Anlernprozessen in Betrieben sowie 
der gestiegene Bedarf nach Systematisierung von Anlernung. Hinzu kam, dass 
die Anlerntätigkeit zunehmend auch als Erziehungsaufgabe im Kontext der 
Werksgemeinschaft gesehen wurde (vgl. Korn 1932, S. 113). Denn die „erste 
Aufgabe“ des Lehrenden ist es, „einen Menschen dahin zu bringen, daß er später 
Produktion liefern kann. Das bedeutet eine so wesentliche Umstellung des durch 
jahrelange Arbeit auf Materialbehandlung eingestellten Menschen, daß er häufig 
zur Menschenbehandlung nur schwer findet“ (S. 117).  

Sowohl in der Theorie der Arbeitspädagogik als auch in der Praxis wurde die 
Vorgesetztenschulung immer mehr auch als „Führerschulung“ und Instrument 
der „Menschenökonomie“ gesehen. In den Werkzeitungen setzte man sich seit 
der zweiten Hälfte der 1920er Jahre zunehmend mit Fragen der „Menschenfüh-
rung“ im Betrieb auseinander. Hier finden sich häufig auch Ankündigungen von 
Vorträgen zum „Umgang mit den Menschen im Betrieb“. Das DINTA war be-
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müht, das „Führertum in der Industrie“ (vgl. Arnhold 1930) zu fördern und lie-
ferte Argumente für die Ausweitung der Führerbildung in Betrieben: „Die größ-
te und schwierigste Aufgabe aber besteht darin, das Verständnis für industrielles 
Führertum auch in die weitesten Kreise der im Betrieb tätigen Ingenieure hi-
neinzutragen. Eine tiefe Tragik ist darin zu erblicken, daß ein großer Teil dieser 
Ingenieure zwar die tote Materie bis in alle Feinheiten beherrscht, dagegen es 
gar nicht oder nur unvollkommen versteht, den wichtigsten Faktor des Betriebes, 
den Menschen, zu führen“ (S. 8).  

Überlegungen und Initiativen zur „Menschenbewirtschaftung“ und „Führerschu-
lung“ wurden in den Betrieben flankiert von Angeboten an Erziehungs- und Bil-
dungsmaßnahmen, die in die Lebenswelt der Arbeiter hineinreichten und darauf 
zielten, sie als „ganze“ Personen zu erfassen. Solche Angebote blühten vor dem 
Hintergrund anthropozentrischer und werksgemeinschaftsideologischer Konzep-
te und Programmatiken auf. 

8. Anthropozentrik, Werksgemeinschaft und Erwachsenenerziehung 

Als „Erwachsenenbildung“ und „-erziehung“ gehörte betriebliche Weiterbildung 
zu einem umfassenden Programm betrieblicher Sozialpolitik – neben Werks-
wohnungsbau, Werksvereinen, Werkssport, Pensionskassen, Invaliden- und Al-
terfürsorge, Kinderpflege, unternehmerischer Jugendarbeit und Ausbildungsför-
derung – deren Anfänge im 19. Jahrhundert liegen. Anstöße für den weiteren 
Ausbau betrieblicher Soziapolitik in der Weimarer Republik waren die staatliche 
Sozialpolitik sowie die Arbeiterunruhen, auf die die Industrie mit einer weiteren 
Internalisierung eigener Fürsorgeeinrichtungen reagierte. Kerngedanke der be-
trieblichen Sozialpolitik war, daß über die Zuwendung und Fürsorge der Beleg-
schaft, „dem starken Abströmen seelischer und geistiger Energien aus dem Ar-
beitsraum in den sozialen und politischen Kampfraum“ (Michel 1953, S. 189) 
entgegengewirkt und über die Pazifizierung im Betrieb ökonomischer 
Wohlstand hergestellt werden könnte. 

Die betriebliche Sozialpolitik in der Weimarer Republik galt - zumal in Kriti-
kerkreisen - als Ergänzung zum Taylorismus und zur Psychotechnik mit ihren 
inhumanen und „entseelenden“ Wirkungen (vgl. Michel 1932; Preller 1978). 
Unterstellt wurde hier, dass es sich beim Taylorismus und der Psychotechnik um 
Systeme lückenloser Kontrolle handelte, die den Menschen zu Objekten im Ar-
beitsprozess degradierten, so dass nur außerhalb der Arbeit menschenwürdigere 
Kompensations- und Befriedungsangebote bereit gestellt werden müssten, um so 
Arbeitskraft zu reproduzieren und Leistung und Loyalität der Belegschaft zu 
sichern. Weder in der Theorie noch in der Praxis lässt sich jedoch eine vollstän-
dige Akzeptanz und Durchsetzung von Taylorismus und Psychotechnik mit dem 
Effekt lückenloser Steuerung und Überwachung menschlicher Arbeitskraft bele-
gen (vgl. Vahrenkamp 1977; Volpert 1977). Genau genommen führten die Er-
kenntnisse der Betriebs-, Arbeitswissenschaften, der Arbeitspsychologie und der 
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Betriebssoziologie, nach denen die noch so rationalisierten Verfahren metho-
disch weder perfekt, noch in der Lage wären, die Subjektivität im Arbeitspro-
zess vollständig zu eliminieren, dazu, dass man in diesen Disziplinen teils in 
kulturphilosophisch-romantisierter Manier die „Irrationalität“ der Menschen im 
Arbeitsprozess und im Betrieb besonders betonte, zu einer übersteigerten 
Anthropozentrik neigte und dabei die Frage nach der richtigen Pädagogik auf-
warf, die sich im Hinblick auf ihre Ziele schließlich mit der Ideologie der dama-
ligen Werksgemeinschaft traf. 

Selbst die ersten Betriebswissenschaftler, denen es um maximale Leistung der 
Arbeitskräfte bei gleichzeitiger Herstellung des wirtschaftlichen Friedens ging 
und die eine starke Affinität zum Taylorismus hatten, kritisierten seine methodi-
sche Unzulänglichkeit. So wusste Georg Schlesinger (1913) bereits um die 
Grenzen einer Nur-Taylorisierung: „Auf gewaltige Schwierigkeiten aber wird 
das Taylorsystem wohl immer oder doch lange Zeit noch stoßen“ (S. 547). Als 
Ergänzung zur wissenschaftlichen Betriebsführung schlug er eine Übertragung 
der militärischen Erziehung auf den betrieblichen Bereich vor. Auch Walter 
Moede, der das erste „Institut für Psychotechnik“ in Deutschland leitete, und 
beanspruchte, bei der Anwendung der Psychotechnik auf das Arbeits- und Wirt-
schaftsleben das ganze Individuum in Struktur und Persönlichkeit erfassen zu 
können, war klar, dass Maximalleistung und Dauerleistung auseinanderfallen 
und der Mensch nicht nur ein homo oeconomicus ist. Eine auf reine Arbeitsor-
ganisation und Arbeitsverdichtung, unter Abstrahierung von der Komplexität 
der Psyche des Menschen zielende Leistungssteigerung wurde als „helpless psy-
chological dilettantism“ (Münsterberg 1913, S. 56) bewertet, was zwar in den 
Folgejahren zur Intensivierung und Optimierung psychotechnischer Methoden 
führte, aber schließlich gerieten auch diese ersten Ansätze der Psychotechnik in 
die Kritik praktizierender Psychologen und Mediziner: „Die Tatsache, daß durch 
experimentelle Untersuchungen mit Messungen und Apparaten die Eigenart ei-
nes Menschen nicht zu erfassen ist, [...] hatte die Psychotechnik in ihren ersten 
Anfängen völlig außer Acht gelassen“ (Fabian 1930, S. 725). Das 1928 von 
Goetz Briefs an der Technischen Hochschule Berlin gegründete „Institut für Be-
triebssoziologie und soziale Betriebslehre“ sah eine seiner zentralen Aufgaben 
darin, die angehenden Betriebsingenieure auf die betriebliche Sozialpolitik vor-
zubereiten. Briefs (1928) lehrte, dass hinter jeder Arbeitsrationalisierung und 
Psychotechnik „ein mit diesen Methoden nicht zu überwindender Rest Wider-
stand gegen die beste Leistung im Arbeiter, Spannung wider die beste Betriebs-
organisation [bleibt]. An diesem Rest und an dieser Spannung kann die beste 
Eignungsprüfung und Anlernung scheitern, an ihr kann die wissenschaftlichste 
Betriebsorganisation zum toten Apparat werden. Der Rest, der trotz Psychotech-
nik verbleibt, ja den die bloße Psychotechnik und Physiotechnik der Arbeit nur 
zu steigern die Neigung hat, ist jedem Betriebsleiter und jedem Besucher eines 
Betriebes spürbar als das geheime, dumpfe Grollen unter dem Boden der Betrie-
be, als eine über dem Betriebe liegende gewittrige Atmosphäre. Hier offenbart 
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sich, daß es von Hause aus irrationale Seelenschichten im Menschen und also 
auch und gerade im lohnarbeitenden Menschen gibt, denen gegenüber jede Psy-
chotechnik und jede Physiotechnik draußen bleibt“ (S. 145). 

Die Arbeitswissenschaft, die „wissenschaftliche Lehre von der rationellen, 
zweckhaft gerichteten ‚Tätigkeit’ für berufsbedingte Kulturziele“ (Giese 1930, 
S. 418), warnte zudem vor einer übersteigerten Taylorisierung von Arbeit: Bei 
Fritz Söllheim (1922), der über „die Grenzen seiner [des Taylor-Systems] Ein-
führung in deutsche Betriebe“ schrieb, heißt es: „Wir haben zwar gesehen, daß 
zur selben Zeit, in der Taylor seine Versuche machte, auch in Deutschland die-
selben Ideen praktische Verwirklichung fanden (vielfach sogar schon früher)“ 
(S. 149), jedoch „im Interesse einer gesunden Kulturpolitik“ (S. 151) dürfe das 
Taylor-System nicht vollständig auf deutsche Betriebe übertragen werden: „Bei 
der Menschenarbeit kann die Ergiebigkeitssteigerung Raubbau bedeuten, die auf 
Kosten der Gesundheit und des seelischen Wohlbefindens der Arbeiter geht. 
Durch eine Überschraubung der Leistungsfähigkeit der Arbeiter erwachsen 
schlimme soziale Schäden und volkswirtschaftliche Nachteile“ (S. 151). Fritz 
Giese (1932) wies seit Ende der 1920er Jahre auf die Grenzen der Rationalisie-
rung und Psychotechnik in ihrer Kontrollfunktion hin und forderte in seiner 
„Philosophie der Arbeit“ die Rückkehr zu einer „harmonisierenden Romantik“ 
(S. 265), die Besinnung auf das Metaphysische. Er hatte dabei nicht nur das 
Funktionieren des Betriebsablaufs und die Lösung der Arbeiterfrage im Blick, 
vielmehr ging es ihm auch um die Überwindung der Staatskrise durch die „En-
kulturation“ der Arbeiterschaft und der ganzen Bevölkerung. Giese (1930a) 
warnte vor der „Mentalitätsumbiegung der Bevölkerung durch 
R.[ationalisierung]“, vor einer „Senkung des geistigen Niveaus aus Teilarbeit; 
Lebensunlust aus Unmöglichkeit stabilisierungsfähiger Berufe; [...] romanti-
schen Kitsch; Alkohohl; Politisieren, [dem] angstvolle[n] Suchen nach Eigenart 
im Meer des Ewiglichen“ (S. 3630).  

Seit Mitte der 1920er Jahre erschien parallel zu der Flut an Literatur zum Thema 
technische, arbeitsorganisatorische und psychotechnische Rationalisierung eine 
Fülle an Publikationen, in denen in romantisierender Weise die „Eigenart“, „Ir-
rationalität“, die „Seele“ des Menschen, seine nur begrenzt rationalisier- und 
fassbare Subjektivität in den Mittelpunkt gerückt und für die Rettung des Hu-
manen im Betrieb plädiert wurde.152 Während beispielsweise Ernst Horneffer 
(1925) in seiner „Wirtschafts-Pädagogik“ für eine Berücksichtigung der „mora-
lische[n] Persönlichkeit“ (S. 59) der Arbeiter in der Wirtschaft plädierte, ver-
fasste Karl Dunkmann (1925) seinen Aufsatz mit dem Titel: „Der Mensch im 
Proletarier“. Artur Zickler (1925) schrieb über „die Menschlichkeit des Arbei-
ters“ und Alfred Striemer (1925) über „die Wünsche der Arbeiterschaft“. Paul 
                                                
152 Dieses „seelische Problem der Arbeit [...] tritt uns heute in der Literatur, in den Debatten 

stark entgegen, daß man fast versucht sein könnte zu glauben, daß sich eine frühere Zeit 
überhaupt nicht damit befaßt hätte“ (Friedrich 1930, S. 5).  
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Osthold (1926) legte sein in mehreren Auflagen publiziertes Werk über den 
„Kampf um die Seele unseres Arbeiters“ vor und Hendrik de Man (1927) veröf-
fentlichte seine Untersuchungsergebnisse für den „Kampf um die Arbeitsfreude“ 
(vgl. Kap. III).  

Die Arbeitspädagogik nahm sich vor, durch Erziehung die „Lücken“ (Riedel 
1925a, S. 98) der rationalisierten Betriebs- und Arbeitsteuerung zu kompensie-
ren. Fest stand auch hier, dass, wie Johannes Riedel betonte, „die wissenschaft-
liche Betriebsführung [...] zu wenig mit der menschlichen Unvollkommenheit, 
mit der Tatsache des zum erheblichen Teil nicht verstandesmäßig regelbaren 
menschlichen Wesens [rechnet]“ (S. 97). Arnhold (1931) wollte sodann die „Be-
seelung der industriellen Arbeit“ nicht durch die Förderung von „Nummermen-
schen“ (S. 38), sondern durch den Aufbau persönlicher Beziehungen erreichen. 
Der Arbeiter, so der Tenor des DINTA, müsse als „Ganzes“, samt seiner emoti-
onalen und „irrationalen“ Seite begriffen werden: Das „Sich-berühren der ratio-
nal bestimmten technischen Entwicklung mit Komplexen irrationalen Charak-
ters macht eine Beschäftigung der im Reiche der Technik Arbeitenden mit irra-
tionalen Momenten, in Sonderheit mit der menschlichen Persönlichkeit, mit dem 
Menschenwesen in seiner Totalität zur Notwendigkeit“ (Bäumer 1930, S. 11). 
Schließlich zielte hier die „Beschäftigung“ mit den „irrationalen Momenten“ der 
Arbeiter nicht auf die Förderung ihrer Persönlichkeit, sondern auf Vergemein-
schaftung.  

Die Überlegungen zum Umgang mit der „Arbeiterseele“ im Betrieb waren ein-
gebunden in die damalige Werksgemeinschaftsbewegung (vgl. Krell 1994), von 
der aus wesentliche Impulse für die betriebliche Jugend- und Erwachsenenerzie-
hung kamen. Ihr Ziel war die konfliktfreie Gemeinschaft zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern und darüber die Restauration der Volksgemeinschaft: 
„Alles das, was seine Wurzel im gemeinsamen Volkstum hat, muß gepflegt 
werden. Das Erkennen und das Bewußtsein der völklichen Verbundenheit er-
leichtert dann wiederum die Erweckung des Gemeinschaftsgefühls im Werk“ 
(Vorwerck 1928, S. 26). Die politische Macht der Arbeiterklasse war der we-
sentliche Auslöser dafür, dass die Idee der Werksgemeinschaft von Arbeitgebern 
mit hohem publizistischem Aufwand propagiert wurde. Mit dem Bild einer Inte-
ressengegensätze harmonisierenden „Werksfamilie“ sollten die „sozialen Prob-
leme des Betriebes“ (Potthoff 1925) gelöst und der „industrielle Friede“ (vgl. 
Davis/Lüddecke 1928) (wieder-)hergestellt werden.153 

                                                
153 Um die unternehmenspolitischen Interessen an der Werksgemeinschaft zu kaschieren, 

wurde sie von ihren Vertretern als etwas organisch Gewachsenes gedeutet, in dem „alle 
persönlichen Gegensätze einfach aus[geschaltet sind]“ (Dunkmann 1928, S. 107). Das 
Werk „gleicht einem ‚organischen Ganzen’“ (ebd.), einem „lebendigen Organismus“: „Ein 
wohlgeordneter Betrieb ist mehr als nur die Summe seiner Teile; er ist ein höheres Ganzes, 
vergleichbar einem lebendigen Organismus, der die verschiedenartigen Leistungen einer 
Vielzahl von Organen zusammenfasst und einem einheitlichen Ziel dienstbar macht. Es 
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Innerhalb der Werksgemeinschaftsbewegung existierten unterschiedliche Positi-
onen: jene sich eher als „liberal“ verstehenden Vertreter, die einen engen Bezug 
zur Praxis, zur großbetrieblichen Personalpolitik und zu Arbeitnehmervertretun-
gen hatten, wie Alfred Striemer154 und Otto Debatin.155 Sie verneinten die Ge-
werkschaften nicht, waren aber bemüht, aus der Perspektive der Arbeitnehmer 
die Vorteile eines friedlichen Zusammenlebens, einer „Arbeitsgemeinschaft“ 
zwischen beiden Seiten zu betonen.156 Dezidiert antigewerkschaftlich waren jene 
Theoretiker, die der Ideologie des DINTA nahe standen, wie beispielsweise Karl 
Dunkmann (1928) und Karl Vorwerck (1928). Die Gewerkschaften, so Dunk-
mann (1928), „betonen grundsätzlich eine [...] Solidarität der Belegschaft, die 
dem Tüchtigen zumutet, sich mit dem Trägen und Minderbegabten auch in der 
Lohnquote eins zu fühlen, demgemäß auf seinen erhöhten Lohn zu verzichten. 
Derartige Zumutungen bauen auf eine so weltfremde wirtschaftliche Gesinnung 
und auf ein so irregeleitetes sittliches Pathos, daß der ganze ideologische Cha-
rakter der Gewerkschaften daraus deutlich hervorspringt“ (S. 90).  

Die Werksgemeinschaftsbewegung setzte zur Bindung der Arbeiter an den Be-
trieb auf eine umfassende Fürsorge: „Wirtschaften bedeutet einmal für alle 
Ewigkeit Fürsorge für die Zukunft treiben, Fürsorge vom Sommer auf den Win-
ter, von der Jugend oder der Lehrzeit auf das Mannesalter, von diesem auf die 
Zeit der Arbeitsruhe im Alter und schließlich von der ganzen lebenden Genera-
tion auf die nachwachsende [...]. Denkt man sich diese familiäre Fürsorge weg, 
so wäre auch der Zusammenbruch aller Wirtschaft unabwendbar“ (S. 103f.).  

Das „Werksgemeinschaftsproblem“ wurde in erster Linie als „ein Erziehungs-
problem“ (Vorwerck 1928, S. 39) gesehen, das am ehesten von der Bewegung 
selbst gelöst werden könnte. Die Bewegung unterstützte damit die Autonomie 
und Selbstverwaltungsansprüche der Industrie in Erziehungs- und Bildungsan-
gelegenheiten. Da der Staat nicht dazu beitrage, die Fehde zwischen Unterneh-
mern und Arbeitgebern zu überwinden, und die Gewerkschaften kein Entgegen-
kommen in Richtung einer Interessenharmonie zeigten und einseitige Bildungs-

                                                                                                                                                   

liegt daher besonders nahe, den Betrieb nach der Analogie eines lebenden Wesens, einer 
selbständigen Persönlichkeit zu betrachten und zu behandeln“ (Fischer 1925, S. 304). Eine 
erstaunliche Parallele findet sich in der Diskussion um Unternehmenskultur und Lernende 
Organisationen der 1980/1990er Jahre (vgl. Büchter 1997, S. 217-219).  

154 Alfred Striemer war verantwortlicher Schriftleiter der Borsig-Zeitung. Seine Gedanken zur 
Werksgemeinschaft publizierte er in etlichen Artikeln der Werkzeitung, wie, „Der Klas-
senkampf“ (1927) und „Führung und Vertrauen“ (1927a), mit moralisierender und appel-
lierender Diktion an die Aufgabe des Klassenkampfes und an die Bereitschaft der Arbeiter 
zur Gemeinschaft mit den Arbeitgebern.  

155 Otto Debatin war Leiter der Arbeiter- und Angestelltenbüros und Redakteur des Bosch-
Zünders. Er publizierte hierin Beiträge wie: „Die Masse und der Einzelne“ (1922) und 
„Arbeitsfreude“ (1923).  

156 Vgl. eine Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen Richtungen der Werksgemein-
schaftsbewegung bei Krell (1994), S. 85-92.  
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arbeit praktizierten, läge die Aufgabe der Erziehung zur Werksgemeinschaft in 
den Händen der Werksgemeinschaftsbewegung: „Wir stehen auf dem Grund-
satz, daß die Wirtschaft selber für ihre Nöte zu sorgen hat und daß es allerhöchs-
te Zeit ist, daß ein ‚sozialpolitisch’ verfahrenes Geschlecht, das dauernd mit 
Humanität und Ethik kommt, sich bescheidet und seine Forderungen im ‚Rah-
men des Möglichen’ wirtschaftlicher Leistung aufstellt“ (Dunkmann 1928, S. 
123). Und weiter: „Unsere deutsche Arbeiterschaft hat längst eingesehen, daß 
der Gesamtsozialismus mit seiner Theorie und Praxis sie jahrzehntelang ‚ge-
blufft’ hat und daß es höchste Zeit ist, wenn sie sich nach wirklichen ‚Ideen’ 
umsieht, die aus der Wirtschaft selbst unmittelbar hervorgehen“ (S. 124). Auch 
die Lehrenden in der betrieblichen Bildung sollten aus der Wirtschaft selbst 
kommen. Denn eine Dozenten- und Lehrerschaft, „die auf dem Boden des Klas-
senkampfgedankens steht, ist natürlich nicht fähig, sich für eine Idee einzuset-
zen, die letzten Endes doch auf dem sittlichen Gemeinschaftsgedanken aufbaut“ 
(Vorwerck 1928, S. 40).  

Die oberste Aufgabe der Erziehung zur Werksgemeinschaft war die Entindivi-
dualisierng des Denkens der Arbeiterschaft: Die Werksgemeinschaft bedeute 
„eine Abkehr von dem rein individualistischen Denken“, vom „gesteigerten In-
dividualismus“ (S. 15): „Die Werksgemeinschaftsidee steht im Gegensatz zu 
diesem Individualismus, weil sie von der Erkenntnis des Aufeinanderangewie-
senseins, der gegenseitigen Abhängigkeit und der Gliedhaftigkeit ausgeht“ (S. 
21). Maßnahmen der Erziehung zur Werksgemeinschaft waren: „Lehrlingswerk-
stätten und Werkzeitungen sind wertvolle Hilfsmittel, Sportplätze, Lesehallen 
und Haushaltungsschulen dienen der körperlichen Ertüchtigung, der Weiter- und 
Ausbildung; Wanderfahrten der Jugend sollen die Liebe zur engeren und weite-
ren Heimat wecken. Besondere Fürsorge fordern die mitarbeitenden Frauen. 
Ausgaben, die für Sportlehrer, Sozialbeamte und Sozialbeamtinnen gemacht 
werden, bringen sich vielfach ein“ (S. 43). In der DINTA-Konzeption waren 
diese generationenübergreifenden und lebensweltumfassenden Erziehungsmaß-
nahmen zentrale Programmpunkte.  

Auffällig sind die nachdrücklichen Hinweise der DINTA-Anhänger auf die Er-
wachsenen im Betrieb, denen in Erziehungsfragen eine ebensolche Aufmerk-
samkeit zuteil werden sollte, wie den Jugendlichen (vgl. Kap. III, 4): In der 
„Entwicklung der Erwachsenen haben wir nun eine Aufgabe vor uns, die von 
dem Führer noch in weitaus höherem Maße zu beachten ist, als es bisher ge-
schieht“ (Friedrich 1930, S. 7). Nicht zuletzt die Altersstruktur der industriellen 
Belegschaft (vgl. Kap. II, 2) führten zu der Erkenntnis, dass die Erwachsenen 
„das Hauptkontingent unserer Belegschaft“ (ebd.) wären, und dass es darum ge-
hen mußte, „auch den einzelnen Erwachsenen schon jetzt zu erfassen“ (ebd.). 

Inwieweit die Betriebe die DINTA-Programmatik übernommen oder sich davon 
distanziert haben, muss offen bleiben. Auffällig ist zunächst eine Parallelität 
zwischen DINTA-Sprache und sozialpolitischer Topoi in den Werkzeitungen.  
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Zu den Angeboten der persönlichkeits- und lebensweltunfassenden betrieblichen 
Erziehung und Bildung gehörten solche, mit denen, im Gegensatz zu den berufs-
spezifischen Weiterbildungsmaßnahmen, jeder Arbeiter erreicht werden konnte.  

8.1 Erziehung und Selbstbildung durch Medien: Werkzeitungen, Werks-

bibliotheken, Werkfilme 

Nach 1918 nahm in der Auseinandersetzung mit der Gestaltung von Erziehungs- 
und Bildungsmitteln die Bedeutung von Medien zu. Zeitungen, Bücher und Fil-
me wurden als Informationsvermittler und Aufklärungsorgane, als Möglichkei-
ten zur Belehrung und Erziehung einer möglichst großen Zahl an Menschen ge-
sehen. So fanden auch in der Volksbildung und beruflichen Weiterbildung diese 
Medien ihren Einsatz. Auch Betriebe gingen dazu über, zum Zweck der Unter-
richtung und Betriebserziehung der Belegschaft, eigene Zeitungen zu erstellen 
und zu verbreiten, Werkbibliotheken einzurichten und auszubauen und Werks-
filme zu produzieren und vorzuführen.  

Das Werkzeitungswesen als ein wesentliches Element betrieblicher Sozialpolitik 
expandierte in der Weimarer Republik (vgl. Büchter/Kipp 2002). Die Funktion 
von Werkzeitungen erstreckte sich von der eines betriebskundlichen „Aufklä-
rungs“blattes, einer Fachzeitschrift zur Selbstunterrichtung von Arbeitern in 
technischen und ökonomischen Dingen, eines Bekanntmachungsorgans als Er-
gänzung zu den „Schwarzen Brettern“ in den Firmen, eines Medium der kultu-
rellen Bildung und Unterhaltung, bis hin zu der eines rührseligen Familienblat-
tes.  

Neben Werkzeitungen, die sich bewusst als rein technische Mitteilungsblätter, 
wie die AEG-Zeitung, Telefunken-Zeitung und Daimler-Zeitung, verstanden, 
gab es solche, die ein umfassendes Angebot an Beiträgen über das Werk, seine 
Geschichte und gegenwärtigen Erfolge, an fachlichen Berichten für bestimmte 
Tätigkeitsgruppen im Betrieb, an allgemeinbildenden und kulturellen Artikeln 
(Astronomie, Geographie, Literatur, Kunst, Theater, Musik, Berichte aus ande-
ren Ländern) und Beiträgen zur „Verstandesbildung“, zur ästhetischen Bildung 
und „Herzensbildung“ (Gruben 1957, S. 84) lieferten, daneben heimatkundliche 
und sozialpolitische Beiträge, Arbeitergedichte, werksinterne Berichte über Be-
legschaftsmitglieder und deren Familien, Fürsorgeleistungen der Betriebe, Tipps 
für Gartenbau und Viehzucht, Ankündigungen von Weiterbildungskursen, Witz-
, Sprach- und Tüfftelecken enthielten. Darüber hinaus wurde mit den Werkzei-
tungen versucht, unmittelbar erzieherischen Einfluss auf die Beschäftigten aus-
zuüben, indem Verhaltensregeln in Form von Sprüchen oder als „10 Regeln“ 
abgedruckt wurden: Gesundheitsregeln157, Unfallverhütungsregeln158, „zehn Ge-

                                                
157 Die BASF-Werkzeitung hat in den 12 Ausgaben im Jahre 1926 jeweils „Zehn Gesund-

heitsregeln“ zur Kleinkindpflege, Körperpflege, Ernährung, Schlaf, Leibesübungen etc. 
abgedruckt.  
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bote für die Arbeiter“ (Werkzeitung der BASF 1924, S. 103), „zehn Gebote für 
Werkmeister“ (Zeiss-Werkzeitung 1926b, S. 43), „wie du vorwärts kommst!“ 
(Der Bosch-Zünder 1929, S. 217), „Richtlinien für Vorgesetzte“ (1928, S. 73).  

Zentrales Ziel der Werkzeitungen war die Förderung der Zusammengehörigkeit 
unter den Mitarbeitern und die Weckung des „Werksgeistes“.159 Gegen eine ein-
seitige Funktionalisierung der Werkzeitungen für betriebliche Interessen wand-
ten sich die Betriebsräte, die nach der Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes 
von 1920 und des „Gesetzes über die Entsendung von Betriebsratsmitgliedern in 
den Aufsichtsrat“ von 1922 die Werkzeitung als aktuelles und nüchternes In-
formationsblatt für Arbeiter und ihre Vertreter begreifen und mitgestalten woll-
ten. Von einer Instrumentalisierung der Werkzeitung als einem Interessengegen-
sätze verschleiernden Medium setzte sich die 1919 gegründete „Daimler-
Werkzeitung“ ab, deren Redakteur der Volksbildner Eugen Rosenstock-Hussey 
war, und die der „Akademiezeitung“ der Akademie der Arbeit Vorbild (vgl. 
Picht/Rosenstock 1926, S. 97) war.160  

Trotz der Kritiken erlebte das Werkzeitungswesen in den folgenden Jahren einen 
weiteren Aufschwung. Das DINTA legte einen besonderen Eifer an den Tag, 
das Werkzeitungswesen voranzutreiben und auf der „Werkzeitung als Notwen-
digkeit“ zu bestehen: „Es ist nicht nötig, die landläufige Astrologie zu bemühen, 
um zu erkennen, daß die Geburt der Dinta-Werkzeitungen unter einem bedeut-
samen Stern gestanden hat. Sie waren fällig und traten in Erscheinung, als Krieg 
und Aufstand im öffentlichen Leben einen Zustand der Verwirrung der Gefühle 
und eine ‚Störung’ der Geister erzeugt hatten“ (Benser 1931, S. 36). Mit antige-

                                                                                                                                                   
158 „Vor jeder Arbeit denke dran, ob nichts dabei passieren kann! Führ’ dann die Arbeit sicher 

aus, und du gehst unverletzt nachhaus!“ (Werkzeitung der BASF 1926d, S. 155).  
159 „Es soll Zweck der Zeitung sein, das Gefühl der Zusammengehörigkeit unter den Werks-

angehörigen zu stärken“ (DEMAG-Werkzeitung 1921, S. 1); „Der ‚Opelgeist’ will kein 
Kampfblatt sein. Er will vielmehr Pionierarbeit leisten für die Förderung des gegenseitigen 
Vertrauens zwischen Werksleitung und Arbeitnehmerschaft“ (Der Opel-Geist 1930, S. 1). 
„Erste Voraussetzung für unser aller Wohlergehen bleibt die einsichtsvolle Erkenntnis und 
fachliche Wertung unserer gemeinsamen Aufgaben, unsrer Zusammengehörigkeit. Dieser 
Überzeugung [...] zu dienen, das ist Zweck und Ziel dieser Blätter“ (Debatin 1921, S. 6). 

160 „Die ‚Daimler-Werkzeitung’ nahm die Gestalt einer gedruckten Volkshochschule an und 
spiegelte somit die sozialpädagogischen Entwürfe ihres Redakteurs Rosenstock-Huessy“ 
(Michel 1997, S. 177). Aber rund ein halbes Jahr, nachdem die erste Ausgabe der „Daimler 
Werkzeitung“ erschienen war, entschloß sich die Direktion der Daimler Werke zur Her-
ausgabe der „Daimler-Werksnachrichtungen“: Diese Werkzeitung beanspruchte, ebenso 
wie die AEG-Nachrichten, nicht Mittel der Unterhaltung und Bildung zu sein, sondern In-
formationsblatt über technische, produktbezogene Fragen (S. 184). Weil die Existenz der 
Daimler-Werkzeitung ihre Basis in der Zusammenarbeit zwischen Riebensahm und Rosen-
stock-Huessy hatte, ging dem Projekt mit dem Antritt einer Berliner Professur durch Rie-
bensahm eine tragende Stütze verloren. Die Akzeptanz der „Daimler-Werkzeitung“ unter 
den Mitgliedern des Direktoriums war aber während der gesamten Dauer ihres Bestehens 
brüchig (S. 182). 
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werkschaftlicher Haltung wies Arnhold (1928) in „Werkzeitungen in der Idee“ 
auf die „ungeheure Wirkung der Arbeiter-Massierung“ (S. 506) hin und plädier-
te dafür, Werkzeitungen zu „Steuerungsmitteln der modernen Industriearbeit“ 
(ebd.) zu machen.  

Die Beiträge der DINTA-Werkzeitungen sollten „den Arbeiter aus der Gewalt 
ganz bestimmter Vorstellungen befreien, die ihm ein unzutreffendes Bild von 
den Tatsachen geben" (Bäumer 1930, S. 100). Mehr noch: „Bis in die Seele des 
einfachsten Arbeiters hinein will man mit Hilfe der Werkzeitung Gedanken ver-
pflanzen, die von der objektiven Vernunft der Arbeit sprechen [...]. Auch den 
letzten Werkmann sollen die Werkzeitungen dazu bringen, sich mit Gedanken 
zu beschäftigen, die über den engen Kreis seiner täglichen Arbeit hinaus den 
Blick auf das Ganze richten, seinen Sinn auf die Gemeinschaft des Werkes len-
ken“ (S. 94). Die offensichtliche Indoktrination der Arbeiter durch die Werkzei-
tungen versuchte das DINTA in geradezu penetranter Weise durch die Beteue-
rungen von Neutralität, „Lauterkeit“, „Offenheit“ (S. 95) zu kaschieren, um so 
Kritiker, die die Arbeit des DINTA als „neues Kampfmittel der Unternehmer im 
Kampfe gegen die Gewerkschaften“ (Fricke 1931a, S. 98), als „Seelenfang“ 
(Reger 1929, S. 367), ihre Werkzeitungen als „schleichendes Gift“ oder „Einsei-
fungsorgan“ (Schmitz 1929, S. 182) erkannten, abzuwehren – dass dabei aber 
dennoch, so die Unschuldserklärung des DINTA, „der Marxismus nicht gut ab-
schneidet, ist nicht Schuld der Wirtschaft. Die Wahrheit über alles“ (Schenz 
1930, S. 10).  

Ein breites inhaltliches Angebot entsprach der Strategie umfassender Verein-
nahmung und Erziehung der Beschäftigten und ihrer Angehörigen durch das 
DINTA: Seine Werkzeitungen enthielten die Abschnitte „Politischer Rundfunk", 
„Wirtschaftlicher Rundfunk" mit dem Ziel: „Ablenkung des Blickes der Arbeiter 
von ihren täglichen und kleinsten Sorgen auf andere Dinge, Anregungen des 
Geistes zu Urteil und Nachdenklichkeit. Denn das Interesse und darüber hinaus: 
das Verstehen solcher Dinge fördert auch das Verständnis der eigenen engeren 
Aufgaben, die im Werk gegeben sind" (Bäumer 1930, S. 95). Die Rubrik, die 
„Bemerkenswertes außerhalb der Grenzen unseres Vaterlandes" brachte, hieß 
„Drinnen und Draußen". Die hierunter publizierten Berichte sollten „zu einer 
objektiven Beurteilung heimatlicher Verhältnisse schulen" (S. 95). Auch bean-
spruchten die Werkzeitungen einen Beitrag zur fachlichen Schulung zu leisten. 
Auffällig ist jedoch hier der Anspruch, weniger anhand von Texten und Theorie, 
sondern eher anhand von Bildern, Sprüchen, Schlagwörtern und Statistiken zu 
schulen (S. 96). Die den Arbeiter geradezu infantilisierende Begründung hierfür 
lautete: „Da man dem Arbeiter mit diesen Bildern zeigt, warum etwas falsch ist, 
so wird er leicht aus eigenem Entschluß das Falsche ein für allemal in seinen 
Vorstellungen ausstreichen. Sie verlangen eine Selbsttätigkeit des Denkens und 
Urteilens; lernt er sie dabei, dann wird er es später nicht nur bei Bildern, die man 
ihm zeigt, anwenden" (S. 97).  
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Der Arbeiterfrau wurde ein besonders großes Kapitel gewidmet, in dem Ratsch-
läge für Haus, Küche und Gartenbau erteilt wurden. Sportberichte, „Plaudereien 
über die Ereignisse der Heimatstadt" (S. 98), eine „Witzecke" und ein Aus-
schnitt „Erlesenes" (ebd.) sollten für die Unterhaltung und „Ablenkung“ daheim 
sorgen. Für eine Reduzierung der Werkzeitungsrubrik „allgemeine und kulturel-
le Bildung“ setzten sich das DINTA und seine Befürworter mit Nachdruck ein. 
„Was gerade die geistig aktiven und durch das ungeheure Berieselungsverfahren 
der modernen Großstadtpresse hauptsächlich zu einer geistigen Führerrolle be-
stimmten Volkskreise endlich lernen sollten, ist die Einhaltung der geistigen 
Disziplin“ (Schürholz 1930, S. 100). Entsprechend lehnt „die Werkzeitung [...] 
den Standpunkt ab, daß die Fülle des Gelernten gar nicht groß genug sein kann" 
(Bäumer 1930, S. 96). Der Arbeiter sollte durch die Werkzeitung nicht gebildet, 
sondern indoktriniert werden, deshalb sollte sie an seine nächste Umgebung an-
knüpfen und so konzipiert sein, dass sie rasch und tief in „seinen Vorstellungs-
kreis einzugehen vermag. Darum muß es Fleisch von seinem Fleische sein [...]. 
In den Gedanken, die uns leiten, gehen wir immer von dem Zentralen, dem Ru-
henden, dem schlechthin Gegebenen aus, das schon von sich her, ohne ein we-
sentliches Zutun unsererseits, bestimmend ist: von der Arbeit, dem Arbeitsplatz, 
dem Werk! Und dabei wollen wir nur Einfluß darauf gewinnen, wie die Arbeit 
selbst aufgefaßt wird, wie das Verbringen des größten Teils eines Lebens am 
Arbeitsplatz, in einem industriellen Werke auf den Menschen wirkt und wirken 
soll, um den ‚Stand der Arbeit‘ zu heben“ (Benser 1931, S. 38f.).  

Um die Ziele, die das DINTA mit den Werkzeitungen verband, zu erreichen, 
sollten diese weitgehend vereinheitlicht werden. Denn: „Sind Leitung, Redakti-
on und Mitarbeiter verbunden und zusammengeschlossen durch eine Gesinnung, 
aus der sie ihre beste Kraft im Dienste für das Gesamtwohl der in einem Werke 
schaffenden Menschen einsetzen, dann wird der Vorwurf, daß sie eine Richtung 
gegen den Arbeiter verfolgen, immer nichtig bleiben“ (S. 40). Die DINTA-
Werkzeitungen erhielten ein einheitliches Format, Stoffbeschaffung und Darstel-
lung waren nach einheitlichen Prinzipien geregelt.  

Obwohl die Angaben in der Literatur zur quantitativen Entwicklung von Werk-
zeitungen auseinander gehen, kann für den Zeitraum gegen Ende der 1920er 
Jahre von ca. 150 aktiven Werkzeitungen im Industrie- und Dienstleistungsbe-
reich ausgegangen werden. Darunter waren einige Werkzeitungen, die nicht der 
Kontrolle des DINTA unterlagen, sondern „selbständig“ (vgl. Klein 1959, S. 48) 
bleiben wollten. Hierbei handelte es sich überwiegend um Werkzeitungen von 
Großbetrieben: „Aber gerade die großen Unternehmer zeigten Herrn Arnhold 
die kalte Schulter. Sie sahen nicht ein, weshalb sie sich für ihr Geld nicht selbst 
einen Redakteur halten sollten. Das Dinta war ihnen unsympathisch; sie betrach-
teten es als Konkurrenzmanöver. Der Direktor eines Weltkonzerns sagte: wofür 
der Arnhold die Reklametrompete bläst, das haben wir im Stillen und ohne daß 
wir die Gewerkschaften aufreizen, schon längst. Herr Arnhold berief eine Kon-
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ferenz aller Werkszeitungsredakteure: sie machten eine vergnügte Dienstreise 
nach Jena und lehnten das Dintaprojekt ab. [...] Herr Arnhold machte Bittgänge 
zu den Industriekapitänen: vergebens. Die Krupp, Borsig, Siemens und soweiter 
bestanden auf der Herausgabe eigener Blätter“ (Reger 1929, S. 369f.). Immerhin 
erschienen im Jahre 1930 die DINTA-Werkzeitungen in etwa 85 Ausgaben mit 
einer wöchentlichen Auflage von 500.000.  

Neben dem Werkzeitungswesen expandierten in den 1920er Jahren die Werk-
bibliotheken – parallel und teilweise in Kooperation mit den Volksbibliotheken. 
Jede Großindustrie verfügte zu dieser Zeit über die „Bildungseinrichtung“ (De-
batin 1923a, S. 239) Werkbibliothek. Sie diente der Belehrung, Unterhaltung, 
dem „sinnvollen Freizeitausgleich nach getaner Arbeit“ (Der Bosch-Zünder 
1922, S. 221) und dem Fernhalten der Belegschaft von „Schundliteratur“ 
(Werkzeitung der BASF 1922, S. 22). Die 1914 gegründete Kruppsche Bücher-
halle war für Beschäftigte und für die Öffentlichkeit zugänglich. Der Gesamtbe-
stand war nach den Rubriken: „Theoretische Nationalökonomie“, „Wirtschaft 
und Technik“, „der Krieg und seine Folgen“, „Handelswissenschaft“, „Technik“ 
und „Betriebswissenschaft“ geordnet (Kruppsche-Mitteillungen 1920, S. 61f.). 
Die meisten Werkbibliotheken verfügten Mitte der 1920er Jahre über einen Be-
stand von etlichen Tausend Büchern. Die Werkbücherei der BASF zählte im 
Jahre 1921 11.379 Bände (Frey 1922, S. 154). Die Hauptbücherei der Firma Os-
ram hatte zu dieser Zeit rund 8.922 Werke in ihrem Bestand, von denen 1.640 
zur Unterhaltungsliteratur, 1.282 zur wissenschaftlichen Literatur und ca. 6.000 
Werke zur Handbücherei gehörten (vgl. Osram-Nachrichten 1925, S. 127f.).  

Über Bestände und Neuanschaffungen wurde regelmäßig in den Werkzeitungen 
berichtet, ebenso wie über die ständig steigende Nachfrage nach Büchern und 
das Nutzerinteresse. Um einen Einblick in den Leserkreis der Bücherei zu be-
kommen, wurden von Bibliotheksleitungen in unregelmäßigen Abständen Be-
richte erstellt: „Überblickt man alle die im Laufe eines Jahres ausgeliehenen Bü-
cher, so ergibt sich die Tatsache, daß die leichte Lektüre, die das Unterhaltungs-
bedürfnis des einzelnen befriedigt, mehr bevorzugt wird als die ernstere, die 
dem Leser zwar tiefere Werte übermittelt und seine Lebens- und Weltanschau-
ung zu bereichern imstande ist, aber dafür auch stärkere Anforderungen an seine 
geistigen Kräfte stellt [...]. Außerordentlich beliebt sind ferner geschichtliche 
Romane, Lebensbeschreibungen von Industriellen, Heerführern, politischen Per-
sönlichkeiten u.a.m., bei männlichen Lesern kommt noch die Vorliebe für Rei-
sebeschreibungen, Abendteuer- und Detektivromane hinzu. Dagegen werden die 
Werke allgemeinwissenschatlichen Inhalts nicht allzu häufig verlangt; höchstens 
sind es solche, die Gegenwartsfragen behandeln, wie z.B. Rundfunk, Rundfunk-
bastelbücher. Öfter allerdings werden natürlich solche wissenschaftlichen Werke 
entliehen, die irgend welche Kenntnisse übermitteln, die für geschäftliche Arbei-
ten gebraucht werden. Aus dem Ausleihmaterial ist ferner zu ersehen, daß die 
Bücherei viel mehr von den weiblichen Angestellten als von den männlichen in 
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Anspruch genommen und daß ferner in den Kreisen der Angestellten mehr gele-
sen wird, als von Seiten der Arbeiter“ (S. 127f.).  

In den Siemens-Mitteilungen (1929) wurde zwischen Lesertypen anhand von 
„Schichten“ unterschieden: „Als unterste die der ungelernten Arbeiterin, deren 
Wunsch nach einem Roman – einer recht schönen Liebesgeschichte – sagen wir 
von der Courths-Mahler bis zu Rudolf Herzogs ‚Abenteurer’ geht [...]. Die zwei-
te Stufe wäre die des ungelernten Arbeiters [...]. Er liest Gerstäcker und Walla-
ce, Jack London und Jules Verne, Zola und Hedin oder Shackleton oder Nansen. 
Die dritte Stufe wäre die des gelernten Arbeiters, und da muß man schon wieder 
unterscheiden nach dem Alter und auch nach der Fachrichtung. Der Schlosser 
hat deutlich andere Interessen als der Dreher oder Monteur oder Bauhandwerker 
neben denen, da sich alle zusammenfinden. In dieser Schicht, zumal unter den 
Jüngeren werden auch die großen klassischen Dichter gelesen [...]. Hier werden 
auch die Bücher über Russland und Amerika angefordert, Einführungen in die 
Volkswissenschaftslehre werden verlangt und in großem Ausmaß [...] Bücher 
über Weltanschauungsfragen praktischer Art [...], schließlich aber nicht zuletzt 
Werke religiösen Gehalts [....]. Neben dem Interesse für Reichsbeschreibungen, 
das eigentlich durch alle Schichten der männlichen Leserschar durchgreift, mel-
det sich hier ein stärkeres Interesse für Völkerkunde und Geschichte und Gesell-
schaftskunde [...]. Das Interesse für den Weltkrieg wiederum ist nicht schich-
tenmäßig einzuordnen, sondern begreift alle Kreise ein, heut schon wieder sehr 
stark allerorten spürbar“ (Busse 1929, S. 12ff.).  

Für die Beschäftigten waren die Werkbibliotheken eines von mehreren betriebli-
chen Fürsorgeinstrumenten sowie Medium der Selbstbildung und Unterhaltung. 
Für die Betriebe waren Werkbibliotheken eine Möglichkeit der Steuerung von 
Freizeitgestaltung. In den Werkzeitungen wurde nachdrücklich für die Nutzung 
von Werkbibliotheken geworben. Zudem verschafften ihnen die Bibliotheksbe-
richte Transparenz in das Freizeitverhalten und die inhaltlichen Interessen der 
Beschäftigten. 

Ein weiteres Medium betrieblicher Erziehung und Bildung war der Film. Nach 
dem Ersten Weltkrieg sollte „der Film als Volksbildner“ (Richter 1924a) „eine 
möglichst breite Masse“ belehren und bilden und den trockenen Unterricht bele-
ben, denn „Auge und Ohr müssen schnell und gut hören lernen, die Auffas-
sungsgabe wird ausgebildet, logisches Denken ist notwendig; denn das unabän-
derlich fortlaufende Filmband gestattet keine gedanklichen Seitensprünge“ (S. 
39).  

In der Industrie wurde der Film zunächst als Medium der Repräsentation nach 
außen eingesetzt, um „Umfang und Organisation großer Fabrikbetriebe auch im 
Ausland und namentlich Übersee bekannt zu machen“ (Ascher 1924, S. 160) 
und um die „Weltgeltung der deutschen Industrie wieder zu erwerben“ (S. 165): 
„Ein solcher Film zeigt Werkanlage, Fabrikation, Lager von Rohmaterial oder 
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von Fertigfabrikaten, innere Einrichtungen des technischen und kaufmännischen 
Betriebes usw., gibt also ein getreues Bild von der Bedeutung und Leistungsfä-
higkeit des betreffenden Unternehmens“ (ebd.). Später verschaffte er sich im 
Kontext der wissenschaftlichen Betriebsführung und der psychotechnischen Ar-
beitsstudien Geltung, um „überflüssige“ oder störende Vorgänge und Bewegun-
gen zu erkennen. Solche Aufnahmen wurden zu Unterrichtszwecken beispiels-
weise für die Unterweisung von Betriebsbeamten, die den betriebs- und arbeits-
wissenschaftlichen Verfahren zu ihrer Durchsetzung verhalfen, eingesetzt. In 
einem Schreiben der deutschen Lichtbild-Gesellschaft e.V. vom 15. November 
1921, welches an die Gewerkschaft der August Thyssen-Hütte AG adressiert 
war, wurde die Bedeutung des Industriefilms dargelegt: „Immer mehr bricht sich 
in allen Kreisen der Industrie die Erkenntnis Bahn, daß der Film wegen seiner 
mannigfachen Verwendungsmöglichkeiten für die Industrie ein unentbehrliches 
Hilfsmittel darstellt. Man verwendet den Film als Darbietung in Sitzungen, als 
Repräsentation für Ausstellungen und Kongresse, als Erläuterung zu Vorträgen, 
als Gebrauchsanweisung für Arbeiter zur Ersparung der teuren Instruktoren, als 
Kundenwerber und Offertenträger für die Vertretung im In- und Auslande, als 
Propagandamittel für ein neues Verfahren usw. In den öffentlichen Kinotheatern 
benutzt man einen derartigen Film, um weiteste Kreise mit Fabrikationshergang 
bestimmter Erzeugnisse bekannt zu machen“ (zit. n. Rasch 1997, S. 9).  

Großbetriebe begannen eigene kinematographische Abteilungen aufzubauen und 
stellten hier ihre Propaganda-, Forschungs- und Lehrfilme selber her (vgl. Rasch 
1997a, S. 82; Köhne-Lindenlaub 1997, S. 43). Als technischer Lehrfilm sollte 
der Industriefilm Lehrvorträge unterstützen: „Immer mehr erkennen Hochschul- 
und Gewerbelehrer den Wert des technischen Films, mit dem sie ihren Vortrag 
unterstützen und interessant machen können“ (Ascher 1924, S. 163). Auch in 
der Aus- und Weiterbildung fand er seinen Einsatz. Im Betriebsinnern - als Me-
dium für die Belegschaft - hatte der Industriefilm eine vergemeinschaftende 
Funktion: „Eine in ihrer Wirkung nicht gering einzuschätzende Verwendung des 
Industriefilms ist auch die, ihn der Belegschaft vorführen zu können. Die starke 
Arbeitsteilung im Großbetriebe lässt das Zusammengehörigkeitsgefühl der ein-
zelnen Arbeiter, die jahraus, jahrein nur an ihrem Spezialteil zu tun haben, oft 
unterentwickelt. Hier kann ein entsprechend aufgenommener Film aus dem ei-
genen Betriebe aufklärend über den Zusammenhang der Einzelarbeit, der allge-
meinen Fabrikation und das Ziel des Unternehmens wirken und so die Freude 
am Beruf auch an der kleinen, nur ein Glied in der allgemeinen Arbeitskette bil-
denden Teilarbeit wecken und fördern“ (Tenfelde 1997, S. 162). Krupp setzte 
den Film bereits recht früh zu betriebskulturellen Zwecken und zur Stärkung 
„des Betriebsgeistes“161 ein. 

                                                
161 Wie beispielsweise zur Betriebsfeier im Jahre 1912. Aus Anlaß der Hundertjahrfeier der 

Firma Krupp im August 1912 wurde ein Ritterspiel aufgeführt, das in der Zeit von Kaiser 
Maximilian I spielte und während dessen die künftige Entwicklung der Firma als Traum in 
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Nach dem Ersten Krieg gehörte die Produktion von Lehrfilmen neben der von 
betrieblichen Präsentationsfilmen zu den zentralen Aufgaben der kinema-
tographischen Abteilung bei Krupp. Die zunächst für den Eigenbedarf gedrehten 
Lehrfilme wurden bald weiter verliehen oder verkauft. Nach einem Verzeichnis 
„der für Lehrzwecke bearbeiteten technischen Filme“ von 1920 verfügte der 
Krupp-Konzern in dieser Zeit über 34 Filme unterschiedlicher Länge, „die die 
Eisen- und Stahlerzeugung in den verschiedenen Produktions- und Verarbei-
tungsstufen bis zu den Walzerzeugnissen darstellten. Weitere Filmthemen wa-
ren: Die Hammer- und Presswerke [...], Die richtige und falsche Handhabung 
von Maschinen und Werkzeugen [...], Materialprüfung von Stahl und Eisen [...], 
Herstellung eines Eisenbahnradreifens [...], Schmieden und Schweißen eines 
Ruderstevens [...], Herstellung einer Granate bzw. eines Schrapnells [...] sowie 
Aufnahmen mit der Zeitlupe“ (Köhne-Lindenlaub 1927, S. 49).  

Zu den ersten Filmen der Firma Hoesch gehörte der Film „Kamerad hab’ Acht“ 
– um 1927 zum Zweck der Unfallverhütung gedreht. Ellerbrock (1997) hat in 
seiner Beschreibung diesem Film einen hohen Dokumentationswert zugeschrie-
ben, „denn er zeigt die gesamte Bandbreite der damaligen Maßnahmen von der 
‚Bildpropaganda’ über technische Verbesserungen an einzelnen Arbeitsplätzen 
bis hin zum betrieblichen Vorschlagswesen in ‚laufenden Bildern’“ (S. 33). Ein-
gesetzt wurde er im Kontext der betrieblichen Jugend- und Erwachsenenerzie-
hung zur Vermeidung von Unfällen.162  

Kennzeichnend für diesen Film war nach Ellerbrock die Perspektive des 
„Selbstverschuldens“ der Unfälle durch die Arbeiter, Bevormundungen, Beleh-
rungen und Warnungen vor Unachtsamkeit in einer patriarchalischen Diktion: 
„Im Grunde genommen lebte der alte Disziplinierungsgedanke des 19. Jahrhun-
derts ungebrochen fort, wie er in den älteren Fabrikordnungen mit ihren Strafbe-
stimmungen zu finden ist“ (S. 34).  

Darüber hinaus förderte die Industrie auch den Besuch ihrer Arbeiter von kultu-
rellen Filmveranstaltungen. Durch eigene Filmabende und durch Hinweise auf 

                                                                                                                                                   

Gestalt von Filmaufnahmen eingeblendet werden sollte. „Aus dem Textheft zum Ritter-
spiel und zeitgenössischen Berichten in kinematographischen Fachzeitschriften geht her-
vor, daß die Filme Episoden aus dem Leben von Friedrich und Alfred Krupp und wichtige 
Ereignisse aus der Firmenentwicklung zeigten. Diese wurden von Schauspielern auf einer 
eigens auf dem Werkgelände errichteten Aufnahmebühne nachgespielt. Für die beiden 
letzten der acht Bilder, die das Jahr 1912 darstellten, hat man offensichtlich eigens Doku-
mentaraufnahmen gedreht, u.a. den Stapellauf eines Panzerschiffes, das Gefechtsbild einer 
modernen Feldbatterie im Feuer und die Besichtigung der Kruppschen Werke durch Ver-
treter in- und ausländischer Behörden“ (Köhne-Linenlaub 197, S. 42). 

162 „Nach den persönlichen Erinnerungen von Helmut Neukirch, der vor dem Zweiten Welt-
krieg als Lehrling bei Hoesch eingestellt wurde und später in den DGB-Bundesvorstand 
aufstieg, wurde zu diesem Zweck das Asshauer-Kino am Borsigplatz angemietet und ge-
meinschaftlich der Film ‚Kamerad hab Acht’ [...] angesehen“ (Ellerbrock 1997, S. 34).  
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öffentliche Kinovorstellungen. Dabei wurde häufig mit einer Schelte der öffent-
lichen Kinos und Artikeln „wider die Kinoseuche“ (Ulbrich 1920, S. 7) betont, 
dass Wert auf die Seriosität der ausgewählten Filme gelegt würde.  

8.2 Volkshochschulähnliche Angebote 

Als zu Beginn des 20. Jahrhunderts von einem „Bildungshunger“ der Arbeiter-
schaft die Rede war, die Arbeiterbildung und Volksbildung expandierten, ant-
wortete die Industrie hierauf mit Angeboten allgemeiner und kultureller Bildung 
für Jugendliche und Erwachsene (vgl. Büchter 2003). Die starke Resonanz der 
Jugend- und Volksbildungsbewegung veranlasste die Industrie dazu, solche kul-
turellen Bildungsangebote im Rahmen der betrieblichen Sozialpolitik weiter 
auszubauen, die gezielt in die Lebenswelt des Arbeiters und seiner Familien hin-
einreichten. Gleichzeitig wurde hiermit versucht, die radikalisierende Einfluss-
nahme durch die Arbeitervertretungen einzudämmen. So war bei der Daimler-
Motoren-Gesellschaft (DMG) „ein Programm praktischer Volksbildung, zu dem 
neben Vortragsveranstaltungen und Kinoaufführungen auch betriebspolitische 
Aktivitäten gehören sollten“, eine „tragende Säule dieser Strategie der Deeskala-
tion“ (Michel 1997, S. 130). Ganz im Sinne der Harmonisierung interessenpoli-
tischer Gegensätze war erklärtes Ziel der Bildung der BASF: „Wir wollen über 
den Klassenkampf hinaus zu einer Einigung kommen [...]. Ehe wir aber gemein-
sam handeln können, müssen wir gemeinsam wollen und denken lernen“ 
(Werkzeitung der BASF 1919, S. 125).  

Die Firma Krupp hatte nach dem Krieg ein umfassendes Bildungsprogramm 
wiederaufgelegt, über das auf der Jahresversammlung von 1920 berichtet wurde: 
„Die Fachabteilungen, Sondergruppen und Lehrgänge blühten wieder auf, be-
sonders der gemischte Chor, die musikalische Abteilung, die 4 literarischen Ab-
teilungen, die Schachabteilung, die photographische Abteilung, die beiden ste-
nographischen Abteilungen [...] die neugegründete Vereinigung zur Pflege des 
Freihandzeichnens und der alte Freundeskreis. Daneben wurden einige Arbeits-
gemeinschaften im Sinne des ursprünglichen Volkshochschulgedankens einge-
richtet. Sie sollen den eigentlich Zweck des Bildungsvereins: ‚Geistige und sitt-
liche Bildung und Förderung des Gemeinsinnes in besonderer Weise erfüllen’. 
Folgende Gebiete wurden behandelt: Naturwissenschaften [...]. Philosophie, 
Staatskunde, Volkswirtschaft, bildende Kunst, Familienkunde, Heimatkunde, 
Technik und Kultur. Eine soziale Einrichtung, die ganz besonderen Anklang 
fand, ist die Bastelstube.“ (Kruppsche-Mitteilungen 1920b, S. 140).  

Auch in anderen Betrieben wurde die betriebliche Erwachsenenbildung intensi-
viert (vgl. Sachse 1991). Neben Musik- und Theaterkursen und -
veranstaltungen, konnten die Beschäftigten an Reimkursen, Wanderfahrten, 
Sportkursen etc. teilnehmen. Die meisten Werkzeitungen hatten eine ganze Sei-
te, mindestens bestimmte Rubriken reserviert, in denen auf Konzert- und Vor-
tragsreihen, Kulturfilm-Vorträge und sonstige Kurse kommentierend hingewie-
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sen wurde. Unter der Rubrik „Billige Feierstunden“ in ihrer Werkzeitung schlug 
beispielsweise die Firma Osram ihren Beschäftigten Freizeitgestaltungsmög-
lichkeiten vor (Osram-Nachrichten 1923, S. 44).  

Der Bildungsausschuss der BASF organisierte „belehrende Bastelabende“ für 
die Belegschaftsmitglieder. Auf Betriebsausstellungen konnten die Produkte von 
„Werksangehörigen, [die] mit rührendem Eifer und großem Geschick in ihren 
Mußestunden allerlei Künste und Fertigkeiten [treiben] und so [...] in den Alltag 
Abwechslung, Freude und Befriedigung hinein[bringen]“ (Roßtopf 1922, S. 9), 
präsentiert werden. Daneben wurden Gemälde und Graphiken von Arbeitern zur 
öffentlichen Besichtigung im Vereinshaus aufgehängt. Diese Veranstaltungen 
sollten ein Ansporn sein für die Fortsetzung oder Intensivierung solcher Frei-
zeitaktivitäten. Wenn es gelingen würde, den Arbeiter „aufzumuntern, unent-
wegt und beharrlich seine Kunstübungen fortzusetzen, so hätten sie ihren Zweck 
erfüllt“ (Vorholz 1922, S. 27). In der Werkzeitung wurden die Mal- und Bastel-
werke der Arbeiter auf Fotos gezeigt, zugleich wurde regelmäßig an die Bedeu-
tung der „haus- und volkswirtschaftlich wertvollen Basteltätigkeit“ erinnert 
(Werkzeitung der BASF 1922, S. 47). Einerseits waren solche Angebote eine 
Kompensation der Freizeit, in der der Arbeiter zum „Herumlungern“ und „Agi-
tieren“ (Vorholz 1922, S. 27) neige, andererseits sollten sie ein Ausgleich zu den 
Arbeitsbelastungen sein, im „Kampf gegen die Ermüdung“ (Lehmann 1927), zur 
„Hebung der Arbeitsfreude“ und „Verbesserung der Umgebung, sowohl wäh-
rend der Arbeit als auch in der Freizeit“ (S. 180).  

In der Arbeitspädagogik gerieten solche volkshochschulähnlichen Bildungs-
maßnahmen im Betrieb unter kritischen Aspekt. Riedel (1925) sah hierin eine 
Gefahr für die „Betriebsgemeinschaft“: „Bildungsmaßnahmen, die nicht mit der 
Berufsarbeit in Verbindung stehen, z.B. allgemeine Vorträge, künstlerische Ver-
anstaltungen von Betriebswegen einzurichten, ist stets bedenklich. Meist lockern 
sie die Betriebsgemeinschaft, die sie gerade festigen wollen. Denn die Gemein-
schaft eines Betriebes der Gegenwart ist Arbeitsgemeinschaft, die sachlichen 
und persönlich-sachlichen Verbindungen sind das Einige“ (S. 336f.).  

Dem DINTA, mit seinem besonderen Interesse am Bildungsreduktionismus zu-
gunsten von Arbeitserziehung und seinem Anspruch „auf den unkritischen, mehr 
kleinbürgerlichen Typ des Arbeiters“ (Michel 1932, S. 50), ging es bei seinen 
sozialpolitischen Angeboten für erwachsene Arbeiter um solche Maßnahmen, 
die der Reproduktion der Arbeitskraft und der Erziehung zur Gemeinschaft dien-
ten.  

8.3 Maßnahmen zur „Entsorgung des Arbeiters daheim“  

Um dem Arbeiter, wenn er am Abend nach Hause kommt, von häuslichen und 
familiären Belastungen zu befreien, damit er sich „sorgenfrei“ und „unbelastet 
am Arbeitsort der Arbeit hingeben“ (Bäumer 1930, S. 87) konnte, schlug das 
DINTA betriebliche Maßnahmen zur „Entsorgung des Arbeiters daheim“ (ebd.) 
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vor, die an Arbeiterfrauen gerichtet waren und sich inhaltlich auf Kinderpflege, 
Haushaltung und Gesundheit beschränkten sollten. Darüber hinaus hat das DIN-
TA selber verschiedene Industrieschulen für Töchter und Hausfrauen von 
Werksangehörigen eingerichtet, mit dem Ziel, „ihnen die Kenntnisse und Fer-
tigkeiten zu vermitteln, die sie befähigen sollen, gute Hausfrauen und Mütter zu 
werden“ (S. 90).  

Unabhängig davon hatten in unterschiedlichen Industriebetrieben spezielle Kur-
se für Arbeiterinnen im Bereich Erziehung, Haushalt und Gesundheit bereits 
Tradition. So hatte das Carl Zeiss Werk schon vor dem Ersten Weltkrieg für die 
weiblichen Arbeitskräfte Kurse „zur Vorbereitung auf den späteren Beruf der 
Hausfrau und Mutter“ angeboten (Zeiss-Werkzeitung 1926, S. 14).163  

Die Robert-Bosch AG eröffnete im Jahre 1919 ihre „Näh- und Wärmstube” für 
Arbeiterinnen: „Wir ließen uns bei ihrer Einrichtung von dem Gedanken leiten, 
daß manche unserer Arbeiterinnen, die alleinstehend und ortsfremd hier wohnt, 
nicht weiß, wie sie die freie Zeit nach Arbeitsschluß verbringen soll. Die eigene 
Kammer kann nicht geheizt und nicht beleuchtet werden, und in der Küche oder 
Wohnstube der Hausfrau wird die Mieterin nur ‘geduldet’, meistens recht un-
gern gesehen” (Kemm 1920, S. S. 12) Für solche Arbeiterinnen wurde ein Auf-
enthaltsraum geschaffen, in dem sie sich „nach der Arbeit erholen, [...] sich an 
reichhaltig gutem Lesestoff erfreuen und bilden, in Ruhe ihre Briefe schreiben, 
Wäsche und Kleider ausbessern und auf der Nähmaschine sogar größere Ände-
rungen oder Neuanfertigungen vornehmen [können]” (ebd.). Zudem führten all-
abendlich zwei Lehrerinnen der „Unterrichtszentrale es Arbeitsministeriums” 1 
1/2 bis 2-stündige Kurse im Flicken, Nähen und in der Gesundheitspflege durch. 
Ferner boten Betriebe Kurse zu den Themen Gartenbau, Kleinviehzucht, Haus-
bau etc. an.  

Insgesamt hatte die Großindustrie in der Weimarer Republik ein geradezu ge-
schlossenes System von Jugend- und Erwachsenenbildung und -erziehung inter-
nalisiert, mit dem sie sich nach außen, von der betriebsexternen Sozial-, Ar-
beitsmarkt- und Bildungspolitik, weitgehend abschirmen und Erziehungs- und 
Bildungseinflüsse auf die Belegschaft autonom steuern konnte.  

                                                
163 „Seitdem die Firma Zeiss vom Oktober 1913 ab ihren damals etwa 630 weiblichen Ge-

schäftsangehörigen am Feierabend Gelegenheit zu hauswirtschaftlicher und pflegerischer 
Fortbildung bot, haben sich bis heute stets zahlreiche Mädchen und Frauen zu freiwilliger 
Teilnahme gemeldet“. In 2 bis 6-monatigen Kursen mit 2 bis 3 Stunden wöchentlich wurde 
Unterricht in Kochen, Weißnähen, Glanzplätten, Krankenpflege und Gymnastik für Frauen 
und Mädchen von Werksangehörigen erteilt (Zeiss-Werkzeitung 1932, S. 66-68). 
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9. Betriebliche Weiterbildung und Industriepädagogik in der Beruf-

schulpädagogik und Volksbildung 

Dennoch gab es in der Weiterbildung auch Verbindungen nach außen. Abgese-
hen davon, dass teilweise die berufsbezogene Weiterbildung, die Erfahrungsaus-
tausche und die Vorgesetztenschulungen auch in Kooperation mit wirtschaftsna-
hen Verbänden und Vereinen stattfanden (vgl. Kap. VI) und die wenigen in Be-
trieben durchgeführten Anlernungen Arbeitsloser mit den Arbeitsverwaltungen 
abgestimmt werden mussten (vgl. Kap.VII), lassen sich – wenn auch äußerst 
selten – Kooperationen mit den regionalen Berufschulen, bei denen es jedoch 
vornehmlich um die Nutzung von Räumlichkeiten ging, nachweisen.164 Auch 
gibt es Hinweise auf Kooperationen zwischen den regionalen Volkshochschulen 
und den Bildungsabteilungen von Großbetrieben. Die Volkshochschulen ver-
breiteten ihre Angebote in den Betrieben und Betriebe teilten den Volkshoch-
schulen ihren Bildungsbedarf mit. Volkshochschulkurse wurden regelmäßig in 
den Werkzeitungen angekündigt. Eine enge Zusammenarbeit gab es beispiels-
weise zwischen der Robert-Bosch AG und dem Stuttgarter „Verein zur Förde-
rung der Volksbildung“ bei, der es um den gegenseitigen Austausch über Ange-
bot und Nachfrage von kulturell-literarischen Kursen ging (Der Bosch–Zünder 
1921, S. 328). Die Fabrikpflegerin der Robert-Bosch AG organisierte in Koope-
ration mit der Stuttgarter Volkshochschule spezielle „Frauenkurse“ für Arbeite-
rinnen.165  

Bemerkenswert ist, dass in den Werkzeitungen Artikel über Volkshochschulbil-
dung publiziert wurden, in denen auf den Sinn der Volksbildung und Volks-
hochschulen hingewiesen wurde (vgl. Wagner 1920, S. 38-39). Beispielsweise 
heißt es in einem Artikel über „Gedanken über Volksbildung“ (Schönhaar 1920, 
S. 268-270): „Da auch der Bosch-Zünder den Willen hat, Beiträge zur Volksbil-
dung zu leisten, werden sich Versuche, ihn bei diesem Bestreben in genanntem 
Sinne zu unterstützen, hoffentlich lohnen“ (S. 270). Zudem waren hier Texte 
von Theodor Bäuerle, wie „Volksbildung und Arbeiterschaft“ (1923) und „Beruf 
und Persönlichkeit“ (1924), waren zu lesen.  

Ende der 1920er Jahre begannen Vertreter der theoretischen Volksbildungsdis-
kussion sich mit dem „Problem der Industriepädagogik“ (Michel 1930, S. 48) 
auseinanderzusetzen. Über die Zurückhaltung der damaligen Berufsbildungsthe-
orie und ihre Gründe ist bereits an anderer Stelle geschrieben worden (vgl. Kap. 
VIII; Stratmann 1999). 

                                                
164 So wurde beispielsweise in den Werkzeitungen auf betriebliche Weiterbildungskurse hin-

gewiesen, die am Abend oder am Wochenende in den Räumen der naheliegenden Berufs-
schule stattfanden. 

165 „Ab Donnerstag, dem 21. d.M., findet in der Nähstube Holzgartenstraße 7 ein Kurs über 
Kunst und Literatur statt. [...] Alle weiblichen Angestellten und Arbeiterinnen sind herzlich 
eingeladen. Klemm, Fabrikpflegerin“ (S. 327).  



 261

Da vielfach angenommen wird, dass sich die Erwachsenenbildung erst in den 
1980er/90er Jahren dem Betrieb als Weiterbildungsort zugewandt hat, soll im 
Folgenden die Rezeption der Industriepädagogik in der damaligen Volksbil-
dungstheorie rekonstruiert werden.  

Die 1927 gegründete Deutsche Schule für Volksforschung und Erwachsenenbil-
dung hat der Industriepädagogik „von Anfang an besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt“ (Bäuerle 1930, S. 55) – wenn auch mit Skepsis: „Industriepädago-
gik: kaum war das Wort geboren, da war es schon zum Schlagwort geworden! 
Es sollte bisher Getrenntes vereinigen – und schon ist der Kampf gegen den ‚in-
dustriepädagogischen Unfug’ entbrannt. Soll man also die Hände davon lassen 
oder warten bis sich die Sache ‚geklärt’ hat?“ (S. 55). Die Deutsche Schule für 
Volksforschung und Erwachsenenbildung richtete ihre erste Akademie, die im 
Frühjahr 1927 in Comburg stattfand, an „1. Volkshochschullehrer und Heimlei-
ter, 2. Betriebsangehörige und Unternehmer, 3. ältere Studierende und Lehrer“ 
(Hohenrodter Bund 1927, S. 52). Arbeiter und Arbeitgeber wurden explizit ein-
geladen. Begründet wurde dies mit einer für die Volksbildung notwendigen Of-
fenheit nach außen: „Die Zuziehung anderer Volkskreise bürgt erst dafür, daß 
die ‚Deutsche Schule’ sich in der gesellschaftlichen und volklichen Wirklichkeit 
zu verankern bereit ist. Die eigenen Arbeiten werden an den Begegnungen mit 
verantwortlichen Gliedern anderer Lebensbereiche entzündet und an ihnen 
nachgeprüft. [...] Gruppe II sollte also einerseits die Volksbildner vor geistiger 
Inzucht bewahren und zum anderen der Akademie die Autorisierung vor der 
Außenwelt verbürgen, ohne die eine Stätte der Erwachsenenbildung eine trauri-
ge Figur im Volksleben machen müsste“ (S. 61). Die Arbeitsgruppe wurde von 
Paul Riebensahm, Professor für Maschinenbau an der Technischen Hochschule 
Berlin-Charlottenburg, geleitet. Die Deutsche Schule hatte ihn mit folgenden 
Argumenten ausgewählt: „In seiner Leitung verkörperte sich ebenso sehr, daß 
die Stunde der Industriepädagogik heute geschlagen hat, wie die Bereitschaft 
und Pflicht der Volksbildner, zu dienen und nicht zu herrschen, und erst zu ler-
nen und zu horchen, bevor sie sich unterfangen, zu wirken“ (ebd.).  

Die Aufgabe dieser Gruppe war es, „die aus den Gesetzmäßigkeiten der moder-
nen Wirtschaftsordnung folgende Abspaltung der Welt der Arbeit (des Produk-
tionsprozesses) von den übrigen Lebensbereichen und ihre Wirkung auf die 
Ordnung unseres Volkes festzustellen“ (S. 62). Werkzeitungen stellten das Ana-
lysematerial dar. Die Ergebnisse der Beratungen wurden schriftlich festgehalten. 
Ein zentrales Ergebnis war beispielsweise die Dokumentation von „Spannun-
gen“ in der Wirtschafts- und Sozialordnung:  

Am Ende der Akademie hielt Karl Spieth-Eßlingen (1927) ein Referat „zur pä-
dagogischen Lage in der Technik“, in dem er das Verhältnis zwischen Pädago-
gen und Technikern thematisierte. Er sprach von einem „Glaubenswagnis“, „in 
die bestehenden Macht- und Geistessphären bestehender Gruppen ein neues pä-
dagogisches Kraftfeld zu bauen“ (S. 70), denn neue „Kraftfelder“ könnten nur 
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da entstehen, „wo Menschen in völlig unabhängiger Weise sich begegnen kön-
nen“, deshalb sei es eine „zeitnotwendige Aufgabe“, „solche Begegnungsmög-
lichkeiten zu schaffen zwischen dem Volk der Arbeit“ (S. 71). Pädagogen und 
Techniker sollten sich zwar austauschen, sich gegenseitig inspirieren, aber sie 
„sollen einander nicht ins Handwerk pfuschen“ (ebd.): „Jener [der Pädagoge] 
hat die technischen Widerstände im Betrieb gegen seine pädagogischen Forde-
rungen tiefer und notwendiger erfassen gelernt. Dieser [der Techniker] hat in die 
menschlichen Fehlerquellen der Technik tieferen Einblick getan. [...] und mit 
anderen Augen gehen beide, ein jeder wieder an sein Werk“ (ebd.).  

Das zweite Referat hielt Franz Schürholz (1927), damals Leiter des Arbeitsaus-
schusses für Berufsausbildung, über „Industriepädagogik“, in dem er die zu-
nehmende Veränderungsdynamik in Wirtschaft und Gesellschaft ausführlich 
beschrieb, um dann eine neue „Arbeitsethik des deutschen Industrievolkes“ (S. 
86) zu fordern. Seine Darstellung lief auf eine Begründung für eine stärkere 
Wirtschaftsorientierung der Erwachsenenbildung hinaus: „In dieser Akademie 
für Volksforschung und Erwachsenenbildung hat sich zum ersten Male eine be-
deutungsvollere communio oppositorum gebildet, um den Kulturpessimismus, 
der in der Welt der Wirtschaft und Arbeit sichtbar geworden ist, zu überwinden. 
[...]. Es geht hier nicht etwa um die Fragen der Lehrlinge und Schulbildung, 
sondern um die Prägung eines schaffensfähigen Erwachsenentyps in den neuen, 
schwierigen Lebensverhältnissen. Wir Menschen des ‚Industrievolkes’ haben 
hiermit Anlaß, die noch großenteils außerhalb der ‚Welt der Arbeit’ stehenden 
Verteidiger objektiver Kulturwerte und Sozialpädagogen durch Mitstreiter aus 
der ‚Arbeitswelt’ zu ergänzen. Erst dann wird diese im schlichten und weiten 
Sinne volksbildnerische Arbeit Zukunft haben. Industriepädagogik wird so den 
Boden einer Renaissance des Geistes vorbereiten müssen“ (S. 87f.).  

Im Protokollbericht von Hans Hofmann wird im Ergebnis das Interesse der 
Deutschen Schule deutlich, die Volksbildung aus ihrer romantischen Isolierung 
zu lösen und stärker für die Wirklichkeit des modernen Lebens zu öffnen. Nach 
Verlesen des Protokolls nimmt Erich Weniger eine Art Ortsbestimmung der 
Volksbildung vor: Die Volksbildner müßten sich nun „ständig bereithalten [...], 
die neuen Aufgaben der Industriepädagogik zu übernehmen“ (Hohenrodter 
Bund 1927, S. 134). Allerdings warnte Weniger auch vor einer zu weit gehen-
den Vereinnahmung der Volksbildung durch die Industriepädagogik: „Die Be-
schränkung auf die jetzt in Angriff genommenen Aufgaben sei zu bejahen, doch 
müsse damit stets die Einsicht verbunden sein, daß es sich bei dieser praktischen 
Arbeit immer nur um ein kleines Stück des ganzen Aufgabenkomplexes handle“ 
(ebd.).  

Die auf dieser ersten Akademie „begonnene Aussprache“ (Bäuerle 1930, S. 55) 
wurde auf der zweiten im Jahre 1929 fortgesetzt. In Kooperation mit dem For-
schungsinstitut für Sozialwissenschaften der Universität Köln, was damals von 
Theodor Brauer geleitet wurde, und dem Verband Rheinischer Volkshochschu-
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len hat die Deutsche Schule im Februar 1929 eine Arbeitswoche in Köln und 
Königswinter durchgeführt, bei der es in einem ersten Teil um Stand und Auf-
gaben der Erwachsenenbildung, im zweiten Teil um das Thema „Erwachsenen-
bildung und Industriepädagogik“ ging. Neben der Erwachsenenbildung waren 
verschiedene Richtungen beruflicher Bildungsarbeit vertreten: der Reichsver-
band der deutschen Industrie, das DINTA, die christlichen Gewerkschaften und 
der ADGB. Die Deutsche Schule und die Erwachsenenbildung waren durch ihre 
„wichtigsten Mitarbeiter, die auch Vorträge hielten, repräsentiert. Es waren 
Kaphan, Flitner, Pfeiderer, Bäuerle, Heinen, Rosenstock, Schürholz und Brauer. 
Die fünf Erstgenannten sprachen zu Fragen der Erwachsenenbildung. Es folgten 
Heinrich Heinrichs, der Leiter der Volkshochschule Düsseldorf, und andere 
rheinische Volksbildner mit Arbeitsberichten. Rosenstock, Schürholz und Brau-
er befassten sich mit Wirtschafts- und betriebspädagogischen Fragen; dazu ka-
men Paul Honigsheim mit einem Referat über ‚Menschenführung, Industriepä-
dagogik und Volksbildung’ und Carl Arnhold, der Leiter des Dinta, der über 
‚Menschenführung im Sinne des Dinta’ sprach“ (Laack 1984, S. 189).  

Eröffnet wurde der industriepädagogische Teil mit dem unveröffentlicht geblie-
benen Vortrag von Anton Heinen über „Grundlagen einer Bildungsarbeit am 
industriellen Menschen“, der nach Michel (1930) „insbesondere die grundlegen-
de Bedeutung einer Erneuerung der Arbeitslehre und der männlichen Verant-
wortung im sozialen Sinne als betriebspolitische und industriepädagogische 
Aufgabe herausarbeitete“ (S. 50).  

Die anderen zum Thema Industriepädagogik gehaltenen Vorträge von Theodor 
Brauer, Franz Schürholz, Paul Honigsheim, Carl Arnhold und Eugen Rosen-
stock wurden im 1. Band des Sozialrechtlichen Jahrbuchs des Forschungsinsti-
tuts für Sozialwissenschaften der Stadt Köln abgedruckt. In dem Geleitwort 
skizzierte Brauer (1930) die Aufgabe der Industriepädagogik, auch mit Blick auf 
die Erwachsenenbildung. Industriepädagogik könnte nur dann „wirklich der 
Volksordnung dienen“, wenn sie „Volkserziehung und Erwachsenenbildung in 
sich begreift (S. IX). Er sprach von einer „überragenden Bedeutung für Gemein-
schaft und Gemeinschaftsgestaltung“ (ebd.). In seinem Beitrag über „Sozialwis-
senschaft und Erwachsenenbildung“ übertrug er der „Erwachsenenbildung als 
Industriepädagogik“ (S. 85) die Aufgabe, nicht nur zwischen Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberschaft zu vermitteln, sondern sie bei der nach den jeweiligen Interes-
sen ausgerichteten Gestaltung der Arbeitswelt zu unterstützen: „Daß eine Er-
wachsenenbildung, die sich dieser lebendigen Bestrebungen annimmt, gleich-
wohl nicht mit überraschenden Erfolgen zu rechnen hat, beweist die Tatsache, 
daß, um noch einmal auf die beiden Partner des Arbeitsvertrages zu exemplifi-
zieren, in der Arbeiterschaft die Idee einer gewissen Selbständigkeit des Indust-
riearbeiters im Großbetriebe und einer solchen Verteilung der Verantwortlich-
keiten, daß dabei das Arbeitsleben mit dem zunehmenden Dienstalter einem er-
strebenswerten Höhepunkt zugeführt werden kann, ebensowenig Fuß gefaßt hat, 
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wie in den Kreisen der großen Unternehmer die Idee des ‚DINTA’, Betriebslei-
tung und Arbeitnehmerschaft regelmäßig zu persönlicher Aussprache zusam-
menzuführen. Erwachsenenbildung wird an diesem Punkte wie an keinem ande-
ren Lebensweckung und -gestaltung sich zum Ziel zu setzen haben“ (S. 89).  

Noch klarerer ist eine Affinität zur Industrie und einer ihr dienlichen „Volkser-
ziehung“ in dem Beitrag von Schürholz (1930) zu erkennen. Gleich im ersten 
Kapitel, „Erziehung, nicht Bildung“ (S. 91), betonte er: „Mein Thema lautet In-
dustrie und Volkserziehung, nicht Volksbildung. [...] Auch die schon deutlichere 
und konkretere Vorstellung der ‚Ausbildung’ habe ich gemieden und das Wort 
Volkserziehung gewählt“ (S. 91; Herv. i.O.). Schürholz unterstützte den „Einzug 
des Erziehungsgedankens in die Wirtschaftsfront“ (S. 92), übte Kritik an der 
„Verbeamtisierung“ und „Verschulung“ (S. 99) Deutschlands, ebenso wie „an 
einer gefährlich weitverbreiteten Wirtschaftsfeindlichkeit“ (S. 105). Für die 
Durchsetzung der „Wirtschaft als pädagogischer Provinz“ (S. 95) sei es unab-
dingbar, dass sich die Unternehmer ihrer pädagogischen Funktion bewußt wür-
den: „Das geringe Zutrauen zu seiner Befähigung lag auch mit daran, daß der 
Unternehmer, der Betriebsvertreter oder gar der Wirtschaftsverwalter verlernt 
hatte, sich mit sicherem Bewußtsein seiner erzieherischen Aufgabe im Arbeits- 
und Gesellschaftsleben bewußt zu werden und damit auch der volksschädlichen 
Wirtschaftsfremdheit und Wirtschaftsfeindschaft entgegenzutreten“ (S. 95). An 
die Stelle der „Blutleere geistiger Spielerei“ (S. 103), die für eine der staatlichen 
Ordnung unterworfenen Berufsbildung charakteristisch wäre, sollte die „große 
Erziehungsaufgabe an den werk- und industriewirtschaftlich tätigen Kreisen 
zum größten Teil von diesen Gesellschaftsschichten selbst [...] [geleistet] wer-
den“, da sie aufgrund der „mit Erziehungskräften überreich verbundenen Arbeit 
diese Aufgabe auch am besten leisten können“ (S. 104). Allerdings: Wer auf 
„diesem Arbeitsfelde voller Anfeindungen (querelle d’Allemande)“ tätig sein 
wollte, dürfte „die Drecklinie vorderster Betriebsarbeit nicht scheuen und gehe 
mit schlichtem Vertrauen auf die, welche guten Willens sind, an die wahrlich 
nicht leichte, langwierige, letztlich aber im besonderen Maße volksproduktive 
Arbeit“ (S. 105).  

Im Gegensatz zu seinem Vorredner Franz Schürholz ebenso wie zu dem sich 
anschließenden Referat von Carl Arnhold ging Paul Honigsheim (1930) in sei-
nem Vortrag über „Menschenbildung und Industriepädagogik“ in eine auch für 
die meisten Hohenrodter charakteristische kritische Distanz zur Industriepäda-
gogik. Diese wird bereits anhand seiner einleitenden Fragestellung deutlich: 
„Inwiefern hat die gesamte soziale Lage der Gegenwart Formen erzieherischen 
Verhaltens, insbesondere aber bestimmte Arten industriepädagogischen Tuns 
gezeitigt, inwiefern wird aber anderweit durch bestimmte Seiten dieser Gegen-
wartssituation wiederum der Erfolg eines Teils derartigen Tuns in Frage gestellt, 
und inwiefern haben schließlich – und zwar eben gerade wegen der Eigenart der 
heutigen Welt – bestimmte Arten eines solchen Handelns Aussicht auf Erfolg?“ 
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(S. 106). In seinen weiteren Ausführungen umschrieb er die historisch nach-
weisbare Tendenz gesellschaftlicher Verbände, die Erziehung der Menschen zu 
determinieren. Zurzeit ließe sich beobachten, wie der Wirtschaftsverband seinen 
Machteinfluss in der Erziehung geltend machte, und wie Erziehung und Bildung 
langsam dem Staate entgleiten würden (vgl. S. 108). Unterstützt würde dies 
durch eine „industrialistisch-städtische Mentalität“ (S. 112) der Menschen, die 
„eine Schicht nach der anderen und zwar bis in das entlegendste Dorf hinein [er-
faßt]“ (S. 109). Honigsheim wollte nicht Programme mit „vorindustrialistischen 
Ideologien“ (S. 112) oder „irgendwelche Gemeinschaftsideologien“ (S. 113) an 
die Menschen herantragen, sondern er wollte den Menschen „aktivieren“: „Aber 
nicht in Hinsicht auf seine ökonomische Betätigung innerhalb des heutigen 
Wirtschaftsprozesses, sondern ihn zu aktivieren, neben der Erwerbsarbeit, die in 
unseren Tagen nun einmal um der Selbsterhaltung und um der Angehörigen wil-
len betrieben werden muß, sein anderes zukunftsbezogenes Tun in den Dienst 
des Werdens einer berufsbehafteten Welt einzuordnen“ (S. 115). Deutlich wur-
den seine Zweifel an der Möglichkeit einer in diesem Sinne erzieherisch tätigen 
Wirtschaft - das Wort Industriepädagogik benutzt er nur in den ersten Sätzen 
seines Beitrags: „Das zur Macht gelangte Neue, nämlich eben die Wirtschafts-
machtgebilde, suchen ganz zwangsläufig als Erben des Staates diese Erzie-
hungsfunktionen in die Hand gespielt zu erhalten. Es ist also zunächst zu unter-
suchen, ob das Tun, das von hier aus unternommen wird, in der Lage ist, dem 
geschilderten Menschen der großstädtischen Mentalität die Möglichkeit zu ver-
schaffen, sein Leben auf diese Weise in einen größeren Sinnzusammenhang ein-
zugliedern“ (S. 113). Anders als Schürholz beispielsweise kritisierte Honigs-
heim nicht die Verstaatlichung oder Verschulung von Bildung und Erziehung, 
im Gegenteil, er befürwortete den staatlichen Einfluß in der Zeit der wirtschaft-
lichen Macht (vgl. Kap. III)  

Diesem Beitrag völlig entgegensetzt war der von Carl Arnhold (1930). Obwohl 
es in diesem Teil der Kölner Arbeitswoche um das Verhältnis von Volksbildung 
und Industriepädagogik gehen sollte, ging Arnhold in keinem Wort darauf ein, 
sondern er nutzte die Tagung als Forum zur Verbreitung der DINTA-Ideologie.  

Rosenstock (1930) nahm in seinem Vortrag eine Standortbestimmung der Er-
wachsenenbildung vor, und trennte sie deutlich von der staatlichen Schulpolitik 
und ordnete sie sogar der Betriebspolitik zu: „Die neue Erwachsenenbildung hat 
eine andere Zuordnung als zu der staatlichen Machtpolitik. Sie gehört zur Be-
triebspolitik!“ (S. 135). Ohne konkreter zu werden, plädierte er für eine Harmo-
nisierung von Erwachsenenbildung und Betriebspolitik.  

Insgesamt trafen sich die meisten Volksbildner und Industrievertreter - wenn 
auch mit unterschiedlichen Motiven in einigen brisanten Punkten: Beide Seiten 
kritisierten die Schulen, die Überladenheit der Berufsschulen mit Unterrichts-
stoff, beide Seiten lehnten staatliche Interventionen in die Erwachsenenbildung 
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ab und beide plädierten für eine „Beseelung“ der Industrie und eine Verbindung 
von Erwachsenenbildung und Industriepädagogik.  

Gleichzeitig konnte die Arbeitswoche die Skepsis unter den Volksbildnern beim 
Blick auf den „direkte[n] Vorstoß der Industrieunternehmerschaft in die päda-
gogische Provinz“ (Michel 1930, S. 51) nicht ausräumen. Konsens bestand aber 
darin, dass sich die Erwachsenenbildung der Industriepädagogik künftig stärker 
annehmen sollte, insbesondere auch angesichts der „gefährlichen Tatsache, dass 
ihr die Wirtschaftsmächte die Aufgaben der Industriepädagogik aus den Händen 
winden“ (ebd.). Auch wenn die Volksbildner sich darüber im Klaren sein müß-
ten, „daß bei allem guten Willen die grundlegenden Gegensätze und der Kampf 
um die Wirtschaftsordnung nicht verschwinden werden“ (Bäuerle 1930, S. 62).  

Die Deutsche Schule nahm sich vor, gemeinsam mit Unternehmern, Ingenieu-
ren, Angestellten und Arbeitern auch künftig Begegnungen und Aussprachen zu 
veranstalten, um „wieder eine gemeinsame Sprache der sich vielfach nicht mehr 
verstehenden Volks- und Wirtschaftsgruppen zu vermitteln“ (S. 61). Unmittel-
bar nach den Treffen in Köln und Königswinter forderte der Rat der Deutschen 
Schule einen Arbeitsentwurf – und zwar von Franz Schürholz. Darin bestätigte 
Schürholz seine bereits im Vortrag vertretenen Positionen, sah die pädagogische 
Arbeit der Wirtschaft in einer „splendid isolation“, plädierte für ein höheres En-
gagement der Volksbildner auf diesem Gebiet und eine öffentliche Anerkennung 
der Industriepädagogik.  

Einigkeit bestand darin, dass die Auseinandersetzung mit der Industriepädago-
gik nur dann fortgesetzt werden könnte, wenn ihr umfassende sozialwissen-
schaftliche Forschungen der industriellen Tatsachen vorangehen würden. Auch 
sollte industriepädagogisches Material „unter dem Gesichtspunkt der Erwachse-
nenbildung“ (Bäuerle 1930, S. 61) gesammelt und bearbeitet werden: „Wer Er-
wachsenenbildung am Industriemenschen treiben will, muß wissen, was und wie 
dort schon, besonders bei dem industriellen Nachwuchs, gearbeitet wird“ (S. 
61). Dabei erinnerten die Volksbildner der Deutschen Schule daran, dass der 
Wirkungskreis der Erwachsenenbildung „sehr bescheiden“ (ebd.) wäre. Zudem 
verfügte die Deutsche Schule nicht über die hierfür notwendigen Ressourcen 
und Kapazitäten: „Wir dürfen uns also nicht verhehlen, [...] daß in den Kreisen 
der Erwachsenenbildung die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine solche 
Arbeit noch vielfach fehlen“ (S. 62). Trotzdem wurde der Aufbau einer „indust-
riepädagogischen Arbeitsstelle“ in Aussicht gestellt, allerdings ohne dass diese 
zustande kam: „[...] es fehlten die geeigneten Persönlichkeiten unter den Mitar-
beitern, die sich dieser Aufgabe hauptberuflich widmen konnten, es fehlten auch 
die Mittel. Gelder aus dem preußischen Volksbildungsministerium waren dafür 
nicht einzuwerben, da ihm für derartige Bestrebungen die Zuständigkeit fehlte. 
Es kamen nur Reichsstellen dafür in Frage; sie aber zeigten sich Experimenten 
gegenüber verschlossen. Die Industrie oder die Gewerkschaften wegen der Fi-
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nanzierung einer solchen Arbeit anzusprechen, verbot sich von der Sache her“ 
(Laack 1984, S. 196).  

Die Auseinandersetzung mit der Industriepädagogik ließ wieder nach. Die NS-
Diktatur hatte diese ersten Annäherungsversuche zerstört und die betriebliche 
Weiterbildung in den Dienst ihrer Ideologie und Politik gestellte. 

10. Zusammenfassung  

Neben, in Ergänzung zu oder anstelle der industriellen Lehrlingsausbildung fan-
den in den 1920er Jahren in der Industrie unterschiedliche Formen von Weiter-
bildung statt, die ausschließlich von Betrieben gesteuert wurden und eng auf den 
betrieblichen Qualifikations- und Sozialintegrationsbedarf zugeschnitten waren. 
Anknüpfend an betriebliche Strategien der Qualifikationsdifferenzierung, des 
Arbeitskräfteeinsatzes und der personalpolitischen Steuerung stellte betriebliche 
Weiterbildung mit ihrer arbeitsplatz-, berufs- und betriebsspezifischen Ausrich-
tung ein wesentliches Instrument interner Arbeitsmarktpolitik dar.  

Außer den veränderten Anforderungen an die Personal- und Bildungspolitik im 
Zuge technologischer und arbeitsorganisatorischer Veränderungen in der Indust-
rie führten die Kritik an den Mängeln betriebsexterner Berufsbildung sowie die 
Schulkritik insgesamt, die von Industrievertretern kamen, und der gewerkschaft-
liche und arbeitsmarktpolitische Erwartungsdruck an die betriebliche Arbeits- 
und Personalpolitik dazu, dass Großbetriebe ihre Personal-, Sozial- und Bil-
dungsarbeit ausbauten. Für die betriebsexterne Arbeitslosenbildung bedeutete 
diese „Schließungsstrategie“, dass sie von der betriebliche Beschäftigungs- und 
internen Arbeitsmarktpolitik immer mehr abgeschirmt wurde.  

Die damalige Berufsbildungstheorie hatte die betriebliche Weiterbildung noch 
nicht als Gegenstand in ihre Diskussion aufgenommen. Die Volksbildungsdis-
kussion näherte sich bereits vor 1933 industriepädagogischen Fragen, die zu-
nächst aufgrund fehlender struktureller Voraussetzungen und schließlich wegen 
der NS-Diktatur nicht weiter intensiviert werden konnten. Bei diesen ersten An-
näherungen trafen sich die Volksbildner mit der Industrie in unterschiedlichen 
Punkten, wie der Schulkritik und den Hinweisen auf die Notwendigkeit der „Be-
seelung“ der Industrie. Die Einstellungen und Interessen in der Volksbildungs-
diskussion (vgl. Kap. IV) waren hier (noch) nicht von der Art, dass die Ausei-
nandersetzung mit betrieblicher Weiterbildung bzw. „Erwachsenenbildung“ im 
Betrieb auch aus der Perspektive und mit dem Ziel weiterbildungspolitischer 
Verantwortung und Verbindlichkeit hätte angegangen werden können.  

Trotz ihrer Existenz hat betriebliche Weiterbildung in der Weimarer Republik 
längst nicht die öffentliche und wissenschaftliche Aufmerksamkeit erfahren wie 
heute. Bis in die 1980er Jahre hinein war sie für „die meisten Unternehmen ein 
seit Jahrzehnten praktizierter Tatbestand, über den deshalb auch gar nicht be-
sonders gesprochen werden muß“ (Wrede, v. u.a. 1981, S.5). Ausschlaggebend 
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hierfür war auch, dass Weiterbildung erst seit den 1970er Jahren zu einer gesell-
schaftlichen Verhaltenserwartung avancierte. Zu den weimartypischen Verhal-
tensimperativen gehörten nicht das lebenslange Lernen, sondern Arbeit und 
Dienst an der Gemeinschaft.  
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IX. Fazit und Ausblick 
Ausgangspunkt der Arbeit war die Annahme, dass sich Weiterbildung für Ar-
beitslose und industriebetriebliche Weiterbildung nach dem Ersten Weltkrieg 
ausdifferenziert haben. Wesentliche Anstöße hierfür kamen von der sozioöko-
nomischen Entwicklung, dem Ausbau arbeitsmarkt- und sozialpolitischer In-
strumentarien einerseits und der industriellen Qualifikationsentwicklung und 
Internalisierung von Arbeitsmärkten andererseits. Gezeigt werden konnte, dass 
sich beide Weiterbildungsbereiche relativ unvermittelt nebeneinander entwickelt 
haben. Während die Arbeitslosenbildung im Kontext der Arbeitsmarktpolitik die 
Funktionen der Qualifikationsnachbesserung, der sozialpolitischen Kriseninter-
vention und erziehenden Aufbewahrung erfüllte, diente betriebliche Weiterbil-
dung der Reproduktion betriebsspezifischer Personal-, Qualifizierungs- und So-
zialintegrationsstrategien. Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung 
verfuhren arbeitsteilig: Die zunehmende Erwerbstätigkeit der Bevölkerung, der 
sektorale Wandel vom Agrar- zum Industriestaat, die technologische Rationali-
sierung und arbeitsorganisatorischen Umstrukturierungen in der Industrie nach 
dem Ersten Weltkrieg waren einerseits mit Massenentlassungen verbunden, de-
rer sich die Arbeitsmarktpolitik und Arbeitslosenbildung annahmen, andererseits 
führten diese Entwicklungsprozesse zu industrie-, branchen-, betriebs- und tä-
tigkeitsspezifischen Anforderungen, die eng hieran ausgerichtete und weniger 
außerhalb der Betriebe organisierte und gesteuerte Qualifizierungsprozesse er-
forderten.  

Bereits damals wurden die vom Betrieb relativ losgelösten Berufsbildungsmaß-
nahmen seitens der Wirtschaft aufgrund ihrer Anschlussdefizite an das Beschäf-
tigungssystem kritisiert. Damit zeichnete sich in den 1920er Jahren das ab, was 
fünfzig Jahre später im Kontext der Diskussion um die Abstimmungsprobleme 
zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem und der berufs- und arbeits-
marktsoziologischen Flexibilitätsforschung ausführlich thematisiert wurde, näm-
lich dass die Inhalte von Berufen bzw. von beruflicher Erstausbildung und be-
triebsextern vermittelten Qualifikationen nicht ein für allemal mit den betriebli-
chen Arbeitsanforderungen deckungsgleich sind. Als in der Regel nur auf einen 
grob geschätzten Qualifikationsbedarf hin konzipierte Maßnahmen hatten und 
haben Arbeitslosenbildungsprozesse demzufolge nicht nur mit dem Problem des 
reduzierten betrieblichen Bedarfs an Arbeitskräften vom externen Arbeitsmarkt, 
sondern auch mit dem der fehlenden Passgenauigkeit der Maßnahmen im Hin-
blick auf betriebliche Erfordernisse umzugehen.  

In der Berufsbildungs- und Volksbildungstheorie der 1920er Jahre war die Frage 
nach der berufsqualifizierenden Wirkung von Arbeitslosenbildung und den in 
ihr vermittelten Qualifikationen, nach der industriellen Entwicklung von Arbeit 
und Qualifikationen sowie der Auffächerung von Qualifikationsanforderungen 
auf dem Kontinuum zwischen gelernter und ungelernter Arbeit, an die betriebli-
che Weiterqualifizierungsprozesse zwischen Anlernung und berufsbezogenen 
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Aufbaukursen und Lehrgängen anschlossen, keine Themen. Hier dominierte ei-
ne weitgehend ständisch-statische Berufsauffassung, Berufsentwicklung und 
industrielle Arbeitwelt wurden separiert, ebenso wie das Jugendalter vom Er-
wachsenenalter als beruflich abgeschlossener Entwicklungsphase. Die Tatsache 
und Notwendigkeit beruflicher Weiterbildung konnten somit nicht zur Diskussi-
on stehen. Während Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung auch 
nicht das waren, was sich diese Theorien unter eigentlicher Berufsbildung und 
Volksbildung vorstellten, war die Tatsache beruflichen Nach- oder Umlernens in 
der arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Diskussion keine Besonderheit mehr, 
auch für die Industrie und ihre Vertreter wurde die berufliche Qualifizierung im 
Anschluss an die Erstausbildung bzw. für ältere Beschäftigte zunehmend selbst-
verständlich. Nur die Industrie- und Arbeitspädagogik thematisierten Erwachse-
ne als Klientel von beruflichen/betrieblichen Erziehungsmaßnahmen.  

Die Arbeitslosenbildung, die sich im Zuge des Ausbaus arbeitsmarktpolitischer 
Instrumentarien in der Weimarer Republik herausgebildet hatte, war als Mög-
lichkeit der Integration Arbeitsloser in reduziertem Maße wirksam. Zwar gab es 
eine Reihe politischer, administrativer und juristischer Initiativen, um die beruf-
liche Arbeitslosenbildung zu regulieren, zu denen die „Grundsätze über die För-
derung der Schulung Erwerbsloser aus Mitteln der produktiven Erwerbslosen-
fürsorge", die das Reichsarbeitsministerium im Jahre 1920 verabschiedet hatte, 
die §§ 2, 15 und 16 des Arbeitsnachweisgesetzes von 1922, mit denen Umschu-
lungsmaßnahmen als Aufgaben des Reichsministeriums zur Regelung des Ar-
beitsmarktes erklärt wurden und schließlich das 1927 in Kraft getretene 
AVAVG, das mit seinen §§ 136 und 137 die Unterstützung von Erwerbslosen, 
die Bildungseinrichtungen besuchten, regelte, gehörten. All dieses vermochte 
das Arbeitslosigkeitsproblem nicht zu beseitigen. Die Arbeitslosenzahlen stiegen 
kontinuierlich an und Arbeitslosenbildung übernahm am Ende der 1920er Jahre 
zunehmend die Funktion eines pädagogischen Interventionsinstruments zur Re-
duzierung von Konfliktpotential und zur Erziehung zur Arbeit auf den Ersatzar-
beitsmärkten.  

Die begrenzte arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der damaligen Arbeitslosen-
bildung war weder nur das Ergebnis davon, dass hier die „aktive Arbeitsmarkt-
politik“ noch nicht erkannt worden war und exerziert wurde, wie es in der Dis-
kussion um die Verabschiedung des AFG von 1969 hieß, noch nur davon, dass 
die öffentlichen Mittel für die Arbeitslosenbildung der chronischen Kürzungen 
unterlagen, mindestens genauso hinderlich war der begrenzte Austausch zwi-
schen den Akteuren von Arbeitslosenbildung und den Betrieben. Aus der Sicht 
derjenigen, die die Schulungsmaßnahmen für Arbeitslose organisierten und 
durchführten, waren die Betriebe als Qualifikationsverwerter die primären Ori-
entierungsgeber, allerdings waren diese kaum dazu bereit, die Arbeitslosenbil-
dung inhaltlich und konzeptionell zu unterstützen. Damit fehlte der Arbeitslo-
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senbildung eine entscheidende Basis, um gezielt für den regulären bzw. betriebs-
internen Arbeitsmarkt qualifizieren zu können.  

Während gegen Ende der Weimarer Republik die Arbeitslosenbildung ihre An-
schlussfähigkeit an das Beschäftigungssystem immer mehr verlor, die Arbeitslo-
sen zunehmend in Ersatzarbeitsmärkte integriert und zur Dienstwilligkeit, Op-
ferbereitschaft und zur Gemeinschaft erzogen wurden, haben Betriebe im Hin-
blick auf ihre Personal-, Sozial- und Qualifizierungspolitik die Strategie der In-
ternalisierung verfolgt. Betriebliche Weiterbildung war ausschließlich an ar-
beitskräftepolitischen Binnenprozessen orientiert. Gefördert wurde die Internali-
sierung nicht nur durch betriebsspezifische Positions- und Tätigkeitsdifferenzie-
rungen, sondern auch durch betriebexterne politische Bedingungen und Erwar-
tungen an die Betriebe. Der Ausbau arbeitsmarktpolitischer Instrumentarien und 
Institutionen, die staatlichen Aufforderungen an die Industrie zur Unterstützung 
bei der Beseitigung des Arbeitslosigkeitsproblems, die öffentlichen sozial- und 
bildungspolitischen Ansprüche, die Bemühungen um die Regulierung berufli-
cher Bildung und die arbeits- und lohnpolitischen Forderungen der Gewerk-
schaften, all das bewirkte einen äußeren Druck auf die freie Verfügbarkeit der 
Betriebe über ihre Arbeitskräfte- und Qualifizierungspolitik. Die Etablierung 
betriebsinterner Arbeitsmärkte, auf denen Allokationen und Qualifizierungen 
reguliert wurden, war eine Antwort hierauf. Diese erschwerte den Austausch 
zwischen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik bzw. zwischen Arbeitslosen-
bildung und betrieblicher Weiterbildung enorm.  

Die Austauschschwierigkeiten zeigen sich auch heute noch. Zwar hat der indus-
trielle Trend zur Desintegration von produktiven Ressourcen aus dem betriebli-
chen Kontrollbereich, Outsourcings von Dienstleistungen und die wachsende 
Zahl so genannter „atypischer“ und „prekärer“ Beschäftigungsverhältnisse zu 
einer Lockerung der Trennlinie zwischen betriebsinternen und -externen Ar-
beitsmärkten geführt, allerdings kann nicht von einer Erosion interner Arbeits-
märkte ausgegangen werden. Dies hat Burkhart Lutz in seinem Vortrag auf der 
Tagung der Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik der DGfE im Herbst 
2002 in Karlsruhe beschrieben. Hiergegen spreche das betriebliche Interesse an 
der Geringhaltung von Transaktionskosten auf dem Arbeitsmarkt, die bei der 
Allokation von Arbeitskräften über den externen Anbietermarkt anfallen, sowie 
an einer möglichst weitgehenden Verfügbarkeit über Arbeitskräfte. Das führe 
dazu, dass Betriebe auch weiterhin eigene Arbeitskräftestrategien verfolgten, die 
internalisierte Arbeitsmärkte voraussetzten.  

Die industriellen Autonomieansprüche in der Beschäftigungspolitik, die zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts ihren Niederschlag in dem Bemühen der Wirtschaft, 
bei Ausbildungsfragen „öffentliche Eingriffe in den Hoheitsbezirk ihrer Betrie-
be“ (Stratmann 1990, S. 296) abzuwehren, in der Nachkriegszeit darin, „die be-
triebliche Berufsausbildung als Selbstverwaltungsangelegenheit der Wirtschaft“ 
(Abraham 1977) zu belassen, fanden, spiegeln sich heute in den betrieblichen 
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Bemühungen um die weitgehende Reduktion von externen Kontrollansprüchen 
in dem „letzten Freiraum im Bildungswesen“ (Görs 1986, S. 27), der betriebli-
chen Weiterbildung, wider. Die seit einigen Jahren in der Literatur konstatierte 
Tendenz zu einer „'Verbetrieblichung von Weiterbildung" (Kühnlein 1997), zu 
einem „steigenden Einfluss der Betriebe auf Inhalte und Gestaltung der berufli-
chen Weiterbildung sowie - komplementär - [...] dem Rückgang staatlicher Re-
gulierungsversuche" (S. 267) ist historisch betrachtet nicht eine logische Folge 
technischer Entwicklung, sondern das Ergebnis eines kontinuierlichen Prozes-
ses, in dessen Verlauf sich das betriebliche Interesse an solchen Qualifizierungs-
formen, die anders als die Erstausbildung weniger sperrig und langwierig, be-
darfsgerecht, flexibel einsetzbar und betrieblich autonom steuerbar sind, durch-
gesetzt hat. Aus dieser Perspektive könnte auch die aktuelle Diskussion um be-
triebliche Weiterbildung, die sich auf arbeitsnahes Lernen konzentriert und in 
der ein Trend zur steigenden Bedeutung der Verbindung von Arbeiten und Ler-
nen in Betrieben prognostiziert wird, als jüngster Ausdruck dieses Durchset-
zungsprozesses gesehen werden.  

Die Industriesoziologie und Erwachsenenpädagogik hatten bis zu Beginn der 
1990er Jahre hinein das arbeitsnahe Lernen in Betrieben als pragmatisch reduk-
tionistisch kritisiert und in Anlehnung an den Strukturplan des Deutschen Bil-
dungsrates (1970) nicht als Bestandteil von Weiterbildung gesehen. Diese von 
Betrieben seit jeher bevorzugte Form der Qualifizierung (vgl. 
Sass/Sengenberger/Weltz 1974, S. 36) hat erst im Laufe der letzten Jahrzehnte 
in der Weiterbildungsdiskussion Aufmerksamkeit erregt, und zwar derart, dass 
der Eindruck entsteht, als ob hierdurch der Bedarf und die Bedeutung von ar-
beitsnahem Lernen ein Stück weit mitkonstruiert wird. Diese nicht-
formalisierten Weiterbildungsformen sind zudem durchaus auch kompatibel mit 
Leitbildern des aktuellen pädagogischen Denkens: Deinstitutionalisierung, De-
regulierung, Flexibilisierung, Informalität und Selbstorganisation. Die Schulkri-
tik, die Ablehnung von Starrheit und Fremdgesteuertheit des Lernens und die 
Auseinandersetzung mit Arbeit als pädagogischem Zentrum geben der Präferenz 
für arbeitsnahes Lernen einen argumentativen Rückhalt. Bereits in den 1920er 
Jahren und später in den 1960/70er Jahre wurde mit solchen Begründungsfigu-
ren die Verbetrieblichung von beruflicher Bildung, Weiterbildung und die Vor-
züge arbeitsnahen Lernens legitimiert. So heißt es beispielsweise bei Fritz Arlt 
(1978): „Eine besondere Bedeutung kommt in der EB der Wirtschaft der arbeits-
integrierten Bildung zu, d.h. Wissens-, Könnens- und Verhaltensveränderungen 
im Arbeitsprozess [...]. Darauf haben gleicherweise Pestalozzi wie Marx [...], die 
Arbeitspädagogen in den zwanziger Jahren [...] hingewiesen" (S. 703). Und wei-
ter: „Man sollte dem, was oft geringschätzig als ‚en passant’ - Lehre bezeichnet 
wird, den ihm zukommenden Wert beimessen. Die Bedeutung des arbeitsinteg-
rierten Lernens würdigen Illich, Korczak, von Hentig und Blankertz in ihrer kri-
tischen Auseinandersetzung mit der Schulbildung" (S. 704). Dem Vorschlag 
Arlts (1970), Arbeitsprozesse als Bildungsprozesse anzuerkennen (S. 41), ist die 
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Erweiterung des Begriffs betrieblicher Weiterbildung durch Formen arbeitsna-
hen Lernens entgegengekommen.  

Die heute als informelle und arbeitsnahe berufliche Weiterbildung bezeichneten 
Formen, wie Besuch von Fachmessen, Teilnahme an Vorträgen, Anlernen am 
Arbeitsplatz, Selbstlernen durch Beobachten und Ausprobieren am Arbeitsplatz, 
Selbstgesteuertes Lernen mit Medien am Arbeitsplatz und in der Freizeit, Fach-
besuche in anderen Betriebsabteilungen, Austauschprogramme mit anderen Fir-
men etc. (vgl. BMBF 2003, S. 50f.), lassen sich bereits in den 1920er Jahren 
nachweisen. Auch hier waren Messebesuche, Vorträge, Anlernung, Selbstlernen 
anhand von Werkzeitungen, Büchern aus der Werksbibliothek und Filmen, Ar-
beitsgemeinschaften, Erfahrungsaustausch und Betriebsbesichtungen Bestand-
teile betrieblicher Weiterbildung. Geändert haben sich die Inhalte, schneller als 
die Formen, möglicherweise auch das quantitative Ausmaß und in jedem Fall 
die öffentliche Aufmerksamkeit sowie die pädagogische Auseinandersetzung 
damit. Angesichts der historischen Kontinuität von dem, was heute als neu de-
klariert wird, lassen sich auch die insbesondere in der betrieblichen Weiterbil-
dungsdiskussion gerne geäußerten Hinweise auf paradigmatische Veränderun-
gen relativieren. Insbesondere die Grenze zwischen alter Lernkultur, die vor 
dem vermeintlichen „Ende der Arbeitsteilung“ (Kern/Schumann 1984) in Be-
trieben dominiert hätte, und neuer Lernkultur vor dem Hintergrund neuer Pro-
duktions- und Arbeitseinsatzkonzepte lässt sich nur schwer ziehen. Nicht belegt 
ist, ob beispielsweise die betrieblichen Arbeitsgemeinschaften und Erfahrungs-
austausche in den 1920er Jahren nicht auch Züge von dem hatten, was heute als 
neue Lernkultur bezeichnet wird.  

Fest steht, dass die Kopplung von Arbeiten und Lernen nicht das automatische 
Beiprodukt von neuen Technologien oder der so genannten Wissensgesellschaft 
ist (vgl. Baethge 2003, S. 102). So gesehen wird bei der breiten Rezeption von 
informellen und arbeitsnahen Lernformen auch eine überaus politische Dimen-
sion deutlich: Erstens entledigt man sich damit der Kritik an der Konzeptionslo-
sigkeit und Unsystematik in der betrieblichen Weiterbildung, wie sie in den 
1980er Jahren in soziologischen und pädagogischen Auseinandersetzungen ge-
übt wurde (vgl. BMBW 1990). Zweitens bekommen hierdurch Betriebe als Ler-
norte eine zusätzliche Legitimation von außen. Drittens wird in der öffentlichen 
Wahrnehmung der finanzielle Druck und der Teilnehmerrückgang in der formal 
organisierten Weiterbildung (vgl. BMBF 2003, S. 50) kompensiert durch die 
verbreitete Vorstellung von einer prinzipiell größeren Möglichkeit der Teilnah-
me an so genannten „weichen Formen“ von Weiterbildung.  

Aus der Perspektive der Arbeitslosenbildung stellt sich nicht nur angesichts der 
Schwierigkeiten bei der Erfassung von arbeitsspezifischem Qualifikationsbedarf 
und der Antizipation von Allokationsprozessen auf dem internen Arbeitsmarkt 
das Problem der Verbindung zur betrieblichen Personal- und Weiterbildungspo-
litik, hinzu kommt, dass arbeitsnahes Lernen auch zu einer Verfestigung der 
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„Demarkationslinie zwischen beruflicher Privilegierung und Depravierung auf 
dem Arbeitsmarkt“ (Baethge 2003, S. 103), zwischen denen die drinnen lernför-
derliche Arbeitsplätze haben und denen die dies draußen (und auch im Betrieb) 
nicht haben, führt.  

Insgesamt hat „das ganze Problem des Zusammenhangs von Arbeiten und le-
benslangem Lernen [...] eine nicht zuletzt eminent sozialstrukturelle Seite“ 
(ebd.). Die historisch nachweisbare Segmentierung der Arbeiterschaft in eine 
Stammbelegschaft und eine Belegschaft auf risikoreichen Arbeitsplätzen, zu de-
nen als dritte große Gruppe die Arbeitslosen auf dem externen Arbeitsmarkt ge-
hören, wird auch heute noch durch Weiterbildung reproduziert (vgl. Dobi-
schat/Seifert/Ahlene 2002). Denn: „nur den Kernbeschäftigten stehen zunächst 
unternehmensinterne Weiterbildungschancen und Personalentwicklung offen. 
Die Randbelegschaften sind darauf verwiesen, selbst für ihre Qualifikationen zu 
sorgen“ (Faulstich 1998, S. 237). Arbeitslose werden bei Verteilungs- und Mo-
bilitätsprozessen auf dem internen Arbeitsmarkt nicht berücksichtigt.  

Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung erfüllen seit ihrer Ausdiffe-
renzierung in den 1920er Jahren nicht nur die Funktion der Vermittlung fachli-
cher Qualifikationen, der Initiierung von Mobilitätsprozessen und der Distribu-
tion sozialer Positionen für den externen bzw. internen Arbeitsmärkten, sondern 
sie hatten von Beginn an insofern eine sozialintegrative Wirkung, als sie mit ih-
rer Programmatik an der Verbreitung gesellschaftlicher Interpretationsmuster 
mitwirkten und als sozialpolitische Instrumente negative Einflüsse einmal der 
Arbeitslosigkeit, zum anderen der Arbeiterbewegung abwehrten sowie ihre Kli-
entel in die jeweiligen sozialen Kontexte (Bildungsmaßnahmen, Beschäfti-
gungsprojekte, Arbeitsdienst für Arbeitslose, Werksgemeinschaft für Beschäf-
tigte) integrierten. Arbeitslosenbildung und betriebliche Weiterbildung wurden - 
obwohl zu dieser Zeit der Arbeitsimperativ und nicht der Weiterbildungsimpera-
tiv die gesellschaftliche Verhaltenssteuerung unterstützen sollte - bereits damals 
im Ansatz schon als Medien zur Meisterung von Krisen und Umbrüchen, zur 
Restabilisierung der „Volksgemeinschaft“ gedeutet. Die pädagogische Theorie 
mit ihrer überwiegenden Affinität zu Gemeinschaftskonzeptionen verhalf kaum 
dazu, individuelle Handlungschancen und Aushandlungsmöglichkeiten auf den 
pädagogischen Feldern, geschweige denn in der Arbeitslosenbildung und be-
trieblichen Weiterbildung auszuloten.  

Nach wie vor steht die sozialintegrative Funktion von Arbeitslosenbildung außer 
Frage: „Im Blick auf die Funktion und Leistung solcher ‚Bildungs’-Angebote 
geht es jedoch - zumindest in Zeiten anhaltender Massenarbeitslosigkeit - um 
die ‚Bereinigung’ der Arbeitslosenstatistik, um Disziplinierung, Befriedung, Be-
treuung und um die Schaffung von Surrogaten für berufliche Tätigkeit“ (Witt-
poth 1997, S. 78). Parallel dazu erweist sich auch der Betrieb in seiner gegen-
wärtigen Weiterbildungspraxis – unabhängig davon, ob man das, wie in der Er-
wachsenenbildung der 1970er/80er Jahre, ideologiekritisch oder wie heute eher 
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affirmativ deuten will – als „erziehende Instanz“ (Gonon 2002, S. 323), in der 
„die Bereitschaft und Fähigkeit zur Arbeit im Team (als Beitrag zur Absorption 
von Unsicherheit [...]), etikettiert als soziale Kompetenz oder Schlüsselqualifika-
tion als erwünscht erachtet“ (S. 331) wird.  

Anders als in der Weimarer Republik steht im heutigen wissenschaftlichen und 
öffentlichen, pädagogischen und bildungspolitischen Diskurs nicht die Verge-
meinschaftung, sondern die Individualisierung im Vordergrund. „Der Einzelne 
soll ein höheres Maß an Eigenverantwortung auch für seine Erwerbsarbeit und 
Daseinsversorgung übernehmen [...]. Als Leitbild der Zukunft gilt der Mensch 
als Unternehmer seiner Arbeitskraft und Daseinsvorsorge“ (Hendrich 1999, S. 
13f.) Die Konsequenz ist, dass mittlerweile „eine Epidemie von Selbstbegriffen 
[grassiert]“ (Faulstich 2003, S. 239). Doch auch der Gedanke der Kollektivie-
rung tritt in der aktuellen Weiterbildungsdiskussion auf, so wenn von „Wissens-
gesellschaft“, „Lerngesellschaft“, „neuen Lernkulturen“, „Lernenden Regio-
nen“, „Lernenden Organisationen“ und Netzwerken die Rede ist.  

Im Gegensatz zur Berufsbildungs- und Volksbildungstheorie der 1920er Jahre 
setzen sich die heutige Berufs-/Wirtschafts- und Erwachsenenpädagogik mit 
Fragen der beruflichen Weiterbildung auseinander, wobei jedoch die Arbeitslo-
senbildung trotz ihrer gesellschaftlichen Relevanz nur eine marginale Rolle 
spielt. Die stärkere, auch konstruktive Hinwendung zur betrieblichen Weiterbil-
dung in der theoretischen Diskussion der 1990er Jahre war ein Zugeständnis an 
die historisch kontinuierliche Durchsetzung des Betriebs als Weiterbildungsort, 
und zwar ohne, dass Betriebe ihrerseits die lang gehegte Autonomie in der be-
trieblichen Weiterbildung aufgeben mussten. Mit diesem Zugeständnis haben 
die Berufs-/Wirtschafts- und Erwachsenenpädagogik gleichzeitig ein Stück weit 
Verantwortung für die betriebliche Weiterbildungspolitik übernommen, der sie 
bislang durch Publikationen und Kooperationen zwischen Theorie und betriebli-
cher Weiterbildungspraxis in den letzten Jahren nachgekommen sind – und da-
mit trotz des betrieblichen Fernhaltens von externen Kontrollzugriffen zur „Ver-
öffentlichung“ betrieblicher Weiterbildung beigetragen. Eine zu intensivierende 
historische Weiterbildungsforschung kann hierzu künftig weitere Deutungshil-
fen geben.  

Eine der künftig anzugehenden Fragen in der beruflichen Weiterbildungsdiskus-
sion könnte die danach sein, inwieweit die Verbindung von Arbeitslosenbildung, 
die ihre primäre Referenz nach wie vor in der Arbeitsmarktpolitik hat, und be-
trieblicher Weiterbildung, deren Hauptbezugspunkt die betriebliche Beschäfti-
gungspolitik ist, stärker zu einer bildungspolitischen Angelegenheit gemacht 
werden kann. Denn das historisch rekonstruierbare Differenzverhältnis dieser 
beiden Weiterbildungssegmente untereinander und zum Berufsbildungssystem 
ist wesentlich auch darauf zurück zu führen, dass Weiterbildung (auch das ist 
historisch begründet) keinen Systemcharakter hat und somit nicht kontinuierlich 
an das Berufsbildungssystem ankoppelbar ist: „Ihre Form ist sozusagen system-
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widrig“ (Harney 1997, S. 98). Die Integration von Weiterbildung in das Bil-
dungssystem, wie sie der Deutsche Bildungsrat vorgeschlagen hatte, und die an-
gesichts der Relevanz von Lernkontinuitäten von Bedeutung ist, ist nach wie vor 
nicht erfolgt. Mögliche Anschlussstellen von Arbeitslosenbildung und betriebli-
cher Weiterbildung könnten in der regulierten Berufsbildung, der Berufsvorbe-
reitung und Erstausbildung liegen sowie in den Berufsschulen, die neuerdings 
zum kontinuierlichen Lernen befähigen und sich für Weiterbildung öffnen sol-
len. Die Berufs- und Wirtschaftspädagogik müsste sich mit erwachsenenbil-
dungswissenschaftlichen Erkenntnissen zum Lernen und Lernvermitteln, zu den 
Lernenden und Lernbedingungen in der Weiterbildung (vgl. Faulstich/Zeuner 
1999) auseinandersetzen. Die Erwachsenenbildung, zumindest derjenige Teil, 
der sich mit Fragen beruflicher Weiterbildung befasst, müsste die historisch tra-
dierte Vorliebe für wenig verbindliche Formen der Institutionalisierung von 
Weiterbildung, die Grenzziehung zur beruflichen Jugendbildung und vor allem 
ihre Abgrenzung vom Schulsystem neu diskutieren. Zudem müssten die Berufs-
/Wirtschafts- und Erwachsenenpädagogik bei ihrer Auseinandersetzung mit der 
beruflichen Weiterbildung öfter auf detaillierte Ergebnisse der industriesoziolo-
gischen Qualifikationsforschung rekurrieren, um Strategien der Qualifikations-
konstruktion und die komplizierten Prozesse der Qualifikationsdifferenzierung, 
an die betriebliche Weiterbildung auch in ihrer Geschichte angeschlossen hat 
und an die Arbeitslosenbildung mehr anschließen sollte, in den Blick zu be-
kommen. 
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In der Berufsbildungs- und Erwachsenenbildungsforschung mangelt es an Histo-
riographien zur beruflichen Weiterbildung. Die thematischen Schwerpunkte in 
der Geschichtsschreibung dieser beiden erziehungswissenschaftlichen Teildis-
ziplinen konzentrieren sich auf Institutionen, Strukturen, Personen, Theorien 
und Praktiken ihrer tradierten Forschungsfelder: berufliche Erstausbildung, und 
hier insbesondere die berufsschulische Bildung, in der historischen Berufsbil-
dungsforschung und außerschulische und -berufliche Bildung Erwachsener in 
der historischen Erwachsenenbildungsforschung.  

Mit der vorliegenden Arbeit, die im Schnittbereich von Berufsbildungs- und 
Erwachsenenbildungsforschung anzusiedeln ist, soll ein Beitrag zur Geschichts-
schreibung beruflicher Weiterbildung geleistet werden. Es wird versucht, zwei 
Teilbereiche des beruflichen Weiterbildungssektors historisch zu beleuchten: 
Weiterbildung für Arbeitslose und Weiterbildung für Beschäftigte der Industrie 
in der Zeit der Weimarer Republik.  

Ausgangspunkt der Arbeit ist die Annahme, dass Weiterbildung für Arbeitslose 
und betriebliche Weiterbildung in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg deutliche 
Konturen erhalten und sich weiter ausdifferenziert haben. Es wird danach ge-
fragt, welche sozioökonomischen Hintergründe, arbeitsmarkt- und beschäfti-
gungspolitischen Kontexte Auslöser für die Ausgestaltungsprozesse darstellten 
und welche pädagogischen Leitbilder und weiterbildungspolitischen Überlegun-
gen sie begleiteten und ihnen legitimatorischen Rückhalt gaben. Zudem wird 
versucht, ein Bild von der Praxis der Arbeitslosenbildung und der betrieblichen 
Weiterbildung zu zeichnen, von den Angeboten, Zielen, Entwicklungstendenzen 
sowie Interdependenzen im Untersuchungszeitraum.  
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